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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/678: Klimakampf und Kohlefront - das Gesetz ist gefragt ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Kohleausstieg notfalls ordnungsrechtlich durchsetzen



Anlässlich des Spitzentreffens zwischen Bundeskanzlerin Angela Merkel und
den Ministerpräsidenten der Braunkohle-Länder zum Kohleausstiegsgesetz und
den Strukturhilfen in den Regionen heute Abend erklärt Stefanie Langkamp,
Expertin für Kohlepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Der Kohleausstieg darf nicht länger verzögert werden. Wenn die
Braunkohlebetreiber nicht zu einer Einigung bereit sind, sollte die
Bundesregierung nun zügig den Ausstieg per Gesetz vorbereiten, wie von der
Kohlekommission empfohlen. Sonst bleiben dringende Fortschritte beim
Klimaschutz und die notwendige Planungssicherheit für Regionen,
Beschäftigte und Tagebaubetroffene aus. Strukturhilfen und die Abschaltung
von Kohlekraftwerken dürfen nicht durch eine Blockade der Betreiber weiter
aufgeschoben werden.

2020 muss das Jahr werden, in dem die Bundesregierung angesichts der
Klimakrise endlich angemessen handelt. Deswegen müssen Kohlekraftwerke
zügig vom Netz gehen und stetig klimaschädliche Emissionen reduziert
werden. Zu einem sozialverträglichen Kohleausstieg gehört auch, dass nicht
nur der Hambacher Wald gerettet wird, sondern garantiert werden kann, dass
kein weiteres Dorf mehr dem Braunkohleabbau zum Opfer fällt. Die
Bundesregierung sollte deshalb im Sinne der Kohlekommission gegenüber dem
Betreiber RWE auf einer frühen Abschaltung von 3,1 Gigawatt an den
Standorten Niederaußem und Neurath beharren.?

Aus dem Abschlussbericht der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", S. 64:

"Die Kommission geht davon aus, dass in den Verhandlungen mit den
Betreibern von Braunkohlekraftwerken die gesamte Planung bis 2030
einvernehmlich geregelt wird. Für den Fall, dass eine einvernehmliche
Lösung mit den Betreibern von Braunkohlekapazitäten nicht bis zum 30. Juni
2020 erfolgt ist, empfiehlt die Kommission, eine ordnungsrechtliche Lösung
mit Entschädigungszahlungen im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse
entsprechend dem oben genannten Reduktionspfad umzusetzen. So wird aus
Gründen der Versorgungssicherheit eine planbare Entwicklung
sichergestellt."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2020 
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KOHLEALARM/677: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Januar 2020

Kohleausstieg: Konzernforderungen blockieren Strukturmittel



Cottbus - Das Umweltnetzwerk GRÜNE LIGA kritisiert vor dem heutigen Treffen der
Bundesregierung mit den Kohlekraftwerksbetreibern, dass überzogene
Entschädigungsforderungen der Konzerne bisher auch die Strukturwandelhilfen
für die Kohleregionen blockieren.

"Die Strukturhilfen hängen seit Monaten in der Luft, weil nur um die
einvernehmlichen Lösung mit den Kohlekonzernen verhandelt wurde, ohne
parallel einen verordneten Kohleausstieg vorzubereiten. So konnte jede
überzogene Entschädigungsforderung der Konzerne auch das
Strukturstärkungsgesetz blockieren. Die Kohleregionen wurden trotz
gefeierter Kommissions-Einigung zur politischen Geisel der Konzerne
gemacht." sagt René Schuster, Bundesvorsitzender des Umweltnetzwerkes GRÜNE
LIGA und selbst Lausitzer.

In den Empfehlungen der Kohlekommission heißt es ausdrücklich:

"Für den Fall, dass eine einvernehmliche Lösung mit den Betreibern von
Braunkohlekapazitäten nicht bis zum 30. Juni 2020 erfolgt ist, empfiehlt
die Kommission eine ordnungsrechtliche Lösung mit Entschädigungszahlungen
im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse entsprechend des oben genannten
Reduktionspfades umzusetzen."

Das ist ohne Verzögerungen des Ausstiegspfades nur umsetzbar, wenn die
ordnungsrechtlichen Lösung gesetzlich geregelt ist und am 1. Juli 2020 in
Kraft treten kann. Dies hätte nicht zuletzt ein Inkrafttreten des an den
Kohleausstieg gekoppelten Strukturstärkungsgesetzes auch unabhängig vom
Verhandlungsstand mit den Kraftwerksbetreibern ermöglicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2020 
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KOHLEALARM/676: Klimakampf und Kohlefront - Widerstand nach Gesetz und Regeln ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 10. Januar 2020

GRÜNE LIGA pachtet Grundstück im Tagebauvorfeld bis 2037



Cottbus, 10.01.020. Die GRÜNE LIGA hat ein privates Grundstück im Vorfeld
des Tagebaues Nochten bis 2037 zur Nutzung übertragen bekommen und plant in
den nächsten Monaten dort Bildungs- und Kulturveranstaltungen.

"Die Grundeigentümer aus der Region wollen ihren Wald nicht an die LEAG
verkaufen und ihn stattdessen für gemeinnützige Zwecke nutzen lassen. Wir
werden in den nächsten Monaten Kunstaktionen und Bildungsveranstaltungen
auf diesem Gelände durchführen." erläutert René Schuster von der GRÜNEN
LIGA.

Schuster weiter: "Wir gehen davon aus, dass der schrittweise Ausstieg aus
der Braunkohle eine Verkleinerung des Abbaufeldes und eine dauerhafte
Erhaltung dieses Waldes ermöglicht. Mehr Abstand zwischen der Grube und den
Dörfern Rohne und Mulkwitz wird seit Jahren von der örtlichen
Bürgerinitiative gefordert - das neu gestartete Planverfahren zum Tagebau
Nochten wird darüber entscheiden müssen."

Das Waldstück von etwa einem halben Hektar liegt in der Nähe der Ortschaft
Rohne. Die Nutzung für Naturschutz, Bildungs- und Kulturveranstaltungen
wurde in dem im Dezember 2019 abgeschlossenen Pachtvertrag festgeschrieben,
der bis 2037 läuft.

Im Jahr 2017 beschloss der Regionale Planungsverband 
Oberlausitz-Niederschlesien, das Verfahren zum Braunkohlenplan Tagebau Nochten neu zu
eröffnen, um den Erhalt von Rohne und Mulkwitz auch planerisch
festzuschreiben. Ein solches Verfahren ist jedoch ergebnisoffen zu führen
und nicht an das Revierkonzept der LEAG gebunden. Das Bündnis
"Strukturwandel jetzt - kein Nochten II" hatte dementsprechend die
Forderung aufgestellt, genug Abstand zu den Dörfern einzuhalten, um deren
Lebensqualität zu erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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1. "Zeit des Schreckens: Die Wehrmacht auf Kreta 1941 - 1945"
und: "Sagt also der Sonne, dass sie einen neuen Weg finde"

Bremen. "Zeit des Schreckens: Die Wehrmacht auf Kreta 1941 - 1945" und:
"Sagt also der Sonne, dass sie einen neuen Weg finde"/Gedenkstätten und
Friedensinitiativen auf Kreta / Fotos und Texte von Rena Bayer, diese
Ausstellung wird vom 16. Januar bis 22. Februar 2020 in der Villa Ichon,
Goetheplatz 4, gezeigt. Die Ausstellungseröffnung findet am Donnerstag, 16.
Januar, um 19.30 Uhr statt.

Viele kennen vermutlich aus persönlicher Anschauung die Insel Kreta, die
wegen ihres wunderbaren Klimas, der schönen Strände und Landschaften,
seiner alten Kultur sowie der Gastfreundschaft ihrer Bewohner zu einer der
Lieblingsinseln der Deutschen geworden ist. Es ist aber wenig bekannt, wie
schrecklich die deutsche Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg in Griechenland und
auf Kreta gewütet hat. Eine Berliner Griechenland-Gruppe hat mit
Griechenland-Freunden in Darmstadt eine Ausstellung über diese für die
Hellenen furchtbare Zeit unter dem Titel "Zeit des Schreckens. Die deutsche
Besatzung auf Kreta 1941 -1945" erarbeitet. Sie wird ergänzt durch Fotos
und Texte von Rena Bayer (Darmstadt), die die Mahn- und Gedenkmale, die an
diesen Krieg auf Kreta erinnern, zeigen und beschreiben.

Die gesamte Ausstellung wird in Bremen vom 16. Januar bis zum 22. Februar
in der Villa Ichon zu sehen sein. Wir laden Sie herzlich zur Eröffnung am
16. Januar um 19.30 Uhr in der Villa Ichon ein. Begrüßung: Barbara Heller
(Bremer Friedensforum), Einführung: Arn Strohmeyer, Öffnungszeiten: Mo. bis
Sa. 11 bis 13 Uhr, Mo. bis Fr. 16 bis 20 Uhr.

Es wird zwei zu dieser Ausstellung ergänzende Veranstaltungen geben. Am 23.
Januar spricht die Historikerin Marlen von Xylander über "Die deutsche
Besatzungszeit auf Kreta 1941 - 1945". Am 11. Februar wird der Film
"Andartis - Partisan des Friedens" zu sehen sein. Es geht darin um ein
Friedensmonument, das die Berliner Künstlerin Karina Raeck auf der
Nida-Ebene im kretischen Ida-Gebirge errichtet hat. Beide Veranstaltungen
finden ebenfalls in der Villa Ichon jeweils um 19.30 Uhr statt. Auch dazu
sind Sie herzlich eingeladen.


2. Hände weg vom Iran - Kundgebung in Bremen

Bremen. Etwa 200 Bremerinnen und Bremen, darunter auch Abgeordnete der
Bremischen Bürgerschaft, versammelten sich auf dem Bremer Marktplatz zu
einer kurzfristig anberaumten Kundgebung gegen die Militärpolitik der USA
mit der Ermordung des Generals Kassem Soleimani. Eingeleitet wurde die
Veranstaltung durch ein politisches Gedicht, das sein Autor Rudolph Bauer
vortrug. Es beinhaltet die starke Militärpräsenz der USA auf deutschem
Boden. Anschließend sprach der Bremer Jurist Volkert Ohm, der die
Völkerrechtwidrigkeit des Mordes besonders herausstellte. Als zweiter
Redner verurteilte der deutsch-iranische Mediziner Khaschayar Bayanifar die
Ermordung des iranischen Generals auf direkte Anordnung des US-Präsidenten
Donald Trump. Damit bediene dieser sich terroristischer Mittel und riskiere
einen Krieg, der die Welt in Schutt und Asche legen könne. Im Anschluss
verlas Renate Kunze Äußerungen der Friedensbewegung in den USA, die
kürzlich in 80 Städten Protestdemonstrationen organisierte. In der Folge
sprachen Walter Ruffler, ehemaliger Abgeordneter der Bremer Bürgerschaft,
und Cornelia Barth, Landesvorsitzende der Partei Die Linke in Bremen. Die
Kundgebung moderierte Barbara Heller, die Sprecherin des Bremer
Friedensforum ist. Das Bremer Friedensforum veranstaltete die Kundgebung.


3. Bremer Friedensforum ruft zu Protesten gegen Manöver Defender
2020 auf 

Bremen. Das Bremer Friedensforum gehört zu den Einladern einer
norddeutschen Aktionskonferenz der Friedensbewegung am kommenden Samstag
(18. Januar) in Hamburg. Im Mittelpunkt stehen dabei die geplanten Proteste
gegen das bevorstehende Großmanöver der US-Army "Defender 2020" mit
insgesamt 37000 Soldatinnen und Soldaten aus 16 NATO-Staaten sowie aus
Finnland und Georgien. Bis zu 20000 US-GIs mit schwerem Gerät werden über
den Atlantik und anschließend quer durch Europa an die russische Grenze
transportiert.

Deutschland wird bei diesem Manöver laut Bundesverteidigungsministerium
eine zentrale Rolle als Mitbeteiligter und logistische Drehscheibe spielen.
Die Häfen in Bremerhaven und Bremen, der Flughafen in Bremen sowie das
"Convoy Support Center" in Garlstedt (17 Kilometer nördlich Bremens) werden
bei der Anlandung von Waffen, schwerem Gerät und Soldaten sowie als
Ruhezentrum als Orte bei dieser Kriegsübung genannt. Während der Transporte
dürfte es zu schweren Einschränkungen des Straßen- und Schienenverkehrs
entlang der Transportstrecken kommen. Die Bundeswehr hat bereits
vorsorglich mit der Deutschen Bahn AG eine Vorfahrtsregel für das Militär
vereinbart.

Das Bremer Friedensforum erwartet, dass das Manöver "Defender 2020" mit
seinen verheerenden friedens- und umweltpolitischen Folgen so schnell wie
möglich in der Bremischen Bürgerschaft auf die Tagesordnung gesetzt wird
und der Senat die Bevölkerung über die zu erwartenden Belastungen
informiert.

Weitere Informationen: [1]

Aufruf aus der Friedensbewegung zum Unterzeichnen:

https://www.antidef20.de/unterschriften/


4. Großmanöver Defender 2020 | Mit Tempo in den Neuen Kalten
Krieg IMI-Analyse 2020/02 | von: Jürgen Wagner 

Tübingen. In diesem Jahr wird das Säbelrasseln gegen Russland von Ende
Januar bis in den Mai von dem größten US-Manöver seit etwa einem
Vierteljahrhundert begleitet, dem zu allem Überfluss auch noch diverse 
NATO-Manöver angegliedert sein werden. Hierzulande wird "Defender 2020" vor
allem in den Monaten April und Mai stattfinden, wobei Deutschland nicht nur
über die NATO-Manöver, sondern vor allem bei der logistischen Unterstützung
der US-Truppen eine zentrale Rolle spielen wird.

weiterlesen:

http://www.imi-online.de/2020/01/10/grossmanoever-defender-2020/


5. Zweite Deutsch-Russische Friedenstage in Bremen

Bremen. Nach dem großen Erfolg der ersten Deutsch-Russischen Friedenstage
im November geht es im Februar 2020 weiter. Gezeigt wird unter anderem die
Ausstellung "Meinst Du, die Russen wollen Krieg?" im DGB-Haus. Der neue
Flyer bringt auch bereits eine Vorschau auf Veranstaltungen im Mai.

Link: [2]

und:

https://deutsch-russische-friedenstage.de/


6. #Aufstehen Bremen schreibt an Julian Assange/Persönlicher
Brief der AG Frieden

Bremen. Julian Assange ist seit April 2019 im Londoner Gefängnis Belmarsh
inhaftiert, das für besonders strenge und demütigende Haftbedingungen
bekannt ist und das u.a. zur Inhaftierung verurteilter Terroristen dient.
Seit dem 22. September 2019 ist er "prisoner on remand", sitzt also in
Präventivhaft aufgrund des Auslieferungsverlangens der USA. Und das im
Hochsicherheitsgefängnis, in Isolationshaft, ohne ansatzweise ausreichende
Möglichkeiten zur angemessenen Vorbereitung seines Verfahrens. Im
schlimmsten Fall drohen ihm die Auslieferung an die USA und die dortige
Verurteilung zu sehr langer Haft oder sogar zum Tod.

Die Situation von Julian Assange ist bereits jetzt äußerst schwierig und
nach menschlichem Ermessen kaum ertragbar. Erst vor wenigen Wochen, am
29.November 2019, hat der UN-Sonderberichterstatter für Folter, Nils
Melzer, auf Einladung der Fraktion Die Linke im Deutschen Bundestag, erneut
in einem bewegenden Beitrag öffentlich auf den Zustand von Assange
aufmerksam gemacht. Demnach zeigt er deutliche Symptome eines Menschen, der
bereits seit längerer Zeit psychischer Folter ausgesetzt ist. Wenn diese
Situation andauert, kann diese Folter sogar mit seinem Tod enden. Nils
Melzer nennt außerdem die gegen Assange eingeleiteten Verfahren und die
aktuelle Inhaftierung Willkür.

Vor diesem Hintergrund hat sich die AG Frieden von #Aufstehen Bremen dazu
entschlossen einen persönlichen Brief an Assange zu richten, um ihm
Mitgefühl, Menschlichkeit und Unterstützung aus Bremen für sein Anliegen zu
signalisieren und um ihm Mut zu machen.

Siehe auch: [3]


7. Menschen-Kettenreaktion: Atombomben weg - Verbotsvertrag
her!

Büchel. An alle Friedens- und Umweltgruppen, Menschen verschiedener
Organisationen der bundesweiten Kampagne "Büchel ist überall!
atomwaffenfrei.jetzt": Wir untersuchen momentan die Möglichkeit einer
Menschenkette am Atomwaffen-Stützpunkt Büchel. Die Menschenkette soll vom
Dorfkern Büchel zum Haupttor des Bundeswehr-Fliegerhorstes Büchel formiert
werden, auf dem Fahrradweg entlang der Bundesstraße (ca. 3,7 Kilometer).
Hierfür haben wir Sonntag, den 26. April 2020, vorgesehen (das ist auch der
Tschernobyl-Gedenktag). Bisher geplanter Ablauf: Ankunft 2 vor 12 Uhr
(aktueller Stand der "Weltuntergangsuhr"), 13 Uhr Kettenschluss (15 min.),
14:30 Uhr Abschluss-Kundgebung am Haupttor, Abfahrt um 16 Uhr. Damit diese
Idee Realität werden kann, brauchen wir die Zusage vieler
Friedens- und Umweltgruppen für die Übernahme von Teilstrecken, z.B. über
20 m, 50 m, 100 m etc.. Diese Zusagen brauchen wir bis zum
Kampagnenratstreffen am 7. Februar 2020. Dort soll die endgültige
Entscheidung getroffen werden, ob wir das Vorhaben realisieren können.
Bitte meldet Euch per Email: info@atomwaffenfrei.de oder mobil: 0172-77132
66.


8. Neues Friedensjournal mit zwei Beiträgen aus Bremen

Bremen/Frankfurt/M. Das neue "Friedensjournal" steht mit dem
Schwerpunktthema: Statt Kriegsvorbereitung: Kooperation mit Russland!
bereits online zur Verfügung. Zwei Beiträge kommen aus Bremen.

Link:

http://www.frieden-und-zukunft.de/pdf/fj/FJ_2020-1.pdf


9. Kriege beginnen hier - auch am Rüstungsstandort Bremen

Bremen. Fregatten, Satelliten, Flugzeuge oder Drohnen "made in Bremen", wo
es um lukrative Rüstungsaufträge geht, geht es immer auch ums Geld. Bereits
für die kaiserliche Marine baute Lürssen Kriegsschiffe. 

Weser Kurier, 15.1. 2020 - Link siehe [4]


10. Leserbrief 

Die Ermordung von Ghassem Soleimani stellt nicht den ersten Konflikt
zwischen den USA und dem Iran dar. 1953 fädelten CIA und MI6 den Sturz des
demokratischen Ministerpräsidenten Mossadegh ein. In den 80er Jahren
unterstützen maßgeblich die USA den Angriffskrieg des Irak gegen den Iran.
Das Atomabkommen von 2015 wurde von Donald Trump als "schlechtester Deal,
der je verhandelt wurde" bezeichnet und völkerrechtswidrig einseitig
gekündigt. Ebenfalls wurden die zur Zeit des Atomabkommens ausgesetzten
Sanktionen massiv verschärft.

Die Spannungen haben ihre Ursache in der amerikanischen Außen-und
Sicherheitspolitik. Die Carter-Doktrin von 1980 besagt, dass die USA
nötigenfalls Gewalt einsetzen werden, um ihre nationalen Interessen am Golf
zu verteidigen. Wesley Clark, General a.D. der US Army gab bei einem
Interview im Mai 2007 Einblicke in die Planungen des Pentagon von 2001. Im
Zusammenhang mit 9/11 gäbe es Kriegspläne gegenüber 8 Staaten, deren
Regierungen gestürzt werden sollten. Zwei der Länder mit angestrebtem
Regime Change waren der Iran und Irak. Donald Trump ist mit seiner "Nation
zuerst"-Doktrin zwar bestrebt, sich aus militärischen Einsätzen
zurückzuziehen, aber er will sehr wohl mitmischen. Amerikanische Interessen
werden vor allem mit wirtschaftlichen Maßnahmen wie Sanktionen
durchgesetzt. Im Kern richten sich amerikanische Interventionen nach wie
vor gegen Staaten, die keine uneingeschränkte prowestliche Linie verfolgen
und somit gegen den Iran.

Wie könnte man nun die angeordnete Ermordung des iranischen Generals
einordnen? Für den aktuellen Vorwurf des amerikanischen Präsidenten,
Soleimani habe terroristische Aktionen geplant, wurden keine Beweise
vorgelegt. Neben der Androhung militärischer Maßnahmen in der Zukunft, will
Trump wegen des Iran-Konflikts sein Impeachment-Verfahren "schnell beendet"
wissen.

Man kann nur hoffen, dass der Mord nicht zu weiteren katastrophalen
Zuspitzungen führt. Ein Krieg würde einen Flächenbrand in der Region
auslösen und neben den dortigen Toten, Verletzten und Zerstörungen eine
ungeheure Flüchtlingswelle auslösen. Die deutsche und europäische Politik
darf sich auf keinen Fall dem Konfrontationskurs Trumps anschließen. (A. B.
, Bremen)


11. Bremer Friedensforum im Netz

Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer Friedensforums:
www.bremerfriedensforum.de. Wir empfehlen auch die täglich mehrfach
aktualisierte Facebook-Seite des Bremer Friedensforums. Sie kann auch
gelesen werden, ohne Mitglied in dem sozialen Netzwerk zu sein (einfach das
"f" von www.bremerfriedensforum.de anklicken!). Wer bei Facebook ist, bitte
dort ruhig öfter mal den Daumen hoch (Gefällt mir). Auch für Kommentare
sind die Redakteure und LeserInnen der Facebook-Seite dankbar.
Friedenspolitische News aus Bremen gibt es auch auf Twitter!

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


12. Terminkalender

• 16. Januar bis 22. Februar 2020, Bremen, Villa Ichon, Goetheplatz 4,
"Zeit des Schreckens: Die Wehrmacht auf Kreta 1941 - 1945" und: "Sagt also
der Sonne, dass sie einen neuen Weg finde", Gedenkstätten und
Friedensinitiativen auf Kreta / Fotos und Texte von Rena Bayer,
• Ausstellungseröffnung: 16. Januar 2020, 19.30 Uhr, Begrüßung:
Barbara Heller (Bremer Friedensforum), Einführung: Arn Strohmeyer,
Öffnungszeiten: Mo. bis Sa. 11 bis 13 Uhr, Mo. bis Fr. 16 bis 20 Uhr

www.villa-ichon.de

• Samstag, 18. Januar 2020, 13 Uhr, Hamburg, Curio-Haus, Norddeutsche
Aktionsberatung zu "Defender 2020"

• Donnerstag, 23. Januar 2020, 19:30 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4,
28203 Bremen, Dr. Marlen von Xylander, Norderstedt, "Zeit des Schreckens.
Die deutsche Besatzung auf Kreta 1941 - 1945"

• 31. Januar bis 28. Februar 2020, DGB-Haus, Bahnhofsplatz 22/28,
Ausstellung "Meinst Du, die Russen wollen Krieg?", Deutsch-Russische
Friedenstage e.V. gemeinsam mit dem DGB Bremen

• Sonntag, 2. Februar 2020, 11 Uhr, Bremen, Waller Friedhof,
Gedenkgang zum Vermächtnis der Bremer Räterepublik, es spricht Klaus
Gietinger (Frankfurt/M.) am Mahnmal, musikalisch unterstützt vom
Buchtstraßenchor. Im Anschluss in der Kulturwerkstatt Westend musikalische
Einstimmung durch das Rote Krokodil, Gespräch zwischen Klaus Gietinger und
Karl-Heinz Roth über neuere Forschungserkenntnisse und Folgerungen aus dem
Scheitern der Bremer Räterepublik. Moderiert von Ingo Schumann.

• Donnerstag, 13. Februar, 19 Uhr, Aula der Wilhelm-Kaisen-Oberschule,
Valckenburghstr. 1-3, Bremen, Szenische Lesung "Über Flintenweiber und
Untermenschen", Kathrin Steinweg und Martin Heckmann präsentieren mit ihrer
Sprachkunst ein Thema, das die Herzen berührt und das es verdient hat im
Bewusstsein der heutigen Zeit präsenter zu sein. Veranstalter:
Deutsch_Russische Friedens_Tage Bremen e. V. und Wilhelm-Kaisen-Oberschule
in Kooperation mit der DENKORTE-Initiative Neustadt.

https://deutsch-russische-friedenstage.de/

• 15. Februar 2020 in München, Proteste gegen die
NATO-"Sicherheits"konferenz

https://sicherheitskonferenz.de/de/Liste-SIKO-Aufruf-2020

• Montag, 24. Februar 2020, 19 Uhr, Tivoli-Saal, Gewerkschaftshaus,
Bahnhofsplatz 22-28, Bremen, Vortrag Claudia Haydt: "Warum wir Frieden und
gute Nachbarschaft mit Russland brauchen", Deutsch-Russische Friedenstage
e.V. in Kooperation mit dem Bremer Friedensforum

• Freitag 28. Februar, 17 Uhr bis Samstag 29. Februar, 17 Uhr, in
Stuttgart-Hohenheim, Nähe Africom, Wollgrasweg 11 (Gemeindezentrum Padua)
70599 Stuttgart, Strategiekonferenz der Kooperation für den Frieden, Thema:
Frontex, Pesco und EU-Armee - oder zivile Alternativen zur EU-Aufrüstung?

• 13. bis 15. März 2020, International Days of Action Against
Sanctions and Economic War, Aufruf zu Internationalen Aktionstagen gegen
Sanktionen und Wirtschaftskrieg: Sanktionen Töten! Sanktionen sind Krieg!
Sanktionen sind unverzüglich zu beenden!

https://sanctionskill.org/

• Dienstag, 17. März 2020, 18 Uhr, Nachbarschaftshaus "Helene
Kaisen"), Beim Ohlenhof 10, Bremen-Gröpelingen, Andreas Grünwald (Hamburg):
"Klimakrise, Ökologische Wende, Frieden und soziale Gerechtigkeit",
Veranstalter: #aufstehen Bremen in Kooperation mit dem Bremer
Friedensforum

www.aufstehen-bremen.org

• 10. bis 13. April, bundesweit Ostermärsche der Friedensbewegung
in Bremen am 11. April Kundgebung mit Michael Müller, Bundesvorsitzender
der Naturfreunde

• Termine für die Aktionswoche "Stopp Air Base Ramstein 2020

- Aktionskonferenz am 15. Dezember 2019 in Frankfurt am Main

- Aktionswoche 2020 vom 5. bis 12. Juli 2020

- Abendveranstaltung am 10. Juli 2020

- Demonstration am 11. Juli 2020

https://www.ramstein-kampagne.eu


 Regelmäßige Termine:

• Treffen Bremer Friedensforum: jeden ersten Donnerstag im Monat um
18.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4

• Jeden Donnerstag, 17 bis 18 Uhr, Mahnwache Bremer Friedensforum,
Marktplatz, in den Wintermonaten: Unser Lieben Frauenkirchhof

• Jeden dritten Freitag im Monat, 12 bis 13 Uhr, Mahnwache gegen die
Rüstungshochburg Bremen an der Domsheide (vor "Kapitel 8")

• Jeden Freitag, 17 Uhr, Kundgebung der "Nordbremer Bürger gegen
Krieg", Bremen-Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße

Weitere Termine aus der Friedensbewegung: 

http://www.friedenskooperative.de/termine.htm

Weitere Informationen aus der Friedensbewegung: 

www.friedensratschlag.de


13. In eigener Sache

Bleiben Sie bitte dem Bremer Friedensforum gewogen und sparen Sie nicht mit
Vorschlägen, Ergänzungen, Texten und anderen Reaktionen an:
info@bremerfriedensforum.de. Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch gern
darauf hinweisen, dass das Bremer Friedensforum auf ehrenamtlicher Basis
arbeitet.

Und: Friedensarbeit kostet auch Geld! Im Unterschied zu Rüstungsproduzenten
erhalten wir keine staatliche Unterstützung aus Steuergeldern, sondern
finanzieren unsere Arbeit ausschließlich aus Spenden.


Anmerkungen

[1] https://www.butenunbinnen.de/nachrichten/gesellschaft/defender-europe-militaer-uebung-bremerhaven-100.html

[2] https://www.bremerfriedensforum.de/1207/deutsch-russische-beziehungen/Zweite-Deutsche-Russische-Friedenstage-in-Bremen/

[3] https://www.aufstehen-bremen.org/index.php/theme-styles/ag-frieden/323-ag-frieden-schreibt-an-julian-assange

[4] https://www.weser-kurier.de/bremen/bremen-wirtschaft_artikel,-luerssen-am-bau-des-mehrzweckkampfschiffs-beteiligt-_arid,1889439.html

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 1 vom 15. Januar 2020

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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ATTAC/2027: Weltwirtschaftsforum - "Stakeholder-Kapitalismus" keine Antwort auf Klimakrise


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 16. Januar 2020

Weltwirtschaftsforum: "Stakeholder-Kapitalismus" keine Antwort auf
Klimakrise

 Fall Siemens zeigt Nutzlosigkeit von Absichtserklärungen / Attac
beteiligt sich an Protest-Winterwanderung durch die Schweiz



Die globale Elite, die sich ab Dienstag beim Weltwirtschaftsforum (WEF)
in Davos versammelt, hat keine Lösung für die von ihr verursachte
Klimakrise. Das zeigt nach Ansicht des globalisierungskritischen
Netzwerkes Attac das "Davos-Manifest 2020", das einen neuen
"Stakeholder-Kapitalismus" als Antwort auf die Klimafrage präsentiert.

"Das ist Augenwischerei. Wir brauchen ordnungspolitische Vorgaben und
gesetzliche Regelungen. Wohin Absichtserklärungen von Unternehmen
führen, zeigt der Fall Siemens: Allen Beteuerungen zum Trotz, bis 2030
klimaneutral zu werden und eine führende Rolle im Kampf für Klimaschutz
einzunehmen, beteiligt sich Siemens am Bau der extrem klimaschädlichen
Carmichael-Kohlemine in Australien. Profit und die Einhaltung der
Geschäftsverpflichtungen gehen vor", stellt Maria Wahle vom
Attac-Koordinierungskreis fest. "Solange den Konzernen die Entscheidung
über Investitionen überlassen wird, geht der Raubbau an der Natur
weiter. Es würde auch nicht wundern, wenn der Siemens-Deal in Davos
angebahnt wurde."

Gemäß Davos-Manifest sollen private Unternehmen als "Treuhänder der
Gesellschaft" neben ihren finanziellen Kennzahlen durch Umwelt-, Sozial-
und Governance-Ziele ein neues Maß für die gemeinsame Wertschöpfung
finden. Dazu sollen sie etwa zu hohe Führungsgehälter reduzieren, ihren
gerechten Anteil an Steuern zahlen, null Toleranz gegenüber Korruption
zeigen, die Menschenrechte in ihren globalen Lieferketten achten und
sich für gleiche Wettbewerbsbedingungen einsetzen. Zugleich sollen die
Unternehmen aber "eine unternehmerische Denkweise" aufrechterhalten.

Attac fordert dagegen Gesetze und ordnungspolitische Vorgaben, um
Projekte wie die Carmichael-Mine in Australien zu verhindern. Die
Ankündigung der Europäischen Investitionsbank EIB, Projekte mit fossilen
Brennstoffen ab Ende 2021 nicht mehr zu finanzieren, ist dazu ein
richtiger Schritt. "Jetzt muss die Europäische Zentralbank dem folgen.
Die Pariser Klimaziele gelten für alle öffentlichen Institutionen, auch
für die EZB. Christine Lagarde muss ihrem Haus neue Leitlinien geben, in
denen Klima- und Umweltschutz sowie sozialer Ausgleich einen zentralen
Platz einnehmen. Nur so wird ein grundlegender sozial-ökologischer Umbau
der Wirtschaft und Gesellschaft möglich" sagt Alfred Eibl, ebenfalls
aktiv im Attac-Koordinierungskreis.

"Strike WEF": Aktivisten wandern von Landquart nach Davos

Attac beteiligt sich an der Winterwanderung "Strike WEF", die vom 19.
bis 21. Januar von Landquart nach Davos führt und von
klimaaktivistischen Gruppen in der Schweiz organisiert wird. "Am WEF
treffen sich diejenigen, die maßgeblich für den Klimanotstand
verantwortlich sind und seit Jahren konkreten Klimaschutz verhindern".
heißt es im Aufruf zu der Wanderung. "Davos ist überall. Protest und
Widerstand gegen die Politik der Globalisierung, gegen die Ignoranz der
Mächtigen gegenüber der Klimakatastrophe darf sich nicht auf dieses
Gipfeltreffen beschränken. Sie können dort genauso stattfinden wie
überall auf der Welt. Die Mitglieder des WEF betreiben ihre Politik
tagtäglich von ihren Firmensitzen aus. Um die Klimakrise zu stoppen, ist
Protest, Widerstand und das Aufbauen von Alternativen zu jeder
Jahreszeit an jedem Ort dieser Welt wichtig und nötig"


Weitere Informationen:

https://strike-wef.org/

www.weforum.org/agenda/2019/12/davos-manifesto-2020-the-universal-purpose-of-a-company-in-the-fourth-industrial-revolution/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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FRAGEN/009: Antonio Mazzeo - Italien ist ein wichtiger Angelpunkt für US-amerikanische Militäraktionen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Antonio Mazzeo: Italien ist 
ein wichtiger Angelpunkt für US-amerikanische Militäraktionen

Von Olivier Turquet, 14. Januar 2020



Antonio Mazzeo ist Investigativjournalist und Experte zu den Themen
MUOS (Mobile User Objective System - Satellitenkommunikationssystem
der US Navy), Sigonella und Drohnen, mit denen er sich seit geraumer
Zeit beschäftigt. Gleichzeitig engagiert er sich seit jeher für
Pazifismus und den Kampf für Umweltschutz und Menschenrechte auf
Sizilien.


Was denken Sie über die Möglichkeit, dass die Drohnen für das
Attentat auf Soleimani von Sigonella gestartet und vom MUOS, oder
zumindest mit dessen Beteiligung, gesteuert wurden?

Bereits als die ersten kargen Informationen zum terroristischen
Angriff der USA durchsickerten, habe ich meine Zweifel darüber
geäußert, dass die tödlichen Drohnen vom Militärflugplatz in Sigonella
gestartet sein könnten. Obwohl noch immer nicht klar ist, welche
unbemannten Luftfahrzeuge und Luft-Boden-Raketen eingesetzt wurden,
halte ich es für unwahrscheinlich, dass Sigonella die
Abschussplattform für den Angriff war. Sollten die verheerenden Reaper
MQ-9 eingesetzt worden sein (Drohnen, die in Sigonella stationiert
sind und vom Pentagon und der CIA bereits für Bombenangriffe in Libyen
sowie von der italienischen Luftwaffe selbst für
nachrichtendienstliche Operationen im Mittelmeerraum und in Nordafrika
verwendet wurden), ist ein Abschuss von Sizilien logisch betrachtet
unmöglich, da sie eine Reichweite von weniger als 2.000 Kilometern
haben. Obwohl Washington die gesamte Operation streng geheim hält,
kann hingegen davon ausgegangen werden, dass die Drohnen von einem der
zahlreichen Militärstützpunkte gestartet sind, die es in fast allen
Ländern rund um den Irak gibt (anerkannte militärische Quellen
vermuten Katar, aber Stützpunkte für die amerikanischen Reaper gibt es
auch in den Vereinigten Arabischen Emiraten, in Saudi-Arabien, Oman,
Jordanien und in Dschibuti am Horn von Afrika). Das schließt aber
keineswegs aus, dass Sigonella bei der Planung des Angriffs sowie bei
der Übertragung der für die Ausführung erforderlichen Befehle und
Informationen eine zentrale Rolle gespielt hat. Denn dieser
sizilianische Stützpunkt beherbergt seit zwei Jahren die Relaisstation
UAS SATCOM Relay Pads and Facility, mit der die
Satellitenkommunikation und die Operationen aller Drohnen der
italienischen Luftwaffe sowie der US-amerikanischen Navy unterstützt
werden, wo immer sich diese auch befinden. Diese Basis ist praktisch
ein Zwilling der Militärflugplätze im deutschen Ramstein oder in
Creech (Nevada), der das strategische Zentrum für die unbemannten
Luftfahrzeuge der USA darstellt. Darum halte ich es für sehr
wahrscheinlich, dass Sigonella in Bezug auf die Befehlserteilung und
Kontrolle des Angriffs am Flughafen von Bagdad eine Schlüsselrolle
gespielt hat. Das gleiche gilt für das Bodenterminal des neuen
Satellitenkommunikationssystems MUOS der US-amerikanischen
Streitkräfte in Niscemi (bei Caltanissetta), das für den Einsatz von
"Mobile Users" (zu denen auch Drohnen zählen) in allen Kriegsgebieten
unverzichtbar ist. Zu diesen zwei Punkten dürfte es kaum je ein
Dementi der italienischen Regierung geben, da das Nutzungsrecht der
Infrastrukturen exklusiv in den Händen der USA liegt und niemand auf
die Idee kommen würde, Italien um Erlaubnis zu bitten oder auch nur zu
informieren, wenn die Übertragungsknoten für militärische oder
geheimdienstliche Operationen verwendet werden sollen, ebenso wenig,
wie Italien deren Nutzung verhindern könnte.

Welche weiteren Rollen spielen die italienischen Militärbasen und
das MUOS für die US-amerikanische Kriegsstrategie?

Das aktuelle Geschehen ist ein offensichtlicher Beweis für die
wichtige geostrategische Rolle der zahlreichen US- und
NATO-Militärstützpunkte in unserem Land, wie zum Beispiel die bereits
erwähnten Stützpunkte in Sigonella oder Niscemi. Während der Stunden
unmittelbar vor dem Angriff auf den Flughafen von Bagdad und sofort
danach war im italienischen Himmel ein äußerst intensiver Luftverkehr
schwerer Transportflugzeuge und Jagdbomber der USA zu beobachten.
Diese überquerten im Einzelnen zuerst Sardinien und das Tyrrhenische
Meer, dann bewegten sie sich über Mittel- und Süditalien in Richtung
Nahost. Damit liegt es praktisch auf der Hand, dass die Operation von
den zahlreichen Radar- und Telekommunikationsstationen der NATO in
Italien unterstützt wurde. An den US-amerikanischen
Militärstützpunkten in Vicenza (Camp Darby und am ehemaligen Flughafen
Dal Molin) wurden Hunderte Soldaten der 173. US-Luftlandebrigade
mobilisiert, die derzeit die wichtigste Luftlandeeinheit der US Army
für alle Kriegsschauplätze der Welt ist. Über die Luftbrücke vom nahen
Flughafen Aviano (Pordenone) gelangten die Soldaten der 173. Brigade
nach Nahost, sehr wahrscheinlich nach Kuwait und möglicherweise auch
in den Libanon. Die Militäraktion der USA in jenen Stunden, bei der
mehr als 3.000 Soldaten zur irakischen Grenze entsandt wurden, lässt
gleichzeitig den Transfer von schwerer Kriegsausrüstung und Munition
vermuten, wahrscheinlich vom Camp Darby in der Toskana. Dieser Hub ist
die wichtigste strategische Basis der USA für Operationen in Afrika
und Asien, wobei die Transfers über die Häfen Livorno und Genua sowie
den Flughafen Pisa erfolgen. Ebenso wahrscheinlich ist es, dass ein
Teil der Jagdbomber F-16 mit Nukleargeschossen, die in Aviano
stationiert sind, bereits nach Nahost verlagert wurden (der intensive
Flugverkehr an der Militärbasis in Friaul war nicht zu übersehen).
Außerdem bin ich sicher, dass demnächst wesentlich mehr Kriegsschiffe,
Flugzeugträger und Atom-U-Boote inklusive, in den italienischen Häfen
zu sehen sein werden, vor allem im sizilianischen Augusta (Siracusa),
das der wichtigste Stützpunkt für die Kraftstoff- und Waffenversorgung
der US Navy im Mittelmeerraum ist. Das heißt, auch dieses Mal ist
Italien Angelpunkt für die Kriegsoperationen des Pentagons. Hinzu
kommen die verschiedenen Missionen der italienischen Streitkräfte im
Irak und dessen Nachbarländern, die leider ebenfalls im Schlepptau der
modernen Krieger unter Herrn Trump bleiben.

Verstößt die Situation der US-amerikanischen Militärstützpunkte und
der damit verbundenen Systeme gegen die italienische Verfassung oder
sogar gegen die NATO-Verträge selbst? Und wenn ja, warum?

Über diese Themen wird schon seit Jahren heftig diskutiert, leider
ohne Ergebnis. Artikel 11 der italienischen Verfassung verbietet Krieg
als Instrument für die Lösung internationaler Konflikte. Dennoch
werden die Stützpunkte der USA und der NATO seit jeher für
Kriegsoperationen und sprichwörtlich internationalen Terrorismus
genutzt. Das Parlament wird jedes Mal erneut umgangen. Man kann sogar
sagen, dass einige der Angriffe, die der Verfassung am
offensichtlichsten widersprachen, vor den beiden Kammern, den
Parlamentariern und der öffentlichen Meinung vorsätzlich geheim
gehalten wurden. Die Umwandlung von Sigonella in die Welthauptstadt
der Drohnen für USA und NATO ist eine der verantwortungslosesten und
verfassungswidrigsten Aktionen der jüngsten Geschichte Italiens.
Unbemannte Luftfahrzeuge dehumanisieren Konflikte und die Macht über
Leben oder Tod, Krieg oder Frieden wird an Maschinen delegiert. Damit
sind wir von der Verfassung meilenweit entfernt, ebenso wie von allen
ethischen Grundsätzen und Rechten, die in der Geschichte der
Menschheit tief verwurzelt sind.

Welche Konsequenzen haben diese Militärsysteme für Italien, für die
Bewohner und die Sicherheit in unserem Land?

Die moderne Kriegsführung entmenschlicht nicht nur, sondern hat auch
eine erbarmungslose Logik der Asymmetrie angenommen. Das heißt, sie
verläuft außerhalb der konventionellen Muster, die in den vergangenen
Jahrzehnten bekannt geworden sind und studiert wurden. Der Einsatz von
Drohnen für Selbstjustiz an "Feinden" ist asymmetrische Kriegsführung,
ebenso wie die Vergeltungsschläge gegen wehrlose Zivilisten oder an
symbolischen Orten in jenen Ländern, die für die Konfliktlösung in
Nahost und auf dem afrikanischen Kontinent direkte Verantwortung
tragen. Wer Hass und Krieg sät, wird Rache und Tod ernten. Wenn wir
als Startplattform für terroristische Anschläge und kritiklose
Bombardements dienen, werden wir umgehend zum Angriffsziel, sei es für
Vergeltungsschläge oder auch, um weitere Angriffe zu verhindern. Auf
diese Weise bildet sich eine endlose, blutige Kette, bei der die
"asymmetrischen" Opfer immer wehrlose, unschuldige Menschen sein
werden, denen der Wahn jener kleinen Gruppe von "Dr. Seltsam" des 21.
Jahrhunderts überhaupt nicht bewusst ist.

Was sollte die italienische Regierung Ihrer Meinung nach von der
US-amerikanischen Regierung und der NATO fordern?

Diese Frage kann ich sehr prägnant beantworten, denn mittlerweile ist
kein Raum mehr für zweckdienliche Zaghaftigkeit und Heuchelei. Die
Streitkräfte der USA und der NATO - aber auch jene aus Ländern
außerhalb der NATO, die in Italien weiterhin formiert und ausgebildet
werden, wie etwa aus Israel, Saudi-Arabien und allen voran der Türkei -
 müssen unverzüglich unser Land verlassen und die genutzten
Infrastrukturen müssen abgebaut oder der zivilen Nutzung zugeführt
werden. "Technische" Stopps im Rahmen beliebiger "ausländischer"
Kriegssysteme an den Flughäfen und Häfen sind zu verbieten.
Gleichzeitig sollte der einseitige Austritt Italiens aus der NATO
unterstützt werden, weil dieses Militärbündnis unter anderem in
Libyen, Syrien und jetzt auch in Bagdad aufs Neue bewiesen hat, wie
schwach und nutzlos es ist.

Angesichts dieser Ereignisse fühlt man sich mitunter sehr machtlos.
Was kann jeder von uns dagegen tun?

Die jüngsten Geschehnisse im Irak sind lediglich der neueste Akt in
der Tragödie unserer Epoche, in der Krieg vor allem anderen kommt und
über allem anderem steht. Die Menschheit muss sich bewusst werden,
dass wir kurz vor dem Abgrund stehen. Ein nuklearer Holocaust stellt,
heute mehr denn je, eine reale Gefahr da. Die Menschheit riskiert,
auszusterben, noch bevor die verheerenden Auswirkungen des
Klimawandels unser Leben bedrohen. Was wir brauchen, ist eine
internationale Bewegung gegen jede Art von Krieg, und zwar sofort.
Jeder Einzelne hat das Recht und die Pflicht zum Widerstand, zum
Widerspruch und zur Fahnenflucht. Aber auch die Journalisten und
Kolumnisten seien an ihre Pflicht erinnert - nämlich die Ursachen,
Vorgehensweisen und Konsequenzen dieses globalen Kriegswahns
aufzuzeigen. Wir leisten unseren Beitrag von unten, mit verschwindend
geringen Mitteln, aber in der festen Überzeugung, dass wir uns
Feigheit nicht mehr leisten können. Wir müssen handeln, für uns und
für unsere Kinder, um weiter daran glauben zu können, dass eine andere
Welt noch möglich ist.


Die Übersetzung aus dem Italienischen wurde von Jeannette
Carolin Corell vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam
erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AKTION/204: Hamburg - Kundgebung. Solidarität mit den Kämpfenden im Iran, 18. Januar 2020


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

Kundgebung in HH: Solidarität mit den Kämpfenden im Iran und gegen die
US-Aggression gegen die iranische Bevölkerung

Iranisches Generalkonsulat, Bebelallee 18 (Nähe U-Bahn Hudtwalcker
Str.)


Samstag, den 18. Januar von 11:00 - 13:00 Uhr



Die Ermordung des iranischen Generals Qassim Suleimani durch
US-Drohnenangriffe in Bagdad fand statt, kurz nach dem im November letzten
Jahres Millionen Menschen im Iran gegen die Islamische Republik auf die
Strassen gegangen waren. Massenproteste wurden massiv von Polizei und den
paramilitärischen Kräften angegriffen und mit scharfer Munition beschossen
- teils von Hausdächern und Helikoptern aus. Die Häuser von Anwohnerinnen,
die den Demonstrantinnen Schutz gaben, sollen gestürmt und Verletzte aus
Krankenhäusern entführt worden sein. Die Folge sind über 10000 Festnahmen
und ca 1500 Tote.

Wir gedenken auch den Opfern des in unseren Augen bewussten
Flugzeugabschusses des iranischen Terrorregimes, bei dem 176 Menschen
geopfert wurden.

Ebenso lehnen wir das US-amerikanische Attentat auf Suleimani ab.

Denn hinter dieser imperialistischer Strategie der USA stehen Krieg und
Elend.

Es gibt keine "Schonung" der Zivilbevölkerung, sondern massenhaft Tote und
Verletzte. Und es wird keine "Befreiung" der Irakerinnen, Afghanerinnen,
Kurdinnen. Syrerinnen, etc durch die US-Regierung geben .

Wir unterstützen deshalb die Kundgebung von Iranische Genossinnen und
Genossen aus Hamburg :

Der Rat der Sozialisten und Freidenker , Aktivisten Organisation Fadaian (
Minderheit) und Aktivisten der Kommunistische Parte Irans




Nieder mit dem iranischen kapitalistischen Regime

Gegen den USA-Imperialismus

Freiheit für allen politischen Gefangenen.

Es lebe die Freiheit.

Es lebe die Revolution.

Es lebe der Sozialismus.

Hoch die internationale Solidarität.




Netzwerk Freiheit für alle Gefangenen - HH

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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AUFRUF/114: Hamburg - Aktionsberatung gegen das NATO-Manöver "Defender 2020", 18.01.2020


Bremer Friedensforum

Bremer Friedensforum ruft zu Protesten gegen Manöver Defender 2020
auf

Samstag | 18. Januar2020 | 13:00-17:00Uhr

GEW Geschäftsstelle im Curio-Haus (Hinterhof)

Rothenbaumchaussee15 | 20148Hamburg



Bremen. Barbara Heller und Ekkehard Lentz vom Bremer Friedensforum gehören
zu den Einladern einer norddeutschen Aktionskonferenz der Friedensbewegung
am kommenden Samstag in Hamburg.

Im Mittelpunkt stehen dabei Proteste gegen das bevorstehende Großmanöver
der US-Army "Defender 2020" mit insgesamt 37000 Soldatinnen und Soldaten
aus 16 NATO-Staaten sowie aus Finnland und Georgien. Bis zu 20000 US-GIs
mit schwerem Gerät werden über den Atlantik und anschließend quer durch
Europa an die russische Grenze transportiert.

Deutschland wird bei diesem Manöver laut Bundesverteidigungsministerium
eine zentrale Rolle als Mitbeteiligter und logistische Drehscheibe spielen.
Die Häfen in Bremerhaven und Bremen, der Flughafen in Bremen sowie das
"Convoy Support Center" in Garlstedt (17 Kilometer nördlich Bremens) werden
bei der Anlandung von Waffen, schwerem Gerät und Soldaten sowie als
Ruhezentrum als Orte bei dieser Kriegsübung genannt. Während der Transporte
dürfte es zu schweren Einschränkungen des Straßen- und Schienenverkehrs
entlang der Transportstrecken kommen. Die Bundeswehr hat bereits
vorsorglich mit der Deutschen Bahn AG eine Vorfahrtsregel für das Militär
vereinbart.

Wir wollen gegen die Manöver protestieren und uns für Diplomatie und
Frieden gegenüber Russland einsetzen. Zur Planung der Aktivitäten
anlässlich des Manövers gibt es am Samstag, 18. Januar 2020, eine
Aktionsberatung in Hamburg. Kommt vorbei! Von 13:00 bis 17:00 Uhr im 
Curio-Haus, Rothenbaumchaussee 15, 20148 Hamburg.



Link zur Einladung zur norddeutschen Aktionsberatung in Hamburg am 18.
Januar

https://www.bremerfriedensforum.de/pdf/aktionsberatung_hamburg_A4_18012020a.pdf

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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LESUNG/6584: Braunschweig - Andreas Hartmann, Hans Jürgen Heinze lesen Absurdes, Skurriles, Ironisches, 19.01.20


Stadt Braunschweig

"Absurdes, Skurriles, Ironisches" im Raabe-Haus



Braunschweig. Andreas Hartmann und Hans Jürgen Heinze lesen in der
Reihe "Absurdes, Skurriles, Ironisches" am Sonntag, 19. Januar, um 15
Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, aus
unterhaltsamen literarische Texten von Joachim Ringelnatz, Karl
Valentin und vielen anderen Schriftstellern.

Wegen der großen Nachfrage an der humorvollen Veranstaltung wird eine
rechtzeitige Reservierung bis spätestens Freitag, 17. Januar, um 12
Uhr unter Telefonnummer 0531/70189317 empfohlen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/6583: Münster - Kabarettisten M. Lauffs u. H. Rüther lesen humorvolle Texte über Künstler, 22.01.20


Stadt Münster

Heitere Lesung in der Stadtbücherei



Münster (SMS )"Kunst ist schön, macht aber viel Arbeit": Unter diesem
Motto lädt die Stadtbücherei, Alter Steinweg 11, am Mittwoch, 22.
Januar, zu einer Lesung in die Kulturetage ein. Es sind die ehemaligen
Lehrer und Hobby-Kabarettisten Manfred Lauffs und Hans Rüther aus
Dorsten zu Gast. Sie lesen humorvolle Texte über Kunst und Künstler
u.a. von Wilhelm Busch, Ephraim Kishon, Heinz Erhardt vor.

Beginn ist um 17 Uhr. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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VORTRAG/827: Braunschweig - Jürgen Beck-Rebholz und Hans Gerd Hahn über den Lyriker Thomas Kling, 21.01.20


Stadt Braunschweig

Vortrag über den Lyriker Thomas Kling im Raabe-Haus



Braunschweig. In der Reihe "Vielfacher Schriftsinn" stellen Jürgen
Beck-Rebholz und Hans Gerd Hahn am Dienstag, 21. Januar, um 19 Uhr den
Lyriker Thomas Kling und dessen Gedichtbände "Geschmacksverstärker"
sowie "Nacht.sicht.gerät" im Raabe-Haus:Literaturzentrum,
Leonhardstraße 29a, vor. Klings experimentelle Dichtung zeichnet sich
durch provozierende und unangepasste "Sprachperformances" aus. Die
Sprache benutzt er als Gebiet und Werkzeug, und bringt sie mit viel
Virtuosität in seinen poetischen Partituren zum Ausdruck.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8865: Und morgen, den 17. Januar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.01.2020 bis zum 18.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8865 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Der Morgen verspricht

nur Wolkenfelder,

Jean-Luc, der Frosch, bricht

durch kleine Wälder.
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MELDUNG/112: Die Rückkehr der Vorratsdatenspeicherung droht (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Die Rückkehr der Vorratsdatenspeicherung droht



Der Europaabgeordnete und Bürgerrechtler Dr. Patrick Breyer (Piratenpartei)
warnt vor den Konsequenzen der heutigen Stellungnahme des EU-Generalanwalts
in Sachen Vorratsdatenspeicherung [1], der sich für "andere Möglichkeiten
der gezielten Vorratsspeicherung" ausspricht:

"Flächendeckende Vorratsdatenspeicherung ist die weitreichendste und am
tiefsten in unser Privatleben eingreifende Überwachungsmaßnahme der
Geschichte. Wie die Polizei will nun auch der EU-Generalanwalt, dass der
Europäische Gerichtshof den bisherigen Schutz unverdächtiger Menschen vor
einer Vorratsspeicherung ihrer Telefon- und Internetnutzungsdaten
aufgibtund eine vermeintlich ?gezielte? Vorratsdatenspeicherung zulässt.
Das Ergebnis wäre eine weitreichende Registrierung des Verhaltens
sämtlicher Menschen in Europa ohne jeden Verdacht einer Straftat. Unter
einem solchen Generalverdacht wären die vertrauliche Beratung von Menschen
in Not ebenso in Gefahr wie die Pressefreiheit.

EU-Generalanwalt Campos Sánchez-Bordona fällt auf die Fake News der
Überwachungsideologen herein: Tatsächlich ist kein einziger terroristischer
Anschlag durch Vorratsdatenspeicherung verhindert worden. Laut
Kriminalstatistik hat Vorratsdatenspeicherung nirgendwo einen statistisch
signifikanten Einfluss auf die Begehung oder Aufklärung von Straftaten. Ich
haben den Wissenschaftlichen Dienst des Europäischen Parlaments mit einer
Untersuchung dieser Frage beauftragt. Die Ergebnisse werden in Kürze
vorliegen.

Ich appelliere an den Europäischen Gerichtshof, seine Rechtsprechung zum
Schutz der Privatsphäre und Kommunikationsfreiheit von 500 Mio.
Europäerinnen und Europäern zu verteidigen!"

Auf Initiative der PIRATEN und ihrer Fraktion wird sich der Innenausschuss
des Europäischen Parlaments am nächsten Dienstag Nachmittag [2] mit dem
dänischen Vorratsdaten-Skandal befassen: Eine zweistellige Anzahl
verurteilter Menschen wurden 2019 aus der Haft entlassen, nachdem sich
herausstellte, dass als Beweismittel verwendete Vorratsdaten fehlerhaft
waren.


Quellen/Fußnoten:

[1] curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_2758357/de/

[2] www.europarl.europa.eu/doceo/document/LIBE-OJ-2020-01-20-1_EN.html

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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LESUNG/1939: Cuxhaven - Hanna Schott, "Klimahelden", 23.01.20


Stadt Cuxhaven

Hanna Schott liest in Cuxhaven



Die engagierte Autorin liest in der Auftaktveranstaltung des
Aktionstages "Nachhall: Mach's mal anders!" im Haus der Jugend am 23.
Januar 2020 um 14.00 Uhr aus ihrem aktuellen Kinderbuch "Klimahelden".

Doch was heißt hier "lesen" - Hanna Schott ist eine begnadete
Erzählerin und weiß ihr Publikum charmant zu unterhalten und
mitzunehmen. Die Geschichte handelt vom Baumpflanzer Felix Finkbeiner,
von den Essensrettern Oskar und Mathilde aus Norwegen, von Isabel und
Melati und ihrem erfolgreichen Kampf gegen Plastikmüll und von vielen
Klimahelden, die "ganz normale" Kinder sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.01.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LESUNG - KINDER-UNI/213: Bocholt - JUNGE UNI startet ins Sommersemester 2020, abwechslungsreiches Programm am 07.02.20


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Die JUNGE UNI startet ins Sommersemester 2020



Bocholt (JUBOH). Die JUNGE UNI in Bocholt startet am 7. Februar 2020
in das Sommersemester 2020. Von 17:30 bis 19:30 Uhr erwartet alle
Kinder und Jugendlichen von 6 bis 18 Jahren mit ihren Begleitungen ein
abwechslungsreiches Programm im großen Hörsaal der Westfälischen
Hochschule, Campus Bocholt.

Anmeldungen zum Semesterstart sind ab dem Donnerstag, 16. Januar 2020,
auf der Internetseite www.juboh.de möglich. Die Veranstaltung ist
kostenfrei.

"Besonders gespannt sind wir auf die Impulsvorlesung 'Wie finden
Ameisen (in der Wüste) nach Hause?' von Prof. Dr. Tobias Seidl", so
Isabel Testroet, Leiterin der JUNGEN UNI in Bocholt. "Insekten sind
viel schlauer als man denkt. Bienen und Ameisen müssen für ihre
Nachkommen Futter sammeln." Bionik-Professor Tobias Seidl wird in
einem kurzen Vortrag zeigen, wie gefährlich das Leben von
Wüstenameisen ist und wie sie immer wieder nach tausenden von
Schritten sicher zu ihrem Nest zurückkehren. Prof. Dr. Seidl lehrt und
forscht am Westfälischen Institut für Bionik an der Westfälischen
Hochschule Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen, Campus Bocholt. Der
Begriff Bionik umfasst die Disziplinen Biologie und Technik. Die
Nutzbarkeit der natürlichen Vorbilder wird hierbei mit Technologien
verknüpft.

In einem weiteren Kurzvortrag werden die Jungforscher Samuel Schmitz
und Jan Reddig (8. Klasse) ihre Forschung "Mit dem Wetterballon in die
Stratosphäre" präsentieren. Außerdem findet eine Liveshow "Draw &
Clash" statt: Der Dozent Michael Tewiele stellt mit seinen
Studierenden Marina Ahold und Hannes Terörde die Kursergebnisse aus
dem Wintersemester 2019 vor. Weitere spannende Programmpunkte wie
Musik und die Vorstellung eines Roboters versprechen einen
vielfältigen Jahresauftakt der JUNGEN UNI in Bocholt.

Hintergrund: JUNGE UNI in Bocholt

Das Projekt Leonardo da Vinci Innovation wird im Rahmen des 
INTERREG-Programms Deutschland-Nederland durchgeführt und durch die Europäische
Union, die Provinz Gelderland, und das MWIDE NRW mitfinanziert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.20

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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ARBEITERSTIMME/386: Der Schlag gegen die saudische Ölproduktion


Arbeiterstimme Nr. 205 - Herbst 2019

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Der Schlag gegen die saudische Ölproduktion



Am 14. September erfolgte ein Angriff aus der Luft auf die Raffinerie
Abkaik und auf das Ölfeld Khurais, beides in Saudi-Arabien. Der
angerichtete Schaden ist beträchtlich. Es sollen 50 % der täglichen
saudischen Produktionskapazitäten lahmgelegt worden sein, was in etwa
5% der weltweiten Produktion entspricht. Die Huthis aus Jemen
erklärten, sie hätten diesen Angriff ausgeführt. Außerdem drohte ein
Sprecher der Huthis den Saudis weitere Schläge an, sollten sie ihre
Politik gegen den Jemen nicht verändern.

Soweit die offensichtlichen Fakten. Sofort begann der Propagandakrieg.
Saudi-Arabien und die USA verlautbarten, nach ihren Erkenntnissen sei
der Iran für den Angriff verantwortlich. Vom Iran dagegen wurde jede
Beteiligung und Verantwortung energisch zurückgewiesen. In den Medien
kursieren, natürlich gestreut von interessierten Kreisen, Gerüchte
über den angeblichen Ablauf des Luftschlags. Die Drohnen und/oder
Cruise Missiles und/oder Raketen, seinen nicht im Jemen, sondern im
Irak oder Iran gestartet worden.

Bis jetzt sind noch keine Argumente oder gar Beweise bekannt geworden,
die eine einigermaßen sichere Einschätzung des Geschehens erlauben.

Präsident Trump hat eine Verschärfung der Sanktionen angekündigt, die
sich speziell gegen die Aktivitäten der iranischen Nationalbank
richten sollen. Außerdem sollen zusätzlich US-Militäreinheiten in die
Region verlegt werden. Über eventuelle weitere Reaktionen, wie etwa
einen Vergeltungsschlag, ist anscheinend noch nicht entschieden
worden.

Fest steht aber bereits, dass der Konflikt am persischen Golf durch
diesen Luftschlag eine neue Stufe erreicht hat. Wenn man sich die
Frage stellt, wem nützt das, kommt man nicht um die Antwort herum,
eher dem Iran, unabhängig davon ob und wie auch immer er dabei
beteiligt gewesen sein mag. Denn jetzt leidet nicht nur der Iran unter
den Sanktionen, sondern auch die Gegenseite hat einen Preis zu
bezahlen, direkt durch die Produktionsausfälle Saudi-Arabien, eher
indirekt über die potentiellen Auswirkungen auf Ölpreis und
Weltkonjunktur auch die USA. Aber ganz besonders sind die USA in ihrer
Rolle als Ordnungsmacht in der Region herausgefordert.

Es zeigt sich, die Politik des maximalen Drucks auf den Iran ist nicht
kosten- und risikolos zu haben. Die große militärische Überlegenheit
der USA kann bis zu einem gewissen Grad durch asymmetrische
Gegenmaßnahmen unterlaufen werden. Allerdings mit der Folge des
Hochschraubens des Eskalationsrisikos und der Zunahme der Spannungen.

Nicht vergessen darf man die eigentliche Ursache der Spannungen. Die
USA wollen den Iran in die Knie zwingen. Nur deshalb haben sie den Weg
des maximalen Drucks eingeschlagen. Sie sind deshalb auch für die
steigende Kriegsgefahr verantwortlich.

21.09.2019

 * 

Quelle:

Arbeiterstimme Nr. 205 - Herbst 2019, Seite 12

E-Mail: redaktion@arbeiterstimme.org

Internet: www.arbeiterstimme.org

 

Die Arbeiterstimme erscheint viermal im Jahr.

Das Einzelheft kostet 3 Euro,

Abonnement und Geschenkabonnement kosten 13 Euro

(einschließlich Versandkosten).

Förderabonnement ab 20 Euro aufwärts.
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DAS BLÄTTCHEN/1960: Neue Allianz China-Russland in Sicht?


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 26 | 23. Dezember 2019

Neue Allianz China-Russland in Sicht?

von Jerry Sommer



China und Russland bezeichnen sich schon seit über 20 Jahren als
"strategische Partner". In den vergangenen Jahren haben sie jedoch ihre
Zusammenarbeit auf militärischem Gebiet erheblich intensiviert. Russland
hat 2014 seine Einschränkungen beim Export von Hightech-Waffen nach China
aufgehoben. Peking kaufte daraufhin das modernste russische Raketen- und
Flugabwehrsystem S-400 sowie das neueste russische Kampfflugzeug, die
Su-35. Das Rüstungsgeschäft hat einen Wert von mehreren Milliarden Dollar.
Vor kurzem kündigte der russische Präsident Wladimir Putin außerdem an,
China beim Aufbau eines Frühwarnsystems gegen anfliegende Raketen zu
unterstützten. Damit habe die russisch-chinesische Militärkooperation eine
neue Stufe erreicht, sagt der Politikwissenschaftler Tong Zhao vom
Carnegie-Tshinhua-Zentrum in Peking: "Diese Bereitschaft Russlands kann
erheblich dazu beitragen, Chinas Fähigkeit zur nuklearen Abschreckung zu
erhöhen. Es ist bemerkenswert, dass sich die Zusammenarbeit damit auch auf
die strategische Sicherheit ausweitet."

Gemeinsame militärische Übungen gibt es zwar schon seit über 15 Jahren.
Doch sie haben zugenommen, erläutert Thomas Eder vom Mercator-Institut für
China-Studien in Berlin: "Gemeinsame Marinemanöver unter dem Namen Joint
Sea gibt es seit 2012. Die fanden auch schon im Mittelmeer und im
Südchinesischen Meer statt. 2017 gab es auch gemeinsame Übungen im Bereich
der Raketenabwehr. Und letztes Jahr sahen wir sogar eine erste chinesische
Beteiligung an Russlands gigantischen jährlichen Armeemanövern Wostok
2018."

An Wostok 2018 beteiligten sich 3500 chinesische Soldaten. Im Juli hat es
zudem gemeinsame Patrouillen-Flüge russischer und chinesischer
Kampflugzeuge in Asien gegeben.

Das chinesische Militär kann bei diesen Übungen von den kampferfahrenen
russischen Streitkräften lernen. Gleichzeitig versuchen sowohl China als
auch Russland auf diese Weise die USA zu beeindrucken. Thomas Eder sieht es
so: "Mit diesen Übungen signalisiert man, dass China und Russland durch die
engeren gemeinsamen Beziehungen in einer stärkeren Position seien und man
ihnen keine Zugeständnisse abringen könne."

Allerdings sollte man die Bedeutung dieser Manöver nicht überbewerten,
meint Erhard Crome vom Welttrends-Institut in Potsdam: "Das sind eher
symbolische Gesten. Und darüber hinaus hat das Ganze natürlich einen
defensiven Charakter: Man übt, wie man denn in bestimmten Gegenden des
Interessengebietes des einen eine gewisse Kooperation mit dem anderen
gewinnt."

Wie würden China und Russland beispielsweise im Fall eines militärischen
Konflikts zwischen Nordkorea und den USA reagieren? Dmitri Trenin, Direktor
des Carnegie-Zentrums in Moskau, glaubt nicht, dass sie militärisch
eingreifen. "Aber sie könnten Informationen austauschen, sich beraten, ihre
Radarsysteme koordinieren. Das soll durch diese Zusammenarbeit geprobt
werden."

Ein förmliches Militärbündnis zwischen Russland und China mit gegenseitiger
Beistandsverpflichtung halten die meisten Experten für ausgeschlossen. Denn
zu groß sind die Interessenunterschiede zwischen den beiden Staaten. China
erkennt zum Beispiel die Krim nicht als russisches Territorium an. Russland
wiederum unterstützt nicht die chinesischen Ansprüche im Südchinesischen
Meer. Dmitri Trenin ist deshalb sicher: "Russland wird nicht an der Seite
Chinas und China nicht an der Seite Russlands gegen die USA Krieg führen.
Daran denken weder die chinesische noch die russische Führung."

Diese Einschätzung teilt der chinesische Sicherheitsexperte Tong Zhao. Doch
er glaubt, dass Peking mit der Kooperation die Hoffnung verbindet, "bei
einem möglichen Konflikt im Südchinesischen Meer gegenüber den USA mehr
Gewicht in die Waagschale werfen zu können".

Russland beliefert Indien und Vietnam weiterhin mit modernsten
Waffensystemen. Mit beiden Staaten hat China ungelöste territoriale
Konflikte. Das ist ein weiterer Interessenkonflikt, der der militärischen
Zusammenarbeit von China und Russland Grenzen setzt.

Trotz dieser Interessenunterschiede wird die russisch-chinesische
militärische Zusammenarbeit wohl weiter ausgebaut. Es heißt, ein neuer
Vertrag über militärische Kooperation werde angestrebt. Für den
Politikwissenschaftler Michael Staack von der Hamburger
Helmut-Schmidt-Universität der Bundeswehr haben Peking und Moskau das
gemeinsame Interesse, "dass sie eine Dominanz der USA verhindern oder einer
zu dominierenden Rolle der USA in der Weltpolitik entgegentreten wollen.
Russland hat dort auf der einen Seite seine Rüstungstechnologie
einzubringen, auf der anderen Seite aber auch seinen Status als zahlenmäßig
größte Nuklearmacht der Welt - während China ja nur über ein sehr kleines
Nuklearpotenzial verfügt."

Beide Länder hoffen, durch die militärische Zusammenarbeit international
politisch an Gewicht zu gewinnen. Russland setzt zudem darauf, durch seinen
militärischen Status in der Kooperation nicht weiter als Juniorpartner des
wirtschaftlich dominanten Chinas zu erscheinen.

Die intensivere Annäherung Moskaus an China begann 2014, nach der
Ukraine-Krise, als der Westen gegen Russland wegen dessen Vorgehen
Sanktionen verhängte. Ein weiterer Grund ist die konfrontative Handels- und
Militärpolitik der USA, schätzt Michael Staack: "Die USA haben Russland und
China zu Gegnern erklärt und im Sinne einer self-fulfilling prophecy
haben diese beiden Gegner dann auch stärker zueinander gefunden, als das
vorher der Fall gewesen ist."

Nach der Kündigung des INF-Abkommens planen die USA, in Asien landgestützte
Mittelstreckenraketen gegen China zu stationieren. Das dürfte insbesondere
die russisch-chinesische Zusammenarbeit bei Frühwarn-, Luft- und
Raketenabwehrsystemen weiter verstärken, vermutet der Pekinger
Sicherheitsexperte Tong Zhao: "Sowohl Russland als auch China gehen davon
aus, dass die USA eine hegemoniale und unilateralistische Politik betreiben
und neue Raketen stationieren wollen, um ihre militärische Überlegenheit zu
sichern. Deshalb haben Peking und Moskau ein Interesse daran, gemeinsam der
möglichen Stationierung von Mittelstreckenraketen entgegenzutreten."

Die USA könnten auf die verstärkte russisch-chinesische Militärkooperation
antworten, indem sie ihre bisherigen Rüstungsprogramme noch weiter
aufstocken. Das entspräche einer rein militärischen Logik. Die
Hauptverantwortung für die damit verbundenen Rüstungsprozesse trage aber
die westliche Welt, glaubt Politikwissenschaftler Erhard Crome: "Der Westen
rüstet vor, insbesondere die USA, auch im qualitativen Bereich, und die
anderen müssen sehen, wie sie hinterherkommen."

Die zunehmende russisch-chinesische Militärkooperation könnte die
Aufrüstungsspirale weiter anheizen, befürchtet auch Michael Staack. Doch er
warnt davor, die militärischen Gefahren überzubewerten: "Die
chinesisch-russische Militärkooperation stellt keine direkte Bedrohung für
Deutschland und die Europäische Union dar. Sie liegt aber politisch nicht
in unserem Interesse. Nach dem Weißbuch 2016 ist die Zielsetzung deutscher
Politik, Russland als Partner langfristig zurückzugewinnen. Und China ist
immerhin der wichtigste Handelspartner Deutschlands."

Realistische Rüstungskontrollvorschläge gegenüber China könnten auch
helfen, die Spannungen im Südchinesischen Meer zu vermindern. Allerdings
müssten die USA bereit sein, eigene militärische Systeme in der Region
ebenfalls zur Disposition zu stellen.

Dieser Artikel basiert auf einem Beitrag des Autors für die Senderreihe
"Streitkräfte und Strategien" (NDR-Info, 14.12.2019).

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 26/2019 vom 23. Dezember 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1931: Habibi.Works - Workshops für Geflüchtete in Nordwestgriechenland


graswurzelrevolution Nr. 444, Dezember 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Habibi.Works

Solidarität und Selbstorganisation. Workshops für Geflüchtete in
Nordwestgriechenland

von Peter Oehler



Beim Lesen einer Fachzeitschrift für Migration und Soziale Arbeit
bin ich im Sommer 2019 über einen eigensinnigen Namen gestolpert:
Habibi.Works (das Wort "Habibi" kommt aus dem Arabischen und bedeutet
soviel wie Schatz oder Liebling). Ich las, dass es sich dabei um ein
Flüchtlingsprojekt in der Nähe von Ioánnina handelt. Und ich erfuhr,
dass auch in dieser Gegend im Nordwesten Griechenlands viele
Flüchtlinge leben, in der Region Épirus sind es über 3.000, was mir
vorher gar nicht bewusst gewesen ist. Da meine bereits geplante
Griechenlandreise mich auch durch diese Gegend bringen sollte,
entschied ich, Kontakt zu Habibi.Works aufzunehmen und zu versuchen,
mich dort als Volunteer zu engagieren.


Das Flüchtlingscamp Katsikás

Fährt man von Ioánnina, der Hauptstadt von Épirus im Nordwesten
Griechenlands, Richtung Süden durch die kleinen Städte Anatolí und
Katsikás und dann weiter, so kann man rechts der Landstraße eine
Anordnung von überwiegend grauen, alten Hangars sehen. Das ist das
Flüchtlingscamp Katsikás, ein ehemaliges Militärlager mit dem Status
eines Militärgebiets. Es beherbergt rund 900 Flüchtlinge und wird vom
ASB im Auftrag des griechischen Staats geleitet, mit Unterstützung des
UNHCR.


Habibi.Works

In unmittelbarer Nähe zum Flüchtlingscamp Katsikás, links der
Landstraße, befindet sich Habibi.Works, untergebracht in einer
ehemaligen Lagerhalle. Dieses Flüchtlingsprojekt wurde 2016 von dem
deutschen Verein "Soup & Socks" initiiert(1). Es versteht sich nach
eigenen Angaben als interkultureller "Makerspace". Es stellt den
BewohnerInnen des Flüchtlingscamps (aber auch lokalen Griechen) eine
Plattform für Bildung, Empowerment und Begegnungen zur Verfügung, da
sie ansonsten kaum Zugriff auf Bildung, psychologische Betreuung, den
Arbeitsmarkt, würdevolle Lebensbedingungen oder die griechische
Gesellschaft haben.

Mittels verschiedener Workshops sollen ihnen Perspektiven geschaffen
werden. Zum Beispiel gibt es eine Holzwerkstatt, eine
metallverarbeitende Werkstatt, eine Schneiderei, ein Kreativ-Atelier,
ein Media Lab mit IT-Bereich, 3D-Drucker und Laser-Cutter, eine
Fahrradwerkstatt in einem Schuppen neben dem Hauptgebäude, eine
Bibliothek in einer Holzhütte sowie einen im Freien gelegenen
umzäunten Bereich für Gymnastik, wo unter anderem gespendete
Fitness-Geräte zur Verfügung stehen. Zu Habibi.Works gehören außerdem
noch ein Gemüsegarten, der auch von Flüchtlingen betreut wird, Gänse,
Hühner sowie zwei zugelaufene Hunde.

Hier begegnet man geflüchteten Menschen auf Augenhöhe. Denn man möchte
in ihnen nicht hilflose Opfer sehen, sondern ihre Talente und
Expertisen erkennen und fördern. Bildung und Betätigung - etwas selber
tun - stehen also im Vordergrund. Habibi.Works sieht sich als
lebendiges Beispiel für Werte wie Respekt, Solidarität und Gleichheit,
die man gerne in der ganzen Gesellschaft gelebt sehen möchte.
Habibi.Works ist bewusst unabhängig von allen staatlichen Geldern,
finanziert sich deshalb nur über Spenden. Deren Akquise ist mühsam und
zeitaufwändig, aber es werden zirka zwölftausend Euro pro Monat für
die Unterhaltung von Habibi.Works benötigt.


Der Arbeitsalltag bei Habibi.Works

Der Tag beginnt bei Habibi.Works mit einem gemeinsamen Frühstück der
Teammitglieder. Habibi.Works ist an fünf Tagen in der Woche von 11 bis
18 Uhr geöffnet. Die Workshops werden zur Mittagszeit unterbrochen.
Denn dann wird eine aus Tüchern und Decken gebildete lange Bodentafel
entlang der ganzen Halle ausgebreitet. Hier wird das Mittagessen von
den zirka 60 bis teilweise über 100 Gästen verspeist. Es wird in der
Habibi.Kitchen von einigen Freiwilligen und Gästen gemeinsam gekocht.
Regelmäßig gibt es ein "Big Community Meeting": Hierbei wird in
mehreren Sprachen das Konzept von Habibi.Works erläutert, dass das zum
Beispiel ein offener Ort ist, der allen zur Verfügung steht. Die
Anwesenden sind aufgefordert, über Probleme zu sprechen.

Außerdem werden die neuen temporären Workshops vorgestellt.

Sechzig Kilometer südlich von Ioánnina gibt es ein weiteres
Flüchtlingscamp: Filippiada in der Nähe von Arta, mit etwa 300
Flüchtlingen. Da es dort keine entsprechenden Angebote gibt, werden
Interessierte zweimal die Woche mit Bussen zu Habibi.Works gefahren.
Da insbesondere in den Werkstätten Kinder von fünf bis 15 Jahren eher
stören würden, steht ihnen Habibi.Works nicht zur Verfügung. Das gilt
außer samstags, denn das ist der "Kids Day", wo gerade sie eingeladen
sind. An den Samstagen geht es dann auch ziemlich turbulent zu.


Repair (Café) Workshop

Bei Habibi.Works habe ich zwei Wochen lang einen Repair (Café)
Workshop angeboten. Also die Reparatur von kaputten Elektronikgeräten
gemeinsam mit den BesucherInnen gemacht. Die Resonanz bei ihnen war
sehr gut. Ich war überrascht, dass es sich bei den kaputten Geräten
fast ausschließlich um Smartphones und deren Zubehör gehandelt hat.

Aber das liegt auf der Hand, da Geflüchtete in Massenunterkünften
keinen eigenen Hausstand besitzen.

Manches konnten wir reparieren, aber vieles auch nicht, da die
Ersatzteilbeschaffung vor Ort schwierig war, vor allem Displays
und µ-USB-Buchsen.

Obwohl ich ja anfangs fremd für die Flüchtlinge gewesen bin, haben
viele von ihnen mit mir das Gespräch gesucht - meist in gebrochenem
Englisch.

Mir ist erst nach und nach klar geworden, dass dieser persönliche
Austausch vielleicht sogar wichtiger ist als ein repariertes Handy.


Gespräche mit Geflüchteten

Im Gespräch mit zahlreichen Gästen bei Habibi.Works konnte ich gut
nachvollziehen, was sich gerade in Griechenland bezüglich Flüchtlingen
abspielt. Dass nämlich die wieder verstärkte Ankunft von Geflüchteten
auf den ostägäischen Inseln diesen Sommer dazu geführt hat, dass auch
vermehrt Flüchtlinge von dort aufs Festland von Griechenland gebracht
werden (mussten).

Anders als bei den im Mittelmeer zwischen Libyen und Italien
aufgegriffenen Flüchtlingsbooten, denen die Einfahrt in italienische
oder maltesische Häfen verweigert wurde, was zu einer Diskussion über
die Verteilung der betroffenen Geflüchteten auf ganz Europa geführt
hat, wird Griechenland mit "seinen" Flüchtlingen doch von der EU
ziemlich alleine gelassen.

Ich habe dabei fast ausschließlich mit Afghanen gesprochen. Von denen
war fast jeder für gewisse Zeit in dem "Hotspot" Moria auf Lesbos
untergebracht gewesen.

Viele waren erst seit zehn Tagen oder einem Monat von Lesbos hierher
gebracht worden. Mir wurde berichtet von Verwandten, die von den
Taliban umgebracht worden sind. Das hat dazu geführt, dass eine ganze
afghanische Familie in den Iran geflüchtet ist.

Aber der Iran ist schlecht für Afghanen. Denn sie dürfen weder ein
Haus, noch ein Auto kaufen. Das wurde mir von einem anderen Afghanen
bestätigt: Sie dürften dort noch nicht einmal eine SIM-Karte kaufen.
Sie bräuchten dafür einen Iraner als Mittelsmann. So ist es nicht
verwunderlich, dass sich viele der Afghanen, die zunächst in den Iran
geflüchtet sind, weiterziehen, über die Türkei nach Griechenland, nach
Europa.

Öfters habe ich von den BewohnerInnen des Flüchtlingscamps gehört,
dass Griechenland zwar ein schönes Land sei. Aber nur für die
TouristInnen. Da es kaum Arbeit gibt - selbst für die Griechen
nicht -, ist es für sie unattraktiv, hier zu bleiben.

Sie möchten weiterziehen, nach Deutschland oder Frankreich oder andere
Länder im Norden. Englischkurse sind begehrt, aber es werden nicht
viele Kurse angeboten. Hierfür gibt es "Second Tree" (secondtree.org),
eine befreundete NGO aus Ioánnina, die Sprachkurse in Englisch und
Griechisch anbietet, aber auch einen Kindergarten betreibt und sich um
jugendliche Geflüchtete kümmert. Also genau das, was bei Habibi.Works
nicht auf dem Programm steht.


Das Team und diverse Workshops

Habibi.Works wird überwiegend von jüngeren Menschen auf freiwilliger
Basis betrieben, zum einen Langzeit-Volunteers, die stellenweise schon
über Jahre hier in Vollzeit arbeiten, zum anderen Kurzzeit-Volunteers
für drei Wochen und mehr.

Die Teammitglieder kommen dabei überwiegend aus Deutschland, aber
während meines Aufenthalts waren auch welche aus Griechenland, den
Niederlanden, Spanien, Palästina, Jordanien, England und den USA
dabei. Der feste Stamm des Teams leitet dabei überwiegend die
etablierten Workshops. Daneben werden temporäre Workshops angeboten,
zu meiner Zeit waren das einer zum Thema Health Care sowie ein
Soap-Workshop, also Seifenherstellung. Außerdem war eine dreiköpfige
Artistengruppe aus Ioánnina ein paar Tage hier. Sie haben vor der
Lagerhalle einen kleinen, offenen Dom, der aus Metallstangen und
Gelenken zusammengeschraubt wird, aufgebaut, und mit den Gästen
Artistisches geübt: Jonglierbälle, Diabolos, Hula-Hoop-Reifen etc.

Interessant fand ich auch das länger angelegte Projekt Home.Work von
Thomas, einem Produktdesign-Student an der Hochschule für Gestaltung
in Offenbach. Er hat dafür eine Box aus Holz entwickelt, die mit
diversen Werkzeugen gefüllt ist (die er sich von Werkzeugherstellern
spenden lässt), und die so aufgestellt werden kann, dass sie als
stabiler Tisch zum Arbeiten benutzt werden kann. Er möchte damit
Geflüchtete ermächtigen, auf sich selbst gestellt überlebensfähig zu
sein.

Sich nämlich mit diesen Werkzeugen und (notfalls Abfall-)Materialien
Sachen zum Leben selber herstellen zu können.

Johannes, ein Journalist aus Berlin, war eine Woche bei Habibi.Works,
um die Aufnahmen für einen Film über Habibi.Works zu machen. Dazu hat
er Interviews mit insgesamt sechs Teammitgliedern gemacht. Eines auch
mit mir. Rory, ein englischer Journalist, war zur gleichen Zeit bei
Habibi.Works. Er hat dem Team in drei Präsentationen aktuelle
Informationen und Hintergrundwissen zur Flüchtlingsproblematik
erläutert. Die Entwicklung der "Dublin Convention", Teil 1, 2 & 3 hat
er mit dem englischen Sprichwort "The proof of the Pudding is in the
Eating" verglichen. Der EU-Türkei-Deal ist illegal, insbesondere auch
die Vereinbarung mit der türkischen Polizei und Küstenwache, Menschen
am Ausreisen zu hindern. Mit aktuellen Zahlen zeigte er, dass in den
letzten Monaten nicht nur wieder viel mehr Flüchtlinge auf den
ostägäischen Inseln angekommen sind, sondern dass ebenfalls das
Abfangen der Flüchtlingsboote durch die türkische Küstenwache
zugenommen hat. Man kann also nicht behaupten, dass Erdoğan "die
Tore geöffnet" hat.

Julia aus den USA war ein paar Wochen bei Habibi.Works. Sie hat sich
dabei Gedanken gemacht bezüglich Beschäftigungsmöglichkeiten für
Geflüchtete, und das auch in einer Präsentation dem Team zur
Diskussion vorgestellt. Da es nur wenige Jobs in Griechenland gibt,
gingen ihre Vorschläge darum, wie man sie unterstützen kann, um sich
selbständig zu machen. Beispielsweise in Form einer Bäckerei oder
eines Internet-Angebots für Photoshop-Arbeiten. Es wurde die
Möglichkeit diskutiert, ob Habibi.Works als Arbeitgeber auftreten
könnte, um Geflüchtete als Subunternehmer mit ihren kleinen Geschäften
zu beschäftigen und zu bezahlen. Eine durchaus kritische Idee, da
Habibi.Works "non Profit" arbeitet. Auch stellt sich die Frage, ob man
auf solche Weise mit viel Aufwand einigen Wenigen auf die Beine helfen
soll, oder ob es nicht besser sei, Viele ein wenig zu unterstützen.
Auch hier wurde mir wieder bewusst, dass die Anforderungen an die
Flüchtlingshilfe sich zum Teil erheblich unterscheiden von denen in
Deutschland.

Zu guter Letzt noch der Hinweis, dass sowohl Habibi.Works auf Spenden
angewiesen ist (habibi.works/donate), als auch das Home.Work-Projekt
vom Thomas(2).


Anmerkungen:


(1) soupandsocks.eu/de/habibi-works, habibi.works

(2) habibi.works/home-work, Stichwort Home.Work
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VORWÄRTS/1546: Imperialismus und Menschenrechte


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 41/42 vom 20. Dezember 2019

Imperialismus und Menschenrechte

von Damian Bugmann



Die humanitäre Situation der Flüchtlinge auf dem Balkan und dem
Mittelmeer bleibt dank Imperialismus, globalem Kapitalismus und der
Politik der EU katastrophal. Die Solidaritätsbewegung setzte sich in
Bundesbern vor den Feiertagen mit Aktionen für die Entkriminalisierung
der Hilfe für Flüchtlinge ein und informierte.


Unter dem Motto "Endstation Bosnien - Öffnet die Tür!"
berichteten in der Französischen Kirche in Bern Vertreter*innen der
Zivilgesellschaft aus Bosnien, Kroatien und Österreich über ihre
Arbeit an der ehemaligen Balkanroute. "Eine humanitäre Katastrophe ist
vor unserer Haustür im Gange", schrieb Solidarité sans frontières
(Sosf) in der Einladung zur Informationsveranstaltung. "An der
Aussengrenze Europas in Bosnien Herzegowina müssen Tausende von
Flüchtlingen unter schlimmen Bedingungen dahinvegetieren, davon
Hunderte auf einer ehemaligen Müllhalde in Vucjak bei Bihac. Die
Flüchtlinge werden beim Versuch, über die Grenze nach Kroatien und in
die Europäische Union zu gelangen, von der kroatischen Grenzpolizei
systematisch geschlagen und zurückgeschoben." Nachdem die Balkanroute
geschlossen worden war, sassen Tausende in Bosnien und Kroatien fest.
Die EU bezahlt keine humanitäre Flüchtlingshilfe an die betroffenen
Balkanländer, sondern Polizeiausrüstung bis hin zu
Elektroschockgeräten, Drohnen und Überwachungskameras.

In Kroatien "kümmert" sich Grenzpolizei, Militärpolizei und
Interventionspolizei um die Geflüchteten. Einzelne werden
herausgegriffen, misshandelt und geschlagen, Frauen* leiden unter
sexualisierter Gewalt. Die EU ermuntert und fördert diese
Diskriminierungen und Menschenrechtsverstösse.


Rechtshilfe wird bestraft

Im Lager Vucjak auf einer von den bosnischen Behörden hastig mit
Schutt und Erde zugedeckten Mülldeponie steigen Gase auf, zum Teil
entzündliche, nachts streifen wilde Tiere aus dem umgebenden Wald
herum. Und es droht die Umsiedlung in eines der geschlossenen
Konzentrationslager. "Es gibt hier nicht genug Wasser, keinen Strom
und nicht genug zu essen", sagte die Wienerin Spomenka Celebic,
Forscherin vom GSIS-Institut, die als Flüchtlingshelferin mehrere
Wochen im Freiluftlager angepackt hatte. "Viele sind krank und
körperlich schwach, trotzdem lächeln sie und machen Kaffee für Gäste."
Einmal sei eine Rotkreuzdelegation angekommen in teuren Anzügen und
Schuhen, um sich ein Bild zu machen von der Situation. "Sie wollten
aber um keinen Preis ins Lager hinein - aus Sicherheitsgründen, wie
sie sagten. Ich meinte, ja hallo, ich bin täglich hier und die einzige
Frau im Team!"

Die bosnische Journalistin Nidzara Ahmetasevic aus Sarajevo war
während des Jugoslawienkriegs selbst Flüchtling. "Viele Leute in
Bosnien verstehen die Lage der Flüchtlinge, deshalb ist es für sie
selbstverständlich, zu helfen. Andere rufen die Polizei, wenn sie
Geflüchtete sehen und liefern sie damit Gewalt und Willkür aus." In
Kroatien werden offenbar nicht nur Flüchtende und die politische
Opposition kriminalisiert. Menschenrechtsaktivist*innen werden laut
Maddalena Avon, die in Zagreb für das Center for Peace Studies (CMS)
arbeitet, "behindert, bedroht und kriminalisiert, auch Rechtshilfe
wird bestraft."


Globaler Rassismus

Das Verhalten der Behörden folgt der Logik der EU (und ihren
Zahlungen), deren Ziel es ist, Flüchtlinge von den sich besser
dünkenden Ländern Nord- und Westeuropas fernzuhalten. Die Schweiz ist
mitverantwortlich für die Menschenrechtsverletzungen, weil sie das
Grenzregime der EU als Mitglied von Schengen und Frontex unterstützt
und keine Initiative ergreift, um Bosnien zu entlasten und den
Geflüchteten zu helfen. An den Fluchtgründen imperialistischer Krieg
und kapitalistische Ausbeutung des USA-Europa-Nato-Komplexes kann im
Moment nicht ernsthaft gerüttelt werden, wir können uns aber
inzwischen dafür einsetzen, dass die geflüchteten Opfer anständig
behandelt, untergebracht und versorgt werden. Spomenka Celebic: "Wir
müssen uns politisch mehr engagieren!"

Ende November übergab die schweizerische Solidaritätsbewegung mit Anni
Lanz, Amanda Ioset (Sosf), und Denis de la Reussille (PdA), mit Lisa
Mazzone, Sibel Arslan und weiteren Nationalrät*innen der Grünen sowie
vielen Solidarischen einen Protestbrief an die EU-Botschaft in Bern
und einen offenen Brief an Karin Keller-Suter, Vorsteherin des
Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartments. Sie meinte in ihrer
Antwort betreffend Grenzschutzmassnahmen und Einhaltung der
Grundrechte sei alles sauber. "Auf ihre wohlklingenden Stellungnahmen
folgen keine Taten", so Claude Braun vom europäischen
Bürger*innenforum, "aber die Schweiz könnte Gewalt und
Menschenrechtsverletzungen in Frage stellen und keine Flüchtlinge mehr
nach Kroatien zurückschaffen."


Achtenswerte Beweggründe

Nach den Verurteilungen von Anni Lanz und Lisa Bosia Mirra startete
die politische Kampagne für die Entkriminalisierung der Hilfe für
Flüchtlinge. Anfang Dezember fand die Übergabe der Unterschriften zu
Handen des Parlaments in Bern statt: Solidarité sans frontières,
Amnesty International Schweiz, kantonale Asyl-Netzwerke und viele
Soldarische übergaben eine Petition mit 30.000 Unterschriften und die
Erklärung von 200 Schweizer Anwält*innen zur "Aufhebung des Vergehens
aus Solidarität" in Artikel 116 des Ausländer- und
Integrationsgesetzes. Mit ihrer strengen Gesetzgebung ist die Schweiz
ein Sonderfall, denn in vielen Ländern West- und Osteuropas wird
Beihilfe zu illegalem Aufenthalt bei humanitären Motiven nicht
bestraft oder nur dann, wenn die Hilfe profitorientiert ist wie bei
den so genannten Schleppern. "In Irland ist sie gar kein Delikt und in
der Schweiz war sie bis 2008 straffrei, wenn sie aus 'achtenswerten
Beweggründen' erfolgte", erinnerte Reto Rufer von Amnesty bei der
Übergabe der Unterschriften. Dem Anliegen verleiht die grüne Genfer
Nationalrätin und Mitglied der Staatspolitischen Kommission Lisa
Mazzone mit einer parlamentarischen Initiative Nachdruck.

 * 
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GEWERKSCHAFT/236: Erhalt der Arbeitsplätze bei der Mitteldeutschen Zeitung gefordert (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. Januar 2020

ver.di fordert den Erhalt der Arbeitsplätze bei der Mitteldeutschen
Zeitung und Bestandsgarantien für die Hamburger Morgenpost



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) erwartet vom neuen
Eigentümer der Mitteldeutschen Zeitung, der Bauer Media Group, den
Erhalt der rund 1.100 Arbeitsplätze.

"Wir werden die Bauer Media Group an ihren Ankündigungen messen, alle
Beschäftigten zu den gleichen vertraglichen Bedingungen zu übernehmen
und alle Arbeitsplätze zu erhalten. Davon darf nicht abgerückt
werden. Die Mitteldeutsche Zeitung muss als wichtige Regionalzeitung
gestärkt werden", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christoph
Schmitz.

Schmitz betonte, man erwarte zudem eine zukunftsfähige Lösung für die
Hamburger Morgenpost, die die Mediengruppe DuMont Schauberg,
Voreigentümer der Mitteldeutschen Zeitung, ebenfalls verkaufen will.
"Es ist eine Zumutung, dass die Beschäftigten bei der Hamburger
Morgenpost so lange im Unklaren gelassen werden. Wir fordern für die
Hamburger Morgenpost eine Bestandsgarantie für Print und Online", so
Schmitz.

Auswirkungen hat der Verkauf der Mitteldeutschen Zeitung zudem auf
die DuMont Medien Services, die bisher übergreifend Medien- und
Management-Dienstleistungen für die Titel und Betriebe der DuMont
Mediengruppe erbracht hat. Auch hier braucht es verlässliche und
beschäftigungssichernde Lösungen für die dortigen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, fordert ver.di.

Heute (16. Januar 2020) findet in Halle eine Konferenz der
DuMont-Betriebsräte statt, an der auch ver.di-Vertreter teilnehmen.

 * 
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PREIS/2259: Acht Grimme-Preis-Nominierungen für den Bayerischen Rundfunk (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

56. Grimme-Preis

Acht Grimme-Preis-Nominierungen für den Bayerischen Rundfunk



Der BR freut sich über acht Nominierungen für einen Grimme-Preis in
diesem Jahr.

In der Kategorie Fiktion gehen die Fernsehfilme "Play" (BR, ARD
Degeto), "Das Wunder von Wörgl" (ORF, BR, ARTE, SRF) und der
BR-Polizeiruf: "Der Ort, von dem die Wolken kommen" ins Rennen,
außerdem Regisseur und Drehbuchautor Heinrich Breloer für "Brecht"
(WDR, BR, SWR, NDR, ARTE). In der Kategorie Info & Kultur ist die
BR-"Story im Ersten: Tote auf der Balkanroute" nominiert, außerdem
Türkei-Korrespondent Oliver Mayer-Rüth für das Team des ARD-Studios
Istanbul sowie die Macher des internationalen Doku-Großprojekts "24h
Europe", an dem der BR beteiligt war. In der Kategorie Unterhaltung
darf die PULS-Reihe "Woidboyz on the Road - Per Anhalter durch Bayern"
auf eine Auszeichnung hoffen. Die Grimme-Preise 2020 werden am
Freitag, 27. März, im Theater der Stadt Marl verliehen.


Nominierungen in der Kategorie Fiktion

"Play"

Regie: Philip Koch; Drehbuch: Philip Koch, Hamid Baroua
Darsteller: Emma Bading, Oliver Masucci, Victoria Mayer, Jonas
Hämmerle u.a.

Redaktion: Cornelius Conrad (BR), Claudia Simionescu (BR), Birgit
Titze (ARD Degeto) 

Produktion: Sappralot Productions (Produzenten: Hamid Baroua,
Christoph Szonn) und Tellux next (Produzent: Philipp Schall) in
Auftrag von BR und ARD Degeto

Die 17-jährige Jennifer (Emma Bading), für die Gaming zum
Teenageralltag gehört, fühlt sich unwohl und einsam. Kürzlich mit
ihren Eltern Frank und Ariane (Oliver Masucci und Victoria Mayer)
umgezogen, findet sie keinen richtigen Anschluss bei den neuen
Mitschülern. Die Schule interessiert sie nicht. Angefixt durch das
neue Virtual Reality Game Avalonia wird das Spielen allmählich zu
ihrem Lebensmittelpunkt. Jennifer vernachlässigt ihre schulischen und
familiären Verpflichtungen. Über sämtliche Ermahnungen, Beschränkungen
und Verbote setzt sie sich für jede kostbare Spielsekunde hinweg und
hintergeht ihre Eltern. Nur das heimliche, exzessive Abtauchen in die
virtuelle Fantasy-Welt von Avalonia scheint Jennifer glücklich zu
machen. Dabei gerät ihr Leben zwischen realer und virtueller Welt
vollkommen aus der Balance.


"Das Wunder von Wörgl"

Regie: Urs Egger; Drehbuch: Thomas Reider

Darsteller: Karl Markovics, Verena Altenberger, Aaron Friesz, Lisa
Marie Trojer, Gerhard Liebmann, Harald Windisch, Andreas Lust, Carmen
Gratl, Johannes Herrschmann, Konstanze Dutzi, August Zirner, Michael
A. Grimm u.a.

Redaktion: Klaus Lintschinger (ORF), Claudia Simionescu (BR), Andreas
Schreitmüller (ARTE), Urs Fitze (SRF)

Produktion: epo-film Wien (Produzenten: Jakob Pochlatko, Dieter
Pochlatko), Film-Line Productions München (Produzent: Arno Ortmair),
und FreibeuterFilm Wien (Produzent: Oliver Neumann) in Koproduktion
mit ORF, BR, ARTE, SRF Schweiz und Rai Bozen, gefördert von
Fernsehfonds Austria, FFF Bayern, Cine Tirol, dem Land
Niederösterreich und Creative Europe Media

Der kränkliche Lokführer Michael Unterguggenberger (Karl Markovics)
wird im Jahr 1932 per Los zum Bürgermeister der Tiroler Gemeinde Wörgl
bestimmt - auch weil sonst niemand das Amt übernehmen will. Wie so
viele Gemeinden steht Wörgl vor dem Bankrott. Die Politik weiß längst
keinen Ausweg aus der Krise mehr. Sparen, lautet das Rezept, das die
Krise aber immer weiter vertieft. Arbeitslosigkeit greift um sich und
mit der Arbeitslosigkeit auch der Faschismus. Mit Unterstützung seiner
Frau Rosa (Verena Altenberger) beschließt Unterguggenberger, die ihm
zugedachte Rolle als Lückenbüßer abzulegen und etwas ganz Neues zu
versuchen.


Polizeiruf: "Der Ort, von dem die Wolken kommen"

Regie: Florian Schwarz; Drehbuch: Thomas Korte, Michael Proehl

Darsteller: Verena Altenberger, Andreas Bittl, Cem Lukas Yeginer,
Dennis Doms, Norman Hacker, Katja Bürkle, Xenia Tiling, Sandra
Walitza, Lucy Wirth, Anja Schiffel, Leonardo Nigro u.a.

Redaktion: Cornelia Ackers (BR)
Produktion: Roxy Film (Produzenten: Annie Brunner, Andreas Richter,
Ursula Woerner) im Auftrag des BR

Ein verwahrloster Junge gibt Polizeioberkommissarin Elisabeth "Bessie"
Eyckhoff (Verena Altenberger) und ihren Kollegen Cem (Cem Lukas
Yeginer) und Maurer (Andreas Bittl) Rätsel auf. Woher er kommt, weiß
man nicht. Diverse Wunden und Hornhaut am Gesäß deuten auf
Misshandlung und ein Kerker-Dasein hin. Da der Junge (Dennis Doms),
der sich Polou nennt, kaum spricht, müssen Bessie und ihre Kollegen
unkonventionelle Methoden anwenden, um Licht ins Dunkel zu bringen und
Polous Peiniger zu überführen. Polou wird hypnotisiert. Schnell glaubt
man zu wissen, dass weitere Kinder in großer Gefahr sind. Die
Ermittlungen nehmen eine dramatische Wendung, als im Laufe der
Recherchen eine geheimnisvolle Frau im Krankenhaus erscheint, die
versucht, Polou zu töten. Zwar kann die Angreiferin entkommen, doch
die folgenden Hypnosesitzungen mit Polou bringen immer Schrecklicheres
zu Tage.


Nominierung in der Kategorie Fiktion / Spezial

Regisseur und Drehbuchautor Heinrich Breloer

für die langjährige, intensive Auseinandersetzung mit Bertolt Brecht
und für die besondere Kunst des Übergangs von Dokumentarischem und
Fiktionalem in "Brecht" (Bavaria Fiction/Sattelfim/MIA Film für
WDR/BR/SWR/ARTE)

Weitere Beteiligte: Darsteller: Burghart Klaußner, Tom Schilling,
Adele Neuhauser, Trine Dyrholm, Mala Emde, Franz Hartwig, Friederike
Becht, Leonie Benesch, Anatole Taubman, Ernst Stötzner u.v.a. 

Redaktion: Barbara Buhl (WDR), Cornelia Ackers (BR), Sandra Maria
Dujmovic (SWR), Christian Granderath (NDR), Andreas Schreitmüller
(Arte)

Produktion: Bavaria Fiction (Corinna Eich, Jan Kaiser), Bavaria
Filmproduktion Köln (Georg Höss), Satel Film GmbH (Heinrich Ambrosch),
in Zusammenarbeit mit Serviceproduktion MIA Film s.r.o. (Michal
Pokorny, Zbynek Pippal) in Koproduktion mit WDR, BR, SWR, NDR, ARTE

"Ich werde der Welt zeigen, wie sie wirklich ist", sagte der Schüler
Eugen Berthold Friedrich Brecht (Burghart Klaußner, Brecht jung: Tom
Schilling) einer Freundin, und er sagte: "Ich komme gleich nach
Goethe". Das war eine früh gefühlte Mission, und es sah aus wie purer
Größenwahn. Der Film zeichnet die Wege und Irrwege nach, auf denen der
begabte kränkliche, schüchterne und zugleich freche Junge schließlich,
trotz unruhigster Zeiten, zum weltweit wirkungsmächtigsten Dramatiker
deutscher Sprache wurde - auf seinem Weg stets fast ebenso angefeindet
wie bewundert. Aufs Engste mit dieser einzigartigen Karriere verknüpft
sind Brechts Liebes- und Freundschaftsbeziehungen, die
konkurrierenden, die zeitweiligen, die lebenslangen.


Nominierung in der Kategorie Info & Kultur

Die Story im Ersten: Tote auf der Balkanroute

Buch/Regie: Darko Jakovljevic; Redaktion: Astrid Harms-Limmer;
Produktion: BR

Fast überall entlang der Balkanroute sind Tote Alltag: Menschen, die
erfrieren, die vor Erschöpfung zusammenbrechen, die Opfer von
Gewaltverbrechen werden. In Deutschland leben mehrere
Flüchtlingsfamilien, die ihre Angehörigen vermissen und annehmen
müssen, dass sie auf der Balkanroute ums Leben gekommen sind. Es sind
Familien, die 2015 über diesen beschwerlichen Weg nach Deutschland
gekommen sind. Hilfe von der Polizei oder dem BAMF erhalten sie nicht.
Der Film zeigt auf, welchen Stellenwert Rechtsstaatlichkeit und
Menschenwürde einnehmen, wenn es um den Umgang mit toten Geflüchteten
und ihren Angehörigen geht.


Nominierung in der Kategorie Info & Kultur / Besondere
Journalistische Leistung

BR-Auslandskorrespondent Oliver Mayer-Rüth,

stellvertretend für das Team ARD-Studios Istanbul (Federführung: BR),
für seine facettenreichen Beiträge aus der Türkei

Seit Januar 2016 arbeitet Oliver Mayer-Rüth im ARD-Studio Istanbul,
welches er seit August 2017 auch leitet. Tag und Nacht - von
"Tagesschau" bis "Tagesthemen", vom "Morgenmagazin" bis zum
"Nachtmagazin", vom "Weltspiegel" bis zur "Story im Ersten" -
beliefern er und sein Team das Erste und zahlreiche andere
öffentlich-rechtliche Programme mit Nachrichten und
Hintergrundinformationen aus der Türkei. Egal wie schwierig die
Arbeitsbedingungen insbesondere für Journalistinnen und Journalisten
auch sind, egal ob Putschversuch, Kurdenkrise oder Flüchtlingspakt -
Oliver Mayer-Rüth und sein Team berichten stets souverän, sachlich und
kompetent.


Nominierung in der Kategorie Info & Kultur / Spezial
Britt Beyer und Vassili Silovic (Gesamtregie) sowie Volker Heise
(Idee/Konzept)

für die Umsetzung des Großprojekts "24 h Europe - The Next Generation"
(rbb/SWR/BR/ARTE/ARD-alpha/RTBF/YLE/Ceska Televize)

Weitere Beteiligte: 45 Regisseurinnen und Regisseure aus ganz Europa;
Supervisor: Volker Heise;

Line Producer: Yan Schoenefeld; Producerin: Kornelia Theune;
Produzenten: Thomas Kufus, Pierre Olivier Bardet; Projektleitung ARD:
Martina Zöllner (rbb); Redaktion: Markus Nievelstein (ARTE
Deutschland), Carolin Mayer (rbb), Manuel Tanner (rbb), Claire
Isambert (ARTE GEIE), Catherine Le Goff (ARTE GEIE), Fabrice Puchault
(ARTE France), Alex Szalat (ARTE France), Anne Charbonnel (ARTE
France), Kai Henkel (SWR), Gudrun Hanke-El Ghomri (SWR), Sonja
Scheider (BR)

SWR Fernsehen 24 H EUROPE - THE NEXT GENERATION Ein Tag in Europa,
erzählt durch die Augen der jungen Europäer, als Aufbruch in das
Leben, an den Bruchstellen des Kontinents, in Echtzeit, 24 Stunden
lang.

Die Echtzeit-Dokumentation "24h Europe - The Next Generation" ist ein
einzigartiges Zeitdokument, ein Manifest für die Zukunft: 60
Protagonistinnen und Protagonisten zwischen 18 und 30 Jahren aus 26
Ländern im geografischen Europa nehmen das Publikum einen Tag lang mit
in ihren Alltag, in ihre Welt, erzählen von ihren Träumen und
Lebensrealitäten. Die außergewöhnliche Erzählung entfaltet sich in
Echtzeit: Was um 6 Uhr morgens passiert ist, wurde auch um 6 Uhr
ausgestrahlt - am 4. Mai 2019 in zahlreichen nationalen und
internationalen Sendern. Unter anderem war "24h Europe - The Next
Generation" in ARD-alpha und in Teilen im BR Fernsehen zu sehen.


Nominierung in der Kategorie Unterhaltung

"Woidboyz on the Road - Per Anhalter durch Bayern"

Folge: Von Feuchtwangen nach Dinkelsbühl

Buch und Idee: Woidboyz - Andreas Weindl, Ulrich Nutz und Bastian
Kellermeier

Regie: Andreas Weindl und Eva Schatz; Kamera: Chris Mühlbauer;
Schnitt: Chris Mühlbauer und Andreas Weindl; Ton: Andreas Sorré;
Redaktion: Volker Hürdler (PULS/BR)

"Geheiratet und gestorben wird immer" sagt Andi zu Beginn der Folge
und ahnt nicht, wie sehr dieser Satz den ganzen Tag bestimmen wird.
Die Woidboyz Bastian Kellermeier, Ulrich Nutz und Andreas Weindl -
begleitet von einem kleinen Filmteam - haben eine Kamera, ihren Charme
und ihre ausgeprägte Neugier auf andere Menschen im Gepäck. Sie
strawanzen durch Bayern, per Anhalter, geleitet von Zufall und
Spontanität. An diesem Tag im mittelfränkischen Feuchtwangen erleben
sie Geschichten aus dem echten Leben: einen Heiratsantrag und den
Alltag einer Bestatterin. "Woidboyz on the Road", die spontane
Reise-Reportage per Anhalter durch Bayern, wird produziert von PULS,
dem jungen Content-Netzwerk des Bayerischen Rundfunks.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. Januar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle
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INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





PREIS/2258: WDR zehnmal für Grimme nominiert (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. Januar
2020

WDR zehnmal für Grimme nominiert



Das Grimme-Institut hat die Nominierungen für den 56. Grimme-Preis
bekannt gegeben. Der WDR ist 2020 mit zehn Formaten in den Kategorien
Fiktion, Info & Kultur, Kinder & Jugend sowie für Besondere
Journalistische Leistungen im Rennen.

Insgesamt sind 73 Produktionen und Einzelleistungen für den
diesjährigen Grimme-Preis nominiert. Aus über 850 Einreichungen und
Vorschlägen wählten die Kommissionen in den Kategorien Information &
Kultur, Fiktion, Unterhaltung und Kinder & Jugend die Nominierten aus.
Diese stellen sich ab dem 25. Januar der Beurteilung der Jurys, die
insgesamt bis zu 16 Grimme-Preise vergeben können. Die herausragenden
Produktionen und Leistungen werden am 27. März 2020 im Theater der
Stadt Marl mit dem Grimme-Preis ausgezeichnet.


Drei WDR-Filme in der Kategorie Fiktion nominiert

In der Komödie "Der König von Köln" (Zeitsprung Pictures für WDR,
Redaktion: Nina Klamroth) wird ein einfacher Beamter des Bauamts zum
Spielball einiger Superreicher, die bei einem geplanten Großbauprojekt
mächtig absahnen wollen. Grimme-Preisträger Richard Huber inszenierte
den Film nach dem Drehbuch des vielfach ausgezeichneten Autors Ralf
Husmann. In den Hauptrollen sind Rainer Bock, Joachim Król, Serkan
Kaya, Jörg Hartmann, Judith Engel und Ulrich Brandhoff zu sehen.

Im Spielfilmdrama "1000 Arten Regen zu beschreiben" (Made in Germany
Filmproduktion für WDR/ARTE, Redaktion WDR: Andrea Hanke) ist seit
Wochen die Tür verschlossen. Der Jugendliche Mike kommt nicht mehr aus
seinem Zimmer. Zurück bleiben Vater, Mutter und Schwester - hilflos.
Sie können nur vor der verschlossenen Tür stehen, auffordern, flehen,
fragen, ausrasten, verzweifeln, beschuldigen, ignorieren und hoffen.
Dabei wird die Tür mehr und mehr zum Spiegel ihres eigenen Lebens.
Drehbuch: Karin Kaci, Regie: Isabel Prahl, Kamera: Andreas Köhler,
Schnitt: Daniel Scheuch.

Für die Produktion "Brecht" ist Heinrich Breloer für die langjährige,
intensive Auseinandersetzung mit Bertolt Brecht und für seine ihm
eigene besondere Kunst des Übergangs von Dokumentarischem und
Fiktionalem nominiert. Über eine Zeitspanne von 40 Jahren erzählt
Breloers Film in zwei Teilen das von Kunst, Frauen und Zeitgeschichte
so bewegte wie bewegende Leben des meistgespielten deutschen
Dramatikers des 20. Jahrhunderts, der gerade in der heutigen Zeit
nichts an Aktualität verloren hat.

Die Rolle des jungen Brecht spielt Tom Schilling; Burghart Klaußner
verkörpert die Rolle Brechts in den Nachkriegsjahren. In weiteren
Hauptrollen spielen Adele Neuhauser und Lou Strenger als Helene Weigel
in jungen und späteren Jahren, Trine Dyrholm als Brechts dänische
Geliebte und Mitarbeiterin Ruth Berlau, Mala Emde als Paula Banholzer,
Brechts erste Liebe, und viele andere prominente Schauspieler. Brecht
ist eine Produktion der Münchner Bavaria Fiction (Produzenten: Corinna
Eich und Jan S. Kaiser) in Koproduktion mit WDR (federführende
Redaktion: Dr. Barbara Buhl), BR (Dr. Cornelia Ackers), SWR (Sandra
Dujmovic), NDR (Christian Granderath), ARTE (Dr. Andreas
Schreitmüller) sowie der Bavaria Filmproduktion Köln, SATEL Film
(Wien) und als Serviceproduktion in Tschechien, MIA Film s.r.o..
Gefördert wurde die Produktion von der Film- und Medienstiftung
Nordrhein-Westfalen sowie dem Tschechischen Fonds für Kinematografie.


Die Nominierungen im Bereich Info & Kultur

Für "Draußen" (unafilm für WDR/ARTE, Redaktion: Prof. Sabine Rollberg
und Monika Pohl) haben sich die beiden Regisseurinnen Johanna 
Sunder-Plassmann und Tama Tobias-Macht gefragt: Wie lebt es sich ohne Dach
überm Kopf? Ein Jahr lang haben sie Matze, Elvis, Peter und Sergio,
vier Obdachlose aus Köln, begleitet. Der Jüngste ist 30, der Älteste
70 Jahre alt.

"Wie 'Holocaust' ins Fernsehen kam" (Hanfgarn & Ufer/ Alice
Agneskirchner Filmproduktion für WDR/NDR/SWR, Redaktion WDR: Beate
Schlanstein) ist ein ein "Making of" der besonderen Art. Nach vierzig
Jahren wurde die TV-Serie "Holocaust" im Januar 2019 wieder
ausgestrahlt. Die Filmemacherin Alice Agneskirchner erzählt die
Geschichte dieses Fernseh-Ereignisses, von der Entstehung und den
Dreharbeiten über die Ausstrahlung bis zu den Reaktionen in
Deutschland.


Zwei Nominierungen für besondere journalistische
Leistungen

Olga Sviridenko, Edmund Willison, Hajo Seppelt, Jörg Winterfeldt und
Shea Westhoff sind für ihre Recherchen für die im Rahmen der
ARD-"Sportschau" ausgestrahlte Dokumentation "Kampf ums Geschlecht"
und den Fortsetzungs-Film "Kastrationen an Mittelstreckenläuferinnen"
("Sport Inside", WDR) für einen Grimme-Preis nominiert. Die
Dokumentation "Kampf ums Geschlecht - Die verstoßenen Frauen des
Sports" zeigt, welch enorm hohen Preis Athletinnen im Namen von
Gerechtigkeit und Chancengleichheit im Spitzensport bezahlt haben.

Ebenfalls in der Kategorie Besondere Journalistische Leistungen
nominiert wurde die Redaktion von "MONITOR" für das hohe Niveau ihrer
kontinuierlichen und haltungsstarken Berichterstattung über
Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus.


Drei WDR-Formate in der Kategorie Kinder & Jugend

"Karakaya Talk" (Labo M für WDR/funk, Redaktion WDR: Elke Thommessen,
Sebastian Göllner) ist eine Talkshow, die kein Blatt vor den Mund
nimmt und vor komplexen Themen nicht zurückschreckt. Gastgeberin Esra
Karakaya lädt Menschen auf einen Çay ein, die für gewöhnlich in der
deutschen Medienlandschaft entweder nicht zu Wort kommen oder nicht
gehört werden. Nicht nur eine, sondern mehrere Stimmen sprechen über
Themen, die die verschiedenen Communities bewegen und gesellschaftlich
relevant sind.

In der Opernhaus-Folge der "Sendung mit dem Elefanten" (Redaktion:
Heike Sistig) trifft Knolle eine "echte" Opernsängerin und erfährt so
einiges über ihren Beruf. Außerdem hat Anke Engelke mit Jürgen Vogel
einen singenden Gast zu Besuch.

In der Folge "Inselurlaub" macht "Trudes Tier" (Studio Soi für WDR,
Redaktion: Henrike Vieregge) bei einem Preisausschreiben mit, bei dem
man einen Urlaub auf einer Südseeinsel gewinnen kann, und ist sich
absolut sicher, dass es gewinnen wird. Als Trude seine
überschwängliche Vorfreude etwas dämpfen will und beiläufig erwähnt,
dass man zum Ausgleich für eine solche Flugreise ungefähr 30 Bäume
pflanzen müsste, legt das Tier mitten in der Nacht los und pflanzt
überall in der Stadt Bäume.


Bekanntgabe der 56. Grimme-Preise

Die Preisträgerinnen und Preisträger des 56. Grimme-Preises 2020
werden am 3. März 2020 bei einer Pressekonferenz im Essener 
Grillo-Theater bekanntgegeben.


Alle Nominierungen für den 56. Grimme-Preis im Überblick

https://www.grimme-preis.de/56-grimme-preis-2020/nominierungen/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. Januar 20203
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1379: Deutschlandfunk Kultur - Die Kunst, sich zum Affen zu machen, 18.1.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Kunst, sich zum Affen zu machen

Besuch in einem Labor für Klang und Philosophie in Lahore

Von Julia Tieke

Deutschlandfunk Kultur 2017/54'30

Feature

Samstag, 18. Januar 2020, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Hier bin ich ein freier Mensch", sagt Raza Kazim, der 1947 zur
Staatsgründung Pakistans aus Indien nach Lahore auswanderte und der
teuerste Rechtsanwalt im Land wurde. Heute ist Kazim 87 und blickt auf
bewegte Jahre als Aktivist, Querdenker, Zankapfel, Kettenraucher und
Philanthrop zurück. Hat der Mensch die Fähigkeit zur Veränderung? Ist
eine andere Gesellschaft möglich? "Am scheußlichsten aller Orte" - so
Kazim über Pakistan - gründete er das "Sanjan Nagar Institute", um
diesen Fragen auf den Grund zu gehen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Januar 2020
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HÖRSPIEL/2030: Deutschlandfunk - "Die Toten haben zu tun", 18.1.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Toten haben zu tun

Hörspiel von Mudar Alhaggi und Wael Kadour

Deutschlandfunk 2019

(Ursendung)

Hörspiel

Samstag, 18. Januar 2020, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der 33-jährige Taha kommt als Flüchtling nach Deutschland. Er hat
Familie und Freunde in Syrien zurückgelassen, quält sich mit
Schuldgefühlen und Depressionen. Scheinbar mühelos gestaltet sich sein
Anfang in der neuen Umgebung. Denn er trifft auf Mira, die ihm ein
Zimmer anbietet und ihn großzügig unterstützt. Sie lernt mit ihm
Deutsch, begleitet ihn ins Jobcenter, hilft bei bürokratischen
Problemen. Allmählich aber erkennt Taha die große Hilfsbedürftigkeit,
die sich hinter Miras Hilfsbereitschaft verbirgt. Wie kompliziert auch
Miras Lebensumstände sind, wie sehr sie beide ums Überleben ringen ...
Die beiden syrischen Dramatiker Mudar Alhaggi und Wael Kadour gehen in
ihrem Originalhörspiel auf eine wahre Begebenheit zurück. In einer
kunstvoll komponierten Szenenfolge fragen sie auch nach dem Trauma der
Schuld, die ein Überlebender den Toten gegenüber empfindet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Januar 2020
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1970: Borken - Medien-Workshop mit dem JugendFilmClub Köln, den "Kulturcastern", 03.-06.02.2020


Kreis Borken

Die "Kulturcaster" kommen ins kult: Medien-Workshop mit dem
JugendFilmClub Köln

Begleitprogramm zur Sonderausstellung "Im Westen was Neues!"



Kreis Borken / Vreden. Für Jugendliche und junge Leute im Alter von 15
bis 25 Jahren gibt es nun die einmalige Gelegenheit, von Profis den
richtigen Umgang mit Kamera, Mikrophon und Schnitt-Rechner zu lernen:
Vom 3. bis 6. Februar stehen ihnen Medienschaffende aus Film,
Fernsehen und Radio zur Verfügung und begleiten die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer von der Erstellung des Storyboards bis hin zum fertig
geschnittenen Film/Audiobeitrag. Der Workshop mit den "Kulturcastern"
geht jeweils von 11 bis 17 Uhr. Das große Thema ist die
Auseinandersetzung mit der zurzeit laufenden Sonderausstellung "Im
Westen was Neues", welche das Lebensgefühl der Menschen zur Zeit der
Weimarer Republik im westlichen Münsterland widerspiegelt.

Nach einer Ideenfindungsphase mit Inspirationen aus dem Museum geht es
daran, ein Storyboard zu erstellen, einen Drehplan auszuarbeiten und
die Aufnahmen zu machen. Am 6. Februar werden die Arbeiten vorgeführt.
Der Workshop endet mit einer kleinen Party im kult. Die Ergebnisse
werden in den folgenden Monaten auf das eigens hierfür ins Leben
gerufene Portal bei den "Kulturcastern" hochgeladen.

Anmeldeformulare gibt es im kult Westmünsterland oder im Jugendcampus
in Vreden, sowie auf der Website der Kulturcaster
(https://www.kulturcaster.de/mediencamp-kult/). Schülerinnen und
Schüler, die gerne mitmachen wollen, können eine Unterrichtsbefreiung
bei ihrer Schule beantragen. Das Mediencamp ist wie eine Projektwoche
in der letzten Halbjahrs-Woche vor den Zeugnissen. Ein entsprechendes
Formular findet sich auf der Website der Kulturcaster. Die Teilnahme
am Mediencamp ist kostenfrei. Anmeldeschluss ist Donnerstag, 23.
Januar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





MIKROBIOLOGIE/032: Forschung - Erstes robustes Zellkulturmodell für das Hepatitis-E-Virus (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 13.01.2020

Erstes robustes Zellkulturmodell für das Hepatitis-E-Virus



Obwohl Hepatitis E jedes Jahr über drei Millionen Infektionen und rund
70.000 Todesfälle verursacht, ist das Virus bisher wenig untersucht. Das
könnte sich ändern, denn ein Forschungsteam aus Bochum und Hannover hat
ein robustes und verbessertes Zellmodell des Erregers entwickelt. Es
produziert etwa 100-mal mehr infektiöse Viruspartikel als bisherige
Modelle. "Das macht das Virus jetzt wissenschaftlich erforschbar", sagt
Prof. Dr. Eike Steinmann, Inhaber des Lehrstuhls Molekulare und
Medizinische Virologie an der Ruhr-Universität Bochum (RUB). Ihre
Ergebnisse veröffentlichten die Forscherinnen und Forscher in der
Zeitschrift PNAS vom 2. Januar 2020.

Mutation führt zu verstärkter Vermehrung

Dass das Hepatitis-E-Virus bisher wenig erforscht ist, liegt nicht zuletzt
daran, dass es kein robustes Zellkulturmodell gab. "Die Anzahl der in
bisherigen Modellen produzierten infektiösen Viruspartikel war einfach zu
gering, um reproduzierbare Ergebnisse zu generieren", erklärt der Bochumer
Autor Dr. Daniel Todt.

Das Forschungsteam beschäftigte sich in vorangegangenen Studien mit
Viruspopulationen, die durch genetische Mutationen des Virus in Patienten
entstehen, und fand dabei eine bestimmte genetische Veränderung, die zu
einer erheblich stärkeren Vermehrung des Erregers führt. Die Forscherinnen
und Forscher fügten diese Mutation in die bisher genutzten Zelllinien ein
und konnten so die Produktion neuer Viruspartikel um das Fünf- bis
Zehnfache steigern.

In ihrer aktuellen Arbeit optimierten sie die Zellkulturbedingungen durch
Zugaben spezieller Nährmedien und die Nutzung verschiedener
Leberzelllinien. Diese Maßnahmen führten zu rund 100-mal mehr infektiösen
Viruspartikeln als bisher publiziert.

Aufwändige Tests zeigen, dass das Modell funktioniert

Um zu überprüfen, ob das neue Zellkulturmodell sich für die Erforschung
des Virus eignet, machten die Forscher verschiedene Experimente. So
testeten sie, ob umhüllte und nackte Viren gleichermaßen entstehen. "Beide
Varianten des Virus kommen bei Patienten vor", erklärt Autorin Martina
Friesland vom Institut für Experimentelle Virologie des Twincore-Zentrums
für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung in Hannover. "Sie
sind aber für verschiedene Infektionswege verantwortlich. Während das
umhüllte Virus bei Blut-Blutkontakt, wie zum Beispiel Transfusionen,
übertragen wird, wird das nackte Virus über den Stuhl ausgeschieden und
sorgt für die Ansteckung zum Beispiel durch kontaminiertes Trinkwasser."
Beide Varianten können jetzt mit dem neuen Zellkulturmodell studiert
werden.

Die Forscher hatten in einer vorangegangenen Studie nachgewiesen, dass die
Mutation bei allen verschiedenen Hepatitis-E-Viren (HEV) zu einer
verstärkten Vermehrung führt, und dass das auch bei verschiedenen in der
Forschung verwendeten Leberzelllinien so ist. In der aktuellen
Untersuchung konnten sie das Modell nochmals optimieren. "Wir haben also
Erkenntnisse aus der Klinik genutzt, um ein präklinisches in-vitro-Modell
zu verbessern", erklärt Daniel Todt. Der Effekt der stärkeren Vermehrung
zeigt sich auch bei gesunden menschlichen Leberzellen, ebenso wie im
Tiermodell. Hier waren über mehr als einen Monat hinweg Viruspartikel
sowohl im Blut als auch im Kot von Nagern nachweisbar. "Bei bisherigen
Modellen gelang der Nachweis immer nur im Stuhl, weil die Anzahl der
produzierten Viruspartikel zu niedrig war", erläutert Daniel Todt. "Wir
können jetzt infektiöse Viren in fast unbegrenzter Menge für die Forschung
produzieren und müssen nicht auf Virusisolate aus Patienten
zurückgreifen."

Komplettes Detailverständnis

Da sie zum ersten Mal aus gesundem Lebergewebe isolierte Zellen
reproduzierbar mit HEV infizieren konnten, unternahmen die Forscher eine
Tiefensequenzierung: Sie untersuchten die gesamte genetische Information
des Virus zu verschiedenen Zeitpunkten der Infektion mit und ohne Einfluss
von Medikamenten. Außerdem analysierten sie die veränderte Expression
verschiedener Proteine befallener Leberzellen als Reaktion auf die
Infektion sowohl unter dem Einfluss von Medikamenten als auch ohne
Wirkstoffeinfluss. "Wir wollten wissen, wie die Zelle auf die Infektion
reagiert", so Daniel Todt. "Es ging uns um ein komplettes
Detailverständnis", unterstreicht Eike Steinmann. "Nur das wird es uns in
Zukunft erlauben, Gene, die für den Infektionsverlauf besonders wichtig
sind, zu identifizieren und als mögliche Ziele für Therapieansätze ins
Auge zu fassen." Den Datensatz, sowie das optimierte Protokoll stellen die
Forscher öffentlich zur Verfügung, um der gesamten wissenschaftlichen
Community die Möglichkeit zu geben, mit dem Modell und den bisherigen
Erkenntnissen weiterzuarbeiten.

Hepatitis E

Das Hepatitis E-Virus (HEV) ist der Hauptverursacher akuter
Virushepatitiden. Nach dem ersten dokumentierten epidemischen Ausbruch
1955 bis 1956 vergingen mehr als 50 Jahre, bis Forscher sich intensiv des
Themas annahmen. Akute Infektionen heilen bei Patienten mit intaktem
Immunsystem normalerweise von selbst aus. Bei Patienten mit reduziertem
oder unterdrücktem Immunsystem wie Organtransplantatempfängern oder
HIV-infizierten Patienten kann HEV chronisch werden. Auch für schwangere
Frauen ist HEV besonders bedrohlich.

Förderung

Die Arbeiten wurden unterstützt durch das Bundesministerium für Gesundheit
(CHED-Projektnummer ZMVI1-2518FSB705) und die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (398066876/GRK 2485/1).


Originalveröffentlichung

Daniel Todt, Martina Friesland et al.: 

Robust hepatitis E virus infection
and transcriptional response in human hepatocytes, in: PNAS 2020

DOI: 10.1073/pnas.1912307117

https://www.pnas.org/content/early/2020/01/01/1912307117
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NOTFALL/348: Empfehlungen zum Hängetrauma veröffentlicht (idw)


Eurac Research - 14.01.2020

Empfehlungen zum Hängetrauma veröffentlicht



Der Klettergurt rettet Bergsteigern, Fensterputzern oder Hangarbeitern oft
das Leben. Doch wer nach einem Sturz länger im Seil hängt, kann ein
sogenanntes Hängetrauma erleiden. Die Betroffenen werden bewusstlos, in
schweren Fällen können sie sogar sterben. In einer Studie zeigen die
Experten für alpine Notfallmedizin des Forschungszentrums Eurac Research
in Bozen (Italien), dass das Hängetrauma einem neurokardiogenem
Mechanismus geschuldet ist und geben praktische Empfehlungen, wie die
Gefahr abgewendet werden kann. Die Studie wurde kürzlich in den
renommierten Fachzeitschriften "European Journal of Applied Physiology"
und "Wilderness & Environmental Medicine" veröffentlicht.




[image: Foto: © Eurac Research / Simon Rauch]

Studienteilnehmer während des Experiments

Foto: © Eurac Research / Simon Rauch



In den 70er Jahren wurden Fallberichte von Bergsteigern veröffentlicht,
die in das Seil gestürzt und nach längerem freiem Hängen plötzlich
verstorben waren, obwohl sie sich beim Sturz keine schweren Verletzungen
zugezogen hatten. Seitdem beschäftigen sich Ärzte mit der Frage, weshalb
es zum sogenannten Hängetrauma kommt.

Um das Syndrom besser zu verstehen, haben Notfallmediziner von Eurac
Research ein Experiment mit 20 Kletterern durchgeführt. Dabei wurden die
Studienteilnehmer nach dem Klettern bzw. nach einer Ruhephase bis zu 60
Minuten lang an einem Klettergurt frei ins Seil gehängt. Die Tests wurden
gemeinsam mit dem Bergrettungsdienst im Alpenverein Südtirol und der
Medizinischen Universität Innsbruck durchgeführt. In 30 Prozent der Fälle
kam es während des Hängens zu einer Beinahe-Bewusstlosigkeit. "Wir haben
festgestellt, dass sich die Venen in den Beinen ausweiten und sich dort
schwerkraftbedingt vermehrt Blut ansammelt", erklärt der Notfallmediziner
Simon Rauch, der die Studie geleitet hat. "Anders als bisher angenommen,
führt dieser Umstand jedoch nicht zu einem Volumenmangelschock, bei dem zu
wenig Blut zum Herzen gelangt und lebenswichtige Organe nicht mehr
ausreichend durchblutet werden können. Wir konnten hingegen feststellen,
dass das Herz in dieser Situation weiterhin ausreichend mit Blut versorgt
wird und sind zum Schluss gekommen, dass der Kreislaufzusammenbruch auf
einen sogenannten neurokardiogenen Reflex zurückzuführen ist. Dabei kommt
es aufgrund einer Fehlregulation des autonomen Nervensystems plötzlich zu
einer Verlangsamung der Herzfrequenz und einer Weitstellung der
Blutgefäße, was zu einem Abfall des Blutdrucks führt". Laut Rauch kann
dasselbe Phänomen beispielsweise bei Personen festgestellt werden, die
nach langem Stehen plötzlich bewusstlos werden und zu Boden fallen. Anders
als bei dieser sogenannten orthostatischen Synkope, bei der die Personen
das Bewusstsein im Liegen rasch wiedererlangen, bleiben Patienten mit
Hängetrauma bewusstlos. Durch das Hängen im Gurt und die vertikale Lage
des Körpers kommt es zu einer unzureichenden Durchblutung des Gehirns.

"Der Kreislaufzusammenbruch erfolgt völlig unerwartet und ohne besondere
Warnzeichen", meint Rauch. Die Experten empfehlen deshalb nach einem Sturz
in das Seil, die betroffene Person unverzüglich davon zu lösen und in die
horizontale Lage zu bringen. Rettungskräfte, die zu frei hängenden
Kletterern oder Arbeiter gerufen werden, sollten keine Zeit für die
Bergung verlieren, auch wenn die Person voll bei Bewusstsein ist. Nach dem
Bewusstseinsverlust kann nämlich sehr rasch der Kreislaufstillstand
eintreten. Sollte das Abhängen nicht umgehend möglich sein, ist es ratsam,
die Beine so weit als möglich zu bewegen und den Betroffenen in eine
möglichst horizontale Lage zu bringen. "Der genaue Mechanismus, der den
plötzlichen Kreislaufzusammenbruch auslöst, ist uns derzeit nicht bekannt.
Indem man aber versucht die Blutansammlung in den herabhängenden
Körperteilen zu verringern, kann der Kreislaufzusammenbruch wahrscheinlich
hinausgezögert bzw. sogar vermieden werden", so Rauch abschließend.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1007/s00421-019-04126-5
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HYGIENE/139: Handtücher - Ein Paradies für Keime (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 15. Januar 2020

Handtücher: Ein Paradies für Keime



Bad Homburg - Handtücher werden oftmals viele Tage hintereinander
benutzt. Dabei bietet die feuchte Umgebung einen optimalen Raum für
Keime und Bakterien. Die AOK Hessen hat Tipps, wie es mit der Hygiene
im Bad besser funktioniert.

Bakterien und Keime vermehren sich, gerade in feuchten Regionen,
unglaublich schnell. Besonders vorsichtig sollten dabei Menschen sein,
die unter Infektionen oder Pilzerkrankungen wie Fußpilz oder
Blasenentzündungen leiden. Damit sich diese Bakterien nicht weiter
vermehren, sollten für Gesicht, Füße und Intimzone getrennte
Handtücher verwendet werden. Außerdem ist es empfehlenswert, die
Handtücher häufig zu wechseln. Auch sollten für Gesicht und Haare
unterschiedliche Handtücher verwendet werden, da sich Kopfhautfette am
Handtuch ablagern können. Diese Fette dringen dann in die Hautporen
ein und führen zu Talgstau, welcher sich durch unreine Haut zeigt und
auch bei guter Gesichtspflege auftreten kann.

Aber auch wenn keine gesundheitlichen Einschränkungen vorliegen,
empfiehlt es sich, die Handtücher so häufig wie möglich auszutauschen
und nach jeder Nutzung zum Trocknen aufzuhängen. Grundsätzlich sollte
darauf geachtet werden, dass die Handtücher Wasser gut aufsaugen, aber
danach nicht durchnässt aufgehängt werden. Nasse Handtücher können zur
vermehrten Schimmelbildung führen. Am besten geeignet ist eine
Kombination aus Baumwolle und Polyester, da sie sowohl Wasser gut
aufsaugen kann, als auch gute Trocknungseigenschaften besitzt.

Beim vermehrten Waschen und Handtuchwechsel gilt es allerdings
abzuwägen: aus Sicht des Umweltschutzes ist es nicht nachhaltig, eine
große Menge an Handtüchern zu nutzen und zu waschen. Hier ist der
Mittelweg die richtigere Lösung.

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020
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STUDIE/552: Mehr Menschen stehen Impfungen positiv gegenüber (BZgA)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 14.01.2020

Mehr Menschen stehen Impfungen positiv gegenüber - Neue Studiendaten der BZgA



Immer mehr Menschen in Deutschland haben eine positive Einstellung zum
Impfen. Dies zeigen die neuen Daten der bundesweiten
Repräsentativbefragung "Einstellungen, Wissen und Verhalten von
Erwachsenen und Eltern gegenüber Impfungen" der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA). So ist der Anteil der Erwachsenen, die
Impfungen befürworten bzw. eher befürworten, von 61 Prozent im Jahr 2012
auf 77 Prozent in 2018 gestiegen. Die überwiegende Mehrheit der befragten
Eltern erachtet Impfungen ebenfalls als wichtig. Dies gilt speziell auch
für den Impfschutz von Kindern gegen Masern.

Immer mehr Menschen in Deutschland haben eine positive Einstellung zum
Impfen. Dies zeigen die neuen Daten der bundesweiten
Repräsentativbefragung der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) "Einstellungen, Wissen und Verhalten von Erwachsenen und Eltern
gegenüber Impfungen".

Die Studiendaten belegen, dass sich 77 Prozent der Erwachsenen
"befürwortend" oder "eher befürwortend" für eine Impfung aussprechen, 17
Prozent haben teilweise Vorbehalte und sechs Prozent lehnen eine Impfung
ab. Damit ist der Anteil der Erwachsenen, die Impfungen befürworten bzw.
eher befürworten, gestiegen. Im Jahr 2012 lag er bei 61 Prozent.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, betont: "Dass immer mehr
Menschen in Deutschland Impfungen positiv gegenüberstehen, ist eine
erfreuliche Entwicklung. Denn Impfungen sind der bestmögliche Schutz vor
ansteckenden Infektionskrankheiten. Unsere Studiendaten belegen aber auch
Wissenslücken - so sind die Impfempfehlungen gegen Masern im
Erwachsenenalter in der Gruppe der nach 1970 Geborenen nur 28 Prozent der
Befragten bekannt. Hier gilt es, diese Personen zukünftig verstärkt und
gezielt zu informieren. Wir werden unsere qualitätsgesicherten
Informationsangebote dahingehend spezifisch weiterentwickeln."

Ein Teil der Befragten äußert trotz grundsätzlicher Impfbereitschaft
Vorbehalte und Ängste gegenüber Impfungen. Mehr als ein Viertel ließ nach
eigenen Angaben in den vergangenen Jahren eine oder mehrere anstehende
Impfungen nicht durchführen. 29 Prozent begründen dies mit Angst vor
Nebenwirkungen und 21 Prozent zweifeln an dem Schutz der Impfung vor einer
Krankheit.

Was die Befragung von Eltern im Rahmen der BZgA-Studie betrifft, erachtet
die überwiegende Mehrheit Impfungen als wichtig: 80 Prozent stehen diesen
positiv gegenüber. 14 Prozent geben an, dass ihre Einstellung gegenüber
Impfungen teils befürwortend, teils ablehnend ist, und fünf Prozent haben
eine ablehnende Haltung. Speziell den Impfschutz von Kindern gegen Masern
betreffend betrachten 57 Prozent der Eltern ihn als besonders wichtig und
34 Prozent als wichtig. Acht Prozent der Befragten geben an, dass er für
sie nicht wichtig sei.

Den BZgA-Studiendaten zufolge kommt nach wie vor der Ärzteschaft die
Schlüsselrolle bei der Aufklärung zu gesundheitsrelevanten Themen zu: Das
persönliche Gespräch mit einem Arzt oder einer Ärztin ist für nahezu alle
befragten Personen (97 Prozent) die bevorzugte Informationsquelle für
Impfungen. Eine große Mehrheit der Befragten findet es ebenfalls (sehr)
gut, durch ein Gespräch mit einer medizinischen Fachkraft (90 Prozent)
oder über Informationsbroschüren und Faltblätter (74 Prozent) informiert
zu werden.

Für die bundesweite BZgA-Repräsentativbefragung "Einstellungen, Wissen
und Verhalten von Erwachsenen und Eltern gegenüber Impfungen" wurden im
Zeitraum Juli bis September 2018 bundesweit 5.054 Personen im Alter von 16
bis 85 Jahren befragt.

Der Ergebnisbericht der BZgA-Studie steht zum Download unter:

www.bzga.de/forschung/studien/abgeschlossene-studien/studien-ab-1997/impfen-und-hygiene/

Mehr Informationen zum Thema unter:

www.impfen-info.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232
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DEMENZ/476: Broschüre bietet Hilfen für das Zusammenleben mit Demenzerkrankten (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 15. Januar 2020

Broschüre der Deutschen Alzheimer Gesellschaft bietet Hilfen für das Zusammenleben mit Demenzerkrankten



Berlin, 15. Januar 2020. Menschen, die an einer Demenz erkranken,
entwickeln im Laufe der Krankheit häufig Verhaltensweisen, die von
Angehörigen und anderen Betreuenden als schwierig, ungewöhnlich oder
störend empfunden werden und oft eine starke Belastung darstellen. Die
Broschüre der Deutschen Alzheimer Gesellschaft "Leben mit
Demenzerkrankten. Hilfen für schwierige Verhaltensweisen und Situationen
im Alltag", die nun schon in 11. Auflage erscheint, kann dazu beitragen,
das Zusammenleben mit den Erkrankten insbesondere für Angehörige
einfacher zu machen. Zwei Drittel der Erkrankten werden zu Hause von
Angehörigen betreut - häufig rund um die Uhr.

Angehörige sind häufig rund um die Uhr gefordert

Wenn jemand ständig nachfragt, wie spät es ist, Gegenstände verlegt,
der Ehefrau den ganzen Tag hinterherläuft oder die Nacht zum Tag macht,
kann dies die Angehörigen ans Ende ihrer Kräfte bringen. Die Broschüre
"Leben mit Demenzerkrankten" gibt wichtige Tipps und Hinweise, um den
Alltag mit Demenzerkrankten etwas zu erleichtern. "Es gibt keine
Patentrezepte für den Umgang mit Demenzerkrankten", betont Christa
Matter, Geschäftsführerin der Alzheimer Gesellschaft Berlin e.V. und
Mitautorin der Broschüre. "Menschen mit Demenz sind und bleiben
Individuen, sie verhalten sich unterschiedlich. Trotzdem können
Angehörige aus den Erfahrungen anderer lernen und eigene Wege finden."

Anregungen für den Alltag:

das Verhalten des Erkrankten genau beobachten nach Ursachen fragen, zum
Beispiel: Was steckt dahinter, wenn er die Toilette nicht mehr benutzt?
Warum möchte sie ständig die Wohnung verlassen? Warum will sie nicht
mehr essen? Warum trägt er seine Brille nicht mehr? überlegen, wie man
darauf eingehen oder wo man etwas verändern kann, neue Wege ausprobieren

Strategien für den Umgang mit anstrengendem Verhalten

Die Broschüre zeigt auf 60 Seiten vielfältige Strategien und gibt
Anregungen für den Umgang mit den Verhaltensweisen, die von Angehörigen
am häufigsten als belastend beschrieben werden - etwa aggressives
Verhalten, Probleme mit dem Autofahren, mit Essen und Trinken. Im
abschließenden Kapitel geht es um Hilfen und Entlastungsmöglichkeiten
für Angehörige wie Beratung, Gesprächsgruppen, Entspannungsübungen
sowie Betreuungs- und Pflegeangebote.


Broschüre

Deutsche Alzheimer Gesellschaft: Leben mit Demenzerkrankten. Hilfen für
schwierige Verhaltensweisen und Situationen im Alltag. 11. Auflage 2019,
60 Seiten, 4 €.

Zur Bestellung im Online-Shop 

Link:

https://shop.deutsche-alzheimer.de/broschueren/33/leben-mit-demenzerkrankten


HINTERGRUND

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.


DIE DEUTSCHE ALZHEIMER GESELLSCHAFT E.V. SELBSTHILFE DEMENZ

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres Leben
mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre
Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist
ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik vertritt
sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin
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FORSCHUNG/838: Verlust von microRNAs führt zur Fibrosebildung (idw)


Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 10.01.2020

Verlust von microRNAs führt zur Fibrosebildung



Fibrosen sind krankhafte Organ- oder Gewebeverhärtungen, die durch
Neubildung von Bindegewebe entstehen und die Funktion von Organen
beeinträchtigen. Sie treten u.a. bei Patienten mit Leberzirrhose und Krebs
auf, aber auch mit zunehmendem Alter. Ein Forscherteam um Professor Alfred
Nordheim, Interfakultäres Institut für Zellbiologie der Universität
Tübingen und Wissenschaftlicher Direktor des Leibniz-Instituts für
Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut (FLI) in Jena, konnte microRNAs
identifizieren, die für die Entstehung von Fibrosen verantwortlich sind;
ein möglicher Ansatz zur Behandlung von Leberkrebs und Fibrosebildung im
Alter. Die Ergebnisse wurden im Journal PNAS publiziert.

Fibrosen entstehen durch Erkrankungen, aber auch im Alterungsprozess oder
durch eine ungesunde Lebensweise. In den Zellen des Organgewebes lagern
sich dabei Proteine - vor allem Kollagene - ab, die zu einer Verhärtung
des Gewebes oder sogar zum Organversagen führen können. Dies kann Lunge,
Herz, Niere oder Leber betreffen. Bei Krebspatienten geht der Bildung von
Tumoren oft eine Fibrose am betroffenen Organ voraus, besonders bei
Leberkarzinomen, wie dem hepatozellulären Karzinom (HCC), einer meist
tödlich verlaufenden Krebserkrankung.

Forscher aus Heidelberg, Dortmund, Braunschweig und Aachen untersuchten
nun zusammen mit Tübinger Molekularbiologen um Prof. Alfred Nordheim,
Interfakultäres Institut für Zellbiologie der Universität Tübingen und
Wissenschaftlicher Direktor des Leibniz-Instituts für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut (FLI) in Jena, die Entstehung und das Fortschreiten
von Leberkrebs an Mäusen und entdeckten die an diesem Prozess beteiligte
RNA-Molekülgruppe.

Inaktivierung von microRNAs führt zu Fibrosebildung

Diese sogenannten "microRNA-Moleküle" (miRNA) unterbinden die Bildung von
Kollagenen und anderen Proteinen, die mit Fibrose in Zusammenhang stehen.
Unter normalen Umständen, also im gesunden Zustand, verhindern sie so die
Bildung von Fibrosen in der Leber. Im Verlauf der Krebsentstehung werden
sie jedoch ausgeschaltet (inaktiviert), so dass sich Fibrosen bilden und
damit das Fortschreiten des Leberkarzinoms gefördert wird.

Zusätzlich zu diesem Befund wertete das Team bereits vorhandene
miRNA-Datenbanken aus und stellte fest, dass auch bei Brust- und Lungenkrebs
beim Menschen die Bildung dieser speziellen microRNA-Moleküle unterdrückt
ist. Ob das Ausschalten der microRNAs auch für Fibrose in alternden
Menschen von Bedeutung ist, wird Fragestellung zukünftiger Forschung sein.

Steuerung durch microRNA-Netzwerk

Die Tübinger Doktorandinnen Ivana Winkler und Catrin Bitter stellten
darüber hinaus fest, dass die microRNA-Moleküle in einer Art Netzwerk
unterschiedlicher microRNAs kooperieren; koordiniert durch ein
Regulator-Protein namens "PPARγ". Erst dieses Zusammenwirken verhindert die Bildung
von Verhärtungen, den Fibrosen. Im Mausversuch wird derzeit überprüft, ob
die zentrale Steuerung durch PPARγ neue therapeutische Möglichkeiten
eröffnet; d.h. ob sich durch gezielte pharmakologische Aktivierung von
PPARγ die Entstehung fibrotischen Gewebes beim Patienten reduzieren
lässt.

Das Projekt führte die Arbeitsgruppe Nordheim gemeinsam mit Kollegen aus
der Tübinger Bioinformatik sowie vom Deutschen Krebsforschungszentrum
(DKFZ) in Heidelberg, vom Dortmunder Leibniz-Institut für
Arbeitsforschung, vom Braunschweiger Helmholtz Zentrum für
Infektionsforschung sowie vom Institut für Pathobiochemie am
Universitätsklinikum Aachen durch. Die Arbeiten wurden unter anderem von
der Deutschen Krebshilfe (Projekt 109886) und der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG; SFB/TR 209 (Projekt-ID 314905040) Teilprojekt
B02) finanziert.


Originalpublikation:

Winkler I, Bitter C, Winkler S, Weichenhan D, Thavamani A, Hengstler JG,
Borkham-Kamphorst E, Kohlbacher O, Plass C, Geffers R, Weiskirchen R,
Nordheim, A. 

Identification of Pparγ-modulated miRNA hubs that target the
fibrotic tumor microenvironment. 

Proceedings of the National Academy of The Sciences of the United States of America 2019,

https://www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1909145117

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment78975

FLI-Pressemitteilung (pdf)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution517
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KREBS/1224: Landkarte der genetischen Brustkrebs-Risikomarker neu gezeichnet (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 13.01.2020

Landkarte der genetischen Brustkrebs-Risikomarker neu gezeichnet



Zahlreiche genomweite Assoziationsstudien (GWAS) haben in den letzten
Jahren in 150 verschiedenen Regionen des menschlichen Erbguts Varianten
entdeckt, die mit einem erhöhten Brustkrebsrisiko assoziiert sind. Doch
die konkret verantwortlichen Gene und Genvarianten waren bisher weitgehend
unbekannt. Ein internationales Konsortium unter Federführung von
Wissenschaftlern der Universität Cambridgehat nun innerhalb dieser 150
Regionen 191 Gene identifiziert, die das gesteigerte Risiko tatsächlich
verantworten könnten. Damit konnten die Wissenschaftler, unter anderem aus
dem Deutschen Krebsforschungszentrum, das bislang detaillierteste Bild der
genetischen Brustkrebsrisiken zeichnen.

Brustkrebs ist - wie die meisten Krankheiten - eine komplexe,
polygenetische Erkrankung. Das heißt, nicht eine einzelne Genvariante oder
ein einzelnes Gen ist die Ursache der Krankheit, sondern die Kombination
mehrerer Varianten erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass ein Mensch an
Brustkrebs erkrankt.

Bisherige genomweite Assoziationsstudien (GWAS), bei denen das Erbgut von
Brustkrebspatientinnen mit der DNA gesunder Frauen verglichen wurde, haben
rund 150 Regionen im Genom identifiziert, die das Brustkrebsrisiko
beeinflussen. Doch die Forscher wissen nur, dass innerhalb dieser Regionen
eine oder mehrere genetische Veränderungen
(Einzelnukleotid-Polymorphismen, SNPs) vorliegen, die das Krebsrisiko beeinflussen. Bisher
wissen sie aber nicht, welche konkreten Gene die Erkrankung verursachen.
Die meisten genetischen Varianten befinden sich sogar außerhalb der Gene,
sie regulieren beispielsweise, wie häufig ein bestimmtes Gen abgelesen
wird.

Mit der aktuellen Arbeit wollten die Wissenschaftler eingrenzen, welche
Erbgutvarianten tatsächlich ursächlich für die Erkrankung sind, welche
zelluläre Auswirkung sie haben könnten und welche Gene beteiligt sind.
"Wir brauchen diese Informationen, da sie uns Anhaltspunkte für zukünftige
Möglichkeiten einer effektiveren Prävention und gezielteren Früherkennung
geben könnten", sagt Hermann Brenner, einer der Koautoren aus dem
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ).

An der aktuellen Studie haben Forscher aus weit über hundert Institutionen
weltweit zusammengearbeitet, um das Erbgut von 110.000
Brustkrebspatientinnen mit dem von rund 90.000 gesunden Kontrollpersonen
zu vergleichen. Innerhalb der 150 Erbgutregionen identifizierten sie 352
Risikovarianten. Mit statistischen Methoden konnten die Wissenschaftler
mit einiger Sicherheit 191 am Brustkrebs beteiligte Gene identifizieren -
weniger als jedes fünfte davon war zuvor im Zusammenhang mit Brustkrebs
bekannt. "Diese unglaubliche Menge an neu entdeckten Genen, die mit
Brustkrebs in Verbindung stehen, unterstreicht, wie komplex die Erkrankung
ist. Die Arbeit hilft uns, ein viel genaueres Bild davon zu bekommen, wie
Brustkrebs entsteht und sich entwickelt", sagt Ute Hamann, Koautorin aus
dem DKFZ.

Etwa ein Drittel der neu entdeckten genetischen Varianten prädisponiert
Frauen für die Entwicklung des häufigen hormonabhängigen Brustkrebses, der
bei vier von fünf Patientinnen diagnostiziert wird und auf
Hormonbehandlungen wie Tamoxifen anspricht. Rund 15 Prozent der
genetischen Varianten prädisponieren Frauen für den selteneren Typ, den
Östrogenrezeptor-negativen Brustkrebs. Die übrigen genetischen Varianten
spielen bei beiden Arten von Brustkrebs eine Rolle.

In der Mehrzahl der Fälle beeinflussen die genetischen Varianten die
Genexpression, also die Häufigkeit, mit der ein Gen abgelesen wird. Damit
regulieren sie die Menge des erzeugten Proteins und nicht die Art des
Proteins selbst. So beeinflussen beispielsweise neun verschiedene
Varianten das gleiche Gen für den Östrogenrezeptor (ESR1). Viele andere
Varianten beeinflussen die Bindungsstellen des Östrogenrezeptors und
regulieren dadurch wiederum andere Gene. Dies unterstreicht die Bedeutung
des ESR1-Gens und seines Proteinprodukts, des Östrogenrezeptors, für die
Entstehung von Brustkrebs.

"Jede einzelne genetische Variante erhöht das Risiko, an Brustkrebs zu
erkranken, nur um einen sehr geringen Betrag. Doch zusammengenommen
ermöglichen sie es, genetische Tests zu verfeinern und Frauen künftig ein
klareres Bild ihres genetischen Risikos zu geben", sagt Ute Hamann.
"Langfristig können die Ergebnisse außerdem dabei helfen, bessere
Strategien zur Risikoreduktion und auch neue Therapieansätze zu
entwickeln."

Originalpublikation:

Laura Fachal et al.: 

Fine-mapping of 150 breast cancer risk regions identifies 191 likely target genes.

Nature Genetics 2020

DOI: 10.1038/s41588-019-0537-1
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SCHLAGANFALL/457: Studie - Strukturiertes Nachsorgeprogramm konnte die Häufigkeit von Folgeschlaganfällen nicht senken (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 13.01.2020

Strukturiertes Nachsorgeprogramm konnte die Häufigkeit von Folgeschlaganfällen nicht senken



Eine an sieben deutschen und einer dänischen Stroke Unit durchgeführte
Studie konnte keinen Vorteil eines strukturierten Nachsorgeprogramms im
Hinblick auf die Rate von Folgeereignissen zeigen; bei den intensiver
nachbetreuten Patienten konnten vaskuläre Risikofaktoren jedoch besser
eingestellt werden. Bei Patienten, die regelmäßig die Nachsorgetermine im
Rahmen des strukturierten Programms wahrgenommen hatten, konnten auch
günstige klinische Effekte auf Folgeereignisse erzielt werden. Daher
interpretieren Experten der DSG und der DGN die Studienergebnisse als
bedeutsam und wegweisend.

Die aktuelle, in der Januarausgabe von "Lancet Neurology" publizierte
INSPiRE-TMS-Studie [1] verglich den Effekt eines strukturierten,
zweijährigen Nachsorgeprogramms im Hinblick auf die Häufigkeit von
Folgeschlaganfällen, akutem Koronarsyndrom und gefäßbedingten Todesfällen
gegenüber der ambulanten Nachsorge gemäß Regelversorgung bei Patienten mit
leichten ischämischen Schlaganfällen oder TIA (transitorische ischämische
Attacke, auch "Mini-Schlaganfall genannt). Das strukturierte
Nachsorgeprogramm war so aufgebaut, dass die Patienten in den Wochen 3, 6
und 12 nach Studieneinschluss sowie nach 6, 9, 12, 18 und 24 Monaten
jeweils ein umfassendes Beratungsgespräch erhielten. Darin wurden
allgemeine Informationen zur Schlaganfallprophylaxe und Risikofaktoren
gegeben - mit besonderem Fokus auf Lebensstilintervention und
Therapietreue. Während dieser Beratungstermine erfolgte auch eine
Bewertung der körperlichen Fitness und des individuellen Risikoprofils
(Blutdruck, LDL-Cholesterin, Rauchen etc.). Insgesamt wurden 2.098
Patienten in die Studie eingeschlossen, die Hälfte von ihnen durchlief das
strukturierte Nachsorgeprogramm, die andere Hälfte die normale ambulante
Nachsorge. Nach einem mittleren Follow-up von 3,6 Jahren trat bei 175 der
konventionell nachbehandelten und bei 163 der Patienten im
Nachsorgeprogramm ein größeres vaskuläres Ereignis gemäß primären Endpunkt
auf. Mit einer Verminderung des relativen Risikos um 8 % (Hazard ratio
(HR) 0,92) war der Unterschied zwischen den Gruppen nicht signifikant.

"Entgegen unserer Erwartung gab es also keinen Effekt des strukturierten
Nachsorgeprogramms auf den primären Endpunkt; die Einstellung wichtiger
Risikofaktoren ein Jahr nach Studieneinschluss gelang jedoch bei mehr
Patienten innerhalb des Programms als in der Kontrollgruppe, die
Unterschiede zwischen beiden Gruppen waren jedoch zu gering, um einen
signifikanten Effekt auf die Folgeereignisse auslösen zu können", erklärte
Professor Dr. Armin Grau, 2. Vorsitzender der Deutschen
Schlaganfallgesellschaft (DSG) und einer der Studienautoren. So wiesen
nach 12 Monaten in der Interventionsgruppe deutlich mehr Patienten
Blutdruckwerte im Zielbereich auf (p< 0,0001), niedrigere LDL-Werte (p=
0,001) sowie eine höhere körperliche Aktivität (p< 0,0001) und
Nichtraucherrate (p= 0,0021). Doch nach drei Jahren waren die Unterschiede
zwischen den Gruppen nicht mehr so deutlich ausgeprägt. "Das ist einer der
Gründe, warum sich auch kein Unterschied im klinischen Endpunkt zeigte",
so der Experte.

Professor Dr. med. Hans-Christoph Diener aus Essen, Pressesprecher der
DGN, erklärt: "Auf den ersten Blick sind die Ergebnisse dieser gut
geplanten Studie enttäuschend, da ein strukturiertes Nachsorgeprogramm bei
Patienten mit TIA und leichtem Schlaganfall nicht in der Lage zu sein
scheint, weitere schwerwiegende vaskuläre Ereignisse zu verhindern. Eine
Erklärung ist jedoch, dass Patienten in der Kontrollgruppe durch ihre
Hausärzte und Internisten so gut behandelt wurden, dass kein signifikanter
Unterschied gegenüber der Interventionsgruppe zu erreichen war."

Professor Grau und die anderen Autoren sehen genau darin eine Limitation
ihrer Studie. Sie war nicht verblindet, was dazu geführt haben könnte,
dass Patienten der konventionellen Nachsorgegruppe möglicherweise sogar
noch etwas besser als in der Behandlungsrealität außerhalb von Studien
behandelt wurden, denn viele Hausärzte versorgten Patienten aus beiden
Studienarmen. "Die hohe Rate an Patienten aus der konventionellen Gruppe,
bei denen die Risikofaktoren erfolgreich kontrolliert werden konnten, war
schon erstaunlich, beispielsweise lag der mittlere Blutdruck mit 136/80 mm
Hg deutlich niedriger als in vorherigen Beobachtungsstudien. Andererseits
war die Rate der Zielerreichung in der Interventionsgruppe bei wichtigen
Risikofaktoren wie dem Blutdruck oder der körperlichen Aktivität nicht
ausreichend hoch." Hinzu kam, dass es sich um eine
"intention-to-treat"-Analyse handelte und somit auch Patienten in die Auswertung des
strukturierten Nachsorgeprogramms eingingen, die u.U. nur einen von acht
Beratungsterminen wahrgenommen und somit eigentlich nicht wirklich am
Programm teilgenommen hatten. "Durch diese beiden Umstände lagen die
Gruppen hinsichtlich ihrer Nachsorge am Ende gar nicht so weit
auseinander, wie von uns Studienautoren ursprünglich angestrebt worden war
- und es liegt auf der Hand, dass sich dann auch kein signifikanter
Unterschied im Outcome zeigen konnte", so das Fazit von Professor Grau.
Er betonte, dass sich in Subgruppenanalysen, die sich auf Patienten mit
häufiger Wahrnehmung der Untersuchungstermine konzentrierten, durchaus ein
günstiger klinischer Effekt des Interventionsprogramms zeigte.

"Im Großen und Ganzen ist die Nachsorge von Schlaganfallpatienten in
Deutschland bereits auf einem hohen Niveau - DSG und DGN haben es
geschafft, dass die S3-Leitlinie Sekundärprophylaxe ischämischer
Schlaganfall und transitorische ischämische Attacke [2] breite Anwendung
im klinischen Alltag findet", erklärt Professor Dr. Peter Berlit,
Generalsekretär der DGN. Ein strukturiertes Nachsorgeprogramm könnte aber
die bereits hohe Qualität der Nachsorge noch weiter verbessern - darin
sind sich alle Experten einig. Das gelte besonders für die Patienten, bei
denen die Risikofaktoren für einen Folgeschlaganfall im Rahmen der
Regelversorgung nicht hinreichend beeinflusst werden können. "Für diese
Hochrisikopatienten benötigen wir intensivierte Nachsorgeprogramme", so
Prof. Berlit.


Literatur
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PFLEGE/797: Ringvorlesung am 18.12.2019 - "Palliativ- und Hospizversorgung - Paradigma einer neuen Sorgekultur" (idw)


Wilhelm Löhe Hochschule für angewandte Wissenschaften - 13.01.2020

Ringvorlesung der WLH am 18.12.2019 zum Thema "Palliativ- und
Hospizversorgung - Paradigma einer neuen Sorgekultur"



Der Umgang mit Menschen in der Palliativ- und Hospizversorgung sei
Ausdruck einer neuen Sorgekultur, so das Plädoyer von Dr. Roland Hanke,
ärztlicher Leiter des Palliativ-Care Teams Fürth und Vorsitzender des
Hospizvereins Fürth im Rahmen der Ringvorlesungsreihe der WLH "Was ist uns
Gesundheit wert?"

Schon semantisch zeige sich die Haltung der Verantwortlichen in Palliativ
und Hospiz an der Verwendung ihrer Sprache, wie Roland Hanke mit
eindrücklichen Beispielen zu unterstreichen wusste. Es gehe darum, dem
Menschen in seiner letzten Lebensphase nicht das Sterben, sondern noch
einmal das Leben zu thematisieren. Gerade durch die hohe
Interdisziplinarität in der Palliativ- als auch der Hospizversorgung
verstehen sich sowohl die professionellen Akteure als auch die
Ehrenamtlichen als wissende Begleiter des Menschen, nicht als deren
paternalisierende Leiter. Dabei gelte es festzuhalten, so Roland Hanke
weiter, dass nach dem ganzheitlichen Verständnis von "total pain" die
Palliativversorgung primär den physischen Kontext der Begleitung von
schwerstkranken Menschen adressiere. Die gleichrangig bedeutsamen Aspekte
des Menschen in seinen sozialen, psychischen und spirituellen Aspekten zu
betrachten sei in der Regel Aufgabe der bürgerschaftlich getragenen,
ehrenamtlichen Hospizbewegung, die dadurch die Deutungshoheit dessen
bewahrt, was "Hospiz" zu sein hat. Das Zusammenspiel von Ehrenamt und den
professionellen Ansprüchen an Palliativversorgung, die durch das
Hospiz- und Palliativgesetz als Regelanspruch ist 2015 in die Sozialgesetzgebung
eingeflossen. Dies eröffne die Chance, Palliativ- und Hospizversorgung
beispielhaft für eine am Menschen orientierte Haltung der Sorgearbeit für
andere Bereiche der Medizin und Pflege zu sehen. Mit Blick auf zukünftig
veränderte Gesundheits- und Pflegestrukturen skizzierte Dr. Hanke das Bild
eines "gelingenden Sterbens", das die Notwendigkeit von Heimen nur noch im
Ausnahmefall notwendig mache. Dort müsse aber rasch die Weiterentwicklung
von Hospiz- und Palliativkompetenz in der stationären Altenpflege noch
stärker fortentwickelt werden. Die Herausforderungen an die
Gesundheitspolitik, die letztendlich auch mit Fragen an
Finanzierungsoptionen verknüpft sei, waren Anlass für eine sehr engagierte
Diskussion. Palliativ- und Hospizversorgung funktioniere nach Roland Hanke
nicht durch ein Festhalten am System der Einzelvergütungen und striktem
Befolgen von Leitlinien, sondern benötige Landmarken für eine Bandbreite
von wissenden Versorgungsoptionen. Dieses sei etwa besser durch
Komplexvergütungen abzubilden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.wlh-fuerth.de/service/aktuelles/aus-dem-hochschulleben/news/detail/News/ringvorlesung-18122019-palliativ-und-hospizversorgung-paradigma-einer-neuen-sorgekultur/
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STATISTIK/361: Schleswig-Holstein - Jedes vierte Schulkind hat psychische Probleme (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 14. Januar 2020

Schleswig-Holstein: Jedes vierte Schulkind hat psychische Probleme

Kinder- und Jugendreport der DAK-Gesundheit untersucht psychische Gesundheit von Jungen und Mädchen



Fast ein Viertel aller Schulkinder in Schleswig-Holstein zeigt
psychische Auffälligkeiten. Mehr als zwei Prozent aller Jungen und
Mädchen zwischen zehn und 17 Jahren leiden an einer diagnostizierten
Depression, 2,3 Prozent unter einer Angststörung. Das zeigt der
aktuelle Kinder- und Jugendreport der DAK-Gesundheit "Ängste und
Depressionen bei Schulkindern". Hochgerechnet sind insgesamt etwa
9.500 Schulkinder in Schleswig-Holstein betroffen, Mädchen doppelt so
häufig wie Jungen. Für die Versorgung depressiver Schulkinder gibt die
DAK-Gesundheit im nördlichsten Bundesland im Jahr pro Kopf
durchschnittlich 2.870 Euro mehr aus als für seelisch gesunde
Gleichaltrige.

Im Auftrag der DAK-Gesundheit hat die Universität Bielefeld die
Gesundheits- und Versorgungssituation von Jungen und Mädchen in
Schleswig-Holstein umfassend untersucht. Die repräsentative Studie mit
Abrechnungsdaten aus 2016 und 2017 nimmt insbesondere die seelische
Gesundheit von Jungen und Mädchen in den Fokus. "Wir wollen das Tabu
brechen, das psychische Erkrankungen noch immer umgibt", sagt
Cord-Eric Lubinski, Leiter der DAK-Landesvertretung in
Schleswig-Holstein. "Die betroffenen Kinder leiden oft leise, bevor
sie eine passende Diagnose bekommen. Wir müssen aufmerksamer werden -
ob in der Familie, in der Schule oder im Sportverein - und nachhaltig
helfen."

24 Prozent aller Jungen und Mädchen in Schleswig-Holstein im
Schulalter sind von einer psychischen Erkrankung oder
Verhaltensstörung betroffen. Vor allem jüngere Schulkinder fallen am
häufigsten durch Entwicklungsstörungen auf, zu denen Sprach- und
Sprechstörungen gehören. Auch Verhaltensstörungen, wie etwa ADHS sind
verbreitet. Seltener, aber von hoher Relevanz für die Versorgung, sind
affektive Störungen, zu denen auch die Depressionen gehören. 2,3
Prozent aller DAK-versicherten Jungen und Mädchen im Alter von 10 bis
17 Jahren sind so stark betroffen, dass sie einen Arzt aufsuchen. Im
Vergleich zum Vorjahr ist die Depressionshäufigkeit 2017 in
Schleswig-Holstein um fünf Prozent gestiegen. Mädchen leiden deutlich
häufiger als Jungen. Mit einer diagnostizierten Angststörung kämpfen
2,3 Prozent aller Schulkinder. Hochgerechnet auf alle Kinder und
Jugendlichen in Schleswig-Holstein entspricht dies etwa 9.500 mit
Angststörungen oder Depressionen. Diese Störungsbilder treten oft
parallel auf: Knapp jeder sechste Junge in Schleswig-Holstein mit
einer diagnostizierten Depression hat parallel auch eine Angststörung.
Bei den Mädchen ist es fast jedes vierte.

Depressionen und Angststörungen zählen nach Einschätzung der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) zu den schwerwiegendsten Leiden in
der Gruppe der psychischen Erkrankungen. Depressionen sind
gekennzeichnet durch Niedergeschlagenheit, Traurigkeit und
Interessenverlust. Bei schweren depressiven Episoden haben die jungen
Patienten Schwierigkeiten, ihre alltäglichen Aktivitäten fortzusetzen.
Sie ziehen sich stark zurück, schaffen es kaum noch, in die Schule zu
gehen. Bei Angststörungen ist der natürliche Angstmechanismus des
Menschen aus den Fugen geraten. Die Betroffenen zeigen Reaktionen, die
der jeweiligen Situation nicht angemessen sind und losgelöst von einer
realen äußeren Gefährdung ablaufen.

In Schleswig-Holstein lebt weit mehr als ein Drittel der
DAK-versicherten Kinder in städtischen Gemeinden. Die Studie zeigt,
dass Stadtkinder zwischen 15 und 17 häufiger eine diagnostizierte
Depression haben, als Gleichaltrige vom Land (plus 58 Prozent). Sowohl
leichte als auch mittelgradig schwere depressive Episoden werden für
Stadtkinder häufiger festgestellt. In Städten existiert ein dichteres
Angebotsnetz an niedergelassenen Fachärzten. So haben Stadtkinder mit
Depressionen 33 % mehr Besuche bei Kinder- und
Jugendlichen-Psychotherapeuten pro Jahr als Gleichaltrige aus
ländlichen Gebieten.

Der Report zeigt erstmals auf Basis von Abrechnungsdaten, wie stark
bestimmte Faktoren die Entwicklung eines Seelenleidens beeinflussen.
So tragen Kinder mit einer chronischen körperlichen Erkrankung
insbesondere im Jugendalter ein bis zu 4,5-fach erhöhtes
Depressionsrisiko. Für eine Angststörung ist das Risiko bis zu 3-fach
erhöht. Auch das familiäre Umfeld kann ein Faktor sein: Kinder
seelisch kranker Eltern sind deutlich gefährdeter (3-fach), selbst
eine depressive Störung zu entwickeln. Kinder suchtkranker Eltern sind
ebenfalls signifikant häufiger betroffen (2,4-mal häufiger) als
Gleichaltrige aus suchtfreien Elternhäusern.

"Mit dem Kinder- und Jugendreport 2019 haben wir für den Norden auch
belastbare Analysen zur Versorgungssituation von Kindern mit
psychischen Auffälligkeiten", erklärt Julian Witte von der Universität
Bielefeld als Studienautor. Depressive Schulkinder in
Schleswig-Holstein bekommen häufig auch Medikamente verschrieben.
Jedes vierte Mädchen und etwa jeder sechste Junge im Alter zwischen 15
und 17 Jahren nimmt ein Antidepressivum ein.

Höher als im Bundesdurchschnitt ist in Schleswig-Holstein auch der
Anteil der Jungen und Mädchen mit einer Klinikeinweisung (plus 13
Prozent): Jedes elfte Schulkind mit einer diagnostizierten Depression
wurde 2017 stationär behandelt, durchschnittlich für 44 Tage. Nach der
Entlassung fehlt oft eine passende ambulante Nachsorge. In der Folge
ist mehr als jedes fünfte dieser schleswig-holsteinischen Kinder
zwischen zehn und 17 Jahren innerhalb von zwei Jahren mehrfach
stationär in Behandlung. "Wir haben offenkundige Versorgungslücken
nach der Krankenhausentlassung, die wir dringend schließen müssen",
betont Cord-Eric Lubinski. "Eine Rehospitalisierungsquote von 22
Prozent ist alarmierend!"

Die DAK-Gesundheit in Schleswig-Holstein startet das neue integrierte
Versorgungsangebot "veo", damit Betroffene nach einer
Krankenhausentlassung besser aufgefangen werden. "veo" ermöglicht
depressiven Kindern und Jugendlichen im Alter zwischen zwölf und 17
Jahren für drei Jahre eine vernetzte ambulante Nachsorge und
Versorgung. Das Programm "veo" ist einzigartig. Es hilft Kinder- und
Jugendtherapeuten, Psychiatern sowie Haus- und Fachärzten dabei, die
die ambulante Nachsorge zu optimieren. Weitere wichtige
altersgruppenspezifische Beteiligte wie Beratungsstellen,
Schulpsychologen und Jugendämter werden ebenfalls eingebunden. Das
Ziel ist eine bessere Vernetzung und damit eine schnelle und
unproblematische Hilfe für die betroffenen Kinder - ohne lange
Wartezeiten und komplizierte Terminabsprachen.

Parallel intensiviert die DAK-Gesundheit ihre Aktivitäten im Bereich
Stressprävention. Gemeinsam mit der Cleven-Stiftung hat sie mit
fit4future Teens ein neues Präventionsprogramm zum Thema
Stressprävention für weiterführende Schulen entwickelt. Außerdem
bietet sie Kindern ab zwölf Jahren individuell an, ihre seelische
Stärke mit einer neuen Software zu trainieren. "DAK Smart4me" ist
kostenfrei zugänglich und passwortgeschützt auf Smartphones und allen
anderen Bildschirmgeräten nutzbar. Infos dazu gibt es unter:
www.dak.de/smart4me

Der aktuelle Kinder- und Jugendreport der DAK-Gesundheit für
Schleswig-Holstein untersucht umfassend die Behandlungsdaten der Jahre
2016 und 2017 von fast 41.000 minderjährigen Versicherten der
DAK-Gesundheit im hohen Norden. Die Analysen sind am renommierten
Lehrstuhl für "Gesundheitsökonomie und Gesundheitsmanagement" der
Universität Bielefeld gelaufen.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 14. Januar 2020

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/312: Künstliche Muskel-Folien trainieren Stammzellen zu Knochenzellen (idw)


Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung - 13.01.2020

Künstliche Muskel-Folien trainieren Stammzellen zu Knochenzellen



Gezielt programmierte Materialien können Stammzellen unter bestimmten
Bedingungen dazu anregen, sich in Knochenzellen umzuwandeln - das konnte
ein deutsches Forschungsteam unter der Leitung des Helmholtz-Zentrums
Geesthacht, Zentrum für Material- und Küstenforschung, nun zeigen. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler setzen dazu ein sogenanntes
Formgedächtnis-Polymer in der Stammzellenforschung ein. Die Studie wurde
heute in der renommierten Fachzeitschrift Proceedings of the National
Academy of Sciences of the USA veröffentlicht.

Stammzellen können sich zu vielen verschiedenen Zelltypen entwickeln:
Muskelzellen, Knorpel- oder Knochenzellen. Genau wie der Körper, zu dem
sie gehören, spüren die Stammzellen, was um sie herum passiert und
reagieren entsprechend. Seit Jahrzehnten versuchen die Forscher, diesen
sogenannten Differenzierungsprozess zu verstehen und zu steuern, indem sie
die Umgebung der Zellen verändern. Das gewonnene Wissen wird bereits im
Bereich des Tissue Engineering genutzt, also zur Herstellung von
Ersatzmaterialien, die geschädigtes biologisches Gewebe wiederherstellen
oder erhalten können. Meist werden für die Forschung Experimente an
statischen Aufbauten durchgeführt. Nun haben Forschende des
Helmholtz-Zentrums Geesthacht (HZG), des Berlin-Brandenburgischen Zentrums für
Regenerative Therapien, der Freien Universität Berlin und des Helmholtz
Virtuellen Instituts - Multifunktionale Biomaterialien für die Medizin
Versuche mit einer dynamischen Konstruktion durchgeführt.

Neue Methode entwickelt

Die Wissenschaftler verwandten für ihren innovativen Ansatz eine
Polymerfolie im Sinne eines künstlichen Muskels: Die Folie besitzt die
ungewöhnliche Eigenschaft, bei einer vorgegebenen Temperaturänderung die
Form reversibel zu verändern. Die Forscher erzeugten eine solche
Polymerfolie mit einem Gitter auf der Unterseite und programmierten sie
so, dass sie bei einer Temperaturänderung auch ihre Form verändert: Bei
Abkühlung von Körpertemperatur, also 37 Grad Celsius, auf 10 Grad Celsius
dehnt sie sich. Bei erneuter Erwärmung zieht sich die Folie zusammen.
Anschließend wurden die Muskelfolien mit Stammzellen besiedelt und die
sich verändernde Form des Gitternetzes auf der Unterseite der Folie und
der Zellen beobachtet. Mithilfe dieser programmierten Muskelfolie konnten
die Wissenschaftler ein physikalisches Signal, die Temperaturänderung,
nutzen, um ein weiteres mechanisches Signal gleichzeitig an die
Stammzellen zu senden. Durch diese Synchronisation ist es gelungen, die
Stammzellen anzuregen, sich zu Knochenzellen zu entwickeln.
"Die Polymerfolie hat ein sogenanntes Formgedächtnis. In unseren
Experimenten wirkt sie wie ein Übermittler, mit dem wir die Zellen
effektiv anweisen können, das zu tun, was wir wollen. Wir haben
herausgefunden, dass die Temperaturänderungen in Kombination mit der
wiederholten Dehnungsbewegung der Folie ausreicht, um die Stammzellen zur
Differenzierung in Knochenzellen anzuregen - im Gegensatz zu den Zellen,
die auf einer unprogrammierten Folie wachsen", erklärt Professor Andreas
Lendlein, Co-Autor der Studie und Leiter der HZG-Instituts für
Biomaterialforschung in Teltow.

Möglicher Einsatz bei komplizierten Knochendefekten

"Die programmierten Folien aus Polymer könnten später beispielsweise bei
komplizierten Knochenbrüchen eingesetzt werden, bei denen sich der Knochen
nicht von selbst wieder heilen kann. Stammzellen aus dem Knochenmark des
Patienten könnten auf die präparierte Folie aufgetragen werden, die sich
bei einer Operation adaptiv um den gebrochenen Knochen legt. Die zuvor
'trainierten' Zellen können dann gezielt den Knochen stärken", so
Professor Lendlein. Angesichts der kürzlich in New Scientist

(https://www.newscientist.com/article/2224004-exclusive-humans-placed-in-suspended-animation-for-the-first-time/) berichteten erfolgreichen
Operation bei 10 Grad Celsius, die an der University of Maryland School of
Medicine durchgeführt wurde, könnten solche medizinischen Implantate ein
weiteres Instrument im Werkzeugkasten der Chirurgen werden.


Originalpublikation:

Polymeric sheet actuators with programmable bioinstructivity, 

Zijun Deng,
Weiwei Wang, Xun Xu, Oliver Gould, Karl Kratz, Nan Ma, and Andreas
Lendlein, 

Proceedings of the National Academy of Sciences U.S.A., 2020,

DOI: 10.1073/pnas.1910668117

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution120

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung - 13.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/311: Künstlicher Darm soll Tierversuche eingrenzen (idw)


Hochschule Kaiserslautern - 13.01.2020

Künstlicher Darm soll Tierversuche eingrenzen



Tierversuche sind oft unverzichtbar, wenn es um medizinische Forschung
geht. Wenn es nun gelingen würde, funktionsfähige Organe im Labor zu
züchten, könnte man Tests an Lebewesen deutlich reduzieren oder sogar
komplett darauf verzichten. Diesen Ansatz verfolgt das Projekt "Tissue
Engineering von Geweben in komplexen Hydrogelen mittels dreidimensionaler
elektrischer und magnetischer Stimulation" der Hochschule Kaiserslautern.
Fördergelder in Höhe von einer Million Euro erhalten die Forscher dafür
von der Carl-Zeiss-Stiftung.

Das Tissue Engineering (Gewebekonstruktion oder Gewebezüchtung) von voll
funktionsfähigen komplexen Geweben und Organen ist eine Herausforderung
der Regenerativen Medizin. Mit 3D-Drucktechniken ist es bereits möglich
Strukturen zu generieren, die zumindest morphologisch denen von Organen
ähneln. Heute schon können Zellen und Biomaterialien kombiniert und
Schicht für Schicht gedruckt werden, um biomedizinische Teile
herzustellen, welche die gleichen Eigenschaften wie natürliches Gewebe
haben. Doch der Druckprozess setzt die Zellen einem enormen Stress aus,
viele überleben die Prozedur nicht. "In unserem Projekt wird ein
zellschonenderer Ansatz verfolgt, mit dem das Zellwachstum unter
Einwirkung von magnetischen und elektrischen Feldern gezielt beeinflusst
wird", informiert Prof. Monika Saumer vom Standort Zweibrücken der
Hochschule Kaiserslautern, die zusammen mit insgesamt neun Arbeitsgruppen
an dem stark interdisziplinär angelegten Projekt beteiligt ist. Die
Forscher werden ein mikro-elektro-mechanisches System (MEMS) entwickeln,
in dem durch die Kombination von Mikro- und Nanobauteilen komplexe
dreidimensionale Gleich- und Wechselfelder in unterschiedlichen Stärken
generiert werden und auf die Zellen einwirken können.

"Wir bringen ein Hydrogel, ein gelatineähnliches Produkt, mit lebenden
Zellen in einen Container ein. Die elektrischen und magnetischen Felder,
die wir für die Wachstumssteuerung der Zellen verwenden, kommen auch in
der Natur vor. Unser Ziel ist es, dass die eingesetzten Nerven- und
Muskelzellen, beziehungsweise deren Vorläuferzellen, histologisch korrekt
orientiert und zu einer funktionsfähigen Gewebeeinheit zusammenwachsen",
sagt Prof. Saumer. "Aus der Literatur und eigenen Arbeiten kennen wir die
Größenordnungen von elektrischen und magnetischen Feldern, die eine
Auswirkung auf das Zellwachstum haben. Nun müssen wir noch die ideale
Kombination von Signalstärke und Frequenz herausfinden." Am Ende soll ein
funktionsfähiges Stück Darm entstehen. Das Darmgewebe kann dann für
Medikamententests oder für die Erforschung der Wirkungen von Nährstoffen
benutzt werden. Tierversuche werden somit reduziert oder sogar unnötig.
"Wir können vielleicht in fünf Jahren soweit sein, dass erste
Medikamententests möglich werden", bemerkt Prof. Saumer. Bereits jetzt
sind am Projekt zwei Firmen aus dem Pharma-Sektor beteiligt. Auch einen
Einsatz des Darms als Ersatzgewebe eines erkrankten oder fehlenden
Darmabschnitts beim Menschen sei auf längere Sicht möglich, so Saumer.

Das Projekt an der Hochschule Kaiserslautern startet am 1. April,
insgesamt werden fünf neue Mitarbeiter eingestellt. Zusätzlich zum
Fördergeld der Carl-Zeiss-Stiftung unterstützt die Hochschule
Kaiserslautern das Projekt mit 150.000 Euro. Der Förderzeitraum beträgt
drei Jahre.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution212

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Kaiserslautern - 13.01.2020

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10287: Kassel - Kammerkonzert mit dem Signum-Quartett, 22.02.20


documenta-Stadt Kassel

Kammerkonzert mit dem Signum-Quartett in der Musikakademie



Zu einem besonderen Abend mit dem Signum-Quartett lädt Fmaks, die
Fördergesellschaft der Musikakademie Kassel "Louis Spohr", am
Mittwoch, 22. Februar, ab 19 Uhr in den Konzertsaal der Musikakademie
am Karlsplatz ein.

Annette Walther, seit drei 2015 Dozentin an der Musikakademie und
außerdem 2. Violine im international renommierten Signum-Quartett,
wird gemeinsam mit ihren drei Kollegen (Florian Donderer, Violine,
Xandi van Dijk, Viola und Thomas Schmitz, Violoncello) nach Kassel
Werke von Wolfgang Amadeus Mozart, Thomas Adès und Henryk M. Gorecki
spielen. Eröffnet wird das Programm durch eine Komposition Ludwig van
Beethovens.

Das Signum-Quartett ist seit vielen vergangenen Jahren nicht nur bei
Kammermusikfestivals auf der ganzen Welt, sondern auch in den
führenden Konzertsälen zu hören. Zudem hat sich das Ensemble durch
hervorragende besprochene Tonträger-Aufnahmen große Anerkennung in der
gesamten Welt der Kammermusik erworben.

Informationen zu den Mitwirkenden unter: www.signumquartet.com

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten siebten
Lebensjahr zahlen vier Euro.

Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten bei
der Musikakademie unter 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41
88 oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9286: Aus aller Welt - 16.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Steuerfachmann Michustin wird neuer Regierungschef von Rußland

Der bisherige Chef der Nationalen Steuerbehörde, Michail Michustin,
wird neuer Ministerpräsident von Rußland. Die Abgeordneten der
Staatsduma stimmten am Donnerstag für den Vorschlag von Präsident
Wladimir Putin, den 53jährigen Behördenleiter zum neuen
Regierungschef zu machen. Die Zusammensetzung des neuen Kabinetts
soll laut Michustin in den kommenden Tagen bekannt werden. Der
bisherige Ministerpräsident Dimitri Medwedew wird Stellvertreter
Putins an der Spitze des Sicherheitsrats.

16. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9286: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Rostocker Polizei stellt mehr als 14 Kilogramm Drogen sicher

Bei Hausdurchsuchungen hat die Rostocker Polizei 14,2 Kilogramm
Drogen sicherstellen können. Wie die Behörden am Donnerstag
mitteilten, handelt es sich dabei um Amphetamin, Marihuana und
Haschisch. Die Beamten fanden zudem eine größere Summe Bargeld, das
vermutlich aus dem Drogenhandel stammt. Gegen einen 33jährigen aus
Laage und einem 39jährigen Rostocker wurde Haftbefehl erlassen. Die
Tatverdächtigen sind der Polizei bereits wegen Geschäften mit
illegalen Betäubungsmitteln bekannt.

16. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9283: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



US-Truppen setzen Einsätze gegen IS im Irak fort

Das US-Militär hat die gemeinsamen Einsätze mit den irakischen
Streitkräften gegen die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS)
wieder aufgenommen. Das geht aus einem Bericht der New York Times
hervor. Nach der Ermordung des iranischen Generals Kassem Soleimani
in Bagdad durch die USA hatte die US-geführte Anti-IS-Koalition ihre
Ausbildungseinsätze im Irak aus Sicherheitsgründen gestoppt. Das
irakische Parlament forderte zudem alle ausländischen Truppen zum
Verlassen des Landes auf.

16. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9285: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Parlamentarier lehnen Widerspruchslösung für Organspenden ab

Der Bundestag hat die von Gesundheiteistminister Jens Spahn (CDU)
vorgeschlagene Widerspruchslösung, mit der jeder zum Organspender
geworden wäre, der nicht ausdrücklich widerspricht, abgelehnt. Nach
Informationen der Nachrichtenagentur AFP votierten in namentlicher
Abstimmung 379 Parlamentarier gegen den Entwurf einer
Abgeordnetengruppe um Spahn, 292 Parlamentarier unterstützten ihn. Es
gab drei Enthaltungen. Dagegen fand die sogenannte
Entscheidungslösung bei der Organspende, die von einer Gruppe um
die Grünen-Chefin Annalena Baerbock und die Linke-Vorsitzende Katja
Kipping eingebracht worden war, eine deutliche Mehrheit. Die
Neuregelung sieht vor, Bürger bei Behördengängen und Arztbesuchen auf
die Möglichkeit zur Organspende hinzuweisen.

16. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9283: Tragisches und Kurioses - 16.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Menschen sterben bei Flugzeugabsturz in Brandenburg

Auf dem Flugplatz von Strausberg (Brandenburg) sind am
Donnerstagmittag zwei Menschen beim Absturz eines
Ultraleichtflugzeugs ums Leben gekommen. Nach bisherigen Kenntnissen
war die Maschine bei der Landung senkrecht zu Boden gestürzt und
anschließend ausgebrannt. Die Absturzursache war zunächst unklar.

16. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8368: Aus Forschung und Technik - 16.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Batteriewechsel im freien Raum

Die NASA-Astronautinnen Jessica Meir und Christina Koch haben während
eines siebeneinhalbstündigen Arbeitseinsatzes damit begonnen, alte
Nickel-Wasserstoff- gegen neue Lithium-Ionen-Batterien an der
Außenwand der Internationalen Raumstation ISS auszutauschen. Die
neuen Batterien sollen die Energieversorgung der Station verbessern,
teilte die US-Luft- und Raumfahrtbehörde mit. Für kommenden Montag
steht für Meir und Koch ein weiterer Außeneinsatz auf dem Programm.
Wenn die Batteriearbeiten nach Plan verlaufen, werden Andrew Morgan
(NASA) und sein italienischer ESA-Kollege Luca Parmitano am 25.
Januar die Reparatur eines externen Strahlendetektors abschließen.

16. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8382: Aus aller Welt - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Richterin Sakellaropoulou soll Griechenlands erste Präsidentin werden

In Griechenland hat Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis in einer
Fernsehansprache am Mittwochabend vorgeschlagen, die parteilose
Richterin und Vorsitzende des obersten griechischen
Verwaltungsgerichtshofes (STE), Ekaterini Sakellaropoulou, zur
Nachfolgerin des Verfassungsrechtlers Prokopis Pavlopoulos zu wählen,
wenn dessen fünfjährige Amtszeit als Staatsoberhaupt am 13. März
endet. Die 63jährige Sakellaropoulou wäre die erste Präsidentin
Griechenlands. Sie hätte hauptsächlich repräsentative Aufgaben. Ihre
Wahl gilt angesichts der Mehrheit der konservativen Regierungspartei
Nea Dimokratia im Athener Parlament als sicher. Ein Termin für die
Abstimmung steht noch nicht fest.

16. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8337: Medizin und Gesundheitswesen - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundestag lehnt Spahns Widerspruchsregelung ab

Das kommt jetzt doch etwas überraschend. Der Bundestag hat die von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn vorgelegte Widerspruchsregelung
bei Organspenden laut welt.de klar abgelehnt. In einer namentlichen
Abstimmung votierten 379 Abgeordnete dagegen, 292 Parlamentarier
unterstützten Spahn, drei enthielten sich. Damit bleiben Organspenden
in Deutschland weiterhin nur mit ausdrücklicher Zustimmung erlaubt.
Durchgesetzt hat sich die sogenannte Einverständnislösung.
Der Entwurf der Grünen-Chefin Annalena Baerbock und der 
Linken-Vorsitzenden Katja Kipping wurde angenommen. Dieser beinhaltet
unter anderem, daß alle Bundesbürger
mindestens alle zehn Jahre beim Abholen eines neuen Personalausweises
im Bürgeramt auf das Thema Organspende angesprochen werden.

16. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8370: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



EuGH-Gutachter lehnte Ausnahmen für Vorratsdatenspeicherung ab

Generalanwalt Manuel Campos Sánchez-Bordona vom Europäischen
Gerichtshof (EuGH) hat in einem am Mittwoch in Luxemburg
veröffentlichten Gutachten die Vorratsdatenspeicherung als Verstoß
gegen EU-Recht bezeichnet. Das gilt auch für Sonderregelungen, die
einige Mitgliedsländer im Kontext von Terrorbekämpfung für eine
allgemeine und unterschiedslose Speicherung von Verbindungsdaten
fordern. Laut Sánchez-Bordona sollten nur Daten gespeichert werden
dürfen, die für die wirksame Verhütung und Kontrolle der Kriminalität
sowie für die nationale Sicherheit erforderlich sind. Wenn in einem
Land aufgrund einer gefährlichen Ausnahmesituation offiziell der
Notstand ausgerufen wurde, könnte eine allgemeine Pflicht zur
Vorratsdatenspeicherung in Kraft gesetzt werden. Die von der
Datenspeicherung betroffenen Personen sollten über den Vorgang
informiert werden. Die Dauer der Datenspeicherung müßte begrenzt und
genau geregelt werden. Außerdem sollte die Herausgabe von Daten
jeweils von einem Richter oder einer unabhängigen Stelle geprüft
werden. Gerichte in Frankreich, Großbritannien und Belgien hatten die
Bewertung des EuGH zur Vorratsdatenspeicherung im Zusammenhang mit
nationaler Sicherheit und Terrorbekämpfung erbeten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8292: Sprache, Kunst und Medium - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Schwere Strafe für Versuch eines Kunstwerkschmuggels

In Madrid hat ein Richter den früheren Bankdirektor Jaime Botin zu 18
Monaten Gefängnis sowie zu einer Geldstrafe in Höhe von 52,4 Millionen
Euro verurteilt, weil er versucht hatte, ein Picasso-Gemälde,
das als nationales Erbe gilt, außer Landes zu bringen.

Dabei ist der Sammler Besitzer des Kunstwerks "Kopf einer jungen Frau"
aus der sogenannten "Rosa Periode" des gebürtigen spanischen Malers.
Da er nicht die Erlaubnis hatte, das Bild zu exportieren, versuchte es
der Millardär mit einer Segeljacht außer Landes zu schaffen, mit der
Absicht, das Kunstwerk zu verkaufen.

Offenbar wollte die spanische Justiz ein Zeichen setzen, denn neben
der hohen Geldstrafe zog das Gericht das auf 24 Millionen Euro
geschätzte Bild ein. Es gehört demnach dem spanischen Staat.
Allerdings ist das Urteil noch nicht rechtskräftig. Vermutlich geht
das Verfahren in die nächste Instanz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8359: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Libyscher General Haftar will Waffenruhe einhalten

Bundesaußenminister Maas hat in Bengasi mit dem Kommandeur der
Libyschen Nationalen Armee (LNA), General Haftar, über den zwischen
Rußland und der Türkei ausgehandelten Waffenstillstand gesprochen.
Laut Maas hat Haftar seine Bereitschaft erklärt, die Waffenruhe
einzuhalten. Die Waffenstillstandsvereinbarung von Anfang dieser
Woche hatte der General nicht unterzeichnet. Für kommenden Sonntag
hat die Bundesregierung die Konfliktparteien und ihre jeweiligen
ausländischen Verbündeten nach Berlin zu einer Friedenskonferenz
eingeladen. Dazu werden unter anderem Rußlands Präsident Putin, der
türkische Präsident Erdogan, Frankreichs Präsident Macron und der
britische Premier Johnson erwartet. Haftar und sein Gegenspieler,
al-Sarradsch aus Tripolis, sind grundsätzlich bereit, ebenfalls nach
Berlin zu kommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8373: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundestag votiert für Zustimmungslösung bei Organentnahmen

Der Bundestag in Berlin hat am Donnerstag mit deutlicher Mehrheit für
den Gesetzentwurf der Grünen-Vorsitzenden Annalena Baerbock und der
Linke-Vorsitzenden Katja Kipping zur Organspende votiert. 432
Abgeordnete stimmten in dritter Lesung für und 200 Abgeordnete gegen
die Novelle bei 37 Enthaltungen. Demnach soll auch in Zukunft eine
Organentnahme zur Transplantation nur zulässig sein, wenn dem der
potentielle Spender zu Lebzeiten zugestimmt hat. Aber die Bürger
sollen regelmäßig auf Ämtern etwa bei der Aushändigung eines
Personalausweises über die Option der Organspende informiert werden.
Bei verstorbenen potentiellen Organspendern, welche sich zu Lebzeiten
weder für noch wider die Organentnahme ausgesprochen haben, können
die Angehörigen die entsprechende Entscheidung treffen. Die unter
anderem von Gesundheitsminister Jens Spahn vorgelegte doppelte
Widerspruchslösung lehnte das Parlament mit 379 gegen 292 Stimmen ab.
Der Minister hatte erreichen wollen, daß jede Person als
Organspenderin gilt, solange sie nicht dagegen Widerspruch eingelegt
hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8342: Tragisches und Kurioses - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Auslieferung einer Diplomatengattin schroff zurückgewiesen

Ein knappes halbes Jahr nach einem tödlichen Verkehrsunfall in England
hat London überraschenderweise einen Auslieferungsantrag für die
Unfallfahrerin an Washington gestellt. Die USA wiesen ein solches
Ansinnen allerdings als "höchst unangemessen" zurück, da der Frau
diplomatische Immunität zuerkannt wurde, und sie so das Land verlassen
durfte.

Daran ändert offenbar auch deren riskantes Fahrverhalten nichts. Da es
sich um die Gattin eines früheren US-Diplomaten handle, würde der
Einsatz eines Auslieferungsabkommens einen "außergewöhnlich
beunruhigenden Präzedenzfall" schaffen, teilte das Außenministerium in
Washington mit.

Laut der Zeitung Der Standard war ein junger Motorradfahrer im August
an den Folgen eines Zusammenstoßes getötet worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8371: Arbeit, Soziales und Familie - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Millionen unzufrieden mit Lohn und Wochenarbeitszeit

In Deutschland würden rund 2,2 Millionen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer im Erwerbsalter zwischen 15 und 74 Jahren mehr
arbeiten, wenn sie könnten. In den meisten Fällen geht es ihnen um
den mit der längeren Arbeitszeit zu erwartenden höheren Lohn. Im
Schnitt arbeitet diese Bevölkerungsgruppe knapp 29 Stunden in der
Woche. Das geht aus einer vom Statistischen Bundesamt ausgewerteten,
repräsentativen Umfrage (Mikrozensus) für 2018 hervor. Demnach
möchten 1,4 Millionen Vollzeitbeschäftigte mit durchschnittlich gut
41 Wochenarbeitsstunden einschließlich Nebentätigkeiten kürzertreten
und ihre Arbeitszeit auf 30 Stunden reduzieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8348: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Buschfeuer verschlechtern die Luftqualität in Australien

Angesichts der Flammenhöllen, die in Australien wüten, kann die
Atemluft insbesondere in Melbourne und Sydney nur ausgesprochen
schlecht sein. Nach Angaben der zuständigen Gesundheitsbehörde sollen
nirgendwo sonst in der Welt schlechtere Luftwerte gemessen worden
sein. Einer dpa-Meldung zufolge verzögerten sich erneut Spiele der
Qualifikationsrunde beim Tennisturnier Australian Open. Unzählige
Menschen wurden wegen Atembeschwerden von den Notfallambulanzen
aufgenommen. Flugzeuge konnten nicht starten, und viele Flüge waren
verspätet. Die Menschen Down Under hoffen daher inständig auf Regen,
damit die Luft wieder besser wird. Allerdings würde dieser in den
abgebrannten Gebieten die Gefahr von Erdrutschen deutlich erhöhen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8359: Märkte und Finanzen - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Kohlekraftwerksbetreiber erwartet Milliardenentschädigung

Die Betreiber von Braun- und Steinkohlekraftwerken in West- und
Ostdeutschland können als Gegenleistung für den von der
Bundesregierung beschlossenen Kohleausstieg mit einer Entschädigung
von 2,6 bzw. 1,75 Milliarden Euro rechnen. Je nach
Stillegungszeitpunkt verteilen sich die Beträge auf rund 15 Jahre.
Die Bundesländer und Regionen, die bislang von der überaus
klimaschädlichen Kohleverstromung profitiert haben, sollen zusammen
rund 40 Milliarden Euro an sogenannter Strukturhilfe bekommen. Die
Branchenbeschäftigten werden ein Anpassungsgeld bis 2043 bekommen, um
bei einem Arbeitsplatzverlust die Zeit bis zur Frühverrentung brücken
zu können. Von der entsprechenden Einigung vom Bund und den
betroffenen Ländern Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Brandenburg aus der Nacht auf Donnerstag berichtete
Bundeswirtschaftsminister Altmaier. Demnach soll noch im Januar ein
Gesetz zum Kohleausstieg auf den Weg gebracht werden. Die Kommission
"Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" der Bundesregierung
hatte für den Kohleausstieg bis 2038 plädiert. Im Verlauf der Jahre
sollten Zielvorgaben und Fortschritte dreimal überprüft werden. Die
Bundesregierung will die Überprüfung 2026 und 2029 vornehmen.
Gegebenenfalls könnte das letzte Kohlekraftwerk 2035 abgeschaltet
werden. Der erste Kraftwerksblock soll Ende dieses Jahres vom Netz
gehen. Weitere sechs besonders emissionsintensive Blöcke von RWE
sollen bis Ende 2022 folgen, ebenso eine Brikettfabrik des
Unternehmens. Das neue Steinkohlekraftwerk Datteln 4 in
Nordrhein-Westfalen soll noch in Betrieb genommen werden. Am
Braunkohletagebau Garzweiler werden weiterhin Dörfer abgebaggert,
aber der Hambacher Forst soll stehenbleiben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8371: Aus Forschung und Technik - 16.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Samsung bald mit 7-Zoll-Display

Nicht mehr lang, dann wird Samsung mit dem Galaxy S20 sein neuestes
Flaggschiff vorstellen. Am 11. Februar wollen die Südkoreaner das
Gerät der Öffentlichkeit zeigen. Offenbar ist die Umbenennung auf
S20 nicht das einzige, womit Samsung die Welt überraschen will. So
meldete die Internetplattform curved.de, daß das Gerät Gerüchten
zufolge ein Quad-Kamera-Setup mit 108 Megapixel (MP) Hauptlinse und
einem 48-MP-Teleobjektiv haben wird. Während beim Display eine
Bildwiederholfrequenz von 120-Hertz beeindruckt. Bei der Größe
des Displays erwarten Experten einen großen Schritt im Vergleich zum
Vorjahr. Denn das S20+ soll 6,7 Zoll in der Diagonalen messen. Die
7-Zoll-Marke gerät schon schwer ins Schwanken.

16. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





FORSCHUNG/554: Astronomen decken den interstellaren Zusammenhang eines der Bausteine des Lebens auf (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 15.01.2020

Astronomen decken den interstellaren Zusammenhang eines der Bausteine
des Lebens auf



Phosphor, der in unserer DNA und in den Zellmembranen vorhanden ist, ist
ein wesentliches Element für das Leben, wie wir es kennen. Aber wie es auf
die frühe Erde gelangte, ist ein Rätsel. Astronomen haben nun die Reise
des Phosphors von den Sternentstehungsgebieten bis zu den Kometen
verfolgt, indem sie die vereinten Kräfte von ALMA und der Sonde Rosetta
der Europäischen Weltraumagentur genutzt haben. Ihre Forschungen zeigen
erstmals, wo sich phosphorhaltige Moleküle bilden, wie dieses Element in
Kometen transportiert wird und wie ein bestimmtes Molekül eine
entscheidende Rolle beim Beginn des Lebens auf unserem Planeten gespielt
haben könnte.

"Das Leben erschien auf der Erde vor etwa 4 Milliarden Jahren, aber wir
wissen immer noch nicht, welche Prozesse es hervorbrachten", sagt Víctor
Rivilla, der Hauptautor einer neuen Studie, die heute in der Zeitschrift
Monthly Notices of the Royal Astronomical Society veröffentlicht wurde.
Die neuen Ergebnisse des Atacama Large Millimeter/Submillimeter Array
(ALMA), an dem die Europäische Südsternwarte (ESO) beteiligt ist, und des
ROSINA-Instruments an Bord von Rosetta zeigen, dass Phosphormonoxid ein
Schlüsselelement im Puzzle der Entstehung des Lebens ist.
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Phosphorhaltige Moleküle in einer Sternentstehungsregion und Komet
67P

Bild: © ALMA (ESO/NAOJ/NRAO), Rivilla et al.; ESO/L. Calçada; ESA/Rosetta/NAVCAM; Mario Weigand, www.SkyTrip.de



Mit der Leistungsfähigkeit von ALMA, das einen detaillierten Blick in die
Sternentstehungsregion AFGL 5142 ermöglichte, konnten die Astronomen
aufzeigen, wo sich phosphorhaltige Moleküle, wie z.B. Phosphormonoxid,
bilden. Neue Sterne und Planetensysteme entstehen in wolkenähnlichen
Regionen aus Gas und Staub zwischen den Sternen, so dass diese
interstellaren Wolken die idealen Orte sind, um die Suche nach den
Bausteinen des Lebens zu beginnen.

Die ALMA-Beobachtungen zeigten, dass bei der Entstehung massereicher
Sterne phosphorhaltige Moleküle entstehen. Gasströme von jungen
massereichen Sternen öffnen Hohlräume in den interstellaren Wolken. An den
Wänden der Hohlräume bilden sich phosphorhaltige Moleküle durch die
kombinierte Wirkung von Stoßwellen und Strahlung des jungen Sterns. Die
Astronomen haben auch gezeigt, dass Phosphormonoxid das am häufigsten
vorkommende phosphorhaltige Molekül in den Hohlraumwänden ist.

Im Anschluss an die Suche nach diesem Molekül in Sternentstehungsgebieten
mit ALMA begab sich das europäische Team zu einem Objekt im Sonnensystem:
dem inzwischen berühmten Kometen 67P/Churyumov-Gerasimenko. Die Idee war,
den Spuren dieser phosphorhaltigen Verbindungen zu folgen. Wenn die
Hohlraumwände zu einem Stern zusammenfallen, insbesondere zu einem weniger
massereichen wie der Sonne, kann Phosphormonoxid ausfrieren und in den
eisigen Staubkörnern, die um den neuen Stern herum verbleiben,
eingeschlossen werden. Noch bevor der Stern vollständig gebildet ist,
kommen diese Staubkörner zusammen und bilden Kieselsteine, Felsen und
schließlich Kometen, die zu Transportern von Phosphormonoxid werden.

ROSINA, die Abkürzung steht für Rosetta Orbiter Spectrometer for Ion and
Neutral Analysis, sammelte zwei Jahre lang Daten von 67P, während Rosetta
den Kometen umkreiste. Die Astronomen hatten zuvor in den ROSINA-Daten
Hinweise auf Phosphor gefunden, wussten aber nicht, welches Molekül ihn
dorthin getragen hatte. Kathrin Altwegg, die leitende Forscherin von
Rosina und Autorin der neuen Studie, bekam einen Hinweis darauf, was
dieses Molekül sein könnte, nachdem sie auf einer Konferenz von einem
Astronomen, der mit ALMA Sternentstehungsgebiete untersucht, angesprochen
wurde: "Sie sagte, dass Phosphormonoxid ein sehr wahrscheinlicher Kandidat
wäre, also ging ich zurück zu unseren Daten und da war es!"

Diese erste Sichtung von Phosphormonoxid auf einem Kometen hilft den
Astronomen, eine Verbindung zwischen den Sternentstehungsgebieten, in
denen das Molekül entsteht, bis zur Erde herzustellen.

"Die Kombination der ALMA- und ROSINA-Daten hat eine Art chemischen Strang
während des gesamten Prozesses der Sternentstehung aufgedeckt, bei dem
Phosphormonoxid die dominierende Rolle spielt", sagt Rivilla, Forscher am
Astrophysikalischen Observatorium Arcetri des INAF, Italiens
Nationalinstitut für Astrophysik.

"Phosphor ist essentiell für das Leben, wie wir es kennen", fügt Altwegg
hinzu. "Da Kometen höchstwahrscheinlich große Mengen an organischen
Verbindungen zur Erde geliefert haben, könnte das Phosphormonoxid des
Kometen 67P die Verbindung zwischen Kometen und dem Leben auf der Erde
verstärken."

Diese faszinierende Reise konnte durch die Zusammenarbeit der Astronomen
dokumentiert werden. "Der Nachweis von Phosphormonoxid ist eindeutig dem
interdisziplinären Austausch zwischen den Teleskopen auf der Erde und den
Instrumenten im Weltraum zu verdanken", sagt Altwegg.

Leonardo Testi, ESO-Astronom und ALMA European Operations Manager, fasst
zusammen: "Das Verständnis unserer kosmischen Ursprünge, einschließlich
der Frage, wie häufig die für die Entstehung von Leben günstigen
chemischen Bedingungen sind, ist ein wichtiges Thema der modernen
Astrophysik. Während sich ESO und ALMA auf die Beobachtung von Molekülen
in weit entfernten jungen Planetensystemen konzentrieren, wird die direkte
Erforschung des chemischen Inventars in unserem Sonnensystem durch
ESA-Missionen wie Rosetta ermöglicht. Die Synergie zwischen den weltweit
führenden Einrichtungen am Boden und im Weltraum durch die Zusammenarbeit
zwischen ESO und ESA ist ein wichtiger Aktivposten für die europäischen
Forscher und ermöglicht Entdeckungen wie die in diesem Artikel
beschriebene."


Weitere Informationen

Diese Forschung wurde in einem Artikel vorgestellt, der in den Monthly
Notices of the Royal Astronomical Society erscheint.

Das Team besteht aus V. M. Rivilla (INAF-Osservatorio Astrofisico di
Arcetri, Florenz, Italien [INAF-OAA]), M. N. Drozdovskaya ( Center for
Space and Habitability, Universität Bern, Schweiz [CSH]), K. Altwegg
(Physikalisches Institut, Universität Bern, Schweiz), P. Caselli
(Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik, Garching, Deutschland), M.
T. Beltrán (INAF-OAA), F. Fontani (INAF-OAA), F.F.S. van der Tak (SRON
Netherlands Institute for Space Research und Kapteyn Astronomical
Institute, Universität Groningen, Niederlande), R. Cesaroni (INAF-OAA), A.
Vasyunin (Föderale Universität Ural, Jekaterinburg, Russland, und
Fachhochschule Ventspils, Lettland), M. Rubin (CSH), F. Lique (LOMC-UMR,
CNRS-Université du Havre), S. Marinakis (University of East London und
Queen Mary University of London, Großbritannien), L. Testi (INAF-OAA, ESO
Garching und Exzellenzcluster "Universe", Deutschland) und das ROSINA-Team
(H. Balsiger, J. J. Berthelier, J. De Keyser, B. Fiethe, S. A. Fuselier,
S. Gasc, T. I. Gombosi, T. Sémon, C. -y. Tzou).

Das Atacama Large Millimeter/Submillimeter Array (ALMA), eine
internationale astronomische Einrichtung, ist eine Partnerschaft zwischen
der ESO, der U.S. National Science Foundation (NSF) und den National
Institutes of Natural Sciences (NINS) von Japan in Zusammenarbeit mit der
Republik Chile. ALMA wird von der ESO im Namen ihrer Mitgliedstaaten, von
der NSF in Zusammenarbeit mit dem National Research Council of Canada
(NRC) und dem National Science Council of Taiwan (NSC) sowie von NINS in
Zusammenarbeit mit der Academia Sinica (AS) in Taiwan und dem Korea
Astronomy and Space Science Institute (KASI) finanziert. Bau und Betrieb
von ALMA werden von der ESO im Namen ihrer Mitgliedstaaten geleitet; vom
National Radio Astronomy Observatory (NRAO), das von Associated
Universities, Inc. (AUI) im Namen Nordamerikas und vom National
Astronomical Observatory of Japan (NAOJ) im Namen Ostasiens verwaltet
wird. Das Joint ALMA Observatory (JAO) übernimmt die einheitliche Leitung
und das Management des Baus, der Inbetriebnahme und des Betriebs von ALMA.

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO führt ein ehrgeiziges Programm durch, das
sich auf die Planung, den Bau und den Betrieb leistungsfähiger
bodengebundener Beobachtungseinrichtungen konzentriert, die es Astronomen
ermöglichen, wichtige wissenschaftliche Entdeckungen zu machen. Auch bei
der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie
spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle. Die ESO verfügt über drei
weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in Chile: La Silla, Paranal
und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO das Very Large Telescope
(VLT) und das weltweit führende Very Large Telescope Interferometer sowie
zwei Durchmusterungsteleskope: VISTA im Infrarotbereich und das VLT Survey
Telescope (VST) für sichtbares Licht. Am Paranal wird die ESO zukünftig
außerdem das Cherenkov Telescope Array South beherbergen und betreiben,
das größte und empfindlichste Gammastrahlenobservatorium der Welt. Die ESO
ist zusätzlich einer der Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor,
APEX und ALMA, dem größten astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro
Armazones unweit des Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely
Large Telescope (ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte
optische Teleskop der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Originalpublikation:

"ALMA and ROSINA detections of phosphorus-bearing molecules: the
interstellar thread between star-forming regions and comets", Monthly
Notices of the Royal Astronomical Society, 2020
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STERN/405: Vorsintflutlicher Sternenstaub (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 15.01.2020

Vorsintflutlicher Sternenstaub



Forscher datierten Sternenstaub aus einem Meteoriten auf sieben
Milliarden Jahre - der älteste Feststoff, der bisher auf der Erde gefunden
wurde.

Sterne durchlaufen Lebenszyklen. Sie entstehen, wenn Gaswolken und Staub
im All aufeinandertreffen, sich aufgrund der Schwerkraft verdichten und
aufheizen. Sterne brennen dann über Jahrmillionen oder gar Milliarden
Jahre, ehe sie sterben und dabei Staubpartikel ins All schleudern. Diese
tragen wiederum zur Entstehung neuer Sterne, Planeten, Monde und
Meteoriten bei.




[image: Bild: © ESA/Hubble & NASA / Janaína N. Ávila]

Staubreiche Auswürfe von entwickelten Sternen wie dem abgebildeten Egg
Nebula sind mögliche Quellen für die grossen präsolaren
Siliziumkarbidkörner, die in Meteoriten gefunden werden.

Bild: © ESA/Hubble & NASA / Janaína N. Ávila



In einem solchen Meteorit, der vor 50 Jahren in Australien niederging,
entdeckten Forschende vom Field Museum, der Universität Chicago, der ETH
Zürich und weiteren Hochschulen nun Sternenstaub, der vor fünf bis sieben
Milliarden Jahren entstanden war - der älteste Feststoff, der bisher auf
der Erde gefunden wurde. Die Resultate der Studie wurden soeben im
Fachmagazin PNAS veröffentlicht.

Zeitkapsel Meteorit

Die Materialien, die Erstautor Philipp Heck vom Field Museum und von der
Universität Chicago und seine Kollegen untersuchten, wurden vor der Geburt
unserer Sonne gebildet und später, nach ihrer Geburt, in Meteoriten
eingeschlossen. Auf diese Weise wurden sie über Milliarden von Jahren
konserviert und macht sie zu Zeitkapseln, die Auskunft über die Zeit vor
der Entstehung unseres Sonnensystems geben.

Die Staubpartikel, welche die Fachleute als präsolare Körner bezeichnen,
sind allerdings nur sehr schwer zu finden. Einerseits sind sie sehr
selten: Nur in jedem 20. Meteoriten, der auf die Erde fällt, sind welche
verborgen. Und die Körner sind höchstens wenige Mikrometer gross.

Der sogenannte Murchison-Meteorit, der 1969 in Victoria, Australien,
aufschlug, entpuppte sich als wahre Schatzkiste. Aus ihm konnten
Wissenschaftler an der Universität von Chicago bereits vor 30 Jahren
präsolare Körner isolieren. Diese wurde nun genauer auf ihr Alter und ihre
Herkunft untersucht.

Kosmische Strahlung lässt Edelgase entstehen

Für die Altersbestimmung nutzten die Forscher den Umstand, dass der
Meteorit auf seiner Reise durchs All kosmischer Strahlung ausgesetzt war.
Diese interagiert mit der Materie und bildet neue Elemente, in dem Fall
seltene und daher gut nachzuweisende Edelgase. Je länger der Meteorit der
kosmischen Strahlung ausgesetzt ist, desto mehr dieser Elemente häufen
sich in ihm an.

Anhand dieser Spurenelemente fanden die Forscher heraus, dass einige der
isolierten präsolaren Körner 4,6 bis 4,9 Milliarden Jahre alt sein müssen,
einige sogar älter als 5,5 Mia. Jahre. Damit sind die Körner älter als
unsere Sonne, die ca. 4,6 Mia. Jahre alt ist. Die Erde ist «nur» 4,5 Mia.
Jahre alt.

Die Körner geben zudem auch Auskunft über das Leben und Sterben von
Sternen. So folgern die Forscher aus ihren Erkenntnissen, dass sich vor
sieben Milliarden Jahren besonders viele neue Sterne gebildet haben
mussten.

«Wir zählten mehr junge Körner als erwartet», erklärt Heck. Er vermutet
deshalb, dass die Mehrzahl der Körner mit einem Alter von 4,6 bis 4,9 Mia.
Jahren von Sternen stammen, die vor etwa 7 Milliarden Jahren in einer
Periode verstärkter Sterngeburten entstanden und etwa 2 Milliarden Jahre
später ihr Lebensende erreichten. Sterne mit einer solchen Lebensdauer
haben etwa doppelt so viel Masse wie unsere Sonne und produzieren daher
besonders viel Staub, wenn sie sterben. Dieser Staub wurde nach dem Tod
ihrer - zahlreicher vorhandenen - Muttersterne ins All ausgestossen und
dort von der kosmischen Strahlung getroffen.

Schwankt die Zahl neugebildeter Sterne?

Damit befeuern die Wissenschaftler eine alte Debatte, ob neue Sterne mit
einer konstanten Rate entstehen oder ob die Zahl neugebildeter Sterne
periodisch schwankt. «Dank der Körner haben wir einen direkten Beweis,
dass die Neubildung von Sternen vor 7 Mia. Jahren überdurchschnittlich
gross war», sagt der Forscher. «Die Geburtenrate von Sternen scheint also
eher zu schwanken als konstant zu sein.»

Ihre Analysen an den präsolaren Körnern führten die amerikanischen
Wissenschaftler zur Hauptsache an der ETH Zürich durch. Das Departement
Erdwissenschaften verfügt über ein weltweit einzigartiges Messgerät, das
Massenspektrometer «Tom Dooley». Es wurde spezifisch für die Messung von
kleinsten Gasmengen konzipiert und ist das einzige Instrument, welches
Edelgase in einzelnen präsolaren Körnern messen kann.

Heck doktorierte von 2002 bis 2005 an der ETH bei Professor Rainer Wieler
und sammelte an diesem Gerät Erfahrung bei der Messung von Edelgasen in
präsolaren Körnern. Dank einer langjährigen Zusammenarbeit mit Wieler und
seit dessen Pensionierung mit Henner Busemann konnte Heck «Tom Dooley» für
die Messungen nutzen.

Kommerziellen Unternehmen ist es bis heute nicht gelungen, ähnlich präzise
Geräte zu entwickeln. «Kollege Heck kennt die Maschine und ihre Vorzüge
von seiner Doktoratszeit her. Hätten die Amerikaner ein vergleichbar
genaues Gerät, wären sie kaum nach Zürich gekommen für ihre Messungen»,
sagt Busemann schmunzelnd.


Originalpublikation:

Heck P., et al. Lifetimes of interstellar dust from cosmic ray exposure
ages of presolar silicon carbide. PNAS, Jan 13th 2019
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ORNITHOLOGIE/444: Wie Zebrafinken ihren Balzgesang lernen (idw)


Universität Zürich - 15.01.2020

Wie Zebrafinken ihren Balzgesang lernen



Komplexe Lernprozesse wie Sprechen oder Singen laufen nach ähnlichen
Mustern ab. Am Beispiel von Zebrafinken zeigen Forschende der UZH und der
ETH Zürich, wie die Jungvögel die Balzgesänge ihrer Väter imitieren und
tausendfach üben. Dabei erinnern sie sich an den Gesang vom Vortag und
knüpfen optimal daran an.

Das ganze Leben lang müssen wir uns neue motorische Fähigkeiten aneignen:
Ein Baby etwa lernt von Geburt an, seine Arme und Hände zu bewegen, Worte
auszusprechen und zu gehen. Die Menschen lernen einen Bewegungsablauf
meist durch Üben und tausendfach Wiederholen. Dabei gelingen einige
Versuche besser als andere und sie werden insgesamt besser.




[image: Foto: © Richard Hahnloser, ETH/UZH]

Junge Zebrafinken imitieren den Gesang eines ausgewachsenen Finken, um
später Weibchen anzulocken.

Foto: © Richard Hahnloser, ETH/UZH



Diesen Fortschritt ermöglichen Veränderungen in der Vernetzung des
Gehirns. In vielen Hirnarealen müssen Millionen von Verbindungen zwischen
Neuronen sowie zwischen Gehirn und Muskeln angepasst werden. Sie müssen
zudem gefestigt werden, damit die verbesserten Bewegungsabläufe nicht
verloren gehen, wenn die gleichen Hirnareale aktiviert werden, um eine
weitere Fähigkeit zu lernen.

Einfache Kurve für komplexe Bewegungen

Um die biologischen Grundlagen des Lernens zu verstehen, muss die
Forschung Gemeinsamkeiten im Erlernen von äusserst verschiedenen
Fähigkeiten und Bewegungsabläufen finden. "Beim Klavierspielen oder beim
Spracherwerb laufen sehr ähnliche Mechanismen ab. Die beteiligten Muskeln
sind jedoch völlig unterschiedlich", sagt Sepp Kollmorgen, Post-Doktorand
am Institut für Neuroinformatik der Universität Zürich.

In einer neuen Studie untersuchten Forschende der Universität Zürich und
der ETH Zürich am Institut für Neuroinformatik die allgemeinen Prinzipien,
die dem Erlernen von komplexen motorischen Fertigkeiten zugrunde liegen.
Sie führten einen allgemeingültigen Algorithmus ein, der die unzähligen
Veränderungen während eines Lernprozesses auf eine einfache Lernkurve
reduziert. So konnten die Wissenschaftler ablesen, wie und wann sich die
einzelnen Versuche veränderten, ohne dass alle Details der beteiligten
Bewegungen berücksichtigt werden mussten.

Zebrafinken üben ihr Lied tausendmal am Tag

Mit ihrer neuen Methode untersuchte das Team, wie männliche Zebrafinken
singen lernen. In freier Wildbahn imitieren die Jungvögel den Gesang eines
ausgewachsenen Finken, um später Weibchen anzulocken. Im Alter von etwa 40
Tagen beginnen sie, den Gesang nachzuahmen und üben ihn über drei Monate
viele tausend Mal pro Tag. "Wir vermuten, dass die Prozesse, die beim
Lernen im Gehirn der Vögel aktiv sind, beim Menschen etwa analog
ablaufen", erklärt Richard Hahnloser, Professor für Neuroinformatik an der
ETH Zürich. Der Vorteil einer Studie bei Vögeln sei allerdings, dass viel
präzisere Werkzeuge zur Verfügung stehen, um den Lernprozess im Gehirn zu
beobachten.

Besonders gute Versuche werden nicht vergessen

Die Lernkurve der Zebrafinken enthält Überraschendes: Zum einen zeigt
sich, dass der Lernprozess vielschichtig ist und sich guter und
schlechter Gesang unterschiedlich verändert. An einem Tag klingen die
meisten Lieder ähnlich, aber gelegentlich produziert der Vogel einen
besonders guten oder einen wirklich schlechten Versuch. Die
Wissenschaftler fanden heraus, dass sich die besten Lieder im Laufe eines
Tages langsam aber stetig verbessern und sich über Nacht nicht verändern.
Am nächsten Morgen klingen die besten Lieder ebenso gut wie am Vorabend.
Die sehr schlechten dagegen verbessern sich während eines Tages schnell -
aber dann vergisst der Vogel über Nacht die meisten Fortschritte. Am
nächsten Morgen klingen die sehr schlechten Versuche wieder fast genauso
wie am Vortag.

Zudem zeigen die Lernkurven, dass die meisten Veränderungen über Nacht
vergessen gehen, wenn sie nichts mit dem zu tun haben, was der Vogel zu
singen versucht. "Die Vögel scheinen unglaublich effizient zu sein. Dank
des Schlafes erinnern sie sich an die positiven Dinge, die sie tagsüber
gelernt haben, und vergessen den unwichtigen Rest", erklärt Valerio Mante,
Professor am Institut für Neuroinformatik der Universität Zürich.

Grosses therapeutisches Potential

Diese Prozesse sind die Grundlage für ein besseres Verständnis darüber,
wie Lernen im Gehirn abläuft. Das therapeutische Potenzial dieser
Erkenntnisse ist gross: Verstünde man zum Beispiel, warum es so schwer
ist, sich an Verbesserungen weniger gelungenen Abläufe zu erinnern, wären
effizientere Trainingspläne in der Rehabilitation für Schlaganfall- oder
Unfallopfer möglich. Es wäre letztlich sogar denkbar, direkt auf bestimmte
Hirnareale zuzugreifen, um den Lernprozess zu stimulieren, folgern die
Forschenden.


Originalpublikation:
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ASTRO/423: Sternenkollision im All (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 15.01.2020

Sternenkollision im All



Zusammen mit einer internationalen Forschungskooperation haben Physiker
der Universität Jena das Gravitationswellensignal GW190425 analysiert, das
von den Gravitationswellendetektoren LIGO und Virgo aufgezeichnet wurde.
Die Forscher nehmen an, dass die Gravitationswelle durch die Verschmelzung
zweier Neutronenstrerne ausgelöst wurde. Bemerkenswert ist vor allem die
berechnete Gesamtmasse dieses Sternsystems. Sie zeigt, dass
Doppelneutronensternsysteme womöglich vielfältiger sind als bisher
gedacht.




[image: Bild: © National Science Foundation/LIGO/Sonoma State University/A. Simonne]

Der Ursprung des Gravitationswellensignals GW190425 liegt vermutlich in der
Verschmelzung eines Doppel-Neutronensternsystems (künstlerische
Darstellung).

Bild: © National Science Foundation/LIGO/Sonoma State University/A. Simonne



Wenn zwei Neutronensterne miteinander kollidieren, dann bebt
sprichwörtlich das All. Ihre Verschmelzung erzeugt Gravitationswellen, die
sich in alle Richtungen des Universums ausbreiten und - irgendwann auch
auf der Erde messbar sind. So geschehen auch im April des vergangenen
Jahres, als die Gravitationswellendetektoren Virgo in Italien und LIGO in
den USA das Gravitationswellensignal GW190425 aufzeichneten. Jetzt wurde
dieses Signal von einer internationalen Forschungskooperation analysiert,
an der Prof. Dr. Sebastiano Bernuzzi und die Doktorandin Rosella Gamba vom
Theoretisch-Physikalischen Institut der Friedrich-Schiller-Universität
Jena beteiligt waren. Ihre Berechnungen sollen demnächst in der
Fachzeitschrift "Astrophysical Journal Letters" erscheinen.

Demnach ist GW190425 ein Gravitationswellensignal, das bei der
Verschmelzung eines sehr massereichen binären Sternsystems entstanden sein
muss. Bei der Kollision im All, die rund 500 Millionen Lichtjahre von der
Erde entfernt stattgefunden hat, sind zwei Sterne mit einer Gesamtmasse
des 3,4-Fachen der Masse unserer Sonne ineinander gestürzt.

Verschiedene Theorien für Entstehung des Signals

Welcher Art die beiden kollidierenden Sterne waren, dafür gibt es
verschiedene Erklärungen. So könnte GW190425 durch die Verschmelzung
zweier Neutronensterne entstanden sein. Diese Erklärung nehmen die
Forscher als die wahrscheinlichste an, obwohl weitere Beweise dafür, wie
elektromagnetische Signale, Neutrinos oder geladene Teilchen bislang nicht
gefunden wurden. Allein auf Basis der Gravitationswellen-Daten wollen die
Forscher deshalb nicht ausschließen, dass ein Schwarzes Loch an der Fusion
beteiligt gewesen war.

"Wenn wir davon ausgehen, dass ein binäres Neutronensternsystem für das
Signal verantwortlich ist, wäre die berechnete Masse in Höhe von 3,4
Sonnenmassen ein außergewöhnlicher Wert", sagt Prof. Sebastiano Bernuzzi.
Die Masse ähnlicher Systeme liegt üblicherweise weiter darunter, im
Bereich zwischen 2,5 und 2,9 Sonnenmassen. "GW190425 wäre der Beweis, dass
diese Sternsysteme vielfältiger sind und möglicherweise auch auf andere
Weise entstehen können als erwartet."

Beitrag zum Verständnis von Neutronensternen

Die aus dem Gravitationswellensignal gewonnenen Informationen könnten den
Forschern zudem dabei helfen, die rätselhaften Vorgänge im Innern von
Neutronensternen besser zu verstehen. Über Neutronensterne ist bekannt,
dass sie sich bilden, wenn besonders massereiche Sterne am Ende ihrer
Lebenszeit in sich zusammenfallen. Ihr Durchmesser ist in kosmischen
Dimensionen geradezu winzig und beträgt nur ca. 15 Kilometer. Aufgrund
ihrer enormen Dichte sind sie trotzdem meist schwerer als unsere Sonne.

Die extremen Bedingungen, die für diese Eigenschaften verantwortlich sind,
lassen sich in Experimenten auf der Erde nicht einfach nachbilden. Auch
deshalb will Bernuzzi mit seinem Team die Forschung an GW190425
fortsetzen. Schon jetzt weiß der Jenaer Physiker, was unmittelbar nach der
Fusion passierte, die das Gravitationswellensignal auslöste: "Unseren
Computersimulationen zufolge, die auf Einsteins Allgemeiner
Relativitätstheorie basieren, hat sich mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit
ein Schwarzes Loch gebildet."
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MELDUNG/851: Künstliche Intelligenz zeigt Forschungstrends in der Quantenphysik (idw)
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Künstliche Intelligenz zeigt Forschungstrends in der Quantenphysik



Zwei österreichische Forscher haben eine neuartige Methode entwickelt,
mit der Computerprogramme das Wissen aus hunderttausenden Fachartikeln
effizient verarbeiten können. Mithilfe von künstlicher Intelligenz lassen
sich dadurch sowohl Prognosen für zukünftige Forschungstrends erzeugen,
als auch unorthodoxe, neue Forschungsthemen aufzeigen. Wie das
funktioniert, berichten Anton Zeilinger und Mario Krenn nun im Fachjournal
"Proceedings of the National Academy of Sciences".

Die zunehmende Spezialisierung der Wissenschaften macht es für
Forscher/innen mitunter schwierig, neue Projekte zu entwickeln, die über
das eigene Spezialgebiet hinaus gehen. "Allein in der Quantenphysik, die
ja nur ein Teilbereich der Physik ist, erscheinen jeden Tag rund 50
Artikel. Da muss man sich schon anstrengen, um alle Überschriften erfassen
zu können", sagt Mario Krenn von der University of Toronto.

Gemeinsam mit Anton Zeilinger, Quantenphysiker an der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften (ÖAW) und der Universität Wien, hat Krenn nun
im Fachjournal "Proceedings of the National Academy of Sciences" (PNAS)
eine innovative Lösung für dieses Problem aufgezeigt: ein
computergestütztes System zur effizienten Verarbeitung
quantenphysikalischen Wissens. "Zuerst haben wir automatisiert aus
Büchern, Fachartikeln und Wikipedia eine Liste von etwa 6.500
Schlüsselkonzepten der Quantenphysik erstellt. Dann haben wir diese
Begriffe als Knotenpunkte in einem Netzwerk festgelegt. Zwei Konzepte
werden dann verbunden, wenn sie in der Fachliteratur gemeinsam erwähnt
werden. Je häufiger das passiert, desto stärker die Verbindung", erläutert
Krenn.

750.000 Forschungsartikel analysiert

Auf diese Weise entstand ein sogenanntes semantisches Netzwerk, das die
Verbindungen zwischen verschiedenen Konzepten der Quantenphysik darstellt.
Für die Analyse der Verbindungen haben Krenn und Zeilinger die Abstracts
von 750.000 Forschungsartikeln aus der Quantenphysik seit dem Jahr 1919
analysiert. "Das Netzwerk ist eine einfache Repräsentation des Wissens,
aber sie hat vergangene Entwicklungen der Quantenphysik gut
widergespiegelt", sagt Krenn.

In einem nächsten Schritt nutzten die beiden Forscher 0daher dieses Netz
auf der einen Seite und künstliche Intelligenz auf der anderen Seite, um
künftige Entwicklungen in der quantenphysikalischen Forschung
vorherzusagen. "Wir haben ein neuronales Netz auf das semantische Netz
losgelassen. Dieses hat gelernt, auf Basis der Daten von 2010 den Zustand
des semantischen Netzes im Jahr 2015 in guter Näherung vorherzusagen. Das
neuronale Netz konnte mit hoher Wahrscheinlichkeit abschätzen, welche 2010
noch nicht verbundenen Konzepte bis zum Jahr 2015 gemeinsam erforscht
werden", erklärt Krenn.

Die so trainierte künstliche Intelligenz kann somit verwendet werden, um
auf Basis des aktuellsten semantischen Netzes eine Prognose zu erstellen,
welche Konzepte bald von Wissenschaftler/innen gemeinsam erforscht werden.

Vorschläge für die zukünftige Forschung

"Derzeit sind nur etwa fünf Prozent der Konzepte im Netzwerk verknüpft.
Unser System kann Forscher/innen aber Vorschläge machen, um nach neuen,
unerwarteten Themengebieten zu suchen", so der Quantenphysiker weiter. Die
Vorhersagen des neuronalen Netzwerks bezeichnet Krenn dabei nur als einen
Teil der Prognosen. "Wir suchen mit netzwerktheoretischen Methoden nach
außergewöhnlichen Verbindungen, die etwa stark vorhergesagt werden, aber
sich konzeptionell stark unterscheiden", sagt Krenn. Solche
fächerübergreifenden Verbindungen erscheinen manchmal sehr überraschend
und unorthodox. Deshalb entwickelten die Forscher zusätzlich eine Methode,
mit der vielversprechende Forschungsvorschläge erzeugt werden können, die
zugleich eine Überlappung mit einem bestimmten Spezialgebiet aufweisen.

"Der Ansatz hat das Potenzial, die Art und Weise, wie Wissenschaft gemacht
wird, signifikant zu verändern", sagt Anton Zeilinger. Das System ist
grundsätzlich für jedes Forschungsgebiet anwendbar. "Bevor wir
verallgemeinern, möchten wir noch daran arbeiten, die Ergebnisse des
Quantenphysiknetzwerks besser zu interpretieren. Hier gibt es bereits
mehrere Wissenschaftler/innen weltweit, die Interesse haben, mit uns daran
zu arbeiten", ergänzt Krenn.
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application in Quantum Physics", Mario Krenn, Anton Zeilinger, PNAS 2019
DOI: doi.org/10.1073/pnas.1914370116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2169
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Österreichische Akademie der Wissenschaften, 15.01.2020
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1362: Letzter Wille für digitale Daten und Accounts (idw)


Fraunhofer-Institut für Sichere Informationstechnologie SIT - 15.01.2020

Letzter Wille für digitale Daten und Accounts

Studie gibt Empfehlungen für den Umgang mit dem digitalen Nachlass



Was passiert nach dem Tod eines Menschen mit dessen digitalen Daten? Wie
vererbt man wertvolle Accounts in Online-Spielen oder PayPal-Guthaben? Es
gibt viele offene Fragen im Umgang mit dem digitalen Nachlass eines
Menschen. Eine neue Studie befasst sich deshalb mit den wichtigsten
praktischen, rechtlichen und technischen Fragen des Vererbens von
digitalen Daten und Vermögenswerten und gibt Handlungsempfehlungen für die
Praxis. Erstellt wurde die Studie vom Fraunhofer-Institut für Sichere
Informationstechnologie SIT gemeinsam mit der Universität Regensburg und
der Universität Bremen/IGMR. Die Erstellung der Studie wurde vom
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) gefördert.
Die Studie "Der digitale Nachlass - Eine Untersuchung aus rechtlicher und
technischer Sicht" sowie eine übersichtliche Zusammenfassung für
Verbraucherinnen und Verbraucher stehen unter
www.sit.fraunhofer.de/digitalernachlass zum Download bereit.

Social-Media-Accounts bei Twitter, YouTube oder LinkedIn, Online-Konten
bei Amazon oder Ebay sowie Guthaben bei PayPal, E-Books, digitale gekaufte
Bilder oder kostenpflichtige Accounts bei Streaming-Dienstleistern - all
das sind Dinge, die zum digitalen Nachlass eines Menschen gehören. Doch
oft werden diese Dinge beim Erstellen eines Testaments nicht bedacht.
Zusätzlich gibt es Unsicherheiten, wie digitale Werte praktisch vererbt
werden können. So treffen die wenigsten Menschen zu Lebzeiten
Vorkehrungen, wie mit ihrem digitalen Nachlass umgegangen werden soll. Das
stellt die Erben vor Probleme: Oft ist es für sie sehr schwierig bis
unmöglich, herauszufinden, welche Online-Konten und -Accounts der
Verstorbene genau hatte und wie sie Zugriff darauf bekommen können.

Die Studie "Der digitale Nachlass - Eine Untersuchung aus rechtlicher und
technischer Sicht" klärt rechtliche und technische Fragen rund um das
Thema digitaler Nachlass und gibt Handlungsempfehlungen an Erblasser,
Erben, Vorsorgebevollmächtigte, Unternehmen sowie den Gesetzgeber. Die
Studie beschreibt, was genau zum digitalen Vermögen gehört und welche
Vererbungsrechte und -Möglichkeiten bestehen. Zusätzlich gibt sie
Verbraucherinnen und Verbrauchern Empfehlungen, wie genau sie Vorsorge
treffen können: Wer festlegen möchte, was mit seinen Daten und Accounts
passieren soll, kann dies beispielsweise über eine Festlegung im Testament
regeln und sollte die Zugangsdaten zu sämtlichen Online-Konten und
-Accounts sicher bei einem Notar oder einer Vertrauensperson hinterlegen.
Die Studie bietet zudem Textvorlagen für eine Vorsorgevollmacht und für
letztwillige Verfügungen.

Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz Christine Lambrecht
hierzu: "Nur wenige Menschen machen sich Gedanken darüber, dass zum
Vermögen auch der digitale Nachlass gehört. Deshalb wollen wir den
Verbraucherinnen und Verbrauchern auf diesem Gebiet Orientierung und
Hilfestellung anbieten. Die Studie leistet in diesem Bereich einen
wichtigen Beitrag zur Verbraucheraufklärung."

Ulrich Waldmann, Wissenschaftler am Fraunhofer SIT: "Die Studie liefert
nicht nur praktische Hinweise, wie Verbraucherinnen und Verbraucher
geeignet Vorsorge treffen können. Sie gibt auch Hinweise für
Dienstanbieter, Verwaltung und Politik. Anbieter sollten in ihren AGB
deutlich auf den digitalen Nachlasses hinweisen und den Nutzern
ermöglichen, ihr Nutzerkonto so zu konfigurieren, dass im Sterbefall z.B.
die Löschung, Archivierung oder vollständige Übergabe des Kontos an die
Erben erfolgen wird."

Eine Untersuchung der allgemeinen Geschäftsbedingungen von PayPal,
Microsoft, Apple, Amazon, Sony und Facebook ergab, dass nicht alle
Anbieter die Vererbbarkeit von Konten und Inhalten bereits in ihren AGB
regeln. Hier gibt die Studie Empfehlungen an die Dienstanbieter, wie sie
Verbraucherinnen und Verbraucher besser dabei unterstützen können, ihre
Ansprüche durchzusetzen.

Die gesamte Studie kann unter folgendem Link kostenfrei heruntergeladen
werden: 

www.sit.fraunhofer.de/digitalernachlass

Zudem findet sich dort eine kurze Zusammenfassung der Studie mit allen
Empfehlungen an Verbraucherinnen und Verbraucher, Erben, Unternehmen,
Vorsorgebevollmächtigte sowie den Gesetzgeber.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution629

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Sichere Informationstechnologie SIT, 15.01.2020
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AGRAR/410: Bundesregierung hofiert brasilianische Agrarindustrie anstatt kleinbäuerliche Landwirtschaft zu fördern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Januar 2020

Bundesregierung hofiert brasilianische Agrarindustrie anstatt kleinbäuerliche Landwirtschaft zu fördern



Zur Rede der umstrittenen brasilianischen Landwirtschaftsministerin
bei der heutigen Eröffnung des Global Forum for Food and Agriculture
(GFFA) erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Es ist unerträglich, dass die Bundesregierung eine Ministerin aus dem
Kabinett des rechtsextremen Präsidenten Jair Bolsonaro hofiert. Tereza
Cristina ist seit Jahren eng mit dem Großgrundbesitz verbandelt und
steht für eine Landwirtschaft, die auf exportorientierten
Monokulturen, genetisch veränderten Pflanzen und massivem
Pestizideinsatz basiert - also für das absolute Gegenteil von
ökologischer und sozialer Nachhaltigkeit.

Die Einladung offenbart wieder einmal die Linie, der Bundesregierung
gegenüber Brasilien. Trotz breiter Kritik hält die Bundesregierung am
EU-Mercosur-Abkommen fest und lässt sich sogar zu der haltlosen
Behauptung hinreißen, dass durch das Freihandelsabkommen
Nachhaltigkeits- und Menschenrechtsstandards besser durchgesetzt
werden könnten. Dieser Kuschelkurs wird nun durch den
partnerschaftlichen Umgang mit Brasiliens Regierung und Agrarlobby
noch einmal verstärkt.

Die neue gute Beziehung geht sogar noch über das geplante
Freihandelsabkommen hinaus: Im Namen von Nachhaltigkeit und Waldschutz
hat das BMZ dem brasilianischen Landwirtschaftsministerium
40 Millionen Euro zugesagt, um in "innovativen Partnerschaften" mit
der Agrarindustrie zu kooperieren - angeblich, um dieser
wirtschaftliche Anreize zu geben, weniger Regenwald abzuholzen. Dass
nun ausgerechnet diejenigen von deutschen Entwicklungsgeldern
profitieren, die maßgeblich für die Zerstörung des brasilianischen
Regenwaldes, Landraub und Gewalt gegenüber traditionellen und
indigenen Gemeinschaften verantwortlich sind - und die zu den
stärksten Unterstützern Bolsonaros gehören - ist nicht hinnehmbar!

Hintergrund:

Unter dem diesjährigen Thema "Nahrung für alle! Handel für eine
sichere, vielfältige und nachhaltige Ernährung" beginnt heute das vom
Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung organisierten
Globale Forum für Ernährung und Landwirtschaft (GFFA).

Eine der Auftaktrednerinnen ist die brasilianische
Landwirtschaftsministerin Tereza Cristina Corrêa da Costa Dias, enge
Verbündete des Agrobusiness, die im ersten Jahr ihrer Amtszeit unter
anderem 503 Pestizide neu zuließ, von denen viele in Europa verboten
sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/1899: Anton Hofreiter zum Spitzentreffen zum Kohleausstieg im Kanzleramt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2020

Anton Hofreiter zum Spitzentreffen zum Kohleausstieg im Kanzleramt



Zum Spitzentreffen zum Kohleausstieg im Kanzleramt erklärt Anton
Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Es ist jetzt fast ein Jahr her, dass die Kohlekommission ihren
Bericht offiziell an die Bundesregierung übergeben hat. Sie müsste die
Ergebnisse, die in mühevoller Arbeit erarbeitet worden waren, nur noch
in Gesetze umsetzen. Doch sie ist seit einem Jahr dazu nicht in der
Lage. Wir erwarten von der Bundesregierung ist, dass sie aufhört, die
Umsetzung zu verdatteln oder gar zu blockieren. Wir erwarten, dass sie
den Kohlekompromiss eins zu eins umsetzt.

Es kann jetzt nicht sein, dass erstmal ein neues Kohlekraftwerk ans
Netz geht. Und es geht nicht, dass die Bundesregierung den Konzernen
uralte, längst abgeschriebene Kraftwerke, die längst - auch per Gesetz
- stillgelegt werden könnten, nochmal vergoldet. Denn wenn dies getan
wird, schadet das erstens dem Klimaschutz und der Akzeptanz und
zweitens fehlen dann die Gelder, die wir dringend brauchen für die
strukturellen Hilfen in den Kohleregionen. Denn es geht beim
Kohleausstieg um Klimaschutz und um Planungssicherheit und
Verlässlichkeit, sowohl für die Beschäftigten, als auch die Regionen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2896: Anton Hofreiter zum Spitzentreffen der Bundesregierung mit der Autoindustrie und den Gewerkschaften


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2020

Anton Hofreiter zum Spitzentreffen der Bundesregierung mit der Autoindustrie und den Gewerkschaften



Zum Spitzentreffen der Bundesregierung mit der Autoindustrie und den
Gewerkschaften erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender

"Die Beschäftigten in der Automobilindustrie können am allerwenigsten
für ihre Situation. Sie haben in den allermeisten Fällen kein
Mitspracherecht über strategische Unternehmensentscheidungen und sind
diesen ausgeliefert. Wir brauchen daher ein neues
Arbeitsmarktinstrument, das Qualifizierung während der Kurzarbeit
konsequent ermöglicht. Eine solche Qualifizierungs-Kurzarbeit würde
die Chancen der Beschäftigten und der Betriebe im Strukturwandel
vorausschauend verbessern. Viele kleine und mittlere Unternehmen, die
Zulieferer aus der 2. und 3. Reihe, schaffen den Strukturwandel nicht
aus eigener Kraft. Für sie benötigen wir finanzielle Hilfen des
Staates über die Bereitstellung regionaler Transformationsmittel. Geld
fließ t allerdings erst bei einer Standortzusage und bei Investitionen
in klimafreundliche Produkte und Prozesse."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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FINANZEN/1282: Versicherung gegen Ernteausfälle durch Dürre wird günstiger


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Januar 2020

Versicherung gegen Ernteausfälle durch Dürre wird günstiger

Koalition lässt die Landwirte nicht "auf dem Trockenen sitzen"



Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD haben sich darauf
geeinigt, dass die Versicherungssteuer für Risiko "Dürre" von 19 auf
0,03 Prozent sinken soll. Dazu erklären die finanzpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Antje Tillmann und der
zuständige Berichterstatter Carsten Brodesser:

"Die zunehmenden Extremwetterlagen auch in Deutschland haben die
Koalitionsfraktionen veranlasst, neben Gefahren wie Hagelschlag,
Sturm, Starkfrost, Starkregen oder Überschwemmungen auch explizit
Dürreschäden in den Katalog der wetterbedingten
Extremwetterereignisse im Versicherungssteuergesetz mit aufzunehmen.
Mit der Gesetzesänderung soll die Möglichkeit geschaffen werden,
Versicherungen gegen Dürreschäden versicherungssteuerlich genauso zu
behandeln wie Versicherungsverträge zur Absicherung gegen die übrigen
Wetterelementargefahren.

Damit geben wir als Koalition ein deutliches Signal an die
Landwirtschaft zur verbesserten betrieblichen Eigenvorsorge. Die
landwirtschaftlichen Betriebe können sich dadurch bereits in diesem
Jahr gegen dürrebedingte Ertragsausfälle zu vergünstigten Konditionen
absichern.

Wir lassen die Landwirte nicht "auf dem Trockenen sitzen", sondern
haben der Landwirtschaft und der Versicherungswirtschaft bessere
Rahmenbedingungen für die Absicherung von Ernteausfällen an die Hand
gegeben.

Das ungewöhnliche Vorgehen im Rahmen des Gesetzes zur Einführung von
Sondervorschriften für die Sanierung und Abwicklung von zentralen
Gegenparteien ist dem Umstand geschuldet, dass das
Versicherungssteuergesetz erst im Herbst in das parlamentarische
Verfahren eingebracht wird und damit die Landwirte im schlechtesten
Fall einen erneuten Dürresommer ohne Versicherung überstehen
müssten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3540: Mehr Sicherheit für Flugpassagiere


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. Januar 2020

Mehr Sicherheit für Flugpassagiere



Zur heutigen 1. Lesung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen luftsicherer
Zuverlässigkeitsüberprüfngen können Sie den Vorsitzenden der
Arbeitsgruppe Innen und Heimat der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr.
Mathias Middelberg, wie folgt zitieren:

"Jeder Passagier eines Flugzeugs muss sich darauf verlassen können,
dass die Sicherheit seines Fluges nicht von Terroristen oder
Kriminellen bedroht wird. Die Gefahr kann nicht nur von
Außenstehenden, sondern auch von solchen Personen ausgehen, die durch
ihren Job Zugang zu Flughäfen und Flugzeugen haben.
Wir wollen für Flugpassagiere noch mehr Sicherheit schaffen, indem
wir die besondere Sicherheitsüberprüfung von Personen mit Zugang zu
Flugzeugen erweitern. Künftig werden in diese
Zuverlässigkeitsüberprüfung auch mögliche Erkenntnisse der
Bundespolizei und des Zollkriminalamtes
einbezogen. Abgerundet wird dieser ausgeweitete Sicherheitscheck
durch die Einbeziehung von Auskünften aus dem Erziehungsregister und
dem Zentralen Staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister.

Auf diese Weise können wir zum Beispiel überprüfen, ob ein Bewerber
für eine Stelle am Flughafen bereits als Jugendlicher in
extremistische Straftaten verwickelt war. Durch diese Maßnahmen
wollen wir gewährleisten, dass auch jene Angestellte, die besonderen
Zugang zu unseren Flugzeugen haben, keine Gefahr für die Passagiere
und unseren Luftverkehr insgesamt darstellen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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MILITÄR/680: Invictus Games verschaffen versehrten Soldaten Respekt und Anerkennung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Januar 2020

Invictus Games verschaffen versehrten Soldaten Respekt und
Anerkennung

Düsseldorf ist Austragungsort 2022



Düsseldorf wird Austragungsort für die Invictus Games 2022. Dazu
erklären der verteidigungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Henning Otte, und der zuständige
Berichterstatter Jens Lehmann:

Henning Otte: "Dass Deutschland 2022 die paralympischen
Sportspiele für im Einsatz versehrte Soldaten ausrichtet ist ein
wichtiges Signal. Damit erweisen wir denen Respekt, die im Einsatz
für unser Land körperliche oder seelische Verletzungen davongetragen
haben. Gleichermaßen bieten die Invictus Games die Chance, unseren
Soldaten die verdiente gesellschaftliche Aufmerksamkeit zu
verschaffen.

Deshalb hatten wir zusammen mit unserem Koalitionspartner einen
Antrag eingebracht, die Invictus Games als ein deutliches Zeichen der
Anerkennung und Wertschätzung nach Deutschland zu holen. Schließlich
gebührt all denen, die unter Einsatz ihres Lebens für Frieden und
Freiheit kämpfen, eine besondere Würdigung."

Jens Lehmann: "Die Invictus Games in Düsseldorf sind ein
wichtiges Signal an unsere im Einsatz versehrten Soldaten. Wir freuen
uns, dass die Spiele erstmals in Deutschland stattfinden und unsere
Soldaten zusammen mit den Soldaten anderer Nationen zu Hause um
Medaillen kämpfen können. Düsseldorf verspricht eine ausgezeichnete
Organisation und hervorragende Spiele.

Die Spiele sind nicht nur ein rein sportlicher Wettkampf. Sie sind
viel mehr: Sie rücken die Einsatzversehrten und ihre Geschichten in
den Blickpunkt der Öffentlichkeit. Damit unterstützen wir auch die
Rehabilitation dieser Soldaten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/999: Wichtiger Schritt zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Januar 2020

Wichtiger Schritt zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von
Kindern



Zur morgigen 2./3. Lesung des Gesetzentwurfs zur Einführung der
Versuchsstrafbarkeit des Cybergroomings können Sie den
Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"Ich bin mit dem Ausgang des parlamentarischen Verfahrens sehr
zufrieden, da wir einerseits mit der Bestrafung des untauglichen
Versuchs beim Cybergrooming eine Vereinbarung des Koalitionsvertrags
umsetzen. Andererseits geben wir den Strafverfolgungsbehörden zur
Bekämpfung von Kinderpornographie mit der sogenannten
Keuschheitsprobe ein völlig neues Ermittlungsinstrument an die Hand.
Mit der Keuschheitsprobe erhalten Polizeibeamte erstmals die
Möglichkeit, sich erfolgreich Zugang zu kinderpornographischen Chats
und Foren im Darknet zu verschaffen und können so die Pädokriminellen
eindeutig identifizieren und dingfest machen. Die Aufdeckung solcher
abscheulichen Taten wie in Staufen ist dann nicht mehr bloß dem
Zufall überlassen. Täter werden einen deutlich höheren
Verfolgungsdruck durch die Polizei spüren und können sich mit ihrem
Treiben auch im Internet nicht mehr sicher fühlen. Ich bin daher
überzeugt, dass wir durch die Verabschiedung des Gesetzes einen
weiteren sehr konkreten Schritt zum Schutz unserer Kinder und zur
Bekämpfung von sexuellen Missbrauchs von Kindern und
Kinderpornographie gehen. Ganz besonders freue ich mich, dass wir mit
guten Argumenten die SPD überzeugen konnten, auch über den
Koalitionsvertrag hinauszugehen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/998: Kinder werden nun deutlich besser vor sexuellem Missbrauch geschützt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Januar 2020

Kinder werden nun deutlich besser vor sexuellem Missbrauch
geschützt

Bundestag beschließt Einführung der Versuchsstrafbarkeit beim
Cybergrooming



Der Deutsche Bundestag wird am morgigen Freitag voraussichtlich die
Einführung der Versuchsstrafbarkeit beim sogenannten Cybergrooming
beschließen. Hierzu erklären der rechtspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Jan-Marco Luczak, und der zuständige
Berichterstatter, Alexander Hoffmann:

Dr. Jan-Marco Luczak: "Kinderpornografie ist eines der
schwersten und widerlichsten Verbrechen. Denn hinter jedem Bild oder
Video steht ein Opfer. Ein Kind, das missbraucht wurde und sein Leben
lang traumatisiert sein wird. Die Täter müssen mit allen Mitteln und
der ganzen Härte des Rechtsstaats bekämpft und verfolgt werden, damit
weiterer Missbrauch verhindert wird. Mit der morgigen Verabschiedung
des Gesetzes zur Einführung der Versuchsstrafbarkeit beim
Cybergrooming schließen wir daher Strafbarkeitslücken und geben der
Polizei mehr Ermittlungsbefugnisse an die Hand. Das ist ein
gewaltiger Schritt in Richtung mehr Kinderschutz.

Täter, die aus sexuellen Motiven im Internet nach Kindern suchen,
können heute schon bestraft werden. Straflos ist es aber bisher, wenn
der Täter in einem Chatroom oder in sozialen Medien nicht tatsächlich
mit einem Kind, sondern mit einem Polizeibeamten kommuniziert, der
Missbrauch von Kindern im Internet verhindern will. Weil es an der
Strafbarkeit bisher fehlte, konnte gegen Pädophile dann nicht weiter
ermittelt werden. Diese Strafbarkeitslücke schließen wir jetzt. In
dieser Konstellation stellen wir den bloßen Versuch, sexuelle
Kontakte zu Kindern im Internet anzubahnen, unter Strafe.

Auch gegen Kinderpornografie im Internet, insbesondere im Darknet,
wird zukünftig endlich effektiv ermittelt werden können. Bislang
scheiterte Strafverfolgung oft daran, dass Polizisten zu Foren, in
denen Kinderpornografie getauscht wird, keinen Zugang hatten. Denn
die Foren verlangen zumeist, dass die Nutzer in regelmäßigen
Abständen ihre 'Vertrauenswürdigkeit' unter Beweis stellen, indem sie
selbst kinderpornografisches Material hochladen. Künftig wird
speziell geschulten Ermittlern nach Freigabe durch einen Richter
erlaubt, computergeneriertes Bildmaterial zu erzeugen, um so einen
Zugang zu den Tauschbörsen für Kinderpornografie zu erhalten und die
Täter aufzuspüren. Wir wollen diese Tauschbörsen austrocknen. Denn
wenn es keinen Markt mehr für Kinderpornografie gibt, wird es auch
weniger Missbrauchsfälle geben. Mit dem neuen Gesetz geben wir den
Ermittlungsbehörden deswegen nun erweiterte und effektivere
Zugriffsmöglichkeiten in der digitalen Welt."

Alexander Hoffmann: "Die Ermittler brauchen dringend Zugang
ins Darknet. Das ist de facto das einzige Instrument, um Täter zu
ermitteln, die kinderpornografisches Material produzieren und
tauschen. In vielen Fällen stehen hinter diesen Bild- und
Videoaufnahmen anhaltende Fälle von schwerem sexuellem Missbrauch. Es
muss daher alles getan werden, um so schnell wie möglich an die Täter
zu kommen und weitere Taten unterbinden zu können. Die Rückmeldung
aus der Praxis ist ebenfalls eindeutig: Ermittler müssen eine aktive
Rolle einnehmen können bei der Bekämpfung von Kindesmissbrauch und
Kinderpornografie. Wir schützen Kinder und Jugendliche künftig
deutlich besser vor sexuellem Missbrauch. Niemand, der
Kinderpornografie produziert, damit handelt oder konsumiert, soll
sich sicher fühlen!"

 * 
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RECHT/997: Netzwerkdurchsetzungsgesetz praxistauglich weiterentwickeln


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Januar 2020

Netzwerkdurchsetzungsgesetz praxistauglich weiterentwickeln

Schutz vor Hass und Hetze im Netz mit Meinungsfreiheit in Einklang
bringen



Zur Veröffentlichung des Gesetzentwurfs zur Änderung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) durch das
Bundesjustizministerium erklären der rechts- und
verbraucherpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Jan-Marco Luczak, sowie der für digitale Themen der Rechtspolitik
zuständige Berichterstatter Carsten Müller:

Jan-Marco Luczak: "Als Unionsfraktion wollen wir entschlossen
gegen Hass und Hetze im Netz vorgehen. Gleichzeitig muss die
Meinungsfreiheit im Internet selbstverständlich sichergestellt sein.
Beides wollen wir in Einklang bringen. Die Bundesregierung hat auf
Druck der Union Ende letzten Jahres ein Maßnahmenpaket zur Bekämpfung
von Rechtsextremismus und Hasskriminalität auf den Weg gebracht. Wir
haben dabei auch gefordert, das NetzDG mit Blick auf dieses
Spannungsverhältnis fortzuentwickeln. Das setzt das
Bundesjustizministerium nun um."

Bislang wissen Nutzer sozialer Netzwerke oft nicht, wie sie
rechtswidrige Inhalte an den Betreiber des sozialen Netzwerks melden
können. Die Nutzer sollen selbst dafür Verantwortung übernehmen, dass
solche Inhalte schnell aus dem Netz verschwinden. Deshalb ist es gut,
wenn Meldewege künftig nutzerfreundlicher ausgestaltet werden.

Natürlich wird es Streitigkeiten darüber geben, ob ein Inhalt
rechtswidrig ist oder nicht. Den Nutzern wollen wir daher einen
möglichst unkomplizierten und effizienten Weg zur Klärung zur
Verfügung stellen. Hier ist der Vorschlag eines
Schlichtungsverfahrens ein guter Ansatz.

Verbesserte Meldewege und die Möglichkeit der privaten Schlichtung
werden mit der Einführung eines sogenannten
Gegenvorstellungsverfahrens sinnvoll ergänzt. Mit dem Ziel,
Meinungsfreiheit umfassend zu gewährleisten, müssen wir den Nutzern
immer auch eine Möglichkeit eröffnen, sich gegen die Entscheidung des
Plattformbetreibers zu wehren."

Carsten Müller: "In unserem Positionspapier hatten wir bereits
im November 2019 eine Reihe von Forderungen zur Fortentwicklung des
NetzDG aufgestellt. Dazu zählt, dass wir uns gegen eine
Klarnamenpflicht ausgesprochen haben. Wir setzen stattdessen auf
Anreize durch die sozialen Netzwerke zur Verwendung von Klarnamen.
Auf diese Weise kann in der Praxis der Ermittlungsaufwand sowie der
Umfang der Datenherausgabe durch die Diensteanbieter erheblich
verringert werden. Wir werden im weiteren Verfahren einige
Ergänzungsvorschläge zum Entwurf vorlegen.

Insgesamt bildet der vorliegende Entwurf die bisherigen Ergebnisse
der Debatte zum NetzDG noch lückenhaft ab. Dennoch bietet der
Gesetzentwurf gute Ansätze beim Kampf gegen Hass und Hetze im Netz.
Ob die Regelungsvorschläge praxistauglich sind, werden wir nun
intensiv prüfen."

 * 
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AGRAR/116: Auftritt der brasilianischen Landwirtschaftsministerin wirft dunkle Schatten auf die Grüne Woche 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2020

Auftritt der brasilianischen Landwirtschaftsministerin wirft dunkle Schatten auf die Grüne Woche und die Politik der Bundesregierung



"Durch die Einladung der brasilianischen Landwirtschaftsministerin
Tereza Cristina legitimiert die Bundesregierung die sozial und
ökologisch desaströse Agrarpolitik Brasiliens. Tereza Cristina steht
für eine rücksichtslose Ausbreitung der Agrarfront im Amazonas und
einen unverantwortlichen Einsatz von Agrochemikalien, weshalb sie in
Brasilien auch als 'Muse des Agrargifts' bekannt ist. Wer Tereza
Cristina eine prominente Bühne bietet, kann nicht mehr glaubwürdig als
Verteidiger des brasilianischen Regenwalds auftreten", kommentiert
Eva-Maria Schreiber, Sprecherin für Welternährungspolitik der Fraktion
DIE LINKE, die Einladung des deutschen Landwirtschaftsministeriums an
Tereza Cristina, am 16.1. beim Globalen Forum für Ernährung und
Landwirtschaft zum Auftakt der Grünen Woche eine Eröffnungsrede zu
halten. Schreiber weiter:

"Das Zeichen, das die Bundesregierung mit dieser Einladung setzt, ist
fatal - es passt aber zu dem Kuschelkurs, den die Bundesregierung
gegenüber der rechtsradikalen Regierung von Jair Bolsonaro fährt.
Anstatt klare Kante gegen den sprunghaften Anstieg der Zerstörung des
brasilianischen Regenwaldes und der Gewalt gegenüber Indigenen und
Kleinbauern zu zeigen, kooperiert die Bundesregierung eng mit
Bolsonaros Kabinett und weitet die Zusammenarbeit mit dem
Landwirtschaftsministerium sogar aus - mit dem zynischen Argument,
damit den Amazonas schützen zu wollen.

Auch das geplante EU-Freihandelsabkommen mit MERCOSUR unterstützt die
Bundesregierung weiterhin - obwohl etliche Studien belegen, dass sich
damit die Agrarfront in Brasilien weiter ausdehnen wird, mit
katastrophalen Folgen für Kleinbauen, Indigene und das fragile
Ökosystem des Amazonas. Die Bundesregierung sollte sich der Position
anderer EU-Länder wie Österreich anschließen, die das 
MERCOSUR-Abkommen ablehnen, und öffentlich Stellung gegenüber der Politik 
von Tereza Cristina und Jair Bolsonaro beziehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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ARBEIT/1890: Zeitwohlstand sichern - Arbeitszeit umverteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2020

Zeitwohlstand sichern - Arbeitszeit umverteilen



"Mit einer Umverteilung der Arbeitszeit, die den Wünschen der
Beschäftigten entspricht, können wir zwei Fliegen mit einer Klappe
schlagen. Die einen hätten mehr Zeitwohlstand, um das Leben zu
genießen, und die anderen hätten mehr Geld, um ihr Leben und die
Freizeit zu gestalten. So wird aus fremdbestimmter Zeitflexibilität
selbstbestimmte Zeitsouveränität für alle", erklärt Susanne Ferschl,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die
vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Zahlen zu den
Arbeitszeitwünschen 2018, wonach 1,4 Millionen Beschäftigte im Schnitt
10,8 Stunden weniger arbeiten und 2,2 Millionen Unterbeschäftigte
10,6 Stunden mehr arbeiten wollen. Ferschl weiter:

"Die Wirtschaft ist nicht willens, den Arbeitszeitwünschen der
Beschäftigten nachzukommen. Während ein Teil der Beschäftigten bis zum
Umfallen schuftet, haben andere zu wenig oder gar keine Arbeit. Dem
darf die Politik nicht länger tatenlos zusehen. Es ist höchste Zeit
für mehr Lebensqualität und weniger Stress.

DIE LINKE setzt sich für eine Absenkung der wöchentlichen
Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden ein. Damit eine Reduzierung der
Wochenarbeitszeit aber nicht im Umkehrschluss zu Arbeitsverdichtung
führt, sind Mitbestimmungsrechte von Betriebs- und Personalräten in
Fragen der Personalbemessung einzuführen. Da Teilzeitarbeit mit
wenigen Stunden nicht existenzsichernd ist, muss es ein Recht auf eine
arbeitsvertragliche Mindeststundenzahl von 22 Stunden pro Woche geben,
von der nach unten nur auf Wunsch der Beschäftigten abgewichen werden
kann."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1954: Diplomatischer Affront gefährdet Erfolg von Libyen-Konferenz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2020

Diplomatischer Affront gefährdet Erfolg von Libyen-Konferenz



"Die Nichteinladung wichtiger Anrainerstaaten wie Griechenland, Zypern
und Tunesien zur Libyen-Konferenz durch die Bundesregierung ist ein
diplomatischer Affront und gefährdet einen Erfolg der Konferenz. Die
Bundesregierung darf dem Druck des türkischen Staatspräsidenten
Erdogan nicht nachgeben und diese Länder von den Verhandlungen zur
Beilegung des Konflikts ausschließen", erklärt Sevim Dagdelen,
Außenexpertin der Fraktion DIE LINKE und Mitglied des Auswärtigen
Ausschusses, anlässlich der geplanten Libyen-Konferenz in Berlin.
Dagdelen weiter:

"Es muss als Alarmzeichen gewertet werden, dass die tunesische
Botschaft gegen den Ausschluss Tunesiens als ?unfreundliche Handlung?
der Bundesregierung protestiert und die guten deutsch-tunesischen
Beziehungen infrage stellt. Auch die griechischen und zyprischen
Befürchtungen, dass die Türkei als Garantiemacht in Libyen agiert und
das völkerrechtswidrige Abkommen zwischen der Türkei und der
Muslimbruderregierung in Tripolis in einer Berliner Vereinbarung über
die Beilegung des Konflikts in Libyen erwähnt wird, sind nicht von der
Hand zu weisen.

Die Bundesregierung muss alles für ein Gelingen der Konferenz in
Berlin tun. Wenn auch spät, ist es richtig, dass Bundesaußenminister
Heiko Maas alles unternimmt, die innerlibyschen Konfliktparteien für
eine Teilnahme zur Konferenz in Berlin zu gewinnen. Auch Griechenland,
Zypern und Tunesien müssen eingeladen werden."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1575: Katja Kipping - Klare Kante gegen Steuervermeidung und Steuerhinterziehung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Klare Kante gegen Steuervermeidung und Steuerhinterziehung 



Zur aktuellen Umfrage des Bundesfinanzministeriums, zur Einstellung
der Deutschen zu Steuern und Steuersystem, sagt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Drei Viertel der Deutschen zahlen einer Umfrage zufolge gerne
Steuern. Das freut das Finanzministerium. Wichtiger wäre jedoch, dass
100 Prozent der Konzerne ordentlich Steuern auf ihre Gewinne bezahlen
und sich nicht durch Steuertricks, wie fiktive Lizenzgebühren, arm
rechnen. Denn auch das macht die Studie deutlich, über 80 Prozent
beklagen, dass es keine Steuergerechtigkeit gebe, weil Superreiche
einen Weg zur Steuervermeidung finden. Wir brauchen klare Kante gegen
Steuerhinterziehung und Steuervermeidung."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9386: Heute im Bundestag Nr. 076 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 76

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 15.10 Uhr

1. Expertenstreit über Maßnahmengesetze

2. Anhörung zu Digitalisierung im Bau

3. Defizite beim Kampf geben Steuerbetrug

4. Giffey kündigt Gesetzesvorhaben an

5. Einflussnahme auf Klimaschutzgesetz



1. Expertenstreit über Maßnahmengesetze

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Das Vorhaben der Bundesregierung, für bestimmte
Verkehrsinfrastrukturprojekte statt über einen Verwaltungsakt per
Gesetz Baurecht zu schaffen, findet unter Experten Befürworter und
Gegner. Das wurde während einer öffentlichen Anhörung des
Verkehrsausschusses am Mittwoch zum Regierungsentwurf für ein
Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz (19/15619) sowie dem Entwurf eines
Gesetzes zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich (19/15626) deutlich.

Dieter Posch, ehemaliger Staatssekretär für Verkehr in Hessen, sprach
sich grundsätzlich für die Möglichkeit der Schaffung von Baurecht
durch vom Bundestag beschlossene Maßnahmengesetze aus. Wenn das
Parlament aber tatsächlich Herr des Verfahrens sein wolle, dürften
nicht - wie im Entwurf geplant - das Eisenbahnbundesamt für
Schienenvorhaben und die Generaldirektion Wasserstraßen und
Schifffahrt für Wasserstraßenvorhaben Träger des Vorhabens sein,
sondern das Parlament. Liege die Verantwortung bei der Verwaltung,
unterscheide sich das Verfahren im Prinzip nicht von der Durchführung
eines Planfeststellungsverfahrens, sagte Posch. Wichtig, so der
Staatssekretär a.D., sei eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung,
die nicht erst dann stattfinden dürfe, "wenn die Planungen im Grunde
fertig sind".

Aus Sicht von Christian Funke, Geschäftsführer des Vereins Pro
Mobilität, ist davon auszugehen, "dass in der Praxis eine wirksame
Beschleunigung der Infrastrukturprojekte durch Maßnahmengesetze
erreicht werden kann". Bei den im Gesetzentwurf vorgesehenen zwölf
Projekten seien die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für die
Baurechtschaffung durch Parlamentsentscheid gegeben, da diese
systemrelevant seien - es also "ohne diese Maßnahmen überregional sehr
viel schlechter laufen würde". Eine Entscheidung des Bundestages über
eine Baumaßnahme, statt einer Verwaltung, sollte aus seiner Sicht auch
zu einer höheren Akzeptanz der Projekte führen. "Nicht verkehrt" wäre
es laut Funke, nach einer gewissen Zeit eine solche Regelung auch für
ein Straßenbauprojekt anzudenken.

Jens Bergmann, Vorstand Netzplanung und Großprojekte der DB Netz AG,
betonte, die geplanten Änderungen würden signifikant zur
Beschleunigung im Bereich der Schieneninfrastruktur beitragen. Der
Bahnvertreter begrüßte zudem die geplante frühe
Öffentlichkeitsbeteiligung, die von der DB Netz AG ohnehin
durchgeführt werde. Mit Blick auf das bei bestimmten Vorhaben
durchzuführende Raumordnungsverfahren, in dem die Öffentlichkeit zu
beteiligen sei, das aber keinen bindenden Charakter habe, sah Bergmann
Optimierungsmöglichkeiten. Seiner Auffassung nach könnten im Interesse
eines schnelleren Planungsprozesses die Belange der Raumordnung im
Planfeststellungsverfahren mitbehandelt werden.

Michael Zschiesche, Geschäftsführer des "Unabhängigen Instituts für
Umweltfragen", geht hingegen davon aus, dass das
Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz die Planung für die
Verkehrsinfrastrukturprojekte sogar verlängern werde. Der praktische
Nutzen erschließe sich ihm für die enorm aufwändige, nacheinander
ablaufende Planung durch die Fachbehörde und in der Folge den
Bundestag nicht. "Ein Beschleunigungseffekt kann so nicht eintreten",
befand er. Die Planung werde zudem teurer. Das alles zu testen, "um
den Rechtsschutz einzuschränken", verkenne, dass es in den Bereichen
Schienenwege und Wasserstraßen ohnehin nur wenige Verbandsklagen gebe,
sagte Zschiesche. Nachhaltiger im Sinne einer Planungsbeschleunigung
wäre es seiner Auffassung nach, die zuständigen Ämter und Behörden mit
den benötigten Mitteln auszustatten.

Laura von Vittorelli vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND) hält das Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz für
europarechtswidrig. Deutschland drohe damit das nächste Verfahren,
warnte sie mit Blick auf die gescheiterte Pkw-Maut. Auch Vittorelli
vermochte keine Beschleunigungseffekte auszumachen. Es werde ein
Behördenverfahren laufen, über dessen Ergebnisse dann der Bundestag
diskutieren werde. Kritisch bewertete sie, dass es künftig bei
derartig geführten Planungen keine adäquaten Klagemöglichkeiten gebe.
Den Verweis auf die Verfassungsbeschwerde als Klagemöglichkeit
bewertete sie als "nicht zielführend". Die sich daraus ergebende
Rechtsunsicherheit sei "tödlich" für Projekte, von denen viele im
Grunde sinnvoll seien, gab sie zu bedenken.

Jörg Sommer, Direktor des Berlin Institut für Partizipation,
kritisierte, im Gesetzentwurf sei weder der Zeitpunkt für die "frühen
Öffentlichkeitsbeteiligung" noch deren Ausgestaltung klar definiert.
Es gebe einen deutlichen Unterschied zwischen der Bürgerbeteiligung
und der Verbändebeteiligung, sagte Sommer. Benötigt werde beides,
betonte er. Dazu brauche es klare Vorgaben im Gesetz. Wichtig sei
zudem, dass die Öffentlichkeitsbeteiligung nicht nur aus der
Übermittlung von Informationen über das Vorhaben besteht, sondern auch
der Diskurs ermöglicht werde, sagte Sommer.

Von einem "experimentellen Verfahren" sprach Professor Jan Ziekow vom
Deutschen Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung in Speyer. Im
Koalitionsvertrag von Union und SPD sei ganz bewusst von einem
Pilotvorhaben die Rede gewesen, mit dem auch der Bundestag Erfahrungen
sammeln kann, wie mit einem solchen Verfahren umzugehen ist, sagte er.
Daher, so seine Anregung, sollte der Kreis der Vorhaben "nicht all zu
groß gezogen werden". Deren Priorisierung sollte allerdings nicht der
Verwaltung überlassen werden, sagte Ziekow. Aktuelle sehe er nicht,
dass etwa das Eisenbahnbundesamt angehalten ist, die im Gesetz
genannten Vorhaben vorzuziehen.

Andreas Otto von der Arbeitsgemeinschaft Norddeutscher Industrie- und
Handelskammern befürwortete die Maßnahmen zur Planungsbeschleunigung,
machte jedoch deutlich, dass Maßnahmengesetze nur bei besonderen
Projekten zum Einsatz kommen sollten und nicht zur Regelplanung werden
dürften. Zu bedauern sei aus norddeutscher Sicht, so Otto, dass -
anders als noch im Referentenentwurf - in dem vorliegenden Entwurf des
Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetzes die Projekte Unterweser und
Marschbahn nicht mehr enthalten seien. Diese seien aber "bedeutend für
ganz Deutschland", betonte er.

 * 

2. Anhörung zu Digitalisierung im Bau

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Anhörung

Berlin: (hib/PEZ) Vertreter von Wirtschaft, Wissenschaft und Verbänden
haben die Politik bei einer öffentlichen Anhörung im Bauausschuss dazu
aufgerufen, Planungs- und Bauunternehmen bei der Digitalisierung
gezielt zu unterstützen und verlässliche Rahmenbedingungen zu
schaffen. Mehrfach wurde zudem die Vorbildfunktion der öffentlichen
Hand betont, wenn es um Prozesse rund um Vergaben und Normierung geht.
Anlass zu der Aussprache am Mittwoch hatten die Fraktionen von CDU/CSU
und SPD mit einem Antrag zur "Digitalisierung des Planens und Bauens"
(19/14341) geliefert sowie die FDP-Fraktion mit einem Antrag zu "Smart
Building - ein Update für den Wohnungsbau" (19/14026).

Die Politik könne Orientierung geben, ökonomische Rahmenbedingungen
setzen und Investitionssicherheit schaffen, sagte der Leiter der
Hauptabteilung Wirtschaft beim Zentralverband Deutsches Baugewerbe,
Andreas Geyer. Breitband müsse in der Fläche umgesetzt werden, da die
Bauindustrie kleinteilig und häufig dezentral angesiedelt sei. Wichtig
sei bei Ausschreibungen, dass klare Erwartungen mit Blick auf Building
Information Modeling (BIM) formuliert würden. Die Anforderungen
müssten klar sein. Das bekräftigte Markus König, Professor am
Lehrstuhl für Informatik im Bauwesen an der Ruhr-Universität Bochum.
Kleine und mittlere Unternehmen seien anpassungsfähig, sagte er.

René Hagemann-Miksits, Geschäftsbereichsleiter Technik, Bausparten und
Nachhaltigkeit beim Hauptverband der Deutschen Bauindustrie, fand es
wichtig, dass die öffentliche Hand eine Vorreiterrolle übernehme.
Pilotprojekte müssten verstetigt werden, Unternehmen bräuchten
generell Unterstützung - so sei zu überdenken, ob Normungen
Privatsache bleiben sollten. Die Branche bekomme Wettbewerbsprobleme.

Dem pflichtete Johannes Reischböck von der Plattform BIMobject
Deutschland GmbH bei. Auch bei der Normung sehe man die öffentliche
Hand in der Pflicht. Reischböck begrüßte es, dass sich die öffentliche
Hand grundsätzlich stärker engagiert, etwa im Rahmen des nationalen
BIM-Kompetenzzentrums. Jan Tulke, Geschäftsführer des Bündnisses
planen-bauen 4.0 GmbH, hob dabei die Rolle von Modellvorhaben hervor:
Der Vorbildcharakter für die Privatwirtschaft werde deutlich,
kleineren Unternehmen falle es leichter, sich an den neuen Prozessen
zu beteiligen.

Daniel Mondino, Professor für Digitales Integriertes Prozessmanagement
- Planen an der HafenCity Universität Hamburg, unterstrich dabei die
Bedeutung der Menschen hinter der Digitalisierung. Die Einstellung
derer, die Prozesse einsetzten und gestalteten, sei essenziell, es
müsse das Bewusstsein für Chancen der Digitalisierung geweckt werden.
Martin Müller, Vizepräsident der Bundesarchitektenkammer, sagte
ebenfalls, alle müssten an einem Tisch zusammenkommen und dort die
gleiche Sprache sprechen. Dies sei um so wichtiger, als die Branche in
kleinteiligen Netzwerken organisiert sei. Man brauche explizit auch
das Handwerk, nicht zuletzt da Bauvorhaben zum überwiegenden Teil im
Bestand erfolgten: Hier brauche es Menschen, die beispielsweise
wüssten, wie die Beschichtung von Wänden gestaltet ist.

Walter Palmetshofer von der Open Knowledge Foundation Deutschland e.V.
schließlich ermunterte zu Fehlerkultur und zum Experimentieren. Die
Digitalisierung begünstige es, Dinge auszuprobieren. Er sagte dies
auch mit Blick auf das Ziel, mehr leistbaren Wohnraum zu schaffen.

 * 

3. Defizite beim Kampf geben Steuerbetrug

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die aktuelle Lage bei der Bekämpfung sogenannter
Umsatzsteuerkarusselle ist nach Ansicht der Strafverfolgungsbehörden
unbefriedigend. Innerhalb Deutschlands dauere es im Regelfall vier bis
16 Wochen, um von den Banken Informationen zu Empfangskonten von
Geldtransaktionen zu erhalten, erklärte Oberstaatsanwalt Macus
Paintinger von der Staatsanwaltschaft München I in einem öffentlichen
Fachgespräch des Finanzausschusses am Mittwoch unter Leitung der
Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP). Erst dann könne die
Staatsanwaltschaft an die Bank des Empfängerkontos herantreten, um
dort die erforderlichen Informationen beziehungsweise die Tatbeute
sicherstellen zu lassen, sofern sie sich nach dieser langen Zeit noch
auf dem Konto befinde und nicht bereits weiter transferiert worden
sei. In der Europäischen Union erhalte man Kontoauskünfte in der Regel
innerhalb von 16 Wochen, von Drittstaaten frühestens nach einem Jahr,
teilweise aber überhaupt nicht. Um die viel zu langen Reaktionszeiten
der deutschen Banken auf Auskunftsersuchen der Staatsanwaltschaften zu
verringern, sollte eine generelle Frist von zwei Wochen ins Gesetz
aufgenommen werden, empfahl der Staatsanwalt. Paintinger sprach sich
auch dafür aus, die Befreiung von Existenzgründern von der monatlichen
Umsatzsteuer-Erklärungspflicht einzuschränken.

Wie Umsatzsteuerkarusselle funktionieren, erläuterte Jörg von Weiler
(FILIGRAN Trägersysteme) in seiner Stellungnahme. Danach importiert
ein "Missing trader" netto aus einem anderen EU-Staat und verkauft
brutto im Inland. Damit hinterziehe er je nach Steuersatz 17 bis 25
Prozent Mehrwertsteuer und fülle auf Verbraucherkosten seine "illegale
Kriegskasse". Nach rund drei Monaten schließe er vor der ersten
Kontrolle (Missing) das Geschäft, um woanders wieder aufzutauchen. Was
gehandelt werde, sei irrelevant; es gehe nur um die
Steuerhinterziehung. Ein Betrugskarussel baue auf "Missing trader" als
Grundbaustein auf. Über eine Kette werde dieselbe Ware mehrfach über
EU-Grenzen gespielt und Mehrwertsteuer hinterzogen. Welche Waren für
Umsatzsteuerkarusselle genutzt werden, schilderte Steuerfahnder Guido
Gillißen (Bonn): Dauerbrenner seien der Auto- und und
Elektronikhandel, aber auch Schnaps, Wein und Sekt würden benutzt.
Gillißen wies darauf hin, dass die Karusselle nicht nur zu Ausfällen
bei der Umsatzsteuer, sondern auch bei Ertragssteuern führen würden.

Die Bundessteuerberaterkammer erklärte in dem Fachgespräch, durch die
Karussellgeschäfte bestehe die Gefahr, dass steuerehrliche Unternehmer
über Niedrigpreise vom Markt verdrängt werden könnten. Gleichzeitig
sei aber festzustellen, dass gesetzliche Maßnahmen zur Bekämpfung von
Umsatzsteuerhinterziehung auch die ehrlichen Unternehmen stark
belasten würden. Durch überzogenen Formalismus würden systematisch
nicht zu rechtfertigende Steuerbelastungen entstehen.

Nach Ansicht von Professor Roland Ismer
(Friedrich-Alexander- Universität Erlangen-Nürnberg) gibt es
Möglichkeiten, den Umfang des Steuerbetrugs mit Karussellen zu
reduzieren: So wäre es möglich, die Empfänger der Waren zu
Steuerschuldnern zu machen. Wie auch vom Max-Planck-Institut in dem
Fachgespräch erläutert wurde, müsste der Empfänger der Waren die
Umsatzsteuer dann nicht mehr an den Lieferanten, sondern an den Fiskus
zahlen.

Zu den weiteren Möglichkeiten zählte Ismer Echtzeit-Verpflichtungen
zur Meldung von Umsätzen, was im Zeitalter der Digitalisierung möglich
sei. Auch der Vorsitzende der Deutschen Steuergewerkschaft, Klaus
Eigenthaler, setzte auf schnellere Kontrollen.

 * 

4. Giffey kündigt Gesetzesvorhaben an

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Bundesfamilienministerin Franziska Giffey will dem
Bundestag im ersten Halbjahr 2020 einen Gesetzentwurf zur Reform der
Kinder- und Jugendhilfe im Achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII)
vorlegen. Dies kündigte die Ministerin am Mittwoch im
Familienausschuss bei der Vorstellung ihrer Vorhaben für das neue Jahr
an. Mit dem entsprechenden Kinder- und Jugendstärkungsgesetz sollen
unter anderem Kindern, Jugendlichen und Eltern durch die Einrichtung
von Ombudsstellen mehr Mitsprache bei ihren Belangen eingeräumt
werden, die Heimaufsicht verbessert und die Kostenbeteiligung von
Pflege- und Heimkindern von 75 auf 25 Prozent gesenkt werden.

Ebenfalls reformiert werden soll in diesem Jahr der
Jugendmedienschutz. Ein Gesetzentwurf befinde sich bereits in der
Ressortabstimmung und solle bis zum Sommer in das Kabinett eingebracht
werden, sagte Giffey. Vorher müsse er aber noch das
Notifizierungsverfahren bei der EU durchlaufen. Das derzeitige
Jugendmedienschutzgesetz atme "noch den Geist der 80er-Jahre" und
entspreche nicht mehr den Anforderung der digitalen Welt von heute mit
international agierenden Plattformen.

Giffey kündigte ebenso Reformen beim Elterngeld an. So sollen die
Teilzeitmöglichkeiten für beide Elternpaare beim Elterngeld-Plus
ausgebaut werden und im Fall von Frühgeburten mindestens ein
zusätzlicher Monat Elternzeit gewährt werden. Auf den Weg gebracht
werden soll auch die Ganztagsbetreuung von Schulkindern im
Grundschulalter von der ersten bis zur vierten Klasse.

Bis zum Weltkindertag am 20. September würde Ministerin Giffey auch
gerne die Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz realisiert
sehen. Dies sei aber nur ihr "persönlicher Wunsch" und kein konkreter
Zeitplan. Ein entsprechender Gesetzentwurf des federführenden
Justizministerium sei ihrem Ministerium zur Ressortabstimmung
übergeben worden.

 * 

5. Einflussnahme auf Klimaschutzgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Eine weitere Kleine Anfrage zur Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Inhalt von Gesetzentwürfen der
Bundesregierung (19/16370) hat die Fraktion Die Linke vorgelegt. Darin
fragen die Abgeordneten, welche Stellungnahmen oder sonstigen
Schreiben mit Bezug zum Inhalt des Bundes-Klimaschutzgesetzes bei der
Bundesregierung eingegangen sind. Auch wollen die Abgeordneten
erfahren, welche vereinbarten dienstlichen Kontakte von Mitgliedern
oder Vertretern der Bundesregierung in Bezug auf den Gesetzentwurf mit
externen Dritten stattgefunden haben.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 75

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.00 Uhr

1. Gegen Verbot von Stromsperren

2. Finanzierung von Anti-TTIP-Kampagnen

3. Aufträge an externe Dienstleister

4. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

5. Einflussnahme auf Preisstatistik-Gesetz

6. Einflussnahme auf Energiewirtschaftsgesetz

7. Vergütungsregelungen bei Weltpostverein



1. Gegen Verbot von Stromsperren

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Anhörung

Berlin: (hib/FLA) Stromsperren wegen Zahlungsrückständen möglichst
vermeiden, aber als allerletztes Mittel weiterhin zulassen: Darin
waren sich die Sachverständigen einig bei einer Anhörung des
Ausschusses für Wirtschaft und Energie. Der Sitzung unter der Leitung
von Klaus Ernst (Die Linke) lagen zwei Anträge zugrunde. Die Fraktion
Die Linke hat ihren Vorstoß (19/14334) überschrieben: "Stromsperren
gesetzlich verbieten". Bündnis 90/Die Grünen (19/9958) verlangen:
"Stromsperren verhindern - Energieversorgung für alle garantieren".

Juliane Leinitz von den Stadtwerken München riet dazu, mit der
Androhung einer Stromsperre zugleich Verweise auf Beratungsstellen und
Hilfsangebote zu verknüpfen. Auch sollten dabei die zu erwartenden
Kosten für die Sperre sowie für die erneute Inbetriebnahme aufgeführt
sein. Eine Verlängerung der Mahn- und Sperrfristen sah sie kritisch,
da dies nur eine zeitliche Verlagerung und ein unnötiges Anwachsen des
Schuldenbergs bedeute. Sie warnte davor, Stromsperren gesetzlich zu
verbieten. Dies würde nur zur Kündigung zahlungsunfähiger Kunden
führen und sie automatisch in die Grundsicherung bringen.

Robert Busch (Bundesverband Neue Energiewirtschaft) machte deutlich,
dass frühzeitige Hilfen für Betroffene unter Beteiligung relevanter
Akteure das Entstehen von Energieschulden begrenzen oder verhindern
könnten. Darum sei eine Kooperation aller Akteure wie Jobcenter,
Sozialamt, Schuldnerberatung sowie Wohlfahrtsverbände,
Verbraucherzentralen und Energieversorger enorm wichtig. Die gültigen
gesetzlichen Regelungen reichten aus. Die Ungleichbehandlung von Strom
und Wärme in den Sicherungssystemen müsse abgeschafft werden.

Paula Hahn (Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft) erklärte,
eine Verlängerung der Mahnfristen und eine Anhebung der Schwelle von
100 Euro Zahlungsrückstand führe dazu, dass eine rechtzeitige
Intervention verhindert werde und sich die Schulden zu noch höheren
Summen auftürmten. Ein Verbot von Stromsperren wegen
Zahlungsunfähigkeit hätte zur Folge, dass die Einnahmeverluste auf die
zahlenden Verbraucher umzulegen wären. Dadurch erhöhe sich wiederum
die Belastung einkommensschwacher Haushalte in der Grundversorgung,
beschrieb sie einen "Spiraleffekt". Es gehe in erster Linie um
Sozialrecht, nicht um Energierecht.

Ulrich Ropertz forderte namens des Deutschen Mieterbundes die
Erstattung der Stromkosten für Grundsicherungsbezieher wie bei den
Heizkosten in tatsächlicher Höhe und eine Verlängerung der Mahn- und
Sperrfristen. Bei drohenden Energieschulden sollten Jobcenter und
Sozialämter zwingend informiert werden. Er setzte sich für die
Absenkung des Grundversorgungstarifs oder die Einführung eines
Sozialtarifs oder Basistarifs ein. Ein Verbot von Stromsperren leuchte
ihm nicht hundertprozentig ein. Auch die Zahlungswilligkeit müsse
sichergestellt werden.

Sabine Frantzen (RheinEnergie) verwies auf die gesetzliche Pflicht von
Grundversorgern, jedem Interessierten einen Zugang zu Strom zu
verschaffen. Dieses "Rundum-Sorglos-Paket" sei in einer
Marktwirtschaft nur möglich, wenn die erbrachte Leistung auch
entsprechend bezahlt werde. Grundversorgern sei eine Bonitätsprüfung
meist nicht möglich. Auch könnten sie in den seltensten Fällen Kunden
ablehnen. Deshalb müsse als Ultima Ratio eine Sperrung des Anschlusses
möglich sein, wenn der Kunde seinen Vertragspflichten nicht nachkomme.

Dörte Elß von der Verbraucherzentrale Berlin sprach sich für eine
Verlängerung der Mahn- und Sperrfristen aus. Vier Wochen seien
vollkommen ungenügend, um Fragen wie die Begründetheit der Forderung
oder eine mögliche Übernahme durch den Sozialversicherungsträger zu
klären. Fatal sei es, wenn wie in Berlin mit der Mahnung gleich schon
die Sperrandrohung ausgesprochen werde - dies dazu noch im Fließtext
und nicht deutlich hervorgehoben. Sie setzte sich angesichts der
deutlich gestiegenen Strompreise dafür ein, die derzeit geltende
Schwelle von 100 Euro Zahlungsrückstand anzuheben. Insbesondere
Grundversorger sollten freiwillig auf 200 Euro gehen.

Thorsten Kasper (Verbraucherzentrale Bundesverband) setzte sich
generell für eine Senkung des Strompreises durch eine Reform bei
Steuern, Abgaben und Umlagen ein. Sinkende Einkaufspreise müssten
zügig an die Kunden weitergegeben werden. Von mehr Wettbewerb im
Sonderkundensegment verspricht er sich Druck auf die
Grundversorgungspreise. In der Grundversorgungsverordnung seien
Maßnahmen für einen besseren Schutz vor Stromsperren zu ergreifen.
Energieeffizienzmaßnahmen als nachhaltigste Kostenentlastung seien
gezielt zu fördern.

Die Linksfraktion drängt darauf, die Versorgung mit Strom als
Grundrecht jedes Bürgers anzuerkennen und sicherzustellen. Dies sei
eine Grundvoraussetzung für ein menschenwürdiges Wohnen und die
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Bündnis 90/Die Grünen fordern
unter anderem eine aus dem Regelsatz der Grundsicherung ausgelagerte
Stromkostenpauschale, die sicherstellen müsse, dass die tatsächlichen
Kosten auch abgedeckt werden.

 * 

2. Finanzierung von Anti-TTIP-Kampagnen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hat keine Kenntnisse darüber, ob
Teile der finanziellen Zuschüsse der EU-Institutionen für
Nichtregierungsorganisationen (NGO) möglicherweise direkt oder
indirekt für Kampagnen gegen das transatlantische Freihandelsabkommen
TTIP beziehungsweise gegen andere Freihandelsabkommen eingesetzt
worden sind. Zudem wisse sie nicht, welche Organisationen offizielle
Mitglieder der Netzwerke "Stop TTIP", "Stop CETA" sowie des "Netzwerks
Gerechter Freihandel" seien, schreibt sie in einer Antwort (19/16299)
auf eine Kleine Anfrage (19/15948) der FDP-Fraktion.

Allerding habe von 2013 bis 2015 das Projekt "Internationale
NGO-Vernetzung zu Querschnittsfragen von Handel und Umwelt und
fachliche Begleitung aktueller Freihandels-Verhandlungen" eine
Zuwendung in Höhe von 105.350 Euro aus dem Haushalt des
Bundesumweltministeriums erhalten. Dessen Ziel sei es gewesen, den
zivilgesellschaftlichen Organisationen zu ermöglichen, am öffentlichen
Diskurs teilzunehmen und sich in die "wichtige Debatte" über die
Freihandelsabkommen einzubringen, betont die Bundesregierung.

 * 

3. Aufträge an externe Dienstleister

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Wie viele Aufträge durch die Bundesregierung und
einzelne Bundesministerien sowie deren untergeordnete deutsche
Bundesbehörden extern vergeben wurden und an wen, möchte die
AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/16318) erfahren. Sie
will außerdem wissen, welche Kosten dadurch im Einzelnen verursacht
wurden und aus welchen Gründen die Bundesregierung beziehungsweise die
Ministerien die vergebenen Aufgaben nicht selbst erfüllt haben.

 * 

4. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach
eventueller Einflussnahme auf einen Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes. In einer Kleinen Anfrage
(19/16364) möchten die Abgeordneten in diesem Zusammenhang wissen,
welche Stellungnahmen von welchen Verbänden und Fachkreisen dazu
eingegangen sind.

 * 

5. Einflussnahme auf Preisstatistik-Gesetz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach
eventueller Einflussnahme auf einen Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Änderung des Gesetzes über die Preisstatistik. In einer Kleinen
Anfrage (19/16367) möchten die Abgeordneten in diesem Zusammenhang
wissen, welche Stellungnahmen von welchen Verbänden und Fachkreisen
dazu eingegangen sind.

 * 

6. Einflussnahme auf Energiewirtschaftsgesetz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach
eventueller Einflussnahme auf einen Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes. In einer Kleinen Anfrage
(19/16366) möchten die Abgeordneten in diesem Zusammenhang wissen,
welche Stellungnahmen von welchen Verbänden und Fachkreisen dazu
eingegangen sind.

 * 

7. Vergütungsregelungen bei Weltpostverein

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Vergütungsregelungen des Weltpostvereins geht
es in einer Kleinen Anfrage (19/16093) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten möchten wissen, ob die Bundesregierung eine schrittweise
Anhebung der Endvergütungen bei internationalen Sendungen durch die
Deutsche Post unterstützt. Sie fragen weiter danach, wie sich eine
solche Anhebung auswirken würde.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 74

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 13.50 Uhr

1. Sorge um Lage in Tansania

2. Rechtsausschuss beschließt Gesetzentwurf gegen Cybergrooming

3. Positive Resonanz auf Novelle des AFBG

4. Zuverlässigkeitsprüfungen für Privatpiloten

5. Agrarpaket und Düngeverordnung

6. Insekten als Lebens- und Futtermittel



1. Sorge um Lage in Tansania

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung beobachtet die zunehmenden
Repressionen gegen Opposition und Zivilgesellschaft in Tansania mit
großer Sorge. Der Raum für politische Auseinandersetzungen werde von
der tansanischen Regierung durch verschärfte Parteien- und
Mediengesetze immer weiter eingeschränkt, berichtete der
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Norbert Barthle
(CSU), am Mittwochmorgen im Entwicklungsausschuss. Publikationen und
Parteien würden verboten, Menschenrechtsverteidiger bedroht und
festgenommen. "Mit dem im März 2019 verabschiedeten neuen
Parteiengesetz hat die Regierung die Kontrolle über alle Parteien",
kritisierte Barthle.

Darüber hinaus gefährde das von Präsident John Magufuli vehement
vorangetriebene Staudamm-Projekt im Selous-Nationalpark eines der
letzten großen Wildschutzgebiete der Erde, weswegen dort die
Aberkennung des Unesco-Weltnaturerbe-Titels drohe. Die Bundesregierung
habe wegen der ökonomischen und ökologischen Risiken des Bauprojekts
mehrfach Hilfe bei Fragen der alternativen und dezentralen
Energieversorgung angeboten, betonte Barthle. Diese habe die
tansanische Regierung jedoch abgelehnt. Ein weiterer BMZ-Vertreter
ergänzte, angesichts der drohenden Aberkennung des Unesco-Titels
stünden die direkt daran geknüpften Projekte der deutschen staatlichen
Entwicklungszusammenarbeit im Selous-Nationalpark zur Disposition.

Nach Angaben von Barthle haben die deutschen Projekte zum Schutz des
Nationalparks ein Volumen von 18 Millionen Euro. Immerhin seien 2019
die im Jahr zuvor abgesagten gemeinsamen Regierungsgespräche wieder
aufgenommen worden, auch habe die Bundesregierung seit Dezember 2019
wieder eingeschränkt Zugang zum Selous.

Die Fraktionen zeigten im Ausschuss Verständnis für die notwendige
Entwicklung des Energiesektors in Tansania, kritisierten das
Staudamm-Projekt, das 2,1 Gigawatt und damit mehr als das Doppelte des
jetzigen Stromaufkommens des Landes erzeugen soll, jedoch ebenfalls.
Die Abgeordneten äußerten die Befürchtung, dass das geplante
Wasserkraftwerk das 50.000 Quadratmeter große Naturschutzgebiet im
Süden des Landes irreparabel schädigen wird. Sie forderten die
Bundesregierung auf, weiterhin den Dialog mit der tansanischen
Regierung zu suchen, um Lösungen zu finden.

 * 

2. Rechtsausschuss beschließt Gesetzentwurf gegen Cybergrooming


Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Versuchsstrafbarkeit des Cybergroomings (19/13836) hat den
Rechtsausschuss passiert. Das Gremium stimmte auf seiner 76. Sitzung
am Mittwoch nach ausführlicher Debatte für den Entwurf in geänderter
Fassung (Änderungsantrag 19(6)110). Für den Entwurf stimmten die
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie die AfD. Linke und Grüne
enthielten sich, die FDP stimmte dagegen. Die Vorlage steht am
Freitag, 17. Januar 2020, abschießend auf der Tagesordnung des
Bundestages.

Strafbar sein soll nach dem Entwurf auch der Versuch des
Cybergroomings, also des gezielten Ansprechens von Kindern im Internet
mit dem Ziel der Anbahnung sexueller Kontakte. Durch die neue Regelung
sollen die Handlungsmöglichkeiten im Rahmen der Ermittlungen wegen des
Verdachts der Kinderpornographie erweitert werden. Eine effektive
Strafverfolgung soll dazu beitragen, den Markt für
kinderpornographische Schriften auszutrocknen, um auf diese Weise der
Herstellung weiterer Missbrauchsdarstellungen entgegenzuwirken. Die
neue Regelung soll den Strafverfolgungsbehörden unter engen
Voraussetzungen erlauben, selbst kinderpornographische Schriften
herzustellen und zu verbreiten. Ermittler können sich zukünftig auf
diese Weise Zugang zu den geschlossenen Foren verschaffen, wie es in
der Begründung des Entwurfs heißt.

In der Diskussion sprachen Abgeordnete der Koalitionsfraktionen von
einer sinnvollen Erweiterung des Strafrechts, wobei die
Rechtsstaatlichkeit gewahrt bleibe. Das jetzt geschnürte Paket sei ein
gewaltiger Schritt nach vorn. Während die AfD den Entwurf begrüßte,
machten FDP, Linke und Grüne Bedenken gegen die geplante
Vorverlagerung der Strafbarkeit auf den Versuch geltend, da damit die
Grundsätze des Strafrechts infrage gestellt würden. Dem Einsatz
computergenerierten Bildmaterials durch die Strafverfolgungsbehörden
stimmten sie zu.

Mit den Stimmen aller übrigen Fraktionen lehnte der Ausschuss
Gesetzentwürfe der AfD zur Aufhebung des Nutzungszwangs im
elektronischen Rechtsverkehr mit den Gerichten (19/13735), zur
Änderung des Grundgesetzes zum Schutz der Bargeldnutzung (19/14761)
und zur Änderung des Strafgesetzbuches (19/14764) ab.

Das Gremium beschloss die Durchführung einer öffentlichen Anhörung zu
dem Entwurf der FDP-Fraktion für ein Gesetz zur Modernisierung des
Rechtsdienstleistungsrechts (19/9527). Zur Kenntnis nahm der Ausschuss
eine Empfehlung des Unterausschusses Europarecht zu den Ratsdokumenten
8713/18, 11510/18 und 11515/18. Ein Änderungsantrag der AfD zu dem
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht
melden, wurde mit großer Mehrheit abgelehnt.

Von der Tagesordnung abgesetzt wurden Gesetzentwürfe von AfD, FDP, Die
Linke und ein Antrag von Bündnis 90/Die Grünen zum Thema
Netzwerkdurchsetzungsgesetz (19/81,19/204, 19/218, 19/5950) sowie
Beschlussfassungen zu weiteren öffentlichen Anhörungen. Der Ausschuss
befasste sich zudem mit einer Reihe von Vorlagen, bei denen er nicht
federführend ist. Der Vorbericht des Bundesministeriums der Justiz und
für Verbraucherschutz zum Rat "Justiz und Inneres" am 23./24. Januar
2020 lag den Abgeordneten schriftlich vor.

Den Abschluss der Sitzung des Ausschusses bildete ein Gespräch der
Abgeordneten mit der Europäischen Generalstaatsanwältin Laura Codrut?a
Kövesi. Der die Sitzung leitende stellvertretende Ausschussvorsitzende
Heribert Hirte beglückwünschte Codrut?a Kövesi zu ihrer Wahl. Die
Rumänin gab den Abgeordneten einen Einblick in den Aufbau der
Europäischen Staatsanwaltschaft (EuStA), eine unabhängige Einrichtung
EU zur Bekämpfung von Straftaten zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Union, die ab November 2020 operativ arbeiten soll. Sie
betonte, dass zur Erfüllung der Aufgaben der Behörde angesichts von
jährlich 50 Milliarden Euro Verlusten durch Steuerbetrug ausreichende
Ressourcen zur Verfolgung dieser Delikte vorhanden sein müssen. Die
Fragen der Abgeordneten beschäftigten sich daher in erster Linie mit
dem Personalaufbau der Behörde. Weitere Themen waren eine mögliche
Ausweitung des Tätigkeitsfeldes sowie die Zusammenarbeit mit der 
EU-Justizbehörde Eurojust und dem Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung
(OLAF).

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz Christian Lange (SPD) sicherte Codrut?a
Kövesi zu, dass die Bundesregierung alles dafür tun werde, dass das
Kollegium der EU-Staatsanwälte seine Arbeit wie geplant im November
aufnehmen und effizient tätig werden kann. Es sei zu hoffen, dass alle
Staaten genügend Stellen schaffen und ausreichende Haushaltsmittel zur
Verfügung stehen. Die Bundesrepublik werde elf Staatsanwälte in
Vollzeit abordnen.

 * 

3. Positive Resonanz auf Novelle des AFBG

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Die geplante Novellierung des
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes (AFBG) ist am Mittwoch bei
einer öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung von allen Sachverständigen begrüßt worden.
Vielfach regten die Sachverständigen an, die Novelle noch auszubauen.
Laut des derzeitigen Entwurfs sollen finanzielle Hemmnisse für
Menschen, die beruflich aufsteigen wollen, durch mehr Unterstützung
abgebaut werden und die Gleichwertigkeit des beruflichen mit dem
akademischen Qualifizierungsweg gestärkt werden. So soll dem
Fachkräftemangel entgegengewirkt werden. Statt bisher einer sollen nun
bis zu drei Fortbildungen finanziert werden. Zudem sind höhere
Freibeträge und Darlehenserlasse vorgesehen.

Gegenstand der Anhörung waren neben dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/15273) der "Bericht über die Wirkungen des Dritten
Gesetzes zur Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes"
(19/13760), ein Antrag der Linken "Schülerinnen und Schüler der
Erzieherausbildung durch Aufstiegsfortbildungsförderung stärken"
(19/15774) sowie ein Antrag von Bündnis 90/Die Grünen "Vom
Aufstiegs-BAföG zum Weiterbildungs-BAföG" (19/15803).

Volker Born, Zentralverband des Deutschen Handwerks, betonte, dass es
dringend nötig sei, Fortbildung zu stärken, da in den nächsten Jahren
in Deutschland rund 200.000 Betriebsnachfolgen geregelt werden
müssten. "Dafür muss ausgebildet werden", sagte Born. Die Fortbildung
zum Meister sei mit Abstand die am häufigsten absolvierte geregelte
Fortbildung. Im Jahr 2018 seien 20.100 Meisterprüfungen abgelegt
worden. Born forderte unter anderem, die Förderung von horizontalen
Spezialistenlaufbahnen und den vollständigen Darlehenserlass nicht auf
Existenzgründer zu beschränken.

Wie auch Born hob Friedrich Hubert Esser, Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB), hervor, wie wichtig die Steigerung der
Attraktivität des Systems berufliche Bildung sei. Er sagte: "Wir
unterstützen die Zielsetzungen der AFBG-Novelle uneingeschränkt." Er
regte für die Zukunft an, auch solche Anpassungsfortbildungen und
abschlussorientierten Fortbildungsangebote über das AFBG zu fördern,
für die eine betriebliche Finanzierung nicht gegeben ist.

Annett Herrmann, Diakonie Deutschland, trat unter anderem dafür ein,
Heilerziehungspfleger und Heilpädagogen in die förderfähigen
Ausbildungen aufzunehmen. Ihnen soll der vollständige Darlehnserlass
zugutekommen.

Dass der Anteil der Frauen der durch das AFBG geförderten Personen von
20 Prozent in 2000 auf 37 Prozent in 2018 gestiegen ist, sei auf die
früheren Novellen des AFBG und die Öffnung der Förderung der
beruflichen Fortbildung zurückzuführen, lobte Ansgar Klinger,
Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft. Dennoch müsse weiter an
der Attraktivität von Ausbildungen gearbeitet werden, die
Ausbildungsdichte erhöht werden. Beim Fachkräftemangel im Bereich der
Erzieherinnen und Erzieher ginge es nicht mehr nur um
Personalengpässe, da müsse man demnächst von einem "Personalnotstand"
sprechen.

Auch wenn Mario Patuzzi, Deutscher Gewerkschaftsbund, die angestrebte
Novelle ausdrücklich lobte, kritisierte er, dass nach der letzten
Novellierung 2016 kein Monitoring installiert worden sei, das sowohl
die Förderstatistik als auch die Prüfungsergebnisse zusammenführt.
Angesichts des großen finanziellen Aufwands von Bund und Ländern
bezeichnet er dies als "außerordentlich problematisch". Auch Julia
Théréné, Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK), sprach sich
für eine Evaluierung des AFBG aus. Zudem verwies sie darauf, dass mit
der verschärften Datenschutzverordnung auch auf die Bildungsträger
neue Herausforderungen zukämen.

Dirk Werner, Institut der deutschen Wirtschaft Köln, trat dafür ein,
die Unterhaltsförderung auch für Teilzeitgeförderte als Zuschuss zu
gewähren. Der größte Fachkräftebedarfe bestehe in technischen
Berufsfeldern. Neben den für Arbeitgeber schwer zu kompensierenden
Arbeitsengpässen würden die Verdienstausfälle viele potenziell
Interessierte von einer Fortbildung abhalten. Auf diesen Punkt ging
auch Roman Jaich, ver.di, ein. Aus Sicht der Unternehmen müsse es
attraktiv sein, einem Mitarbeiter die Maßnahme zu bewilligen. Das sei
eher gegeben, wenn der Mitarbeiter weiterhin im Unternehmen tätig sei,
als wenn die Maßnahme zu einer beruflichen Umorientierung weg von dem
Unternehmen führe.

 * 

4. Zuverlässigkeitsprüfungen für Privatpiloten

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion dringt auf eine "Abschaffung der
Zuverlässigkeitsüberprüfungen für Privatpiloten und Luftsportler". In
einem Antrag (19/16481), der am Mittwoch erstmals auf der Tagesordnung
des Bundestagsplenums steht, fordert die Fraktion von der
Bundesregierung einen Gesetzentwurf, der Bewerber und Inhaber von
Privatpilotlizenzen sowie weitere Luftsportler von einer
luftsicherheitsrechtlichen Zuverlässigkeitsprüfung ausnimmt. Auch soll
der Gesetzentwurf nach dem Willen der Fraktion die "europarechtlich
mögliche Differenzierung nach verschiedenen Arten von
luftsicherheitsrechtlichen Zuverlässigkeitsüberprüfungen" in deutsches
Recht umsetzen.

Der Vorlage zufolge dient die luftsicherheitsrechtliche
Zuverlässigkeitsüberprüfung der Sicherheit des zivilen Luftverkehrs
und damit vor allem dem Schutz vor Angriffen etwa durch
Flugzeugentführungen, Sabotageakte und terroristische Anschläge. In
Deutschland betreffe die Überprüfung nicht nur Berufspiloten, sondern
auch Bewerber und Inhaber von Privatpilotenlizenzen sowie
Luftsportler.

Privatpilotenlizenzen würden jedoch "ganz überwiegend zum Betrieb von
einmotorigen Flugzeugen oder Motorseglern genutzt", von denen in
Anbetracht ihres niedrigen Gewichts und der verhältnismäßig geringen
Geschwindigkeiten weder für allgemein zugängliche Gebäude noch für
besonders zu schützende Gebäude wie beispielsweise Atomkraftwerke eine
Gefahr aus, führt die Fraktion weiter aus.

"Privatpilotenlizenzen berechtigen auch nicht zum kommerziellen
Befördern von Passagieren und bergen damit keine erhöhte Gefahr für
den allgemeinen Luftverkehr oder Dritte", heißt es ferner in der
Vorlage. Zudem habe es bisher keine Versuche von Piloten mit
Privatpilotenlizenzen oder Luftsportlern gegeben, ihre Luftfahrzeuge
als Waffen für terroristische Zwecke zu missbrauchen. Daher sähen
andere EU-Staaten sowie unionsrechtliche Vorgaben keine
lufsicherheitsrechtliche Zuverlässigkeitsüberprüfung für Privatpiloten
und Luftsportler vor.

 * 

5. Agrarpaket und Düngeverordnung

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion setzt sich für einen
ergebnisoffenen Dialog mit den Landwirten über das Agrarpaket und die
Düngeverordnung ein. Dazu legen die Abgeordneten einen Antrag
(19/16476) vor, der die Bundesregierung unter anderem dazu auffordert,
den Dialog auf wissenschaftliche Grundlagen zu stellen und die
Betroffenen angemessen zu beteiligen. Darüber hinaus sollen die
agrarpolitischen Beratungen zu diesen Themen innerhalb der Regierung
bis zum Abschluss des Dialogs ruhen.

 * 

6. Insekten als Lebens- und Futtermittel

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Verwendung von Insekten als Lebens- und
Futtermittel kann umweltbedingte Vorteile haben. Hochwertiges
Futtersubstrat werde von Insekten effizient verwertet. Für die
Abschätzung des möglichen Mehrnutzens der Verwendung von aus
Nutzinsekten gewonnenem Protein für die Fütterung von Nutztieren sei
es aber noch verfrüht, stellt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/16442) auf eine Kleinen Anfrage (19/15910) der FDP-Fraktion fest.
Einzelne Publikationen würden derzeit davon ausgehen, dass bei der
Erzeugung von tierischem Protein aus Insekten ein geringerer
Flächen- sowie Wasserbedarf als bei der Erzeugung von tierischem
Protein im Rahmen der konventionellen Tierhaltungsverfahren bestehen
würde. Bisherige Untersuchungen würden aber auch darauf hinweisen,
dass große Unterschiede zwischen unterschiedlichen Insektenarten sowie
aufgrund der eingesetzten Aufzuchtmethoden bestehen.

Vor einer umfangreicheren Verwendung von Insekten als Futtermittel
sollten deshalb die Auswirkungen der Aufzucht unterschiedlicher
Insektenarten auch mit Blick auf die Treibhausgasemissionen
eingehender untersucht werden, führt die Bundesregierung aus. Zurzeit
werde daran geforscht, ob die Nutzung von Insekten als Eiweißquelle
das Potential habe, pflanzliche Eiweißfuttermittel zu ersetzen. Wenn
diese pflanzlichen Eiweißfuttermittel aus Importen stammen, können mit
der Substitution auch eine CO2-Einsparung durch kürzere Transportwege
sowie ein geringerer Bedarf landwirtschaftlicher Nutzfläche für die
Eiweißerzeugung in Drittländern einhergehen. Aber auch negative
Umwelteffekte seien zu berücksichtigen. Die Verarbeitung ganzer
Insekten könne zu einer Verbreitung von Keimen führen, wenn die
verarbeiteten Insekten mikrobiell belastet sind. Zudem können Insekten
aus den Anlagen entweichen und als invasive Arten die Umwelt
gefährden. Unklar sei auch die Allergensituation bei den in der
Produktion arbeitenden Menschen. Die Bundesregierung kündigt an, im
Jahr 2020 Mittel in Höhe von rund fünf Millionen Euro für Forschungs-
und Entwicklungsprojekte mit Bezug zu Insektenproteinen ausgeben zu
wollen.

 * 
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1. 22.031 Ladepunkte in Deutschland

2. BVWP-Bewertung weiterentwickelt

3. FDP fragt nach Autobahnvollsperrungen

4. Eigenkapitalerhöhung für die Infrastruktur

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

6. Einflussnahme von Interessenvertretern



1. 22.031 Ladepunkte in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Deutschland sind Anfang Dezember 2019 nach
Angaben der Bundesnetzagentur 22.031 öffentliche Ladepunkte (19.716
Normalladepunkte und 2.315 Schnellladepunkte) für Elektrofahrzeuge in
Betrieb gewesen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/16330) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/15834) hervor. 4.136 Normalladepunkte und 449 Schnellladepunkte
befinden sich der Antwort zufolge in Bayern, 3.754 Normalladepunkte
und 190 Schnellladepunkte in Nordrhein-Westfalen und 2.922
Normalladepunkte sowie 454 Schnellladepunkte in Baden-Württemberg.

Auf die Frage, wie viele der 100.000 Ladepunkte, die nach der
Zielsetzung des Koalitionsvertrags zwischen CDU, CSU und SPD "bis 2020
zusätzlich verfügbar" sein sollen, mittlerweile zusätzlich verfügbar
sind, heißt es in der Antwort: Bei den 100.000 Ladepunkten aus dem
Koalitionsvertrag handle es sich sowohl um öffentlich zugängliche als
auch private Ladepunkte. Da zu den privaten Ladepunkten keine
Erhebungen vorliegen, könne hierzu keine Aussage getroffen werden,
schreibt die Regierung.

Zur Frage, wie sich die eine Million öffentlich zugänglichen
Ladepunkte, die entsprechend der Ankündigung im Masterplan
Ladeinfrastruktur bis 2030 errichtet sein sollen, auf die Bundesländer
verteilen, heißt es in der Vorlage: Eine vorab fixierte Verteilung der
angekündigten öffentlich zugänglichen Ladepunkte auf die jeweiligen
Länder werde nicht angestrebt. Fokus sei vielmehr ein bedarfsgerechter
und flächendeckender Ausbau der öffentlich zugänglichen
Ladeinfrastruktur in Deutschland. Hierfür habe das Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) als gemeinsame
Planungsgrundlage das "StandortTOOL" im September 2019 veröffentlicht,
welches den zusätzlichen Ladebedarf für die Jahre 2022 und 2030 zeige.
Die Ermittlung des künftigen Bedarfs erfolge auf Basis von
Verkehrsströmen, sozioökonomischer Daten sowie Nutzer- und
Raumstrukturen, schreibt die Regierung.

 * 

2. BVWP-Bewertung weiterentwickelt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Bewertungsverfahren für den
Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) sind nach Angaben der
Bundesregierung gegenüber dem Verfahren aus dem Jahr 2003 "methodisch
weiterentwickelt" worden. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/16238) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/15853) hervor. Die Abgeordneten hatten von der Bundesregierung
unter anderem wissen wollen, welche konkreten Gründe zu der deutlichen
Erhöhung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses (NKV) der OU Reutlingen im
Bundesverkehrswegeplan 2030 im Vergleich zum BVWP von 2003 von 2,5 auf
größer 10 geführt haben.

Die soziodemografischen Rahmenbedingungen zur
Bundesverkehrswegeplanung - wie etwa die Bevölkerungs- und
Wirtschaftsstruktur in Deutschland - seien einer dynamischen
Entwicklung unterworfen, heißt es in der Antwort. Der BVWP 2003 und
der BVWP 2030 würden sich im Hinblick auf deren Datengrundlagen
unterscheiden. Weiter schreibt die Regierung, die
gesamtwirtschaftliche Projektbewertung für die B 464, Ortsumgehung
Reutlingen sei auf Grundlage eines abgestimmten Bewertungsverfahrens
durchgeführt worden. Auf Basis der Verkehrsprognose 2030 sei eine
Beurteilung des Vorhabens getrennt nach den Modulen 
Nutzen-Kosten-Analyse, umwelt- und naturschutzrechtliche Beurteilung,
raumordnerische Beurteilung und städtebauliche Beurteilung vorgenommen
worden.

 * 

3. FDP fragt nach Autobahnvollsperrungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Bundesstraßen und Bundesautobahnen in den
vergangenen zwölf Monaten bundesweit wegen Sanierungsmaßnahmen voll
gesperrt wurden, möchte die FDP-Fraktion wissen. In einer Kleinen
Anfrage (19/16322) erkundigen sich die Abgeordneten auch danach, ob
der Bundesregierung bekannt ist, welche durchschnittlichen
Zusatzkosten in Wirtschaft, Handel und bei Privatpersonen durch
Vollsperrungen in den Jahren 2018 und 2019 verursacht wurden. Gefragt
wird auch nach dem durchschnittlichen CO2-Ausstoß auf den zu
sanierenden Kilometern Bundesstraße und Bundesautobahn "in den
vergangenen zwölf Monaten vor der Sanierung, während der Sanierung und
nach der Sanierung".

 * 

4. Eigenkapitalerhöhung für die Infrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Deutsche Bahn AG (DB AG) soll nach Angaben der
Bundesregierung durch die Eigenkapitalerhöhung von jährlich einer
Milliarde Euro in die Lage versetzt werden, stärker in die
Modernisierung, den Ausbau und die Elektrifizierung des Schienennetzes
zu investieren. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/16174) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/15341)
hervor. Im Hinblick auf die verkehrspolitischen Ziele solle eine
Eigenkapitalerhöhung zum Klimaschutz, zur deutlichen
Verkehrsverlagerung auf die Schiene und zur Steigerung der
Klimaeffizienz bis 2030 beitragen, um die gesetzten Klimaziele zu
erreichen, heißt es in der Vorlage.

Es bestehe ein gemeinsames Verständnis darüber, dass die Mittel aus
dem Klimaschutzpaket - wozu auch die Eigenkapitalerhöhung gehöre - in
die Finanzierung der Infrastruktur fließen sollen, macht die Regierung
deutlich. Die Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes würden in
die Lage versetzt, zusätzliches Kapital in die notwendige
Modernisierung, den Ausbau und die Elektrifizierung und
Digitalisierung des Schienennetzes zu investieren, heißt es. Die
Mittel aus dem Klimaschutzpaket kämen damit allen Verkehrsunternehmen,
"also auch allen Wettbewerbern der DB AG", gleichermaßen zugute.

Die Maßnahme werde derzeit in Gesprächen zwischen dem
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), dem
Bundesministerium der Finanzen (BMF) und der DB AG abgestimmt, wird
mitgeteilt. Im Rahmen der laufenden Abstimmungsgespräche gehe es auch
darum, einen Teil der vorgesehenen Mittel als Investitionszuschuss des
Bundes zu gewähren. Hierbei würden die Anregungen des
Bundesrechnungshofs gewürdigt. "Die Bundesregierung wird die geplanten
Maßnahmen so gestalten, dass sie in Einklang mit den beihilfe- und
wettbewerbsrechtlichen Vorgaben des EU-Rechts stehen und mit der
Europäischen Kommission abstimmen", heißt es in der Antwort.

 * 

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion Die Linke hat eine weitere Kleine
Anfrage zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf den Inhalt von
Gesetzentwürfen der Bundesregierung vorgelegt (19/16358). Darin wollen
die Fragesteller unter anderem wissen, welche Stellungnahmen oder
sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt des Entwurfs eines Gesetzes
zur Modernisierung des Strafverfahrens (Bundesratsdrucksache 532/19)
bei der Bundesregierung eingegangen sind. Zudem fragen sie nach den
Kriterien der Beteiligung Dritter, nach von diesen möglicherweise
erstellten Gutachten, nach von Dritten übernommenen
Regelungsvorschlägen sowie nach dienstlichen Kontakten von Mitgliedern
und/oder Vertretern der Bundesregierung mit externen Dritten.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion Die Linke hat eine weitere Kleine
Anfrage zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf den Inhalt von
Gesetzentwürfen der Bundesregierung vorgelegt (19/16359). Darin wollen
die Fragesteller unter anderem wissen, welche Stellungnahmen oder
sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt des Entwurfs eines Gesetzes
zur Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 26.
März 2019 zum Ausschluss der Stiefkindadoption in nichtehelichen
Familien (Bundesratsdrucksache 577/19) bei der Bundesregierung
eingegangen sind. Zudem fragen sie nach den Kriterien der Beteiligung
Dritter, nach von diesen möglicherweise erstellten Gutachten, nach von
Dritten übernommenen Regelungsvorschlägen sowie nach dienstlichen
Kontakten von Mitgliedern und/oder Vertretern der Bundesregierung mit
externen Dritten.

 * 
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5. Medizinische Fachangestellte gefragt

6. Lieferengpässe bei Arzneimitteln



1. Schulze berichtet von Klimakonferenz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben am Mittwochmorgen mit
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) über die Ergebnisse der
Klimakonferenz der Vereinten Nationen im Dezember 2019 in Madrid
(COP25) und den Green New Deal der Europäischen Union diskutiert.

Die Konferenz sei eine schwierige gewesen, sagte die Ministerin. Das
sei deutlich geworden an dem Fakt, dass sie zwei Tage Verlängerung
gebraucht habe, um einen Kompromiss zu erzielen, betonte Ministerin
Schulze. Trotzdem sei es wichtig gewesen, dass sie nach zweimaligem
Verschieben überhaupt stattgefunden habe. Im Vorhinein habe es
insbesondere aus der Zivilgesellschaft andere Erwartungen gegeben, als
vor Ort diskutiert wurden. "Wichtig ist mir das Signal der Konferenz,
nämlich zu sagen, dass die Bremser nicht den Takt angeben", sagte
Schulze. Inzwischen hätten 114 Staaten zugesagt, ihre Emissionen zu
senken. Zum Schwur käme es auf der COP26 im November 2020 in Glasgow,
bei der alle Länder ihre nationalen Beiträge vorstellen müssen, sagte
Schulze.

Auch in Richtung einiger Entwicklungsländer, die gegenüber den
Industrieländern misstrauisch seien, was die Verantwortung angehe, sei
der Europäische Green New Deal und das Anstreben von
Treibhausgasneutralität bis 2050 "ein wichtiges Signal", sagte die
Ministerin. Eine Einigung im Hinblick auf internationale
Marktmechanismen für CO2 bleibe für Glasgow auf der Agenda. Schulze
verwies auch darauf, dass die Frage nach dem Ausgleich von Schäden und
Verlusten und die Stärkung der Rolle des Internationalen 
Warschau-Mechanismus (WIM), die Inselstaaten und verletzliche
Entwicklungsländer aufgeworfen hatten, die COP25 sehr stark geprägt
habe.

In ihren Nachfragen konzentrierte sich eine Vertreterin der
CDU/CSU-Fraktion auf die Gründe des Scheiterns der Konferenz. Sie
betonte, dass ein internationaler Marktmechanismus für CO2 ein
Schlüsselinstrument sei, um die Klimaziele zu erreichen. Ein Vertreter
der AfD-Fraktion sagte, die COP25 habe gezeigt, dass sich "andere
Staate nicht von den Europäern gängeln lassen". Er kritisierte, die
Europäer nähmen selbst aus dem wirtschaftlichen Rennen. Ein
FDP-Vertreter fragte nach Details zu Visa-Fragen, wenn es zum Brexit
komme.

Ein Vertreter der SPD betonte, dass die Einigung auf ein
Abschlussdokument ein wichtiger Schritt gewesen sei. Er wollte wissen,
wer die Schlüsselpartner in der High Ambition Coalition seien. Ein
Vertreter der Linken wollte wissen, was den Optimismus der Ministerin
nähre, dass es in Glasgow anders laufen könne als in Madrid. Eine
Vertreterin der Grünen fragte, wie die COPs insgesamt ein größerer
Erfolg werden könnten und inwiefern die High Ambition Coalition zu
mehr Institutionalisierung weiterentwickelt werden könne.

 * 

2. Entwicklergemeinschaft für E-Payment

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Zur Umsetzung von E-Payment ist zwischen
verschiedenen Bundesländern und dem Bund zur Erstellung einer
einheitlichen Software eine Entwicklergemeinschaft gegründet worden.
Dies berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15904) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15427), die sich nach dem
Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung
"Digitalisierung gestalten" erkundigt hatte. In der Antwort heißt es,
ein detaillierter Zeitplan bis Mitte 2021 sei in der
Entwicklergemeinschaft mit den Bundesländern abgestimmt worden.

 * 

3. Onlineportal des Zolls in Betrieb

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Mit dem planmäßigen Echtbetriebsbeginn des Bürger-
und Geschäftskundenportals der Zollverwaltung zum 1. Oktober 2019 sind
bereits verschiedene Leistungen online bereitgestellt worden. Nach
Angaben der Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15893) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15428) handelt es sich dabei unter
anderem um Änderungen von SEPA-Lastschriftmandaten sowie eine
verbindliche Zolltarifauskunft. Die AfD-Fraktion hatte sich nach dem
Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung
"Digitalisierung gestalten" erkundigt.

 * 

4. Initiativen für mehr Kinderarzneimittel

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Arzneimittelsicherheit für Kinder soll verbessert
werden. In den vergangenen Jahren habe es auf europäischer und
nationaler Ebene vielfältige Initiativen gegeben, um Arzneimittel, die
für Kinder geprüft und zugelassen seien, verfügbar zu machen, heißt es
in der Antwort (19/16304) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/15949) der AfD-Fraktion.

Die Entscheidung, ob ein Arzneimittel im Einzelfall auch in einer
Indikation angewendet werden solle, für die es nicht zugelassen sei
(Off-Label-Use), obliege dem behandelnden Arzt. Um den Off-Label-Use
bei Kindern zu vermindern, werde die Forschung zur Entwicklung von
Kinderarzneimitteln sowie die Zulassung von Kinderarzneimitteln mit
geeigneten Darreichungsformen und Formulierungen gefördert.

 * 

5. Medizinische Fachangestellte gefragt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Medizinische Fachangestellte (MFA) sind nach Angaben
der Bundesregierung für das Gesundheitswesen von zentraler Bedeutung.
Arztpraxen aller Fachrichtungen, Medizinische Versorgungszentren
(MVZ), Krankenhäuser, Rehabilitationseinrichtungen, Krankenkassen und
öffentliche Gesundheitsdienste kämen als Tätigkeitsbereiche für MFA in
Frage, heißt es in der Antwort (19/16303) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/15835) der FDP-Fraktion.

In allen Einrichtungen und Organisationen unterliege der Beruf einem
permanenten Wandel und müsse sich anpassen. Die Berufsausbildung stehe
auf einer modernen Grundlage. Jedoch gebe es auf der Suche nach MFA
inzwischen einen regen Wettbewerb.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, waren im März 2019 rund 406.000
sozialversicherungspflichtige Beschäftigte als MFA tätig, darunter
rund 221.000 in Vollzeit und rund 185.000 in Teilzeit.

 * 

6. Lieferengpässe bei Arzneimitteln

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den Auswirkungen der Lieferengpässe bei
Arzneimitteln befasst sich die Linksfraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/16315). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, bei wie vielen Verordnungen es in den vergangenen
Jahren zu solchen Engpässen gekommen ist.

 * 
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BUNDESTAG/9381: Heute im Bundestag Nr. 071 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 71

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.15 Uhr

1. Dialog zu Tourismus und Digitalisierung

2. Umweltstandards beim Tiefseebergbau

3. Reform des ZIM-Innovationsprogramms

4. Senken der EEG-Umlage

5. Einflussnahme auf Strukturstärkungsgesetz

6. Stand bei der Industriestrategie

7. Startup-Förderung im Vergleich



1. Dialog zu Tourismus und Digitalisierung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Digitalisierung hat nach Ansicht der
Bundesregierung "auf allen Ebenen und in allen Zweigen" Auswirkungen
auf den Tourismus und die Tourismusbranche. Daher solle ab Anfang 2020
die Frage, welche Wettbewerbsbedingungen gegebenenfalls neu gestaltet
werden müssen, damit sich kleine und mittlere Unternehmen und
Reisegebiete im Umfeld global operierender Marktteilnehmer behaupten
können, durch einen breit angelegten Dialogprozess zwischen Wirtschaft
und Politik, Bund und Ländern erörtert werden, schreibt sie in einer
Antwort (19/16292) auf eine Kleine Anfrage (19/15572) der
AfD-Fraktion. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt könne sie noch keine
Aussagen über Zeitpunkt und Inhalt etwaiger gesetzlicher Neuregelungen
treffen.

 * 

2. Umweltstandards beim Tiefseebergbau

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung setzt sich in den derzeitigen
Verhandlungen des "Mining Code" der Internationalen Meeresbodenbehörde
(ISA) nach eigenen Angaben "intensiv" für höchstmögliche
Umweltstandards bei einem möglichen Tiefseebergbau ein. Die
Belastungen könnten durch die Vereinbarung und die konsequente
Anwendung anspruchsvoller Abbauregularien minimiert werden, betont sie
in einer Antwort (19/16025) auf eine Kleine Anfrage (19/14999) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Ziel sei es, bei jedem einzelnen
Vorhaben den Nachweis zu fordern, dass keine unerwünschten Belastungen
verursacht werden. Regionale Umweltmanagementpläne sollten zudem die
Überschreitung festgelegter Belastungsgrenzen verhindern.

Ihren Angaben zufolge setzt die Bundesregierung schon jetzt die von
der ISA erarbeiteten Empfehlungen für die Erhebung von grundlegenden
Daten in den Lizenzgebieten um. So würden in beiden deutschen
Lizenzgebieten seit 2010 beziehungsweise seit 2015 entsprechende
Grundlagendaten zur Biodiversität und zu Ökosystemprozessen erhoben,
die für eine spätere Bewertung möglicher Auswirkungen eines Abbaus
erforderlich seien.

Noch lägen keine ausreichenden Erkenntnisse vor, um mögliche
Veränderungen der Tiefseeökosysteme aufgrund von simulierten
Abbautätigkeiten abschließend beurteilen zu können, heißt es in der
Antwort weiter. Ein voraussichtlich für 2020 geplanter Kollektortest
der Firma DEME/GSR biete erstmalig die Gelegenheit, den Einsatz eines
Abbaugerätes unter industrienahen Bedingungen wissenschaftlich
fundiert zu erfassen und zu bewerten. Seitens der Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) und im Rahmen des
Verbundvorhabens MiningImpact II sei außerdem eine unabhängige
wissenschaftliche Begleitforschung vorgesehen.

 * 

3. Reform des ZIM-Innovationsprogramms

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung will die Richtlinie des
Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand (ZIM) anpassen, um
insbesondere die Zugangsbedingungen für junge, kleine und
forschungsunerfahrene Unternehmen zu verbessern, den Wissenstransfer
sowohl national als auch international zu stärken und die
Förderbedingungen noch passfähiger und mittelstandsgerechter
auszugestalten. Entsprechende Impulse lieferten die Ergebnisse und
Handlungsempfehlungen der Evaluation im Juni 2019, schreibt sie in
einer Antwort (19/16295) auf eine Kleine Anfrage (19/15831) der
FDP-Fraktion. Die neue ZIM-Richtlinie solle nach Abschluss der
notwendigen Abstimmungsarbeiten "zügig Anfang 2020" veröffentlicht
werden.

Insgesamt habe die Evaluation die positive Rolle der
Unterstützungsmaßnahme zur Stärkung der unternehmerischen
Innovationskraft verdeutlicht. Eine besondere Bedeutung komme dabei
Wirtschaft-Wissenschaft-Kooperationen zu. Sie stärken nach Ansicht der
Bundesregierung Know-how-Flüsse in beide Richtungen und seien "der
größte ZIM-Förderbereich mit wachsendem Gewicht".

Kernzielgruppe des ZIM blieben kleine Unternehmen mit weniger als 50
Beschäftigten, darunter viele Erstfördernehmer, heißt es in der
Antwort weiter. Wie die Evaluation ergeben habe, würden die
geförderten Unternehmen ihre Forschungsintensität durch das ZIM
verdoppeln.

 * 

4. Senken der EEG-Umlage

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/16220) eine Senkung der EEG-Umlage. Es geht darum, wann
dieser Schritt erfolgen soll und welche weiteren Maßnahmen rund um die
Strompreisentwicklung geplant sind - etwa eine Senkung der
Stromsteuer, eine Senkung der Offshore-Netzumlage und eine Senkung der
Konzessionsumlage.

 * 

5. Einflussnahme auf Strukturstärkungsgesetz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach
eventueller Einflussnahme auf einen Gesetzentwurf der Bundesregierung
zum Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen. In einer Kleinen Anfrage
(19/16365) möchten die Abgeordneten in diesem Zusammenhang wissen,
welche Stellungnahmen von welchen Verbänden und Fachkreisen dazu
eingegangen sind.

 * 

6. Stand bei der Industriestrategie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion hinterfragt den Stand bei der
Industriestrategie 2030. Die Abgeordneten möchten wissen, ob ein
Beschluss des Bundeskabinetts dazu geplant ist. Darüber hinaus haken
sie in der Kleinen Anfrage (19/16158) detailliert bei Einzelpunkten
des Papiers nach.

 * 

7. Startup-Förderung im Vergleich

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Start-up-Förderung in Frankreich und
Deutschland geht es in einer Kleinen Anfrage (19/16191) der
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten interessieren sich für Fördermaßnahmen
im Ländervergleich. Auf Deutschland bezogen möchten sie wissen, welche
beschlossenen Maßnahmen die Bundesregierung zur Förderung für
Start-ups und Gründer bisher umgesetzt hat.

 * 
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BUNDESTAG/9380: Heute im Bundestag Nr. 070 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 70

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Einbürgerung bei Nachfahren NS-Verfolgter

2. Negativzinsen weiter nicht abzugsfähig

3. Regierung gegen europäische Badbank

4. Kindergeld und Asylverfahren

5. BfV-Hinweistelefon zu Rechtsextremismus

6. Wahrung von Fahrgastrechten thematisiert



1. Einbürgerung bei Nachfahren NS-Verfolgter

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Mehrere Oppositionsinitiativen zur Einbürgerung von
Nachfahren NS-Verfolgter sind im Ausschuss für Inneres und Heimat
gescheitert. Neben Gesetzentwürfen der Fraktionen Die Linke (19/13505)
und Bündnis 90/Die Grünen (19/12200) fand auch ein Antrag der
FDP-Fraktion (19/14063) in dem Gremium am Mittwoch keine Mehrheit.

Der Gesetzentwurf der Linken wurde mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen sowie der AfD- und der FDP-Fraktion im Ausschuss
abgelehnt. Der Vorlage zufolge sollen Abkömmlinge ehemaliger deutscher
Staatsangehöriger, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai
1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen oder
religiösen Gründen entzogen worden ist, auf Antrag einzubürgern sein,
"auch wenn sie nach dem zum Zeitpunkt ihrer Geburt geltenden Recht die
deutsche Staatsangehörigkeit nicht durch Abstammung erworben hätten".
Wie die Fraktion in der Begründung ausführt, wird damit "insbesondere
auf Abkömmlinge deutscher Frauen gezielt, die, wenn das Kind aus einer
Ehe mit einem ausländischen Mann stammt, die deutsche
Staatsangehörigkeit nicht an das Kind weitergeben konnten".

Ferner soll laut Gesetzentwurf künftig einem Antrag auf Einbürgerung
stattgegeben werden, "wenn ein Wiedergutmachungsinteresse besteht".
Ein solches Interesse soll danach insbesondere bei Personen angenommen
werden, die das Staatsgebiet des Deutschen Reiches sowie nach 1933 von
Deutschland besetzte Gebiete wegen drohender Verfolgung aus
politischen, rassischen oder religiösen Gründen verlassen und die
deutsche Staatsangehörigkeit verloren haben, oder die infolge
politischer, rassischer oder religiöser Verfolgung vom Erwerb der
deutschen Staatsangehörigkeit ausgeschlossen wurden.

Die Grünen-Fraktion will mit ihrem Gesetzentwurf Ansprüche auf
Einbürgerung verankern, "die alle Konstellationen erfassen sollen, in
denen nationalsozialistisches Unrecht gut zu machen ist". Wie die
Fraktion in der Begründung ausführt, treten auch mehr als 70 Jahre
nach der Beendung der nationalsozialistischen Unrechtsherrschaft
"immer noch Fälle auf, in denen das geschehene Unrecht im
Staatsangehörigkeitsrecht nicht gut gemacht wurde". Dabei gebe es eine
Reihe von Fallgruppen, bei denen es notwendig erscheine, "dem
berechtigten Anliegen der Betroffenen durch eine Einbürgerung zeitnah
Rechnung zu tragen".

Der Entwurf enthält den Angaben zufolge Einbürgerungsansprüche "für
alle Gruppen, in denen eine Einbürgerung zur Wiedergutmachung geboten
ist". Er wurde im Ausschuss mit den Stimmen der CDU/CSU-, der SPD- und
der FDP-Fraktion abgelehnt.

"Einbürgerung von im Nationalsozialismus Verfolgten und deren
Nachfahren umfassend und klar gesetzlich regeln" lautet der Titel des
im Ausschuss mit der Koalitionsmehrheit abgelehnten FDP-Antrags. Darin
wird die Bundesregierung aufgefordert, einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorzulegen. "Neben Personen, denen die deutsche
Staatsangehörigkeit im Nationalsozialismus aus politischen,
,rassischen' oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und deren
Nachfahren" sollen danach "auch solche Personen, die Deutschland
verlassen haben, um drohenden nationalsozialistischen
Verfolgungsmaßnahmen zu entgehen, und in diesem Zuge etwa durch
Eheschließung oder den Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit die
deutsche Staatsangehörigkeit verloren haben, und deren Nachfahren
einen Anspruch auf Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit haben".

Ein solcher Anspruch soll dem Antrag zufolge zudem Personen eingeräumt
werden, "die die deutsche Staatsangehörigkeit zwischen dem 30. Januar
1933 und dem 8. Mai 1945 nur aus politischen, ,rassischen' oder
religiösen Gründen nicht erlangt haben, und deren Nachfahren". Ferner
sollen unter anderem nach dem Willen der Fraktion "Personen, die die
deutsche Staatsangehörigkeit als Ausgleich für den Verlust der
Staatsangehörigkeit aufgrund nationalsozialistischen Unrechts
beantragen können", diese voraussetzungslos erhalten.

 * 

2. Negativzinsen weiter nicht abzugsfähig

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion hat sich im Finanzausschuss nicht
mit ihrer Forderung durchsetzen können, Negativzinsen im Steuerrecht
zu berücksichtigen. Das Gremium lehnte am Mittwoch einen
entsprechenden Antrag der FDP-Fraktion (19/15771) ab. Damit sollten
von den Banken erhobene negative Einlagezinsen für die Überlassung von
Kapital für die belasteten Steuerpflichtigen als negative Erträge
angesehen und damit im Rahmen der Verlustverrechnung innerhalb der
Kapitaleinkünfte verrechnet werden können. Gegen den Antrag stimmten
die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. AfD- und FDP-Fraktion stimmten dafür, die Linksfraktion
enthielt sich.

In der Begründung des Antrages heißt es, Sparer dürften durch negative
Zinsen nicht doppelt belastet werden. Das wäre jedoch die Folge, wenn
sie einerseits negative Zinsen für Guthaben an die Bank entrichten
müssten, aber andererseits diese nicht steuerlich geltend machen
könnten. Das anhaltende Niedrigzinsumfeld zwinge immer mehr Banken,
die Belastungen, die durch die negativen Einlagezinsen hervorgerufen
würden, an die Kunden weiterzugeben. Dass die Sparer diese
Negativzinsen nicht mit positiven Einkünften bei der Steuer verrechnen
könnten, sei unsystematisch und belaste die Sparer.

Die CDU/CSU-Fraktion sprach von einem komplexen Thema. So einfach, wie
die FDP es sich mache, sei die Sache nicht. Die SPD-Fraktion
erinnerte, dass es negative Realzinsen bereits während der Zeit mit
FDP-Regierungsbeteiligung gegeben habe, ohne dass es zu einer
Abzugsfähigkeit gekommen sei. Anleger hätten außerdem die Möglichkeit,
zu Banken zu wechseln, die keine Negativzinsen erheben würden. Die
AfD-Fraktion nannte die Begründung der SPD-Fraktion Schummelei. Die
Wahrheit sei, dass es erstmals negative Nominalzinsen gebe. Die
Linksfraktion sagte, sie wolle auch nicht, dass Kleinsparer betroffen
seien. Aber wenn die Banken Negativzinsen als Gebühren ausgestalten
würden, greife der Antrag der FDP-Fraktion nicht. Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen wies darauf hin, dass Kleinsparer von einer
Abzugsfähigkeit der Negativzinsen wegen des Sparerfreibetrages nichts
hätten.

 * 

3. Regierung gegen europäische Badbank

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung lehnt eine europäische Badbank
beim derzeitigen Stand der Risikoreduktion ab. Daher stelle sich auch
nicht die Frage einer Rechtsgrundlage für die Finanzierung einer
solchen Badbank durch die Europäische Zentralbank (EZB), heißt es in
einer Antwort der Bundesregierung (19/15890) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/15498), die sich nach Risiken im Bankensektor
erkundigt hatte. Zur zukünftigen Ertragsentwicklung deutscher Banken
heißt es in der Antwort, die Ertragsentwicklung werde zum einen von
der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung einschließlich der
Entwicklung der Inflation und zum anderen von der geschäftspolitischen
Ausrichtung der Banken selbst abhängen.

 * 

4. Kindergeld und Asylverfahren

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Asylbewerbern steht während des laufenden
Anerkennungsverfahrens kein Kindergeldanspruch zu. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15897) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/15017) mit. Ein Kindergeldanspruch entstehe
regelmäßig erst mit der Anerkennung als Asylberechtigter und der
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis.

 * 

5. BfV-Hinweistelefon zu Rechtsextremismus

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) hat seit
dem 28. Oktober vergangenen Jahres ein Kontakttelefon für "Hinweise zu
Rechtsextremismus, Rechtsterrorismus, Reichsbürger und
Selbstverwalter" eingerichtet. Darauf verweist die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/16170) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/15214). Danach werden Hinweise auch auf Straftaten auf
Online-Plattformen rund um die Uhr vertraulich aufgenommen.

 * 

6. Wahrung von Fahrgastrechten thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Aus welchen Gründen die Bundesregierung das
Eisenbahnbundesamt (EBA) als Durchsetzungsstelle zur Wahrung von
Fahrgastrechten benannt hat, möchte die FDP-Fraktion wissen. In einer
Kleinen Anfrage (19/16379) wollen die Liberalen von der
Bundesregierung außerdem erfahren, mit welchen personellen Kapazitäten
das EBA die Überwachung der Fahrgastrechte und die Bearbeitung der
Beschwerden hinsichtlich der EU-Fahrgastverordnung ausübt. Des
Weiteren interessiert die Abgeordneten, wie viele Beschwerden wegen
Nichtzuständigkeit des EBA an andere Aufsichtsbehörden weitergeleitet
wurden.

 * 
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BUNDESTAG/9379: Heute im Bundestag Nr. 069 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 69

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Statistik über Wohnungslosigkeit kommt

2. AfD für neue Abstimmung zum Irak-Einsatz

3. Linke dringt auf Ende des Irak-Einsatzes

4. Keine Mangelernährung durch Sanktionen

5. Konstante Zahl von Minderjährigen



1. Statistik über Wohnungslosigkeit kommt

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwoch mit großer Mehrheit der Einführung einer bundesweiten
Wohnungslosen-Statistik zugestimmt. Einem entsprechenden Gesetzentwurf
(19/15651) der Bundesregierung in geänderter Fassung stimmten neben
den Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD auch die FDP-Fraktion und die
Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zu. Die AfD-Fraktion
enthielt sich. Anträge der AfD-Fraktion (19/6064), der FDP-Fraktion
(19/16036) und der Grünen (19/15783) wurden vom Ausschuss dagegen
abgelehnt.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, erstmals 2022 eine
genaue Statistik darüber zu erfassen, wie viele Menschen in
Deutschland ohne Wohnung und dementsprechend in für sie vorgesehenen
Notunterkünften der Städte und Gemeinden untergebracht sind. Dabei
soll unter anderem das Alter, Geschlecht, die Staatsangehörigkeit und
die Haushaltsgröße erfasst sowie dokumentiert werden, in welcher Art
Unterkünfte die betroffenen Menschen seit wann leben. Die Grünen
hatten in einem Änderungsantrag vorgeschlagen, auch die Art der
Einkünfte zu erfassen. Dies lehnte die Bundesregierung jedoch unter
anderem mit dem Verweis auf den Aufwand ab, da dann sämtliche
Einkünfte, also auch Renten, erfasst werden müssten. Positiv
bewerteteten die Oppositionsfraktionen Änderungen am Entwurf, wonach
sich die ergänzende Berichterstattung auch auf Straßenobdachlosigkeit
und Menschen, die bei Verwandten oder Freunden unterkommen, beziehen
soll. Auch die geplante Revisionsklausel, die eine Anpassung des
Gesetzes an die gesammelte Datenlage ermöglichen soll, fand ein
positives Echo. Dass mit den Änderungsanträgen im Rahmen eines
sogenannten Omnibusverfahrens sachfremde Inhalte wie Änderungen am
Seearbeitsgesetz oder am Gesetz zur Stärkung der beruflichen Bildung
an das Verfahren angehängt wurden, kritisierte vor allem die
AfD-Fraktion.

Insgesamt wurde die Wohnungslosen-Statistik jedoch als ein wichtiger
erster, längst überfälliger Schritt bewertet, der auch dem Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregierung eine bessere Aussagekraft in
Bezug auf dieses Thema ermögliche. Vor allem die Oppositionsfraktionen
mahnten jedoch an, dass weitere Schritte, wie der Ausbau des sozialen
und allgemeinen Wohnungsbaus, folgen müssten, um die Ursachen der
Wohnungslosigkeit zu bekämpfen.

 * 

2. AfD für neue Abstimmung zum Irak-Einsatz

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion fordert eine erneute Abstimmung
über das Mandat "Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte im Irak".
Der Beschluss des irakischen Parlaments vom 6. Januar 2020, alle
ausländischen Soldaten des Landes zu verweisen, verändere die
politische Legitimation für das Mandat, schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/16482), der heute auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Darüber hinaus verändere die militärische
Eskalation zwischen dem Iran und den USA auf dem Staatsgebiet des Irak
und in der gesamten Region die Sicherheitslage für die vor Ort
eingesetzten deutschen Soldaten.

Die Abgeordneten fordern den Bundestag auf, die Zustimmung zum Antrag
der Bundesregierung zum "Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte -
Stabilisierung sichern, Wiedererstarken des IS verhindern, Versöhnung
fördern in Irak und Syrien" auf Drucksache 19/13290 zurückzuziehen.

 * 

3. Linke dringt auf Ende des Irak-Einsatzes

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke drängt darauf, die Bundeswehr
"sofort und vollständig aus Irak und Jordanien" abzuziehen. Als
Reaktion auf die Ermordung des iranischen Generals Qasem Soleimani und
des irakischen Milizenführers Abu Mahdi al-Muhandis durch die US-Armee
nahe der irakischen Hauptstadt Bagdad habe das irakische Parlament den
Abzug aller ausländischen Streitkräfte aus dem Irak gefordert,
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/16474), der heute auf
der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Das beträfe nicht nur
die US-Streitkräfte, die mit 5.000 Mann im Irak stationiert seien,
sondern auch die Bundeswehr, die im Rahmen des Mandats zur Beteiligung
am Militäreinsatz Operation Inherent Resolve (OIR) der
Anti-IS-Koalition mit einer Ausbildungsmission im Irak stationiert
ist. Außerdem beteilige sich die Bundeswehr vom jordanischen
Stützpunkt Al-Azraq aus mit Aufklärungsflügen über Syrien an OIR.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, "umgehend die
operative Beteiligung an der Anti-IS-Koalition zu beenden, den in
diesem Rahmen erfolgenden Flugbetrieb - die Bereitstellung von
Tornados zur luft- und raumgestützten Aufklärung und die Luftbetankung
- mit sofortiger Wirkung einzustellen, die in Jordanien und dem Irak
stationierten Truppen der Bundeswehr unverzüglich abzuziehen und
umgehend mit dem Abbau der bundeswehreigenen Infrastruktur in Al-Azraq
(Jordanien) zu beginnen". Außerdem soll sich die Bundesregierung "von
der Eskalationspolitik der US-Regierung im Mittleren Osten öffentlich,
klar und unmissverständlich distanzieren" und die Tötung Soleimanis
und al-Muhandis' als "Staatsterrorismus" verurteilen.

 * 

4. Keine Mangelernährung durch Sanktionen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Selbst bei einer 100-Prozent-Sanktion drohen
Arbeitslosengeld-II-Beziehern keine gesundheitlichen Probleme oder gar
Mangelernährung. Das betont die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/15697) auf eine Kleine Anfrage (19/14738) der AfD-Fraktion. Durch
die gesetzlichen Regelungen zur Gewährung von Sach- oder geldwerten
Leistungen (zum Beispiel Lebensmittelgutscheinen) sei sichergestellt,
dass auch im Falle eines vollständigen Wegfalls des Arbeitslosengeldes
II Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erbracht werden
können. Die Jobcenter könnten allerdings weder die Verwendung der
monetären Leistungen noch den Einsatz von Lebensmittelgutscheinen
durch die Betroffenen im Hinblick auf die Gewährleistung einer
qualitativ und quantitativ ausgewogenen Ernährung überprüfen, schreibt
die Bundesregierung.

 * 

5. Konstante Zahl von Minderjährigen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahresdurchschnitt 2018 hat es rund 6,07
Millionen Menschen in Bedarfsgemeinschaften gegeben. Rund 5,79
Millionen waren Regelleistungsberechtigte nach dem SGB II (Zweites
Buch Sozialgesetzbuch), von denen 4,14 Millionen erwerbsfähig waren.
Rund 1,89 Millionen Leistungsberechtigte waren minderjährig. Diese
Zahlen nennt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15959) auf eine
Kleine Anfrage (19/14629) der AfD-Fraktion. Sie bezieht sich dabei auf
Statistiken der Bundesagentur für Arbeit. Wie aus der Antwort weiter
hervorgeht, ist die Zahl der Minderjährigen im SGB-II-Bezug seit 2009
nahezu konstant geblieben, sie lag damals bei 1,88 Millionen.

 * 
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BUNDESTAG/9378: Heute im Bundestag Nr. 068 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 68

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Nachfolge Programm Offene Hochschule

2. Grüne thematisieren autonomes Fahren

3. Einflussnahme auf Maßnahmegesetz

4. Standardisierung der Ladeinfrastruktur

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

6. Einflussnahme auf Entlastungsgesetz

7. Kosten von Dateninfrastruktur



1. Nachfolge Programm Offene Hochschule

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Implementierung der entwickelten und erprobten
weiterbildenden Studienangebote des Bund-Länder-Wettbewerbs "Aufstieg
durch Bildung: offene Hochschulen", dessen Förderung am 31. Juli 2020
endet, müssen die Länder und Hochschulen organisieren und übernehmen.
Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16336) auf
die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15945), die nach der
Evaluation und Nachfolge des Bund-Länder-Programms gefragt hatte. Die
Bundesregierung betont, dass aus Sicht der Bundesregierung die
wissenschaftsbasierte Weiterbildung eine zentrale Aufgabe auch der
Hochschulen sein solle.

Aus dem Wettbewerb, der seit 2011 bis 2017 und 2014 bis 2020 in zwei
Wettbewerbsrunden erfolgte, wurden den Angaben zufolge insgesamt 359
wissenschaftliche Weiterbildungsangebote in den Regelbetrieb
übernommen. Bund und Länder fördern mit dem Wettbewerb "den Auf- und
Ausbau von Studiengängen, Studienmodulen und Zertifikatsangeboten im
Rahmen des lebenslangen wissenschaftlichen Lernens" mit insgesamt 250
Millionen Euro. Zur weiteren Finanzierung dieser Angebote liegen der
Bundesregierung keine Informationen vor. Der abschließende Bericht zur
Evaluation des Wettbewerbs wird der Bundesregierung laut Antwort
voraussichtlich im Dezember 2020 zur Verfügung stehen.

 * 

2. Grüne thematisieren autonomes Fahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach "Aktivitäten der Bundesregierung im Bereich des
automatisierten und autonomen Fahrens" erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/16420). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
welche Fahrzeugmodelle, die in Deutschland zugelassen werden können,
ihrer Kenntnis nach die Anforderungen an hoch- oder vollautomatisierte
Fahrfunktionen des Paragrafen 1a Straßenverkehrsgesetz (StVG) erfüllen
und wie viele dieser Fahrzeug derzeit in Deutschland zugelassen sind.
Weitere Themen in den insgesamt 90 Fragen sind die Anpassung
internationaler Vorschriften, die Erprobung von automatisierten und
autonomen Fahrfunktionen in Deutschland, Ankündigungen der
Bundesregierung zur weiteren Regelung automatisierter und autonomer
Fahrfunktionen sowie die Sicherheit von Fahrfunktionen und Daten.

 * 

3. Einflussnahme auf Maßnahmegesetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Vorbereitung der Schaffung von Baurecht durch Maßnahmengesetz im
Verkehrsbereich (Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz - MgvG)",
interessiert die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage
(19/16374) schreiben die Abgeordneten, die Mitglieder des Bundestages
wüssten wenig Konkretes über die Erkenntnisquellen des oben genannten
Entwurfes, die gegebenenfalls durch externe Dritte im Prozess der
Erstellung des Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf denen die
konkreten Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten.

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt
des oben genannten Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind. Wissen
will die Linksfraktion auch, welcher Regelungsvorschlag mit welchem
konkreten Vorschlag welches externen Drittens, der im Rahmen der so
genannten Verbändebeteiligung nach Paragraf 47 Absatz 3 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) eingegangen
ist, identisch ist.

 * 

4. Standardisierung der Ladeinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Standardisierung der Ladeinfrastruktur für
Elektrofahrzeuge sowie Maßnahmen im "Masterplan Ladeinfrastruktur der
Bundesregierung" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/16347). Die Bundesregierung wird darin unter anderem
gefragt, welche Hemmnisse aus ihrer Sicht derzeit grundsätzlich in
Hinblick auf eine Standardisierung der Ladeinfrastruktur bestehen.
Inwiefern die Regierung die Einschätzung der Monopolkommission teilt,
dass beim Aufbau von öffentlicher Ladeinfrastruktur in Deutschland
stärker im Blickfeld stehen sollte, "regionale Monopolstellungen zu
verhindern", wollen die Parlamentarier ebenfalls wissen.

 * 

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Eine weitere Kleine Anfrage zur Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Inhalt von Gesetzentwürfen der
Bundesregierung hat die Fraktion Die Linke vorgelegt (19/16353). Darin
wollen die Fragesteller unter anderem wissen, welche Stellungnahmen
oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt des Entwurfs eines
Gesetzes zur Verlängerung des Betrachtungszeitraums für die
ortsübliche Vergleichsmiete (Bundesratsdrucksache 468/19) bei der
Bundesregierung eingegangen sind. Zudem fragen sie nach den Kriterien
der Beteiligung Dritter, nach von diesen möglicherweise erstellten
Gutachten, nach von Dritten übernommenen Regelungsvorschlägen sowie
nach dienstlichen Kontakten von Mitgliedern und/oder Vertretern der
Bundesregierung mit externen Dritten.

 * 

6. Einflussnahme auf Entlastungsgesetz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach
eventueller Einflussnahme auf einen Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Bürokratieentlastung. In einer Kleinen Anfrage (19/16368) möchten
die Abgeordneten in diesem Zusammenhang wissen, welche Stellungnahmen
von welchen Verbänden und Fachkreisen dazu eingegangen sind.

 * 

7. Kosten von Dateninfrastruktur

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion erkundigt sich nach den
Rahmenbedingungen für eine Dateninfrastruktur auf europäischer Ebene.
In einer Kleinen Anfrage (19/16410) möchten die Abgeordneten wissen,
was ein solches Projekt kosten wird, wie diese Kosten verteilt werden
und wie der Umsetzungsstand ist. Sie beziehen sich auf die Ankündigung
des Projekts "GAIA-X" von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
(CDU) im Herbst vergangenen Jahres.

 * 
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BUNDESTAG/9377: Heute im Bundestag Nr. 067 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 67

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.15 Uhr

1. Transparenz-Antrag der FDP abgelehnt

2. Anträge zur Rüstungspolitik abgelehnt

3. Beratung über Medizinprodukterecht

4. Widerrufung von Flüchtlingsanerkennung

5. Berichte zum Teilhabechancengesetz

6. Lobbyarbeit bei Entlastungsgesetz

7. FDP fragt nach Kurzarbeit



1. Transparenz-Antrag der FDP abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch einen Antrag der
FDP-Fraktion (19/15769) abgelehnt, der die Schaffung von mehr
Transparenz bei der Arbeit des Sustainable Finance-Beirates der
Bundesregierung zum Ziel hatte. In der Sitzung unter Leitung der
Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) lehnten die
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD den Antrag ebenso ab wie die
Fraktionen der AfD und von Bündnis 90/Die Grünen. Neben der
FDP-Fraktion stimmte die Fraktion Die Linke für den Antrag.

Die FDP-Fraktion hatte verlangt, die Diskussion zur Nachhaltigkeit
solle in die breite Öffentlichkeit getragen werden, damit diese sich
ein Bild über die Arbeit des Beirates verschaffen könne Die Fraktion
schloss sich auch der Forderung des regierungseigenen Rates für
nachhaltige Entwicklung an, der verlangt hatte, die Protokolle zu den
Sitzungen des Sustainable Finance-Beirates zu veröffentlichen, um "die
Beratungen aus den Hinterzimmern von Bundesregierung und beteiligten
Interessengruppen, betroffenen Einzelunternehmen beziehungsweise
involvierten Personen stärker an die Öffentlichkeit anzubinden".
Außerdem kritisierten die Abgeordneten die mangelnde Beteiligung des
Bundestages an der Arbeit des Sustainable Finance-Beirates. Daher soll
für jede Fraktion im Deutschen Bundestag ein Mitgliedsstatus für
jeweils einen Vertreter beziehungsweise eine Vertreterin eingerichtet
werden.

In der Aussprache über den Antrag regte die CDU/CSU-Fraktion an, einen
Vertreter des Beirates in den Ausschuss einzuladen, um sich ein
besseres Bild über dessen Arbeit machen zu können. Für die
SPD-Fraktion ist die Arbeit des Beirates transparent genug. Man habe
selbst bereits eine Veranstaltung mit Mitgliedern des Beirates
durchgeführt.

Die AFD-Fraktion sprach sich für Soziale Marktwirtschaft und
Transparenz aus. Der Antrag springe aber zu kurz. Mit Sustainable
Finance solle ein planwirtschaftliches Instrument eingeführt werden.

Die FDP-Fraktion verteidigte ihren Antrag mit dem Hinweis, viele
Entscheidungen würden im Beirat vorbestimmt. Die Diskussion in dem
Gremium werde jedoch auf wenige Gruppen begrenzt. Der Bundestag müsse
beteiligt werden, verlangte die FDP-Fraktion. Die Linksfraktion hielt
die Beteiligung des Bundestages für nicht zwingend, sah jedoch viele
andere Punkte des Antrages als unterstützenswert an. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen verwies darauf, dass der Beirat nur beratende
Funktionen habe. Es gebe wesentlich wichtigere Gremien, in denen der
Bundestag auch nicht vertreten sei.

 * 

2. Anträge zur Rüstungspolitik abgelehnt

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat zwei Oppositionsanträge
zur Rüstungspolitik abgelehnt. Die Abgeordneten stimmten in ihrer
Sitzung am Mittwoch mit den Stimmen der Regierungsfraktionen, der
Grünen und der Linken gegen einen Antrag der FDP-Fraktion (19/7457),
in dem diese für ein Forschungsprogramm plädiert, das Rüstungsexporte
und seine Folgen aus außenpolitischer, sicherheitspolitischer,
volkswirtschaftlicher und technologischer Sicht betrachtet. Außerdem
möchte die FDP mit einer Länder- und Regionalstrategie Rüstungsexporte
explizit als Mittel politischer Einflussnahme sinnvoll in die deutsche
Außen- und Sicherheitspolitik integrieren. Keine Zustimmung fand auch
ein Antrag der Grünen (19/15077), der einen Widerspruch zwischen einem
Zusatzabkommen zum Aachener Vertrag zu Ausfuhrkontrollen bei
deutsch-französischen Rüstungsprojekten und den
Rüstungsexportrichtlinien der Bundesregierung formuliert. Die
Grünen-Abgeordneten sehen in dem Abkommen zudem einen Verstoß gegen
europäisches Recht. Gegen letzteren Antrag stimmten alle außer den
Antragstellern, die Fraktion Die Linke enthielt sich. Einen Bericht
der Bundesregierung über ihre Exportpolitik für konventionelle
Rüstungsgüter im ersten Halbjahr 2019 (19/15358) nahm der Ausschuss
zur Kenntnis.

Eine Vertreterin der Bundesregierung wies in einer Stellungnahme
darauf hin, dass Rüstungsgüter auch etwa Radarausrüstung und
Batteriekästen umfassten, also mehr als nur Waffen. Sie stellte
außerdem einen Zusammenhang zwischen Genehmigungszahlen und
Legislaturperioden her. Im vergangenen Jahr genehmigte die
Bundesregierung Rüstungsexporte für mehr als acht Milliarden Euro und
stellte damit einen neuen Rekord auf.

Eine FDP-Abgeordnete warb für den Antrag ihrer Fraktion mit den
Worten, man brauche dringend eine Strategie für die Rüstungspolitik.
Wenn man das Feld komplett aufgebe, mach man sich abhängig von Ländern
wie den USA, Russland und China. Von den Grünen hieß es, die Zahlen
für 2019 seien alarmierend und hätten mit restriktiver Rüstungspolitik
nichts zu tun.

Ein Vertreter von CDU/CSU hingegen empfahl, eher die großen Trends zu
betrachten, wodurch man beispielsweise erkenne, dass Deutschland im
internationalen Vergleich eher "underperforme". Den FDP-Antrag lehnte
er ab, weil er sich von mehr Forschung keinen Mehrwert verspricht, den
Grünen sprach er jegliche Bereitschaft zur Zusammenarbeit ab. Ein
Abgeordneter des Koalitionspartners SPD bekräftigte das Bestreben nach
einer restriktiven Rüstungspolitik, wozu seine Fraktion ein Papier
vorgelegt habe. Die Oppositionsanträge enthielten "sympathische
Aspekte", seien aber trotzdem abzulehnen - bei den Grünen, weil er
keinen Widerspruch zum Aachener Vertrag erkennt, bei der FDP, weil ihm
der restriktive Ansatz fehlt.

Die AfD-Fraktion erkannte in der Rüstungspolitik der Bundesregierung
gar keine Restriktion und kritisierte vor allem Genehmigungen an die
Türkei genauso wie in die Ukraine. Den FDP-Antrag würde sie um eine
Erforschung humanitärer Folgen von Rüstungsexporten ergänzen. Die
Linksfraktion sah ebenfalls keine Restriktion im Regierungshandeln und
war der Meinung, man brauche keine Forschung, da man wisse, wo Waffen
eingesetzt werden. Die Frage sei, was man mit den Ergebnissen mache.
Ein Linken-Abgeordneter bekräftigte die Haltung seiner Partei,
Rüstungsexporte zu verbieten und die Industrie nur für die eigene
Armee produzieren zu lassen.

 * 

3. Beratung über Medizinprodukterecht

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat sich in
seiner ersten Sitzung im neuen Jahr mit der geplanten Reform des
Medizinprodukterechts befasst. Eingeführt wurden am Mittwoch der
Gesetzentwurf (19/15620) der Bundesregierung sowie drei Anträge der
Oppositionsfraktionen.

Das Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetz (MPDG) dient der
technischen Anpassung an die EU-Verordnungen 2017/745 und 2017/746.
Ziel der Reform ist die Gewährleistung eines reibungslos
funktionierenden Binnenmarktes für Medizinprodukte sowie hohe
Standards für die Qualität und Sicherheit von Medizinprodukten, wie es
in dem Entwurf heißt.

Am Mittwochnachmittag (14.00 Uhr) steht eine Expertenanhörung des
Gesundheitsausschusses zu dem Thema an.

 * 

4. Widerrufung von Flüchtlingsanerkennung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im dritten Quartal 2019 sind in Deutschland
insgesamt 1.639 Asyl- beziehungsweise Flüchtlingsanerkennungen
einschließlich subsidiären Schutzes beziehungsweise
Abschiebungsverboten widerrufen worden. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/16329) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/15743) hervor. Danach kam es bei insgesamt 51.861
Entscheidungen in Widerrufsprüfverfahren von Anfang Juli bis Ende
September vergangenen Jahres in 50.222 Fällen zu keinem Widerruf.

 * 

5. Berichte zum Teilhabechancengesetz

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
legt dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales zum 31. Dezember
2020 und zum 31. Dezember 2023 jeweils einen Bericht zur Umsetzung des
Teilhabechancengesetzes und damit auch zur Wirkung der Paragrafen 16e
und 16i des SGB II (Zweites Buch Sozialgesetzbuch) vor. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16301) auf eine Kleine
Anfrage (19/15994) der AfD-Fraktion.

 * 

6. Lobbyarbeit bei Entlastungsgesetz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Einflussnahme von Lobbyvertretern auf die
Entstehung des Angehörigen-Entlastungsgesetzes interessiert sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16348). Sie fragt die
Bundesregierung unter anderem nach der Art der Stellungnahmen von
Verbänden, nach Kontakten zu diesen Verbänden und den Kriterien für
deren Beteiligung am Gesetzgebungsverfahren.

 * 

7. FDP fragt nach Kurzarbeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/16327)
zum Stand der Kurzarbeit gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung
unter anderem nach der Inanspruchnahme dieses arbeitsmarktpolitischen
Instrumentes und nach der Zahl der Insolvenzen in den vergangenen zwei
Jahren.

 * 
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BUNDESTAG/9376: Heute im Bundestag Nr. 066 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 66

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.55 Uhr

1. Gentechnik in der Forstpflanzenzüchtung

2. Hopfenernte 2019 gut abgeschlossen

3. Dienstliche Kontakte mit Lobbyisten

4. Tabaksteuereinnahmen leicht gesunken

5. Speicherleistung des Waldes

6. Finanzhilfen für die Ostseefischerei

7. Einflussnahme auf Tierwohlkennzeichen



1. Gentechnik in der Forstpflanzenzüchtung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) In Deutschland finden neue molekularbiologische
Methoden in der Forstpflanzenzüchtung keine praktische Anwendung.
Diese Verfahren würden in der Züchtungsforschung bei Bäumen nur eine
untergeordnete Rolle spielen, teilt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/16248) auf eine Kleine Anfrage (19/15711) der FDP-Fraktion
mit. In den USA, Kanada, in verschiedenen Ländern in Südamerika,
Japan, Russland und Australien werde allerdings bereits intensiv an
einer Anwendung der neuen molekularbiologischen Methoden CRISPR/Cas9
und TALEN bei Bäumen wie Pappel, Eukalyptus, Kiefer und Tanne
geforscht. Die genmarkergestützte Selektion von sogenannten Plusbäumen
und die genomische Selektion seien zudem außerhalb Deutschlands zum
Beispiel in Frankreich bei der Züchtung der Seekiefer im Einsatz. Ob
die Verfahren relevant für die Züchtung in Deutschland sein werden,
könne derzeit nicht abgeschätzt werden.

 * 

2. Hopfenernte 2019 gut abgeschlossen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) In Deutschland sind zurzeit 53 Fungizide für die
Anwendung im Hopfenanbau zugelassen. Eine Auflistung aller
zugelassenen Fungizide und Angaben zur Dauer der Zulassungen gehen aus
einer Liste in einer Antwort (19/16385) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/16200) der FDP-Fraktion zum Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln im Hopfenanbau hervor. Darüber hinaus wird ein
zufriedenes Fazit über den Ernteertrag im Jahr 2019 gezogen. Die
Hopfenernte sei nun abgeschlossen und erreiche mit knapp 48.500 Tonnen
gegenüber den vergangenen beiden Jahren (2018: 41.800 Tonnen; 2017:
41.600 Tonnen) ein gutes Ergebnis, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Dienstliche Kontakte mit Lobbyisten

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) und seine nachgeordneten Behörden pflegen in
jeder Wahlperiode im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung dienstliche
Kontakte mit einer Vielzahl von Akteuren aus dem Bereich der Land-,
Forst- und Ernährungswirtschaft sowie der Fischerei. Hinweise auf
mögliche Interessenskonflikte würden nicht vorliegen, erklärt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/16302) auf eine Kleine Anfrage
(19/16104) der Fraktion Die Linke. Darin heißt es weiter, dass eine
Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher dienstlicher Kontakte nicht
bestehe und eine solche umfassende Dokumentation auch nicht
durchgeführt wurde.

 * 

4. Tabaksteuereinnahmen leicht gesunken

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Tabaksteuereinnahmen des Bundes sind in den
Jahren 2015 bis 2018 von 14.921 Millionen Euro auf 14.339 Millionen
Euro gesunken. Gründe des Gesundheitsschutzes der Bevölkerung und des
Jugendschutzes würden weitere Beschränkungen der Tabakwerbung
rechtfertigen, heißt es in einer Antwort (19/16247) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/15832). Weiter heißt es dazu, dass die Regierung eine Entscheidung
des Deutschen Bundestages in der Sache abwarte. Derzeit würden im
parlamentarischen Raum Gespräche unter anderem zur Ausweitung der
Werbebeschränkungen für Tabakerzeugnisse und verwandte Erzeugnisse
stattfinden.

 * 

5. Speicherleistung des Waldes

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Es existiert derzeit kein System zur Erfassung des
wirtschaftlichen Wertes der Speicherleistung des Waldes für
Kohlenstoff. Das geht aus einer Antwort (19/16239) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/15950) der FDP-Fraktion zu
Klimaschutzleistungen der Waldbesitzer hervor. Weil die
Speicherleistung des Waldes für Kohlenstoff auf nationalstaatlicher
Ebene, nicht aber auf Betriebsebene festgestellt werde, habe die
Speicherleistung des Waldes keinen wirtschaftlichen Wert für den
Waldbesitzer, heißt es weiter zur Begründung.

 * 

6. Finanzhilfen für die Ostseefischerei

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Auszahlung von Hilfen in der Ostseefischerei im
Jahr 2020 steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/16321) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, anhand welcher Kriterien die
finanzielle Entschädigung an betroffene Fischereibetriebe ausgezahlt
werden sollen.

 * 

7. Einflussnahme auf Tierwohlkennzeichen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich dafür,
inwiefern Dritte bei der Erstellung des Gesetzentwurfs zur Einführung
und Verwendung eines Tierwohlkennzeichens (Bundesratsdrucksache
464/19) Einfluss genommen haben. Aus diesem Grund wollen die
Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/16371) von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Stellungnahmen oder
sonstige Schreiben zu dem Gesetzesvorhaben eingegangen sind und nach
welchen Kriterien die Beteiligung von Zentral- und Gesamtverbänden
sowie von Fachkreisen und externen Dritten bestimmt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/9375: Heute im Bundestag Nr. 065 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 65

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.45 Uhr

1. Gedenkstätte Deutscher Widerstand

2. Pflicht zum Schutz der Demokratie

3. Förderung des Hambacher Schlosses

4. Geschützte und gepanzerte Fahrzeuge

5. Bundeswertpapiere gut handelbar

6. Spenden an den Staat

7. Vorteile gemeinnütziger Einrichtungen



1. Gedenkstätte Deutscher Widerstand

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Stiftung Gedenkstätte Deutscher Widerstand
erhielt 2018 vom Bund rund 3,8 Millionen Euro an institutioneller
Förderung und weitere 1,2 Millionen Euro an Projektfördermitteln. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15390) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/14927) mit. Die Stiftung erfülle mit
diesen Mitteln ihre wesentliche Aufgabe, die Auseinandersetzung der
Öffentlichkeit mit dem Thema Widerstand im Nationalsozialismus zu
ermöglichen. Der Anteil der Bundesmittel, die konkret für kulturelle
Bildung aufgewendet wird, lasse sich nicht genau beziffern. Allerdings
sei die institutionelle Förderung der Beauftragten der Bundesregierung
für Kultur und Medien (BKM) grundsätzlich mit dem Ziel aktiver
Bildungs- und Vermittlungsarbeit verbunden. Das kulturelle
Bildungsangebot der Gedenkstätte richte sich an Menschen aller
Altersstufen, Hauptzielgruppe seien Menschen ab dem 14. Lebensjahr.
Nach Angaben der Bundesregierung verzeichnete die Gedenkstätte
Deutscher Widerstand 115.000 Besucher im Jahr 2018.

 * 

2. Pflicht zum Schutz der Demokratie

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Mit der Förderung von Projekten im Rahmen des
Bundesprogramms "Demokratie leben!" kommt die Bundesregierung nach
eigener Aussage der Verpflichtung des Staates zum Schutz der
Demokratie nach. Dies geht aus einer Antwort der Regierung (19/16258)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15927) hervor. Der Staat
gebe dabei keine Meinung vor, sondern trete lediglich für die dem
Grundgesetz zugrunde liegende freiheitliche demokratische Grundordnung
ein. Die stehe auch nicht im Widerspruch zu seiner
Neutralitätspflicht. Mit dem am 1. Januar 2015 initiierten
Bundesprogramm "Demokratie leben!" habe das Bundesfamilienministerium
verstärkt die Demokratieförderung in den Blick genommen und auf die
Herausforderungen durch Rechtsextremismus, islamistischen Extremismus,
Linksextremismus sowie andere Formen "gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit" reagiert. Die Organisation von Demonstrationen
und Kundgebungen sei kein Bestandteil der Projektförderung im Rahmen
des Bundesprogramms.

 * 

3. Förderung des Hambacher Schlosses

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Stiftung Hambacher Schloss erhielt 2018 vom Bund
100.000 Euro an institutioneller Förderung. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15389) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/14926) mit. Wie hoch der Anteil des Zuschusses
ist, der konkret für kulturelle Bildungsarbeit aufgewendet werde,
lasse sich aufgrund der weitreichenden Verflechtung der
Bildungsaktivitäten mit den allgemeinen Stiftungsaufgaben nicht
separat aufschlüsseln. Die institutionelle Förderung der Beauftragten
der Bundesregierung für Kultur und Medien sei aber grundsätzlich mit
dem Ziel aktiver Bildungs- und Vermittlungsarbeit verbunden. Nach
Angaben der Regierung hat die BKM 2010 zudem eine
Verwaltungsvereinbarung mit dem Land Rheinland-Pfalz über die
jährliche Zuwendung des Bundes an die Stiftung abgeschlossen. Ziel der
Stiftung sei es, die herausragende Bedeutung des Hambacher Festes von
1832 für die Entwicklung der Demokratie in Deutschland und den Weg
nach Europa zu verdeutlichen sowie das Schloss wegen seiner
kulturellen Bedeutung als Baudenkmal zu erhalten. Die Angebote der
kulturellen Bildung der Stiftung Hambacher Schloss richteten sich an
alle Menschen ab dem siebten Lebensjahr. Im Jahr 2018 hätten rund
90.000 Menschen die Dauerausstellung im Hambacher Schloss besucht
beziehungsweise an kulturellen Bildungsangeboten teilgenommen. Weitere
9.000 Menschen hätten an Veranstaltungen der Stiftung Hambacher
Schloss mit anderen Kooperationspartner teilgenommen. Das frei
zugängliche Außengelände des Schlosses hätten schätzungsweise weitere
300.000 Besucher besichtigt.

 * 

4. Geschützte und gepanzerte Fahrzeuge

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung geht von einem höheren Bedarf an
geschützten und gepanzerten Landfahrzeugen bei der Bundeswehr bis 2027
aus. Dies teilt sie in ihrer Antwort (19/16173) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/14055) mit. Es sei beabsichtigt, bis zum
Ende des ersten Quartals 2020 die neuen Bedarfszahlen für geschützte
und gepanzerte Fahrzeuge zu ermitteln und diese durch die militärische
und politische Führung billigen zu lassen. Die Angaben über die
derzeit verfügbaren geschützten und gepanzerten Fahrzeuge hat die
Bundesregierung als "VS - Vetraulich"/"VS - Geheim" eingestuft.

 * 

5. Bundeswertpapiere gut handelbar

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Knappheit von Bundeswertpapieren im Hinblick
auf ihre Handelbarkeit ist nicht erkennbar. Dies schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15723) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15361). Die Handelsvolumina der Bundeswertpapiere
hätten sich in den letzten Jahren nur unwesentlich verändert. Für
Marktteilnehmer bestehe weiterhin jederzeit die Möglichkeit,
Bundeswertpapiere auch in größeren Mengen zu einem fairen Marktpreis
an- und verkaufen zu können.

 * 

6. Spenden an den Staat

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele Spenden auf des Schuldentilgungskonto des
Bundes geleistet wurden, ist Thema einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/15989). Die Bundesregierung soll den aktuellen Stand
des Schuldentilgungskontos nennen. Die Abgeordneten wollen auch
wissen, ob Spendern eine Urkunde ausgestellt wird.

 * 

7. Vorteile gemeinnütziger Einrichtungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Steuerliche Vorteile für gemeinnützige Einrichtungen
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16004). Die
Bundesregierung soll angeben, wie viele gemeinnützige Einrichtungen es
in Deutschland gibt. Außerdem wird nach der Zahl der Vereinigungen
gefragt, die nur Männer beziehungsweise nur Frauen zulassen. Die
Bundesregierung soll angeben, ob sie die Aussage des Finanzministers
teilt, dass Vereine, die grundsätzlich keine Frauen aufnehmen, nicht
gemeinnützig sein könnten.

 * 
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BUNDESTAG/9374: Heute im Bundestag Nr. 064 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 64

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.20 Uhr

1. Pressefreiheit in Nordmazedonien

2. Reisehinweise für die Türkei

3. EU-China-Gipfel in zweiter Jahreshälfte

4. Rechtsrahmen durch Gaststaatgesetz

5. Sorge vor Wiedererstarken des IS

6. Lage in Kamerun



1. Pressefreiheit in Nordmazedonien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung teilt die Einschätzung des
Länderberichts der Europäischen Kommission vom 29. Mai, der
Nordmazedonien Fortschritte in Bezug auf Presse- und Medienfreiheit
attestiert, jedoch auch fortbestehende Herausforderungen betont. Wie
die Bundesregierung in der Antwort (19/16414) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15645) unter Verweis auf Gespräche mit
mazedonischen Journalistinnen und Journalisten schreibt, habe sich die
Sicherheit für Medienvertreter im Vergleich zu 2018 verbessert.
Reformen beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk des Landes seien 2019
jedoch ausgeblieben, der Prozess der Ernennung der Vorstandsmitglieder
sei noch nicht abgeschlossen.

 * 

2. Reisehinweise für die Türkei

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat Kenntnis von insgesamt fünf
deutschen Staatsangehörigen in der Türkei, bei denen ein Tatvorwurf
der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung durch
türkische Behörden im Zusammenhang mit der Mitgliedschaft in
kurdischen Vereinen in Deutschland bestehen soll. Die Festnahmen seien
seit dem 11. Oktober 2019 erfolgt, heißt es in der Antwort (19/16314)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15693). Eine der
fünf Personen befinde sich noch in Untersuchungshaft, gegen die
anderen Betroffenen seien Ausreisesperren mit Meldeauflagen verhängt
worden. Eine Auflistung einzelner Vereinsnamen und Funktionen der
Betroffenen könne zum Schutz der Betroffenen sowie aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes nicht erfolgen, schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. EU-China-Gipfel in zweiter Jahreshälfte

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung plant in Abstimmung mit dem
Präsidenten des Europäischen Rates während der deutschen
Ratspräsidentschaft einen "EU-China-Gipfel im Vollformat".
Voraussichtlich werde auch der nächste Gipfel zwischen der EU und der
Afrikanischen Union (AU) in die Zeit der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft fallen, heißt es in der Antwort (19/16296) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15848). Die Abstimmung
innerhalb der Bundesregierung zu weiteren Schwerpunkten der deutschen
Ratspräsidentschaft dauert laut Antwort noch an.

 * 

4. Rechtsrahmen durch Gaststaatgesetz

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Gesetz über Vorrechte, Immunitäten, Befreiungen
und Erleichterungen in der Bundesrepublik Deutschland als Gaststaat
internationaler Organisationen (Gaststaatgesetz) bietet ab dem
Zeitpunkt seines Inkrafttretens einen einheitlichen Rechtsrahmen für
die Anerkennung internationaler Organisationen, weiterer
internationaler Einrichtungen sowie internationaler
Nichtregierungsorganisationen. Wie die Bundesregierung in der Antwort
(19/15900) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15096)
schreibt, regelt das Gesetz, unter welchen Bedingungen diesen
Organisationsformen Privilegien gewährt werden können.

Für den Bereich der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen
ergäben sich die anwendbaren Vorrechte und Immunitäten bereits aus
mehreren Übereinkommen und Abkommen seit 1946. In Teil 3 des
Gaststaatgesetzes würden unter dem Oberbegriff der weiteren
internationalen Einrichtungen neue Organisationsformen wie die
internationale Institution, die quasizwischenstaatliche Organisation
und die sonstige internationale Einrichtung erstmalig als Kategorien
der internationalen Zusammenarbeit in das deutsche Recht eingeführt.
Auch die Kategorie der internationalen Nichtregierungsorganisation
werde erstmalig mit dem Gaststaatgesetz in das deutsche Recht
eingeführt.

 * 

5. Sorge vor Wiedererstarken des IS

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "möglichen Verbindungen des Islamischen Staates
mit der Türkei" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/16320). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie
viele Anhänger und Anhängerinnen des Islamischen Staates (IS) seit
2015 von türkischen Sicherheitskräften in der Türkei und den türkisch
kontrollierten Gebieten in Nordsyrien festgenommen, inhaftiert oder in
Deportationslagern interniert worden sind. Gefragt wird zudem nach
einer Einschätzung des US-Verteidigungsministeriums, "wonach der IS
den türkischen Einmarsch in Syrien nutze, um die Organisation wieder
aufzubauen und ihre Fähigkeiten zu Anschlagsplanungen im Ausland zu
stärken".

 * 

6. Lage in Kamerun

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Situation in Kamerun thematisiert die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16326). Die Abgeordneten
erkundigen sich unter anderem nach Erkenntnissen der Bundesregierung
über "die Entführung, Folterung und Ermordung von Separatisten durch
Streitkräfte des Militärs".

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1979: Regierungspressekonferenz vom 15. Januar 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 15. Januar 2020

Regierungspressekonferenz vom 15. Januar 2020

Themen: Kabinettssitzung (Rohstoffstrategie der Bundesregierung,
Nationale Bioökonomiestrategie), Empfang der Präsidentin der Europäischen
Kommission, Berliner Libyen-Konferenz, Kohleausstieg, heutiges Gespräch
über den Strukturwandel in der Automobilindustrie, Strafmaß für sexuellen
Kindesmissbrauch, Besuch der Bundesverteidigungsministerin von deutschen
Soldaten im Irak, Nuklearabkommen mit dem Iran, Vorwürfe von Mobbing und
Rassismus bei der Deutschen Welle, Medienberichte über eine bevorstehende
Reise der Bundeskanzlerin in die Türkei, Förderprogramm Elektromobilität,
Forderungen nach einem restriktiveren Verkauf von Schreckschusspistolen,
Absage der gemeinsamen Pressekonferenz von Bundesminister Seehofer und
Bundesministerin Giffey zum Thema Stärkung der Präventionsarbeit gegen
Rechtsextremismus und Antisemitismus, Abschuss eines ukrainischen
Passagierflugzeugs im Iran


Sprecher: SRS'in Demmer, Breul (AA), Baron (BMWi), Haufe (BMU),
Krüger (BMJV), Alter (BMI), Collatz (BMVg)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Da ich viele von Ihnen noch nicht gesehen habe, wünsche ich
ein frohes neues Jahr!

Das Bundeskabinett hat heute die Rohstoffstrategie der Bundesregierung
beschlossen. Eine sichere, nachhaltige und verantwortungsvolle
Rohstoffversorgung ist von großer Bedeutung für Deutschland als Industrie-
und Exportstandort. Infolge des Technologiewandels unter anderem aufgrund
der Elektromobilität, der Energiewende und der Digitalisierung kommt der
Rohstoffpolitik eine entscheidende Rolle zu. Mit der Fortschreibung der
ersten Rohstoffstrategie aus dem Jahr 2010 soll die Rohstoffversorgung der
Wirtschaft langfristig sichergestellt, ökologisch nachhaltig gestaltet und
damit die industrielle Wertschöpfung gestärkt werden. Die Rohstoffstrategie
soll auch dazu beitragen, ein verstärktes Bewusstsein für den Bedarf sowie
die damit einhergehenden Herausforderungen für Menschen und Umwelt in der
Gesellschaft zu entwickeln.

Die insgesamt 17 Maßnahmen sollen Unternehmen bei einer sicheren,
verantwortungsvollen und der Nachhaltigkeit verpflichteten
Rohstoffversorgung unterstützen, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Industrie stärken und durch einen effizienten Umgang mit Rohstoffen unter
anderem auch durch eine stärkere Kreislaufwirtschaft den Einsatz von
Primärrohstoffen möglichst niedrig halten.

Dann ging es heute im Kabinett um die Nationale Bioökonomiestrategie. Diese
hat zum Ziel, Ökonomie und Ökologie für ein nachhaltiges Wirtschaften
miteinander zu verbinden. Die Bundesregierung unterstützt den Wandel von
einer weitgehend auf fossilen Rohstoffen basierenden Wirtschaft zu einer
stärker auf erneuerbaren Ressourcen beruhenden, rohstoffeffizienteren und
kreislauforientierteren Wirtschaft. Die Bundesregierung setzt sich daher
für eine nachhaltige Erschließung und Nutzung biologischer Ressourcen sowie
umwelt- und naturschonender Produktionsverfahren in allen
Wirtschaftsbereichen ein.

Mit der Strategie legt die Bundesregierung die Leitlinien und Ziele ihrer
Bioökonomiepolitik fest und benennt Maßnahmen für deren Umsetzung. Mit ihr
werden die Voraussetzungen geschaffen, um Deutschlands Vorreiterrolle in
der Bioökonomie zu stärken und auszubauen sowie die Technologien und
Arbeitsplätze von morgen zu entwickeln. Gleichzeitig bekennt sich die
Bundesregierung damit zu ihrer globalen Verantwortung in der international
vernetzten Bioökonomie.

Dann habe ich noch einen Termin nachzureichen. Am kommenden Samstag, den
18. Januar, empfängt die Bundeskanzlerin die Präsidentin der Europäischen
Kommission, Ursula von der Leyen, zu einem informellen Gespräch im
Bundeskanzleramt. Bei dem Meinungsaustausch wird es um aktuelle
europapolitische Fragen gehen.

Dann möchte ich gern noch etwas zu dem Termin am Sonntag, den wir auch per
Pressemitteilung schon bekannt gegeben haben, nachtragen. Die
Bundeskanzlerin hat für den 19. Januar um 14 Uhr zur Berliner
Libyen-Konferenz in das Bundeskanzleramt eingeladen. Teilnehmen werden
neben dem Generalsekretär der Vereinten Nationen der Sondergesandte für
Libyen sowie Vertreter aus den USA, Russland, Großbritannien, Frankreich,
China, den Vereinigten Arabischen Emiraten, der Türkei, der Republik Kongo,
Italien, Ägypten, Algerien, sowie der Vereinten Nationen, der Europäischen
Union, der Afrikanischen Union und der Arabischen Liga.

Wie Sie wissen, ist Deutschland seit September 2019 Gastgeber eines
Konsultationsprozesses zu diesem Thema, mit dem die Arbeit des
Generalsekretärs der Vereinten Nationen, António Guterres, und seines
Sondergesandten für Libyen, Salamé, begleitet wird.

Ziel ist es, durch eine Gruppe von Staaten und internationalen
Organisationen die Bemühungen der Vereinten Nationen für ein souveränes
Libyen sowie für den innerlibyschen Versöhnungsprozess zu unterstützen. Wir
sind der festen Überzeugung, dass der Bürgerkrieg nur durch eine politische
Lösung beendet werden kann. Die Bundesregierung unterstützt damit
uneingeschränkt die Bemühungen der Vereinten Nationen, nachhaltig Frieden
und Stabilität in Libyen zu schaffen. Die internationale Gemeinschaft steht
hier zu ihrer Verantwortung.

Die Berliner Libyen-Konferenz ist nicht der Schlusspunkt, sondern erst der
Anfang eines politischen Prozesses unter VN-Ägide. Die Lösung aller
libyschen Probleme kann nicht an diesem einen Tag gelingen. Es geht darum,
gewisse Fortschritte zu erreichen. Dieser Prozess wird offen für Staaten
sein, die einen Beitrag zu diesem Ziel leisten können. Wir werden uns dafür
einsetzen, dass Staaten, die nachweislich einen solchen Beitrag leisten
können und wollen, an diesem Prozess teilnehmen können. Wichtig ist es, auf
internationaler Ebene die Voraussetzungen dafür zu verbessern, dass in
Libyen selbst wieder ein politischer Prozess in Gang kommen kann.

Über den genauen Programmablauf der Konferenz kann ich hier noch nichts
Genaues sagen, da er noch in der Feinabstimmung ist. Wir werden Sie
natürlich zeitnah unterrichten.

Frage: Sie haben gerade etwas über die Teilnehmer an dieser Konferenz
gesagt. In der Mitteilung hieß es, für Libyen würden auch die Herren
Sarradsch und Haftar eingeladen sein. Können Sie sagen, ob sie inzwischen
zugesagt haben? Wenn nicht, welchen Sinn macht eine solche Konferenz ohne
diese beiden?

SRS'in Demmer: Ich kann bestätigen, dass die beiden eingeladen sind.
Darüber, wer genau teilnehmen wird, kann ich Ihnen hier jetzt nichts
berichten.

Zusatzfrage: Sie können noch nicht bestätigen, dass diese beiden Personen
teilnehmen können, wo es doch um eine Diskussion geht, die, wie Sie selbst
gesagt haben, die Souveränität Libyens unterstreichen soll. Wie kann man
das ohne die Libyer machen?

SRS'in Demmer: Deswegen haben wir diese Personen ja eingeladen. Ich kann
Ihnen sagen, dass wir gute Resonanz haben, würde Sie aber doch um
Verständnis dafür bitten, dass wir hier nicht auf einzelne Zusagen eingehen
können.

Breul: Ich würde gern kurz zu Ihrer Frage ergänzen. Vor der Berliner
Konferenz liegt ja bereits der Berliner Prozess, der auf Fachebene
stattgefunden hat, und zwar ohne Beteiligung der libyschen Seite, weil
dieser Berliner Prozess ein anderes Ziel verfolgt. Er verfolgt nicht die
direkten Friedensverhandlungen zwischen den Parteien - das ist der Schritt,
der nach der Berliner Konferenz stattfinden soll -, sondern das Ziel ist,
dass sich die internationalen Akteure auf Rahmenbedingungen verständigen,
damit sie ihre Einflussnahme vor Ort zurückfahren, sodass dies dann
begünstigend auf den innerlibyschen Prozess wirken soll.

Das ist der Plan von Herrn Salamé. Wir unterstützen ihn mit dem Berliner
Prozess und mit der Berliner Konferenz. Frau Demmer hat es erwähnt: Die
Parteien sind ebenfalls eingeladen. Aber der Fokus des Berliner Prozesses,
der jetzt in der Berliner Konferenz gipfelt, ist zunächst einmal die
Verständigung der internationalen Akteure auf Rahmenbedingungen, um dann
den Boden für den innerlibyschen Prozess zu bereiten.

Frage: Ich möchte gern an das anschließen, was Herr Breul gerade relativ
diffus umrissen hat. Es wurde ja vorher schon konkreter umrissen, dass es
eventuell auch um ein Waffenembargo gehen solle. Dabei wären natürlich die
internationalen Akteure gefragt.

Im Zusammenhang damit: Wie viel Hoffnung machen Sie sich darauf, dass es
dazu kommen wird? Wie würden Sie das umsetzen?

Was ist für Sie die Benchmark; ab wann ist diese Konferenz überhaupt als
Erfolg zu werten?

Breul: Um Ihre erste Frage zu beantworten: Es gibt bereits ein
Waffenembargo der Vereinten Nationen. Uns als Deutschland - wir haben dazu
innerhalb der VN den Vorsitz eines Gremiums übernommen - geht es
insbesondere um eine bessere Durchsetzung des Waffenembargos. Das ist ein
ganz entscheidender Faktor. Das ist der Grund, warum wir diese Parteien
zusammengebracht haben.

Über bestimmte Benchmarks möchte ich hier nicht spekulieren. Zunächst
einmal ist es ein Erfolg, dass wir bis zu diesem Schritt gekommen sind. Sie
werden sich erinnern, dass wir hier mehrfach über den Berliner Prozess
gesprochen und gesagt haben: Wir versuchen das. Wir versuchen, die Akteure
so weit zu bringen, dass es eine internationale Konferenz geben kann.

An diesem Punkt sind wir jetzt. Die Bundeskanzlerin hat eingeladen. Die
Resonanz, ohne auf einzelne Zusagen eingehen zu können, ist bisher, wie
Frau Demmer gerade gesagt hat, positiv. Jetzt schauen wir, dass wir die
vorbereitende Arbeit, die wir schon getan haben, am Sonntag zu einem
erfolgreichen Gipfel führen.

SRS'in Demmer: Ich habe es ja eben schon erwähnt: Das ist ein Anfang,
hoffentlich ein Baustein auf dem Weg zu einer politischen Lösung. Als
solchen wollen wir das auch verstanden wissen.

Zusatzfrage: Werten Sie also die Tatsache, dass es stattfindet, bereits als
Erfolg?

SRS'in Demmer: Die Konferenz ist wichtig, aber eben ein Anfang, der Auftakt
zu einem Prozess.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

SRS'in Demmer: Dem können wir jetzt natürlich nicht vorgreifen.

Frage: Frau Demmer, Sie haben die Länder aufgelistet, die an dieser
Konferenz teilnehmen werden beziehungsweise die zu dieser Konferenz
eingeladen wurden. Griechenland gehört nicht dazu, obwohl Griechenland
gefordert hat, dass es teilnimmt.

Haben Sie eine Erklärung dafür, warum Griechenland nicht dabei ist?

SRS'in Demmer: Wie bei jeder Konferenz muss eine Entscheidung über die
Teilnehmer getroffen werden. Wir haben uns bei der Auswahl der Teilnehmer
am Gegenstand der Konferenz orientiert. Bitte haben Sie Verständnis dafür,
dass wir über die genauen Abwägungsentscheidungen in diesem Zusammenhang
hier keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: In der Zwischenzeit wurden zu dieser Konferenz nicht nur die
Länder eingeladen, die am Anfang des Berliner Prozesses teilgenommen haben,
sondern zum Beispiel auch Algerien oder der Kongo.

Der Hintergrund der Forderung Griechenlands ist der, dass Erdogan mit einem
Teil der Bürgerkriegsparteien in Libyen und mit dem Ministerpräsidenten ein
Seeabkommen unterzeichnet hat, das die Seerechte im Mittelmeer betrifft.
Die amerikanische Regierung hat dieses Seeabkommen heute noch einmal als
kontraproduktiv und provokativ bezeichnet.

Die deutsche Regierung hat dazu Stellung genommen. Aber die Positionierung
Deutschlands ist mir nicht so klar. Wie bezeichnet die deutsche Regierung
dieses Seeabkommen zwischen Erdogan und einem Teil der Bürgerkriegsparteien
in Libyen?

Breul: Ich kann zum ersten Teil Ihrer Frage vielleicht noch erläutern, dass
der Berliner Prozess bewusst anders strukturiert wurde als vorherige
Bemühungen um Frieden in Libyen, nämlich in einem Stufenplan von Herrn
Salamé, in dem man versucht hat, bestimmte Problembereiche zu trennen und
aufzudröseln und sich sozusagen Stück für Stück vorzuarbeiten. Das ist der
Fokus des Berliner Prozesses, um mit den Akteuren, die unmittelbaren
Einfluss auf die Konfliktparteien vor Ort haben, die Rahmenbedingungen zu
bereiten. Das ist der Ansatz.

Natürlich haben wir vollstes Verständnis dafür, dass es im Verhältnis zu
Libyen Sorgen und Beweggründe anderer Länder gibt. Insbesondere die Frage,
die Sie ansprechen - Seegrenzen, Nutzungsrecht im Mittelmeer usw. -, das
ist einfach nicht der Fokus der Konferenz und auch nicht Thema auf der
Konferenz.

Aber selbstverständlich ist das ein anderes wichtiges Thema. Wir haben uns,
meine ich, schon mehrfach hier in der Regierungspressekonferenz dazu
geäußert und haben deutlich gemacht, dass sich die Seegrenzen nach dem
Seevölkerrecht zu richten haben und dass das nichts ist, was zwei Länder
untereinander zu Lasten Dritter bestimmen können. Wir haben auch deutlich
gemacht, dass wir die Einzelheiten dieses Abkommens zwischen der Türkei und
Libyen nicht kennen und deshalb auch nicht bewerten können.

Aber wenn hierbei Absprachen zu Lasten Dritter, zu Lasten eines engen
Partners, eines EU-Partners, getroffen werden sollten, dann ist das für uns
natürlich nicht akzeptabel. Da gibt es keine Frage, wie wir das sehen.

Frage: Ich wüsste gern, ob Sie uns sagen können, wo genau die Konferenz am
Sonntag stattfinden wird.

Was geschieht am Samstag in Bezug auf den Vorlauf für die Gespräche einen
Tag später? Wer trifft sich dazu, und auf welcher Ebene geschieht das?

SRS'in Demmer: Zu den Details werden wir Sie ganz bestimmt ganz rechtzeitig
informieren.

Zusatzfrage: Dass der Ort möglicherweise ein Detail ist, kann ich ja noch
nachvollziehen. Aber am Samstag? Wir hören, es treffe sich eine Senior
Group, um das Ganze vorzubereiten. Stimmt das, oder stimmt das nicht? Das
ist ja keine Kleinigkeit.

Breul: Über die genauen Modalitäten der Konferenz werden wir informieren.
Es ist bei internationalen Konferenzen durchaus nicht unüblich, dass man
noch ein Beamtentreffen vorschaltet. Aber dazu kann ich Ihnen im Moment
noch nichts Definitives sagen. Aber die Information werden wir, sobald die
Entscheidung getroffen wurde, selbstverständlich mitteilen.

Frage: Wer hat die Liste der Teilnehmer gemacht? Frau Merkel oder Herr
Salamé oder beide zusammen?

SRS'in Demmer: Haben Sie Verständnis dafür, dass wir, wie gesagt, zu den
Modalitäten der Entscheidungsfindung, dazu, wie wir zu dem Teilnehmerkreis
gekommen sind, hier keine Auskunft geben.

Breul: Aber Sie können sich sicher sein, wenn ich das noch ergänzend
dazusagen darf, -

SRS'in Demmer: Dass wir kooperativ zusammenarbeiten.

Breul: - Genau! - dass wir jeden Schritt aufs Engste mit den Vereinten
Nationen koordinieren, in deren Unterstützung wir ja tätig sind.

Frage: Frau Demmer, wer ist von US-Seite eingeladen? Da heißt es ja: Staats-
 und Regierungschefs. - Dann heißt das ja, dass Herr Trump eingeladen ist.
Wer kommt?

SRS'in Demmer: Auch jetzt kann ich nur auf das verweisen, was ich schon
gesagt habe. Wir haben eine gute Resonanz. Aber über die einzelnen Zusagen
kann ich hier keine Auskunft geben.

Zusatz: Ich habe ja nach der Einladung gefragt und nicht nach der Zusage.

SRS'in Demmer: Das ist spitzfindig.

Zusatz: Ne!

SRS'in Demmer: Aber es bleibt bei der Antwort.

Zusatzfrage: Ist einfach irgendjemand eingeladen, egal wer kommt?

SRS'in Demmer: Sie werden mir nicht entlocken können, wer tatsächlich
zugesagt hat.

Frage: Frau Demmer, Herr Breul, gerade ist Russland mit einem neuen
Vermittlungsversuch gescheitert. Warum glauben Sie, dass Sie in genau
dieser Zeit mit Ihrem Versuch vorankommen können?

Breul: Ich will versuchen, noch einmal anzusetzen. Selbstverständlich ist
das Thema das gleiche, nämlich der Friede in Libyen, aber der Ansatz ist
doch ein anderer. Was in Moskau geschah, war der Versuch, unmittelbar die
Konfliktparteien zu einem Waffenstillstand zu bringen, ein Versuch, den wir
begrüßen. Ein Waffenstillstand hilft natürlich immer.

Der Berliner Prozess ist etwas anders gelagert und, wenn man so sagen will,
breiter gefasst, in Unterstützung des UN-Sondergesandten Salamé, nämlich
Teil zwei seines Dreistufenplans, nämlich die internationalen Akteure
darauf zu verpflichten, ihre Einflussnahme auf die Akteure vor Ort
zurückzufahren mit dem Ziel, den Boden für einen innerlibyschen Prozess zu
bereiten.

Ich weiß, dass das für Sie irgendwie komisch klingen mag. Denn letztlich
geht es ja allen um den Frieden in Libyen, das ist richtig, ja. Aber gerade
das Ziel des Berliner Prozesses war es, nicht alles auf einmal zu
versuchen, sondern das aufzudröseln und einen Teilaspekt abzuräumen, bevor
man zum nächsten Schritt kommt. Wenn in Ergänzung dazu andere Bemühungen
mit der gleichen Zielrichtung, nämlich der von Frieden in Libyen,
stattfinden, dann ist das zu begrüßen. Selbstverständlich gilt: Jeder Tag,
den ein Waffenstillstand früher in Kraft tritt, ist etwas Positives.

Zusatzfrage: Aktuell hat ja der Einfluss internationaler Akteure weiter
zugenommen, Stichwort "Türkei". Wie hoffnungsvoll sind Sie, dass Sie
tatsächlich einen Schritt zurück erreichen können?

Breul: Ich kann nur auf das verweisen, was der türkische Präsident gesagt
hat, und zwar meines Erachtens mehrfach, dass er nämlich zu dem Berliner
Prozess stehe und sich voll einbringen wolle. Er hat ja auch schon
öffentlich angekündigt, dass er plane, am Sonntag teilzunehmen.

SRS'in Demmer: Wir gehen davon aus, dass er die Konferenz uneingeschränkt
unterstützt.

Frage: Frau Demmer, mich hat irritiert, dass Sie nicht bestätigt haben,
dass die Staats- und Regierungschefs eingeladen sind. Darum geht es ja
eigentlich.

Sind die Staats- und Regierungschefs eingeladen, oder sind die Vertreter
eingeladen?

SRS'in Demmer: Ich kann Sie noch einmal auf das verweisen, was ich eben
gesagt habe. Eingeladen sind Vertreter aus den eben aufgezählten Ländern.

Zusatz: Aber es soll ja ein Gipfel auf Ebene der Staats- und
Regierungschefs sein.

SRS'in Demmer: Wie gesagt, dazu muss ich Sie wiederum darauf verweisen,
dass ich hier über Zusagen keine Auskunft geben kann.

Zusatzfrage: Aber jetzt haben Sie ja gerade schon eine Zusage bestätigt.
Wenn Sie sagen, die Resonanz sei gut, könnten Sie dann vielleicht, was das
betrifft, nähere Informationen geben? Wenn die Resonanz gut ist, hat dann
ein Drittel zugesagt, oder ist der Rücklauf groß?

Dann habe ich noch eine Nachfrage zu Griechenland. Für Sonntag ist ja
eigentlich die halbe Welt eingeladen. Sie haben gesagt, Sie hätten sich am
Gegenstand der Konferenz ausgerichtet. Warum ist Griechenland, das ja in
Mitleidenschaft gezogen ist, nicht erweiterter oder mittelbarer Gegenstand
dieser Konferenz?

SRS'in Demmer: Ich muss Sie tatsächlich enttäuschen. Es bleibt dabei: Die
Resonanz ist gut. Aber über einzelne Zusagen kann ich jetzt keine Auskunft
geben. Wir werden Sie bald möglichst auch über die Details der Konferenz
informieren. Das kommt.

Es ist immer schwierig, einen Kreis von Konferenzteilnehmern zu bilden.
Darüber hinaus kann ich Ihnen jetzt nicht sagen, wie wir zu diesen
Entscheidungen gekommen sind. Das möchten wir jetzt nicht öffentlich
diskutieren.

Zusatzfrage: Kann ich die Frage, was Griechenland betrifft, eventuell an
Herrn Breul weiterreichen? Können Sie vielleicht etwas zum zeitlichen
Ablauf sagen, dazu, ob das ein Gipfel mit offenem Ende ist, damit man
möglichst eine Entscheidung fällt, oder trifft man sich für fünf Stunden,
danach ist Pressekonferenz der Kanzlerin und Guterres und dann Schluss?

Breul: Bezüglich der letzten Frage müsste ich Sie dann an Frau Demmer
verweisen, weil das die Details des Gipfels angeht. Aber ich kann, glaube
ich, schon vorwegnehmen, was die Antwort sein wird: Das wird man sehen.

Ich glaube aber, was wir guten Gewissens sagen können, ist: Die Konferenz
ist gut vorbereitet. Wir haben diese Senior Official Meetings produktiv
genutzt, um den Boden für eine erfolgreiche Konferenz der Staats- und
Regierungschefs zu bereiten, und gehen also sozusagen optimistisch in die
Konferenz.

Noch einmal - ich habe es ja eben schon zu sagen versucht - zu
Griechenland: Selbstverständlich gibt es andere Staaten, die berechtigte
Interessen und Sorgen haben, was die Zukunft Libyens angeht. Es sind auch
andere betroffen. Der Fokus der Berliner Konferenz und des vorgeschalteten
Berliner Prozesses war ein spezifischer; das, glaube ich, muss ich nicht
noch einmal wiederholen. Es wird in der Folge selbstverständlich auch
weitere Arbeiten geben. Unter anderem ist ein "international follow-up
committee" geplant, welches die Ergebnisse des Berliner Prozesses begleiten
und uns unterstützen soll. Aber dabei können sich Staaten dann einbringen.
Also - Frau Demmer hat es gerade schon gesagt - ist diese Konferenz ein
Startpunkt für etwas, nicht das Ende. Es wird andere Gelegenheiten für
Staaten geben, sich aktiv daran zu beteiligen.

Ich möchte auch noch einmal betonen, dass es uns von Anfang an ein Anliegen
war, andere Staaten aktiv darüber zu informieren, was wir da tun, und
Transparenz in Bezug darauf zu schaffen, was passiert, natürlich
insbesondere auch die EU-Mitgliedstaaten und andere Akteure. Das ist eine
Aufgabe, die uns die letzten Monate aktiv begleitet hat und die wir sehr
ernst genommen haben.

Zu guter Letzt kann ich vielleicht noch darauf hinweisen, dass am Sonntag
in Vertretung aller EU-Mitgliedstaaten selbstverständlich auch die
Europäische Union an der Konferenz teilnehmen wird.

Vorsitzender Mayntz: Könnte es uns in unseren Erkenntnissen weiterbringen,
wenn ich den Hinweis gebe, dass wir hier auch "unter zwei" und "unter drei"
gehen können?

SRS'in Demmer: Nein.

Frage: Wer wird denn von deutscher Seite an der Konferenz teilnehmen, etwa
auf Kabinettsebene?

Wäre es ein Zeichen von Desinteresse, wenn die USA nur mit Außenminister
Pompeo kämen?

SRS'in Demmer: Zu spekulativen Fragen nehmen wir hier ja grundsätzlich
keine Stellung. Die Bundeskanzlerin wird teilnehmen.

Breul: Und der Außenminister!

Zusatzfrage: Sonst keine Kabinettsmitglieder?

SRS'in Demmer: Ich glaube, nicht.

Frage: Herr Breul, gestern hat der Außenminister erklärt, dass es einen
Text zu dieser Konferenz gibt, auf den sich die Teilnehmer verständigt
haben. Wie umfangreich ist der Text inhaltlich? Können Sie dazu etwas
sagen? Welche Punkte enthält dieser Text?

Breul: Dazu kann ich nichts sagen, weil es ja sozusagen der
Verhandlungsgegenstand der Konferenz sein wird, sich auf einen
Abschlusstext zu einigen. Aber wie es so üblich ist, treffen sich erst
einmal die Beamten und versuchen, untereinander möglichst viel aus dem Weg
zu räumen, die wesentlichen Punkte herauszuarbeiten und schon einen
möglichst breiten Konsens herzustellen.

Ich sagte es vorhin bereits: Wir sind optimistisch. Wir haben einen guten
Weg voran geschafft und uns auf wesentliche Teile dieser Erklärung
verständigt. Darauf hat der Außenminister gestern auch hingewiesen. Aber
selbstverständlich wird der Text dann finalisiert sein, wenn die Konferenz
zu Ende und dieser Text beschlossen sein wird. Vorher kann ich keine
genaueren Angaben zu dem Text selbst machen.

Frage: Ich habe noch eine kurze Nachfrage, Herr Breul. Sie haben vorhin zu
dem sogenannten Seeabkommen zwischen Libyen oder einem Teil Libyens und der
Türkei gesagt, dass Sie den Inhalt nicht kennen. Das verwundert dann doch,
weil das griechische Außenministerium im Dezember sehr wohl EU-Partner, die
USA und die Vereinten Nationen informiert hat. Es ist öffentlich. Wie kann
es also sein, dass Sie nicht wissen, was darin steht?

Breul: Wenn das so ist, dann müsste ich das nachreichen, dann entzöge sich
das nur meiner persönlichen Kenntnis. Das mache ich dann aber sehr gerne.

Frage: Frau Demmer, ich nehme noch einmal neuen Anlauf. Sie haben ja selbst
angekündigt, dass die EU-Kommissionspräsidentin am Samstag hier sein wird.
Gehe ich recht in der Annahme, dass die dann auch am Sonntag für die
Libyen-Konferenz weiterhin hier sein wird?

SRS'in Demmer: Dazu kann ich Ihnen jetzt nichts sagen.

Frage: Frau Demmer, ich bin immer noch verwirrt. In der Presseerklärung
haben Sie erwähnt, dass dies ein Gipfeltreffen auf Ebene von Regierungs-
und Staatschefs ist. Jetzt reden sie von Regierungsvertretern. Was ist es
nun?

Herr Breul, noch einmal zu dieser Berliner Erklärung: Der Außenminister hat
sich ja gestern ein bisschen detaillierter ausgedrückt, als es darum ging,
was diese Erklärung ist. Dabei ging es darum, dass man gesagt hat, dass man
versuchen würde, ausländische Mächte daran zu hindern, dass es militärische
Unterstützung für die Bürgerkriegsparteien gibt. Ist das der Hauptfokus
dieser Erklärung?

Ich habe auch noch eine Frage zu General Haftar. Er weigert sich ja
weiterhin, eine Waffenruhevereinbarung zu unterzeichnen. Wie problematisch
ist es im Vorfeld dieses Gipfeltreffens, dass er sich weiterhin weigert,
diese Vereinbarung zu unterzeichnen?

SRS'in Demmer: Ich möchte hier die Pressemitteilung nicht zurücknehmen,
aber trotzdem darauf verweisen, dass ich hier von Vertretern gesprochen
habe.

Breul: Zu den beiden Fragen an mich: Die Zielsetzung des Berliner Prozesses
- das habe ich ja vorhin schon gesagt - ist weniger internationale
Einflussnahme, um den innerlibyschen Prozess zu ermöglichen.
Selbstverständlich wird sich die Zielrichtung, die ich beschrieben habe,
dann auch in der Erklärung wiederfinden; das versteht sich ja von selbst.

Zu General Haftar, und das habe ich ja vorhin auch schon zu erläutern
versucht: Die Zielrichtung dieser Berliner Konferenz ist zunächst einmal
eine andere - nicht der innerlibysche Dialog und eine innerlibysche
Waffenruhe, sondern der Dialog der internationalen Akteure und das
gemeinsame Verständnis von Rahmenbedingungen. Selbstverständlich - das habe
ich vorhin auch schon gesagt - sind wir über eine funktionierende
Waffenruhe froh, und zwar über jede Minute, die sie früher in Kraft tritt.

Frage: An das anknüpfend, was Sie eben sagten, Herr Breul, nämlich dass man
auf Beamtenebene eine gute Einigung über wesentliche Teile des Textes
erreicht habe: Was sind die Benchmarks, die Kernelemente dessen, was die
Bundesregierung als eine gute Einigung bezeichnet? Das ist ja so nur eine
abstrakte Formel. Nennen Sie drei, vier Benchmarks, zu denen Sie sagen
"Weil die darin sind, denken wir, dass das eine gute Einigung ist".

Breul: Freuen Sie sich auf die Erklärung am Sonntag!

Zusatz: Nein. Ich freue mich darauf, dass Sie das, was Sie eben als "auf
Beamtenebene schon erreicht" bezeichnet haben, ein bisschen substantiieren.
Sie haben eben gesagt - - -

Breul: Nein, "schon erreicht" - - -

Zuruf: Ja, das haben Sie wörtlich gesagt!

Breul: Ich habe versucht, das zu beschrieben, was uns optimistisch stimmt,
nämlich dass wir auf Beamtenebene gute Vorbereitungen getroffen haben und
wesentliche Teile abgeschlossen haben. Aber - so ist es im internationalen
Geschäft üblich - der Strich darunter wird von den Chefs gemacht, und zwar
am Sonntag. Dann wird das Dokument fertig sein, vorher nicht. Darum kann
man auch nicht bestimmte Elemente ausklammern und sagen "Das ist schon
durch und das ist nicht durch". Es gibt den schönen Spruch auf
internationaler Bühne, der immer einschlägig ist: Nothing is agreed until
everything is agreed.

Zusatzfrage: Das ist richtig. - Wurde diese Einigung, die im Abschluss noch
bestätigt werden muss, aber ohne direkte Beteiligung der Konfliktparteien
erreicht, oder waren die mit dabei?

Breul: Nein - das habe ich vorhin auch schon zu erklären versucht -, die
Konfliktparteien sind nicht Teil des Berliner Prozesses. Das ist ein
Prozess der internationalen Gemeinschaft, um den Boden für die
Verhandlungen zwischen den innerlibyschen Parteien zu bereiten. Das ist
nicht unsere Idee. Das ist die Idee der Vereinten Nationen, von Herrn
Guterres und dem Sondergesandten Salamé. Den versuchen wir zu unterstützen.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Rohstoffstrategie. Ich hätte ganz
gerne eine Reaktion der Bundesregierung zu dem Thema gehört. Ich weiß
nicht, ob Sie das machen wollen, Frau Demmer, oder das BMWi.

Kritiker bemängeln, dass diese Strategie, die jetzt beschlossen wurde,
zurückbleibt, wenn es um Themen wie menschenwürdige Förderung von
Rohstoffen oder auch Klimaschutz und Nachhaltigkeit geht. Was sagen Sie
dazu?

Baron: Ich kann dazu gerne Stellung nehmen. Diese Strategie ist für uns
eine wichtige industriepolitische Strategie, aber eben auch eine wichtige
Strategie vor dem Hintergrund der Nachhaltigkeit. Wir wollen all diese
Elemente verknüpfen. Wir brauchen als Exportstandort eine sichere,
nachhaltige und verantwortungsvolle Rohstoffversorgung. Dafür müssen wir
zum einen Maßnahmen für die Rohstoffgewinnung und Rohstoffsicherung
ergreifen, was natürlich verantwortungsvoll erfolgen soll. Das sehen Sie
auch an den 17 Maßnahmen, die wir veröffentlicht haben.

Maßnahme eins gleich am Anfang nennt die verantwortungsvolle
Rohstoffgewinnung und da eben die Zusammenarbeit mit internationalen
Gremien und mit der Zivilgesellschaft, sich für verantwortungsvolle
Rohstoffgewinnung einzusetzen. Hier ist zum einen die Partnerschaft des
EPRM zu nennen, also die European Partnership for Responsible Minerals,
sowie die Initiative, in der Deutschland ja auch schon seit Jahren aktiv
ist, nämlich die Extractive Industries Transparency Initiative, wo es
gerade darum geht, Transparenz in Lieferketten zu stärken und eine
verantwortungsvolle Rohstoffgewinnung zu erzielen. Das ist natürlich
Maßstab der Projektförderung. Wir wollen unsere Industrie unterstützen, bei
Projekten zur Rohstoffgewinnung dabei zu sein. Das machen wir über das
Instrument der ungebundenen Finanzkredite. Auch dabei gilt, dass
Nachhaltigkeitsstandards ein wesentliches Kriterium sind. Das zieht sich
durch die verschiedenen Ebenen und Maßnahmen dieser Strategie.

Maßnahme eins habe ich Ihnen genannt. Maßnahme 16 setzt auch noch einmal
auf die internationale Zusammenarbeit und den internationalen Dialog für
die gemeinsame Entwicklung von Standards für die Rohstoffgewinnung, und
zwar insbesondere mit dem Zwischenstaatlichen Forum zu Bergbau, Mineralien,
Metallen und Nachhaltiger Entwicklung (IGF).

Nachhaltigkeit und Sicherheit der Rohstoffversorgung müssen also
zusammengehen und sind wichtige Bestandteile dieser Strategie.

Zusatzfrage: Es geht viel um Rohstoffe, die aus dem Ausland kommen. Aber
wenn ich es richtig verstanden habe, geht es auch darum, dass der Abbau
heimischer Rohstoffe verstärkt werden soll. Rechnen Sie eventuell hier vor
Ort mit Protesten?

Baron: Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass wir die heimischen Rohstoffe
auch betrachten. Darunter verstehen wir nicht nur Rohstoffe von
Deutschland, sondern auch in Europa. Auch in der Europäischen Kommission
gibt es Initiativen zur Stärkung von heimischen Rohstoffen in ganz Europa.
Darin sehen wir einen wichtigen Gesichtspunkt für die Verbesserung von
Informationen und Datenverfügung. Die Strategie beinhaltet, dass die
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe ihre Informationspolitik
verbreitern soll, um eben für Akzeptanz beim Thema heimische Rohstoffe zu
sorgen sowie Daten zur Verfügung stellen soll, was wir mit dem
Gesetzentwurf zur Sicherung und Offenlegung geologischer Daten, den wir
schon im Dezember im Kabinett verabschiedet haben, machen.

Zusatzfrage: Die Frage war: Haben Sie eventuellen Widerstand schon
eingepreist? Rechnen Sie damit?

Baron: Widerstand kann es geben. Das kann ich nicht vorhersehen. Aber
natürlich ist es wichtig, dem gerade mit Transparenz und Informationen
vorab entgegenzutreten und eben für Themen zu sensibilisieren und auch
Bewusstsein zu schaffen.

Frage: Können Sie etwas zum Stand der Verhandlungen mit der bolivianischen
Regierung oder Regierungsinstitutionen über den Abbau von Lithium in
Bolivien sagen? Es hatte ja einmal ein Joint-Venture gegeben, das von
Morales zurückgenommen wurde. Nach seiner Vertreibung aus dem Amt hatte er
gesagt, ein neuer Anlauf sei praktisch unterschriftsreif gewesen. Wir
hatten das hier schon einmal diskutiert. Sie hatten, glaube ich, vor zwei
Monaten gesagt, es gebe wohl noch weitere Verhandlungen. Wie ist da der
aktuelle Stand?

Baron: Es ist weiterhin Stand der Dinge, dass wir uns weiter um Aufklärung
und Austausch bemühen, wie es mit diesem Projekt weitergehen kann. Es gibt
weiterhin einen Austausch mit der bolivianischen Seite durch unsere
Vertretung vor Ort. Leider gibt es in der Sache noch keinen wirklich neuen
Stand.

Haufe: Ich würde noch einen Punkt ergänzen wollen. Sie sprachen vorhin die
Kritik der Umwelt- und Sozialverbände bezüglich der Nachhaltigkeit der
Strategie an. Wir haben den Fokus daraufgelegt, dass eben nicht nur
Rohstoffe neu und frisch gefördert werden, sondern dass vor allem auch
Sekundärrohstoffe verstärkt zum Einsatz kommen können. Man will gerade bei
Metallen - Lithium ist angesprochen worden - stärker daraufsetzen, das
Recycling zu nutzen und Recyclingverfahren voranzutreiben. Es gibt gerade
ein größeres Forschungsvorhaben zur Wiedergewinnung von Lithium, dass man
also aus Batterien, wenn sie denn stärker in Umlauf kommen, das Lithium
immer weiter verwenden kann, wenn die Batterien nicht mehr benutzt werden.
Das ist ein Fokus, den die Rohstoffstrategie eben auch hat. Es geht eben
nicht nur um die Förderung von Primärrohstoffen, sondern um eine viel
stärkere Ausrichtung auf Abfallstoffe und deren Wiederverwendung.

Außerdem haben wir als Bundesumweltministerium einen internationalen
Prozess angestoßen, bei dem man viel stärker auf die Sorgfaltspflichten
innerhalb der internationalen Rohstofflieferkette achten muss. Wir sind
gerade im Rahmen der internationalen Foren - G7 und G20 - immer im Gespräch
mit den Ländern darüber, so etwas aufzubauen, dass man also entsprechend
einer Lieferkette bestimmte Sorgfaltspflichten verankert und diese
transparent macht, was die Umweltwirkung angeht, aber auch bezüglich
anderer Standards, die uns sehr wichtig sind.

Frage: Frau Baron, zum Termin heute Abend in Sachen Kohleausstieg. Können
Sie uns sagen, ob man heute Abend zumindest politisch soweit zusammenkommt,
dass der Fahrplan und die Entschädigungen geklärt sind? Wie ist denn da der
Stand der Dinge?

Baron: Vielen Dank. - Vielleicht kann ich vonseiten des
Wirtschaftsministeriums beginnen und zu den gestrigen Gesprächen mit den
Braunkohlebetreibern etwas sagen, die ja in unserem Haus stattgefunden
haben. Zum heutigen Termin im Bundeskanzleramt würde ich vielleicht
abgeben.

Erst einmal zu den gestrigen Gesprächen: Ich kann noch einmal bestätigen,
dass gestern die Gespräche mit den Braunkohlekraftwerksbetreibern erneut
bei uns geführt wurden. Das sind ja Gespräche, die seit Monaten laufen. Die
Gespräche gestern waren intensiv, aber sehr konstruktiv. Wir haben uns
weiter aufeinander zu bewegt. Es gibt noch einige offene Punkte. Wir hoffen
aber, dass wir bei diesen letzten verbleibenden Punkten auch zügig zu einer
Einigung kommen können.

Unser Ziel ist klar: Es geht um eine konsensuale Verständigung und ein
konsensuales Ergebnis für den Bereich Beendigung der Kohleverstromung, so
wie im Auftrag der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"
festgehalten.

Ich weiß nicht, ob Frau Demmer vielleicht etwas zu dem Termin heute Abend
sagen möchte.

SRS'in Demmer: Wie Sie wissen, steht die Bundesregierung in einem Austausch
mit den betroffenen Ländern. Nach derzeitigem Stand wird es heute Abend ein
Gespräch mit den Ministerpräsidenten der betroffenen Länder geben. Aber
haben Sie Verständnis dafür, dass ich an dieser Stelle zu Einzelheiten
keine Auskunft geben kann.

Zusatzfrage: Frau Baron, wenn Sie von offenen Punkten und von Fortschritten
sprechen, können Sie das insbesondere im Blick auf die Frage
konkretisieren, in welcher Reihenfolge und in welchem Zeitplan Kraftwerke
abgeschaltet werden sollen und welche Entschädigung es dann geben soll?

Baron: Über die Details kann ich leider keine Auskunft geben. Da bitte ich
um Verständnis. Die Dinge, die verhandelt werden, sind ja im Auftrag der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" festgehalten. Es
geht natürlich um den Kohleausstieg bis 2038, und dafür braucht man einen
Stilllegungspfad. Die Kommission beauftragt uns ja auch, zu
Verhandlungslösungen mit den Betreibern zu kommen. Das beinhaltet eben auch
Entschädigungsfragen. Aber nähere Details kann ich dazu angesichts der
laufenden Verhandlungen nicht nennen.

Frage: dpa meldet, der Pfad für die Stilllegung der Kraftwerke stehe
weitestgehend fest. Das ist ja eine sehr positive Bewertung, wenn ich das
so sehe. Ohne, dass Sie jetzt in die Details gehen: Würden Sie das so
bestätigen?

Baron: Ich würde bei meiner Formulierung bleiben und Ihnen sagen, dass die
Gespräche intensiv und sehr konstruktiv verlaufen sind und wir uns
aufeinander zu bewegt haben, würde aber nicht näher auf die Details
eingehen.

Frage: Herr Haseloff hat bei dem Thema vor einem Ost-West-Konflikt gewarnt.
Sieht die Bundesregierung auch diese Gefahr, dass der Osten benachteiligt
wird? Wenn ja, wie will man das verhindern?

SRS'in Demmer: Ich verweise auf das, was die Kollegin gesagt hat. Es sind
konstruktive Gespräche. Zu Details können wir hier aber jetzt keine
Auskunft geben.

Baron: Ich kann ergänzen, dass wir uns auch hier an die Kommission
"Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" halten. Es geht natürlich
darum, den Wandel in den Strukturregionen aktiv zu begleiten. Deshalb haben
wir im letzten Jahr das Strukturstärkungsgesetz vorgelegt, das sich im
parlamentarischen Verfahren befindet, was ja auch die prozentuale
Beteiligung an Strukturfördermitteln der einzelnen Regionen in Abhängigkeit
von der Größe des Reviers und von der Betroffenheit der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in den Revieren bezeichnet. Das entspricht der Abstimmung
der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" für eine
gerechte Aufteilung., in der die Länder vertreten waren. Diese Vorgaben
gelten natürlich, und das ist für uns weiterhin der Maßstab.

Frage: Zu den Gesprächen mit den Betreibern gehört ja auch, dass man mit
Uniper und Datteln 4 eine gewisse symbolische Bedeutung erlangt hat. Gilt
auch da Ihr Satz, dass man sich aufeinander zu bewegt hat?

Baron: Wie gesagt, das gilt für die Gespräche insgesamt. Zu einzelnen
Details oder einzelnen Kraftwerken kann ich keine Kommentierung vornehmen.

Zusatzfrage: Sie können also auch nicht sagen, ob das ein Zubewegen in die
Richtung ist, dass Datteln 4 nicht oder doch ans Netz geht? Das mögen Sie
uns nicht sagen?

Baron: Das kann ich leider nicht sagen. Wie gesagt, die Verhandlungen sind
ja noch nicht abgeschlossen. Da Sie ja wissen, dass das ein sehr komplexes
Vorhaben ist, ist alles geeint, wenn am Ende das Gesamtpaket steht. Deshalb
bitte ich um Verständnis, dass ich hier zu einzelnen Kraftwerken keine
Auskunft geben kann.

Frage: Heute Abend kommt ja auch die Autobranche ins Kanzleramt. Frau
Demmer, was sind die Ziele der Bundesregierung, was dieses Gespräch angeht?
Wie schätzen Sie die Lage der Autobranche ein?

SRS'in Demmer: Beim letzten Autogipfel am 4. November ist vereinbart
worden, die Gespräche zur Zukunft der Beschäftigung in der Autoindustrie
fortzusetzen. Das Gespräch findet heute unter Leitung des Chefs des
Bundeskanzleramts statt. Es wird darum gehen, wie der Strukturwandel in der
Automobilindustrie mit Blick auf Qualifizierung, Beschäftigung und
technologische Transformation seitens der Sozialpartner, der Unternehmen
und der staatlichen Akteure bewältigt werden kann. In erster Linie sollen
heute weitere Arbeitsprozesse aufgelegt werden, die künftige Entscheidungen
vorbereiten.

Ich kann Ihnen die Teilnehmer nennen: Bundesminister Braun, Heil, Altmaier,
Scheuer und Bundesministerin Karliczek, Vertreter der Länder Bayern,
Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, NRW, der Vorstandsvorsitzende der
Bundesagentur für Arbeit sowie Vertreter der Sozialpartner und Unternehmen
der Automobilindustrie und der Automobilzulieferer.

Frage: Der VDA fordert Hilfe in Höhe von 10 bis 20 Milliarden Euro. Können
Sie sagen, wie Sie zu dieser Forderung stehen?

SRS'in Demmer: Wie gesagt, es gibt darüber heute ein Gespräch. Das ist ein
wichtiges Thema. Die Bundesregierung unterstützt die Automobilindustrie in
vielfacher Hinsicht. Den Gesprächen heute Abend kann ich nicht vorgreifen.

Vorsitzender Mayntz: Herr Breul hat eine Nachlieferung.

Breul: Ich habe eine Nachlieferung für Sie zum Memorandum of Understanding
zwischen der Türkei und Libyen. Sie haben Recht. Ich hatte in der Tat in
meinem Kopf nicht den neuesten Stand abgespeichert. Wir kennen das
Memorandum of Understanding mittlerweile. An unserer Einschätzung, die Frau
Adebahr hier am 11. Dezember vorgetragen hat und die ich gerade eben auch
noch einmal kurz umrissen habe, hat sich nichts geändert.

Wir sind mit unseren EU-Mitgliedstaaten, mit unseren Partnern in der EU
voll solidarisch. Es gilt, die Souveränität und die souveränen Rechte der
EU-Mitgliedstaaten zu respektieren. Seegebietsabgrenzungen sind im Einklang
mit geltendem Völkerrecht zu verfolgen. Das bedeutet insbesondere, dass
alle betroffenen Parteien beteiligt werden müssen, was offensichtlich in
dem Fall nicht geschehen ist. Dazu gibt es auch eine Erklärung vom EAD. Ich
glaube, was die Position angeht, ist alles klar. Ich bitte um Nachsicht,
dass ich diesbezüglich nicht den aktuellen Stand hatte.

Frage: Angesichts der neuen Entwicklung im Fall Lügde und möglicher
Querverbindungen zum Fall Bergisch Gladbach eine Frage an das
Bundesjustizministerium. Es gab im vergangenen Jahr die Aufforderung der
Innenministerkonferenz unter Federführung von NRW an das Justizministerium,
zu prüfen, ob man nicht das Strafmaß für solche Straftaten erhöhen könnte.
Das wurde damals von Ihrem Haus positiv beschieden. Auch das BMI ist
beteiligt. Es soll Gespräche auf Fachebene gegeben haben. Können Sie uns
mitteilen, wie der Stand Anfang des Jahres 2020 ist?

Krüger: Vielen Dank für diese Frage. - Das ist ein sehr trauriges Thema.
Der sexuelle Kindesmissbrauch gehört zu den schwersten Straftaten, die das
deutsche Recht überhaupt kennt.

Der Stand ist, dass erst 2015 Straftatbestände erweitert und auch
Strafrahmen erhöht wurden und das geltende Strafrecht aus unserer Sicht den
Gerichten bereits heute den Raum gibt, tatsächlich Straftaten zu ahnden.
Was uns aber wichtig ist, sind auch die Säulen der Prävention und der
Strafermittlung, um der Polizei und der Justiz die bestmögliche Ausstattung
zu geben und um Daten effektiv aufklären und verfolgen zu können.

Das betrifft aus unserer Sicht auch die Ermittlungsmöglichkeiten der
Ermittler. Da haben wir einiges auf den Weg gebracht, was auch schon
ziemlich weit ist. Als Beispiele möchte ich den Gesetzentwurf zum
Cybergrooming nennen, der noch in dieser Woche vom Deutschen Bundestag
beschlossen werden soll. Dabei geht es darum, dass künftig der Versuch
strafbar sein soll, in sexueller Absicht Kontakt zu Kindern aufzunehmen,
wenn ein Ermittler dahintersteht. Das war bisher nicht strafbar, und das
soll sich ändern.

Dieses Gesetz beinhaltet noch einen zweiten Ansatz, nämlich die Einführung
der sogenannten Keuschheitsprobe. Dabei geht es darum, dass man den
Ermittlern oder den Strafverfolgungsbehörden die Nutzung
computergenerierter kinderpornografischer Aufnahmen erlaubt, was derzeit
eben nicht möglich ist, die aber erforderlich sind, um überhaupt Zugang zu
entsprechenden Foren zu bekommen. Das soll geöffnet werden und ist ein
weiterer Baustein, Ermittlungen zu erleichtern.

Darüber hinaus haben wir mit dem hier schon häufig angesprochenen
Maßnahmenpaket zur Bekämpfung von Hasskriminalität und Rechtsextremismus,
das ja auch die Meldepflicht vorsieht, dass künftig soziale Netzwerke
bestimmte strafbare Posts an das Bundeskriminalamt melden müssen,
eingeführt, dass wir auch kinderpornografische Posts meldepflichtig machen,
was bislang nicht der Fall ist. Das hat nichts mit dem Titel dieses
Maßnahmenpakets Rechtsextremismus im weitesten Sinne zu tun. Wir haben bei
der Umsetzung dieses Pakets in Angriff genommen, auch die Meldepflicht für
kinderpornografische Aufnahmen einzuführen.

Zusatzfrage: Verstehe ich Sie richtig, dass sich in den Gesprächen zwischen
BMI und Ihrem Hause nicht die Notwendigkeit ergeben hat, dass man über
Strafverschärfungen im Strafrecht nachdenkt, sondern sagt, dass der Stand
von 2015 reicht, um das konsequent zu verfolgen, man muss es eben nur
konsequent verfolgen?

Krüger: Nachdenken tun wir regelmäßig. Wir denken nicht nur darüber nach,
wir sprechen auch darüber und prüfen ganz regelmäßig, ob wir hier einen
Änderungsbedarf sehen. Die Gespräche werden fortgeführt, auch innerhalb der
Koalition. Bislang gilt das, was ich Ihnen gerade gesagt habe, dass aus
unserer Sicht das Strafrecht den Gerichten diesen Raum gibt, empfindliche
Strafen auszusprechen.

Zusatzfrage: Hat das BMI vielleicht noch eine Ergänzung zu machen, weil
sich Ihr Chef, Minister Seehofer, explizit geäußert hat und sagt, dass da
etwas geschehen muss?

Alter: Dabei bleibt es auch. Diese entsetzlichen Fälle aus der
Vergangenheit haben gezeigt, dass diese Straftaten noch konsequenter, noch
zielgerichteter verfolgt werden müssen. Vieles davon hat meine Kollegin
schon gesagt, was ich bestätige. Es ist aber durchaus so, dass aus Sicht
des BMI der Gedanke, an der einen oder anderen Stelle Strafverschärfungen
zu überlegen, noch nicht verworfen worden ist. Wir sind im Gespräch. Es
geht um Ermittlungsbefugnisse, um die Strafandrohung und auch darum, dass,
wie eben ausgeführt, Inhalte, die möglicherweise von den Providern erkannt
werden, systematisch gemeldet werden, damit sie von den
Strafverfolgungsbehörden verfolgt werden können. Wir sind da noch in
Gesprächen. Diesen Gesprächen kann man bis ins Detail nicht vorgreifen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Collatz. Können Sie uns sagen, was die
Ministerin heute genau im Irak macht? Sie haben getwittert, sie würde
hochrangige irakische Militärs treffen. Sind keine Treffen mit der
Regierung geplant? Diese entscheidet ja am Ende über die Zukunft des
Einsatzes.

Collatz: Ich kann tatsächlich bestätigen, dass sich die Ministerin auf dem
Weg in das Einsatzland befindet, insgesamt derzeit einen Truppenbesuch beim
deutschen Einsatzkontingent "Counter Daesh" vollzieht, der zunächst in
Al-Asrak begonnen hat, und dort Gespräche nicht nur mit der Truppe, sondern
auch mit ihren Counterparts auf Regierungsseite geführt hat. Derzeit wird
sie in Bagdad erwartet. Auch dort steht an, dass sie sich mit deutschen
Soldaten und Soldatinnen sowie auch mit ihren einzelnen Gesprächspartnern
unterhält.

Weiter kann ich aus Geheimhaltungsgründen beziehungsweise aus
Sicherheitsgründen natürlich nichts sagen. Aber im Zentrum des Besuchs
steht tatsächlich der Truppenbesuch, also die Unterhaltung mit dem
Kontingent, die Erfassung der Lage vor Ort, und das natürlich, um ihre
Funktion als Inhaberin der Befehls- und Kommandogewalt so gut wie möglich
ausüben zu können.

Zusatz: Ich dachte, in Bagdad sind gar keine deutschen Soldaten mehr.

Collatz: Ja. Ich bezog das auf Al-Asrak. Entschuldigung.

Zusatzfrage: Können Sie bestätigen, dass es auch Gespräche mit der
irakischen Regierung in Bagdad geben wird?

Collatz: Mit ihren Counterparts in Al-Asrak.

Zu Bagdad kann ich noch nichts sagen, weil der Besuch noch nicht
abgeschlossen ist. Das wird dann auf den gleichen Kanälen, auf denen Sie
von dem anderen Besuch gehört haben, auch durch uns verkündet werden.

Vorsitzender Mayntz: Wenn Sie die Geheimhaltungsgründe ansprechen: Wir
können hier auch "unter drei" gehen.

Collatz: Nein. Tatsächlich sind die Inhalte noch so volatil, dass ich jetzt
keine näheren Angaben machen könnte.

Zusatzfrage: Ich habe eine Frage an Herr Breul zum Iran. Können Sie uns
schon etwas über das weitere Procedere sagen, nachdem die E3+3 gestern den
DRM ausgelöst haben?

Breul: Wie Sie wissen, hat im JCPOA der Hohe Vertreter der EU ja eine
koordinierende Rolle für alle Mitgliedstaaten des Abkommens.
Dementsprechend ist diese Anrufung des Streitschlichtungsmechanismus in
einem Brief der drei europäischen Mitgliedstaaten an den Hohen Vertreter
erfolgt, der daraufhin die anderen Mitgliedstaaten über diese Anrufung des
Streitschlichtungsmechanismus notifiziert hat.

Es gibt ja in Artikel 36 des JCPOA einen relativ detaillierten Fahrplan
dessen, wie es dann weitergeht. Ich glaube, das muss ich im Einzelnen nicht
vorlesen. Ich kann hier noch nicht verkünden, dass der Hohe Vertreter oder
seine Mitarbeiter bereits zu einem Treffen eingeladen hätten. Ich denke,
das wird in naher Zukunft erfolgen, aber es gibt noch kein Datum, das man
hier verkünden könnte.

Zusatzfrage: Wäre das dann die Joint Commission?

Breul: Genau, das geschieht auf der Ebene der Joint Commission, also nicht
der Minister.

Frage: Zum Iran: Der iranische Präsident Rohani hat heute gewarnt, dass
europäische Soldaten im Nahen und Mittleren Osten gefährdet sein könnten.
Herr Breul, Frau Demmer oder Herr Collatz, verstehen Sie das als eine
verklausulierte Drohung seitens des Iran?

Breul: Ehrlich gesagt sind mir die Äußerungen jetzt nicht bekannt. Da
müsste ich passen.

Zusatzfrage: Ist Ihnen das auch nicht bekannt?

Vorsitzender Mayntz: Dreimal Nein.

Frage: Herr Breul, der britische Premierminister hat gesagt, dass die
Iran-Nuklearvereinbarung durch einen Trumpschen Deal ersetzt werden sollte.
Wie steht die Bundesregierung dazu?

Breul: Wir - Deutschland, Frankreich und Großbritannien - haben uns ja
gestern gemeinsam in einer länglichen Pressemitteilung geäußert, und das
ist unser gemeinsamer politischer Ansatz. Zu dem steht die britische
Regierung. Die Presseäußerung des britischen Premierministers möchte ich
von hier aus nicht weiter kommentieren.

Zusatzfrage: Wenn Sie mir erlauben, dass ich das trotzdem noch einmal
aufgreife: Nehmen Sie diese Äußerung ernst? Ich meine, die hat er ja nicht
aus Jux und Tollerei gemacht.

Breul: Natürlich nehmen wir ernst, was der britische Premierminister sagt.
Ich glaube auch, dass der Punkt, den er anspricht und im Übrigen auch an
anderer Stelle schon einmal angesprochen hat, einer ist, der die Frage
aufwirft, was eigentlich passiert, wenn die Fristen, die im JCPOA genannt
werden - Sie wissen, dass das auch ein Punkt gewesen ist, den die
Amerikaner angesprochen haben -, ablaufen, wenn der Zeithorizont erschöpft
ist, der in dem Abkommen angelegt ist. Das sind Überlegungen, die zu
gegebener Zeit anzustellen sind. Die stellen aber für uns und auch für die
britische Regierung nicht das infrage, was in dem gemeinsamen Schreiben der
Außenminister steht, nämlich dass es unser Ziel ist, das JCPOA zu bewahren
und den Iran dazu zu bewegen, zu dem Abkommen zurückzukehren.

Zusatzfrage: Sie haben die Verpflichtungen des Iran erwähnt. Nun sagt
natürlich der Iran, dass der Westen Verpflichtungen ihm gegenüber habe. Wie
weit ist man jetzt mit INSTEX? Läuft da irgendetwas, oder müssen die Iraner
noch ein Jahr warten, ohne dass sie irgendwie die Früchte dieser
Vereinbarung genießen können?

Breul: Zu diesen iranischen Äußerungen möchte ich nur sagen, dass der Iran
bisher nicht den Streitschlichtungsmechanismus angerufen hat, der ja extra
dafür da ist, dass eine Seite davon überzeugt ist, dass sich die andere
Partei nicht an die Bestimmungen des Abkommens hält. Das ist von iranischer
Seite nicht erfolgt. Wir sind auch der Auffassung, dass wir uns stets an
das Abkommen gehalten haben. Wir sind dazu auch weiterhin bereit, wenn der
Iran zu dem Abkommen zurückkehrt. Genau das sind die Themen, die wir jetzt
im Streitschlichtungsmechanismus erörtern werden.

Zu INSTEX: INSTEX - das haben wir ja schon mehrfach betont - ist ein
kompliziertes Unterfangen. Es hat länger gedauert, als wir uns erwünscht
und am Anfang, als dieser Prozess losging, auch gedacht hatten.
Mittlerweile ist INSTEX bereit und in der Lage, erste Transaktionen
abzuwickeln. Der Ball, die erforderlichen Genehmigungen schnellstmöglich zu
erteilen, liegt hier im Moment auf iranischer Seite. Sie wissen: Es gibt
eine iranische Spiegelorganisation, das STFI, die gegenüber INSTEX schon
vor mehreren Wochen das Interesse an der Aufnahme der Geschäftstätigkeiten
bekundet hat und auf noch ausstehende administrative Genehmigungsprozesse
verwiesen hat. Die sind für INSTEX abgeschlossen. Das entsprechende Signal
von iranischer Seite steht noch aus.

Frage: Meine Frage bezieht sich auch auf die Aktivierung des
Streitschlichtungsmechanismus und ist eventuell an Frau Demmer gerichtet.
Sie wissen: Iran war immer und ist der Ansicht, dass die EU-Länder unter
amerikanischem Druck ihre Verpflichtungen in Bezug auf das JCPOA faktisch
nicht realisieren, nicht einhalten konnten. Das führte dazu, dass der Iran
mit vorheriger Bekanntgabe allmählich und schrittweise bestimmte
Verpflichtungen ausgesetzt hat; das ist ja allen bekannt. Ist diese
Aktivierung des Streitschlichtungsmechanismus womöglich das Ende des JCPOA?

SRS'in Demmer: Ich kann mich da Herrn Breul voll und ganz anschließen: Ziel
der Schlichtung ist der Erhalt des Abkommens. Ob dies nun gelingt, liegt
vor allen Dingen am Iran. Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den
E3-Partnern von der EU weiterhin hohes Interesse am Erhalt des
Nuklearabkommens mit dem Iran. Dazu ist es notwendig, dass der Iran seinen
Verpflichtungen nachkommt und diese einhält. In den vergangenen Monaten hat
der Iran eben, wie Sie selbst sagten, in mehreren Schritten erklärt, sich
nicht mehr an die Verpflichtungen zu halten. Um den Iran zur Umkehr dieser
Politik und zur Wiedereinhaltung seiner Verpflichtungen zu bewegen, wurde
genau dieser Streitschlichtungsmechanismus aktiviert.

Zusatzfrage: In Bezug auf dieses Abkommen hat man ja gesehen, dass die
Amerikaner einseitig ausgeschieden sind und auch die Europäer ihren
Verpflichtungen nicht nachkommen konnten, was zum Beispiel INSTEX angeht.
Bis heute wartet man ja noch. Der Iran hat lange darauf gewartet, dass es
da möglicherweise eine positive Entwicklung gibt. Wie kann Europa jetzt so
etwas vom Iran verlangen, obwohl sich europäische Länder auch nicht daran
gehalten haben?

SRS'in Demmer: Ich glaube, Herr Breul hat gerade etwas zum Stand der Dinge
ausgeführt, was INSTEX angeht.

Breul: Genau, zu INSTEX habe ich etwas ausgeführt. Wir sind wie gesagt
nicht der Meinung, dass wir unseren Verpflichtungen nicht nachgekommen
sind. Wenn der Iran dieser Auffassung wäre, dann bestünde genau dafür der
Artikel 36 des Abkommens. Ich erwähnte es bereits: Der Iran hat den bisher
nicht angerufen. Im Vertrag gibt es keine Möglichkeit, seine eigenen
Verpflichtungen einseitig zurückzuschrauben, weil man mit dem Verhalten der
anderen Partei nicht einverstanden ist. Das ist nicht vorgesehen. Dafür
gibt es extra diesen Streitschlichtungsmechanismus, den wir jetzt bemühen,
um, wie Frau Demmer sagte, das Abkommen zu retten.

Ich möchte auch noch einmal betonen, weil dieser Punkt oft
durcheinandergerät, auch bei mancher Berichterstattung in Deutschland: Nach
dem Ausstieg der Amerikaner, den wir bedauert haben, haben wir immer wieder
gesagt, dass wir die wirtschaftlichen Vorteile, die der Iran sich durch das
Abkommen versprochen hat und die durch den Ausstieg der Amerikaner nicht
mehr möglich sind, nicht eins zu eins kompensieren können; das geht nicht.
Das war nicht unser Anspruch, und das haben wir auch in keinster Weise in
irgendeiner Form angekündigt. Wir haben angekündigt - bis heute -, dass wir
uns an das Abkommen halten werden, und das tun wir. Wir haben daher
zusätzliche Instrumente beziehungsweise vor allem ein Instrument
geschaffen, nämlich Instex, um den legitimen Handel mit dem Iran weiter zu
ermöglichen.

Von daher möchte ich das von dieser Seite aus noch einmal offiziell
zurückweisen. Wir halten uns bis heute an das Abkommen, sind überzeugt,
dass es der richtige Weg ist, und fordern den Iran auf - und suchen deshalb
das Gespräch mit dem Iran -, jetzt auch zum Abkommen zurückzukommen.

Frage: Zum einen zu Instex: Am Wochenende war ja der iranische Botschafter
zu hören und zu sehen, der sagte, das Nichtfunktionieren von Instex sei
sozusagen die Schuld der deutschen Seite. Sie weisen das jetzt zurück, Herr
Breul, und sagen, über Instex könnten sofort Geschäfte umgesetzt werden,
wenn die Genehmigungen der iranischen Seite geliefert würden. Verstehe ich
das also richtig: Dass im Moment noch nichts erfolgreich über Instex
gelaufen ist, liegt derzeit allein daran, dass iranische Genehmigungen
fehlen?

Breul: Das ist richtig.

Zusatzfrage: Zweite Frage: Sie sagen wieder, die Amerikaner seien
"ausgestiegen" - das ist so ein vager Begriff. War der Ausstieg der
Amerikaner Vertragsbruch oder nicht?

Breul: Die Amerikaner haben den Vertrag ihrerseits gekündigt.

Zusatzfrage: Das war eine legitime Kündigung, kein Vertragsbruch?

Breul: Na ja, die Amerikaner haben den Vertrag gekündigt und sind nicht
mehr Vertragspartei. Dementsprechend kommen sie natürlich den
Verpflichtungen, die sie im Vertrag eingegangen sind, nicht mehr nach.

Zusatzfrage: Ja, aber war - -

Vorsitzender Mayntz: Jetzt müssen wir hier aber keinen Dialog machen nach
62 Minuten. Bitte noch eine letzte Frage dazu.

Zusatzfrage: Okay. - Vertragskündigungen unterliegen normalerweise einem
verabredeten Regelwerk; das ist wie bei einer Kündigung bei einem
Mietvertrag. Bruch eines Vertrages ist, wenn man rausgeht, ohne sich an
dieses Regelwerk zu halten. Wie bewerten Sie in dieser Hinsicht den
Ausstieg der Amerikaner?

Breul: Ehrlich gesagt: Der entsprechende Artikel des JCPOA liegt mir gerade
nicht vor, aber das würde ich dann gerne nachreichen.

Frage: Schlimmstenfalls, wenn das JCPOA zu Ende gehen sollte, wäre das dann
für die Region nicht eine Erhöhung der Spannung? Sehen Sie das nicht als
ein Problem für die Region?

SRS'in Demmer: Ich kann nur wiederholen, dass uns an einem Erhalt des
Abkommens sehr gelegen ist und dass das ja auch Ziel der Schlichtungen ist.
Dabei bleibt es.

Frage: Wahrscheinlich an Frau Demmer zu dem "Guardian"-Artikel über
Vorwürfe gegen die Deutsche Welle bezüglich Rassismus, Antisemitismus und
Sexismus: Wie bewerten Sie diesen Artikel und die Vorwürfe, die darin
genannt werden? Sehen Sie einen Grund dazu, jetzt als Bundesregierung aktiv
zu werden, wie von den anonymen Mitarbeitern verlangt wird?

SRS'in Demmer: Da muss ich passen, ich kenne den Artikel nicht.

Frage: Auch eine Frage an Frau Demmer, und zwar zur Reise der
Bundeskanzlerin in die Türkei Ende kommender Woche - sie soll ja angeblich
am 24. Januar in die Türkei fliegen, jedenfalls wird das in verschiedenen
Medien berichtet. Es geht um den Flüchtlingsdeal. Was ist da jetzt konkret
geplant? Wird sie alleine respektive nur mit ihrer Delegation dorthin
reisen, oder gibt es auch die Möglichkeit, als Presse mit an Bord zu gehen?
Was ist da der Stand?

SRS'in Demmer: Da muss ich Sie leider wie üblich darauf verweisen, dass wir
die Termine der Kanzlerin am Freitag der Vorwoche bekanntgeben. Ganz
grundsätzlich steht die Kanzlerin natürlich in einem regelmäßigen Austausch
mit dem türkischen Präsidenten.

Zusatzfrage: Aber es kann nicht sein, dass dadurch, dass der türkische
Präsident jetzt am Wochenende in Berlin ist, diese Reise dann gar nicht
stattfindet? Oder können Sie dazu einfach gar nichts sagen?

SRS'in Demmer: Nein, ich würde Sie darauf verweisen, dass wir den Termin
wie üblich am Freitag der Vorwoche bekanntgeben.

Frage: An das Wirtschaftsministerium zur E-Auto-Prämie: Können Sie uns da
einmal einen Stand geben? Ab wann kann diese E-Auto-Prämie eigentlich
beantragt und damit dann auch ausgezahlt werden? Es heißt, dass die
Genehmigung bei der EU noch ausstehe und es noch nicht einmal einen Antrag
der Bundesregierung gegeben habe. Können Sie da einmal Aufklärung geben?

Baron: Ja. Die Erhöhung der E-Auto-Prämie vonseiten der Bundesregierung ist
ja beschlossen, und wir sind im Austausch mit der Europäischen Kommission.
Dieser Austausch mit der Europäischen Kommission ist auch unmittelbar im
letzten Jahr gestartet und läuft noch, denn das ist eben die Voraussetzung.
Auch im ersten Verfahren der E-Auto-Prämie gab es ein
Notifizierungsverfahren in Brüssel, und das ist jetzt eben wieder so. Die
Gespräche laufen und wir sind optimistisch, dass wir sie in Kürze
abschließen können.

Zusatzfrage: Können Sie das noch ein bisschen genauer sagen? Haben Sie
jetzt den formellen Antrag auf Notifizierung gestellt. Was heißt "in Kürze
abschließen" für denjenigen, der sich jetzt so ein Auto kaufen möchte?

Baron: Ich kann nicht zu stark ins Detail einsteigen, aber es ist üblich,
dass man in solchen Verfahren erst einmal die Fragen im Gesprächswege klärt
und fragt: Reicht diese Anzeige im Notifizierungsverfahren oder ist ein
formelles Beihilfeverfahren nötig? Das wird üblicherweise vorab geklärt.
Das machen wir gerade, und wir gehen auch davon aus, dass diese
Notifizierung dann genügen kann. Aber diese Fragen sind eben in den
laufenden Gesprächen zu klären.

Zusatzfrage: Wenn man jetzt erst Vorgespräche führt, klingt das aber so,
als ob das noch ein bisschen länger dauert?

Baron: Wie gesagt, den Zeitplan macht da die Europäische Kommission, den
machen nicht wir. Wir sind aber im stetigen Austausch und optimistisch,
dass wir das in Kürze abschließen können.

Breul: Ich habe noch eine Nachlieferung für den Kollegen und kann Sie und
auch mich auf den völkerrechtlichen Boden der Tatsachen zurückführen: Der
Joint Comprehensive Plan of Action, wie das JCPOA ja offiziell heißt, ist
völkerrechtlich gesehen kein Abkommen, sondern ein Aktionsplan. Es war in
dem Sinne auch nicht vorgesehen, dass sich eine Partei aus dem Aktionsplan
zurückzieht, daher gibt es im JCPOA auch keine Regelung dafür, wie ein
Rückzug einer Partei abzulaufen hat. Völkerrechtliche Kriterien, die Sie
eventuell vorhin ansprachen - Vertragsbruch usw. - sind dann auch
entsprechend nicht einschlägig.

Frage: An das BMI und BMJV: Was halten Sie von den Forderungen, dass man
den Verkauf von Schreckschusspistolen eventuell an den sogenannten Kleinen
Waffenschein koppeln könnte?

Alter: Wir haben diesen Vorschlag, der ja über die Presse kommuniziert
wurde, zur Kenntnis genommen. Es ist vielleicht gut, noch einmal darauf
hinzuweisen, wie die aktuelle Rechtslage ist: Die ist nämlich so, dass man
solche Waffen, also Schreckschusswaffen, zwar frei kaufen kann, sie aber
nicht tragen kann, ohne dass man einen Kleinen Waffenschein hat. Das heißt,
es ist nicht zulässig, sie in der Öffentlichkeit zu tragen. Insofern sehen
wir im Moment jedenfalls die Situation der aktuellen Rechtslage so, dass
sie ausreichend ist, um sozusagen Gefahren, die in der Öffentlichkeit
entstehen können, vorzubeugen. Darüber hinaus ist der Vorschlag jetzt
bekannt geworden und wird im BMI geprüft - aber ergebnisoffen.

Krüger: Ich habe den Ausführungen des Sprechers des dafür federführenden
Ministeriums nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Kurze Nachfrage an Sie, Frau Krüger: Ich habe im Ohr, dass
Frau Lambrecht in Bezug auf die Knüpfung an den Kleinen Waffenschein einmal
gesagt hatte, sie sei offen dafür, dass man das auch ändert. Habe ich das
falsch im Ohr?

Krüger: Das ist mir persönlich nicht bekannt, das müsste ich noch einmal
klären.

Zusatzfrage: Können Sie aus Ihrer Sicht noch einmal beurteilen, für wie
gefährlich Sie diese Waffen halten? Angeblich sind ja ungefähr 15 Millionen
davon im Umlauf.

Alter: Ich kann nur noch einmal darauf hinweisen, dass die Rechtslage
eigentlich relativ eindeutig ist: Es gibt keine Waffenscheinpflicht für den
Kauf einer solchen Waffe, aber es ist so, dass das Waffenrecht vorsieht,
dass man solche Waffen nicht öffentlich tragen darf, eben weil sie zum Teil
von ihrer Optik her auch Verwechslungsgefahren beinhalten. Da muss man
sicherstellen, dass das in der Öffentlichkeit jedenfalls nicht zu
sogenannten Anscheinsgefahren führen kann. Ob und inwieweit diese
Rechtslage jetzt modifiziert werden muss, muss sozusagen von Fachleuten
bewertet werden. Insofern habe ich dem, was ich eben gesagt habe,
diesbezüglich nichts hinzuzufügen.

Frage: Herr Alter, können Sie noch ganz kurz sagen, warum die
Pressekonferenz mit Frau Giffey und Herrn Seehofer zum Thema Stärkung der
Präventionsarbeit gegen Rechtsextremismus und Antisemitismus heute
Nachmittag von Ihrem Haus abgesagt wurde?

Alter: Wir haben uns umentschieden, wie wir die Öffentlichkeit über das
Expertengespräch und unserem Bundesinnenminister informieren. Da war
ursprünglich eine Pressekonferenz geplant. Die ist aus sachlichen
Erwägungen abgesagt worden. Wir informieren aber gleichwohl über das
Gespräch und auch über die Inhalte in Form einer gemeinsamen
Pressemitteilung. Insofern hat sich auch keine Änderung am Ablaufplan
ergeben; nur haben wir uns heute hinsichtlich der Art und Weise der
Öffentlichkeitsarbeit umentschieden.

Frage: Herr Alter - und möglicherweise auch Herr Kempe -, was heißt "aus
Sachgründen"? Gibt es da unterschiedliche Auffassungen wie Prävention gegen
Rechtsextremismus zu beurteilen ist oder welche Organisationen man da
möglicherweise fördert? Was sind also die Sachgründe für die Absage der
Pressekonferenz?

Alter: Es gibt keine Differenzen, die für diese Entscheidung ursächlich
sind, sondern es ist so, dass heute bei uns im Haus ein lange geplantes und
auch im vergangenen Jahr schon einmal verschobenes Expertengespräch zu der
Frage stattfindet, an welcher Stelle und in welcher Form bei der
Extremismusprävention - die beide Minister für besonders wichtig und auch
für wichtige Elemente im Kampf gegen rechts und ähnliches halten -
Modifizierungen auch im Hinblick auf die Nachhaltigkeit und Wirksamkeit der
Programme stattfinden sollten. Das ist eben ein laufender Prozess, und wir
haben uns vor dem Hintergrund dieses laufenden Prozesses dazu entschieden,
dazu heute keine Pressekonferenz abzuhalten, weil damit ja möglicherweise
auch die Erwartungshaltung verbunden ist, dass man Ergebnisse präsentiert.
Mit Blick darauf, dass wir jetzt dieses Expertengespräch stattfinden
lassen, in dessen Verlauf sich möglicherweise Dinge ergeben, die man weiter
prüfen muss, haben wir uns entschieden, das in Form einer Pressemitteilung
zu machen.

Ich kann nur darum bitten, in diese veränderte Form der Information nicht
zu viel hineinzuinterpretieren. Es wäre uns im Nachhinein lieber gewesen,
dass wir von vornherein nicht in Aussicht gestellt hätten, eine
Pressekonferenz abzuhalten. Da gibt es aber sozusagen keinen versteckten,
tieferen Sinn; vielmehr haben wir das heute noch einmal erwogen und haben
uns entschieden: Wir machen keine Pressekonferenz, sondern wir informieren
über diesen Ablauf, der wie geplant stattfindet, in Form einer gemeinsamen
Pressemitteilung.

Kempe: Ich kann nur bestätigen, dass keine inhaltlichen Differenzen
dahinterstecken. Ansonsten ist durch Herrn Alter alles gesagt.

Frage: Frau Demmer, Herr Selensky sagt, er habe mit Frau Merkel telefoniert
und sie aufgerufen, bei der Strafverfolgung der Schuldigen für den Absturz
eines ukrainischen Verkehrsflugzeuges nach dem Start in Teheran
mitzuwirken. Was ist Ihre Reaktion darauf?

SRS'in Demmer: Über Telefongespräche informieren wir Sie ja in der Regel
nur sehr zurückhaltend, und in der Regel sind diese Gespräche vertraulich.
Ich kann Ihnen dazu hier und jetzt nichts sagen.

Vorsitzender Mayntz: Dann freuen wir uns auf eventuelle Nachlieferungen.

Breul: Ich kann Ihnen höchstens in allgemeiner Form sagen - und der
Außenminister hat sich zu diesem Themenkomplex in den letzten Tagen ja
verschiedentlich auch schon geäußert -, dass für uns folgende drei Punkte
zentral sind:

Ein erster Schritt ist jetzt natürlich erst einmal eine transparente und
umfassende Untersuchung. Wie Sie wissen, haben diverse Staaten ihre
Bereitschaft erklärt und eingefordert, daran beteiligt zu werden. Diese
Aufklärungsarbeiten sind jetzt angelaufen, und die betroffenen Staaten sind
dazu in Kontakt mit den iranischen Behörden.

Der zweite Schritt ist natürlich auch klar: Wir erwarten, dass es dann zu
einer umfassenden rechtlichen Aufarbeitung dieser Tragödie kommt.

Last, but not least muss Teheran natürlich auch entsprechende Vorkehrungen
treffen, damit so etwas nicht wieder passieren kann.

Frage: Herr Breul, in diesem Zusammenhang: Sie kennen vermutlich die
Expertise oder Stellungnahme des Wissenschaftlichen Dienstes des
Bundestages, der aktuell erklärt hat, seiner Auffassung nach wären weder
die Drohnentötung Soleimanis noch die iranischen Reaktionen völkerrechtlich
legitimierbar. Entspricht das der Rechtsauffassung des Auswärtigen Amtes?

Breul: Nein, die Auffassung des Auswärtigen Amtes hatten wir hier schon
vorgetragen, und an dieser Auffassung hat sich aktuell nichts geändert.

Mittwoch, 15. Januar 2020
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UMWELT/935: Bund-Länder-Kompromiss zum Kohleausstieg kennt nur Verlierer


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Januar 2020

KÖHLER-Statement: Bund-Länder-Kompromiss zum Kohleausstieg kennt
nur Verlierer



Der klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler gab
zum Kohleausstieg folgendes Statement ab:

"Der Bund-Länder-Kompromiss zum Kohleausstieg kennt leider nur
Verlierer, allen voran den Klimaschutz und die Bürger. Das
unabhängige Institut Agora hat in der letzten Woche festgestellt,
dass der Emissionshandel das effizienteste Mittel für den Klimaschutz
ist. Trotzdem hält die Bundesregierung an den meisten der Vorschläge
der Kohlekommission fest. Der marktwirtschaftliche Emissionshandel
und damit der marktwirtschaftliche Ausstieg aus der Kohle wäre das
effizienteste und beste Mittel in der Umsetzung. Die Bundesregierung
kümmert sich nicht um die großen Probleme im Klimaschutz. Es wäre
sinnvoll, den Verkehr und den Wärmebereich in den Emissionshandel
einzuführen. Stattdessen verschwendet die Bundesregierung Milliarden
durch Steuergeschenke an die Unternehmen auf dem Rücken der
Bürgerinnen und Bürger."

 * 
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Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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WIRTSCHAFT/3096: In Deutschland gibt es eine Politik gegen das Auto


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2020

LINDNER-Statement: In Deutschland gibt es eine Politik gegen das
Auto 



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab zum
Bruttoinlandsprodukt, zum Autogipfel und zum Kohlegipfel das folgende
Statement ab:

"[...] Deutschland schrammt knapp an einer Rezession vorbei, unser
Wohlstand ist nicht gesichert. Wir haben jetzt viele Jahre mit der
Politik der Regierung Merkel von der Substanz gelebt. Es ist mehr
verteilt worden, als erwirtschaftet und investiert worden ist. Wenn
wir unser Land wieder auf Wachstumskurs bringen wollen, dann braucht
dieses Land eine andere Politik. Es kann nicht jeden Tag nur neue
Belastungsproben geben. Die Politik kann sich nicht darin
beschränken, immer nur neue Ideen wie die Bon-Pflicht umzusetzen. Wir
müssen jetzt auch wieder neu an die Aussaat denken, um ernten zu
können und das gelingt dadurch, dass wir bei Forschung, bei der
Infrastruktur mehr Geld investieren. Dass wir aber auch durch eine
grundlegende Modernisierung des Steuerrechts die Freiräume schaffen,
die die Menschen brauchen und im Übrigen auch die Unternehmen
benötigen, um auf den Weltmärkten wettbewerbsfähig zu sein. [...]

Heute gibt es einen Autogipfel im Kanzleramt. Nach unserer
Wahrnehmung werden hier Weichen falsch gestellt. In Deutschland gibt
es eine Politik gegen das Auto und eine Politik für geradezu die
De-Industrialisierung der Autobranche. Einseitig legt sich die
Politik fest auf die Elektromobilität, die Grünen wollen den
Verbrennungsmotor gleich ganz verbieten. Dabei gibt es eine große
Chance für Hunderttausende sichere und gut bezahlte Arbeitsplätze,
wenn wir auch neue Technologien wie etwa Wasserstoff in Erwägung
ziehen würden. Andere auf der Welt machen das, in Deutschland lenkt
die Politik einseitig eine Schlüsselindustrie in ein Feld, wo
Beschäftigungsabbau die zwangsläufige Folge wäre. [...]

Wir haben in Europa für die Energie ein marktwirtschaftliches
Instrument, einen CO2-Handel. Und gerade mussten sogar grüne
Denkfabriken bestätigen, dass der funktioniert. Hätte man in den
letzten Jahren nur auf den Marktmechanismus des CO2-Handels gesetzt,
dann würden wir viel leichter die Klimaziele erreichen, stattdessen
passiert das Gegenteil. In Deutschland gibt es einen
planwirtschaftlichen Ausstieg aus der Kohle ohne Effekt für das
Klima. Nur mit dem Effekt, dass die Kohlekonzerne jetzt Milliarden an
Entschädigungen bekommen. Aus betriebswirtschaftlichen Erwägungen
wären die ohnehin in den nächsten Jahren aus der Kohle ausgestiegen.
Die Milliarden hätte man nutzen können für Maßnahmen, um die Struktur
zu stärken, oder etwa auch zur Erforschung anderer alternativer
Technologien. [...]"

 * 
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HAMBURG/5009: Luftreinhalteplan - OVG-Klatsche für Rot-Grün (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Januar 2020

Luftreinhalteplan: OVG-Klatsche für Rot-Grün



Das Oberverwaltungsgericht Hamburg hat heute die schriftliche
Urteilsbegründung zur Entscheidung im November über die unverzügliche
Fortschreibung des Luftreinhalteplans von 2017 vorgelegt. Demnach sind
für die Straßenzüge Habichtstraße sowie Högerdamm, Spalding- und
Nordkanalstraße unverzüglich Durchfahrtsbeschränkungen für
Dieselfahrzeuge in den Blick zu nehmen. (Az. 1 E 23/18,
Pressemitteilung v. 5.12.2019). Der geltende Luftreinhalteplan sei
unzureichend, weil die bisher festgelegten Maßnahmen nicht
sicherstellen, dass die seit dem 1. Januar 2010 zwingend
einzuhaltenden NO2-Grenzwerte an den hier in Rede stehenden Straßen
schnellstmöglich eingehalten werden.

"Es ist traurig, dass für den notwendigen Schutz der Anwohner_innen
erst Gerichtsurteile erforderlich sind", erklärt Stephan Jersch,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Durchfahrtsbeschränkungen für Dieselfahrzeuge sind
nicht nur auf den genannten vier Straßenzügen, sondern überall dort,
wie die Grenzwerte überschritten und die Gesundheit gefährdet werden,
vorzunehmen". Die im Zuge der Fortschreibung zu erstellenden
Immissionsprognosen auf vollständig aktualisierter Datengrundlage und
der Prüfung der verschiedenen Varianten denkbarer
Verkehrsbeschränkungen fordere die Fraktion schon lange. Nun sei diese
parlamentarische Kritik auch gerichtlich bestätigt. "Einmal mehr zeigt
sich, dass die rot-grüne Verkehrspolitik viel zu wenig mit
klimafreundlichem und nachhaltigem Handeln zu tun hat", ergänzt Heike
Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020
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HAMBURG/5008: Kältetote trotz freier Plätze im Winternotprogramm (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Januar 2020

Kältetote trotz freier Plätze im Winternotprogramm



105 obdachlosen Menschen wurde in der ersten Winterhälfte der Zugang
zum Winternotprogramm verwehrt, obwohl die Auslastung an den beiden
Standorten von fördern&wohnen seit 1. November nur bei
durchschnittlich 75 Prozent liegt. Sie wurden mit dem Hinweis auf
Selbsthilfemöglichkeiten oder mangelnde Mitwirkung an die Wärmestube
verwiesen, die allerdings im Schnitt nur von 30 Menschen genutzt
wurde, wie eine Anfrage (21/19517) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft ergibt.

"Das Winternotprogramm ist nicht ausgelastet, und trotzdem schlafen
viele Menschen bei gefährlich niedrigen Temperaturen in Parks und auf
Straßen. Viele der Obdachlosen, die an die Wärmestube verwiesen
wurden, kommen da gar nicht erst an", erklärt Cansu Özdemir,
sozialpolitische Sprecherin der Fraktion. "Der Senat sollte sich
fragen, ob seine Einlasspolitik nicht dazu beiträgt, dass Menschen das
Risiko einer Übernachtung auf der Straße auf sich nehmen. Dass kurz
vor Weihnachten erneut ein Obdachloser auf der Straße verstorben ist
zeigt einmal mehr, dass sich etwas ändern muss. Der Senat muss endlich
die Forderungen der Obdachlosenhilfe erfüllen: Das Winternotprogramm
muss ganztägig geöffnet werden und allen Menschen anonym zugänglich
sein!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/5007: Schulproteste gegen AfD - Berechtigt und notwendig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Januar 2020

Schulproteste gegen AfD: Berechtigt und notwendig



Mit Schildern und Transparenten haben heute 150 Schüler_innen vor der
Max-Brauer-Schule in Bahrenfeld gegen den Auftritt von Alexander Wolf
von der AfD protestiert. Die Veranstaltung, zu der Vertreter_innen
aller in der Bürgerschaft vertretenen Parteien eingeladen waren, wurde
daraufhin abgesagt. "Der Protest vor der Schule ist berechtigt und
gut", erklärt Norbert Hackbusch von der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, der vor Ort war. "Nicht Schweigen wird den
Rassismus und die Menschenverachtung der AfD bekämpfen können, sondern
selbstbewusste Aktionen. Allerdings halte ich eine argumentative
Auseinandersetzung mit den Politiker_innen der AfD ebenso für
notwendig. Deshalb hätte ich mit den Schüler_innen und auch mit
Alexander Wolf die Podiumsdiskussion durchgeführt."

Für Hackbusch ist Wolf kein harmloser Abgeordneter: "Alexander Wolf
ist rechtsradikaler Scharfmacher in der AfD Hamburg. Immer wieder
hetzt er gegen zivilgesellschaftlichen Antifaschismus - wie zum
Beispiel bei der Ida-Ehre-Schule. Nach seinen Provokationen bejammert
er dann seine Ausgrenzung und versucht sich als Unschuldslamm
darzustellen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020
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HAMBURG/5006: Hamburg braucht eine starke Mopo - Print und digital (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Januar 2020

Hamburg braucht eine starke Mopo - Print und digital!



Die Verhandlungen zum geplanten Verkauf der Hamburger Morgenpost gehen
still und heimlich weiter, doch dringen mögliche Szenarien zur Zukunft
der Mopo aus den Verhandlungsräumen. So zieht DuMont wohl neben einem
Management-Buyout und einer Einstellung der Printausgabe nun auch eine
Insolvenz in Betracht. "Es wäre eine Katastrophe für Hamburgs
Presselandschaft, wenn mit der Mopo nun ein weiteres Traditionsblatt
entfiele", erklärt Stephan Jersch, medienpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Mit dem
Verhalten gegenüber der Mopo schadet DuMont seiner Reputation
nachhaltig. Die Belegschaft ist seit Jahren durch immer neue
geschäftspolitische Entscheidungen in einer Dauer-Achterbahnfahrt -
ihr gilt unsere Solidarität."

DuMont müsse nach mehreren geschäftspolitischen Fehlentscheidungen der
Mopo nun im Rahmen eines Management-BuyOuts eine Chance geben: "Es
wäre eine Schande, wenn kurz nach dem 70. Geburtstag der Mopo mit
deren Ende ein kaum wiedergutzumachender Verlust für die
Meinungsvielfalt in Hamburg einträte."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3452: Weg frei für Landarztgesetz des Landes (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. Januar 2020

Weg frei für Landarztgesetz MV



Der Gesundheitsausschuss des Landtages hat heute dem Landarztgesetz
der Landesregierung zugestimmt. Dazu erklärt der gesundheitspolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Julian Barlen:

"Wer sich zukünftig verpflichtet, nach dem Studium in einer ländlichen
Region als Arzt oder Ärztin tätig zu werden, bekommt leichter einen
Studienplatz. Das bedeutet auch mehr Chancen für Landeskinder, die
sich für die medizinische Versorgung in ihrer Heimat einbringen
wollen. Das sieht das heute vom Gesundheitsausschuss beschlossene
Gesetz vor. Das ist ein wichtiger Baustein, um dem Ärztemangel gerade
im ländlichen Raum entgegenzuwirken.

Gegenwärtig sind rund 1.200 Hausärztinnen und Hausärzte in MV tätig.
Davon werden aber mehr als ein Drittel in den nächsten sechs bis 15
Jahren in den Ruhestand gehen. In vielen Regionen kann es daher zur
Unterversorgung kommen, wenn nichts getan wird. Und genau deshalb ist
das neue Landarztgesetz so wichtig.

Mit dem Gesetz gehen wir neue Wege. Wir brauchen zur
Fachkräftesicherung innovative Ansätze. Deshalb hat der Ausschuss auf
Initiative der Koalitionsfraktionen einer Entschließung zugestimmt, um
die Wirkung des Gesetzes auszuwerten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3451: Vorschläge aus der Praxis kommen im Schulalltag an (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. Januar 2020

Vorschläge aus der Praxis kommen im Schulalltag an



Das Land wird ab dem kommenden Schuljahr 2,6 Mio. Euro zusätzlich
investieren, um erfahrene Lehrerinnen und Lehrer in den höheren
Altersgruppen im schulischen Alltag zu entlasten.

Dazu erklärt der bildungspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Andreas Butzki:

"Zuletzt im vergangenen September hat meine Fraktion Workshops zum
Thema "Gute Schule - gemeinsam gestalten" organisiert. In Güstrow ging
es dabei auch konkret darum, wie Lehrkräfte, die lange im Beruf aktiv
sind, auch weiterhin leistungsfähig bleiben können. Von den Praktikern
wurden vor allem Anrechnungsstunden gefordert, damit mehr Zeit für die
Vor- und Nachbereitung der Stunden bleibt. Es freut mich sehr, dass
wir das jetzt umsetzen können. Nach dem Gesundheitsprogramm, das
bereits in der vergangenen Legislaturperiode gestartet wurde, ist dies
eine weitere Maßnahme, um erfahrene Lehrkräfte möglichst lange im
Schuldienst zu halten. Um den Unterricht abzusichern sind gerade die
erfahrenen Lehrerinnen und Lehrer unverzichtbar. Insofern ist die
angekündigte Entlastung auch Ausdruck der großen Wertschätzung, für
diese Lehrkräfte."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3450: Online-Kurse zur Weiterbildung nutzen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. Januar 2020

Online-Kurse zur Weiterbildung in MV nutzen 



Künstliche Intelligenz - oder kurz KI bzw. im Englischen AI - ist ein
Begriff, der im Zusammenhang mit der Digitalisierung immer wieder
fällt.

Grundlagen der KI finden sich in allen möglichen Anwendungen der
Digitalisierung wieder, von der Foto-Vorsortierung im Handy bis hin zu
automatischen Übersetzungen. Die finnische Regierung hatte daher
bereits 2018 gemeinsam mit der Unternehmensberatung Reaktor einen
kostenlosen Online-Weiterbildungs-Kurs erstellt, der allen Bürgerinnen
und Bürgern Finnlands offen steht. 220.000 Menschen haben diesen
Online-Kurs bisher absolviert und dabei alles über die Grundlagen von
KI gelernt.

Seit Ende 2019 ist der Online-Kurs jetzt auch in deutscher Sprache
verfügbar - ebenfalls kostenfrei. Die Bundesregierung und die deutsche
Wirtschaft haben sich an den Kosten der Übersetzung beteiligt.

Der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen
Schulte erklärt hierzu:

"Ein solcher Kurs ist gerade für die kleinen Unternehmen im Land eine
große Chance. Mit ein bis zwei Stunden pro Woche können
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter - selbstverständlich auch
Firmenchefs - dieses Weiterbildungsangebot problemlos in den
Arbeitsalltag einbauen. Benötigt wird lediglich ein PC mit
Internetanschluss.

Mit dem jetzt auf den Weg gebrachten Breitbandausbau in
Mecklenburg-Vorpommern werden die Voraussetzungen dafür geschaffen,
dass digitale Wertschöpfungsmodelle auch für unsere Unternehmen
zunehmend an Bedeutung gewinnen. Solche Weiterbildungskurse helfen
dabei, die eigene Positionierung auf neuen Geschäftsfeldern durch ein
besseres Verständnis der Materie zu erleichtern. Wir würden es als
Fraktion begrüßen, wenn dieses Angebot auch in Mecklenburg-Vorpommern
breit genutzt wird."

Der Online-Kurs zur Einführung in die KI steht unter der
Internetadresse www.elementsofai.de kostenfrei jedermann zur
Verfügung. Nach erfolgreicher Absolvierung des Kurses gibt es zudem
ein Zertifikat über die Kursteilnahme. Spezialkenntnisse oder ein
Hochschulabschluss sind keine Voraussetzung für das Bestehen des
Kurses.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5331: Tariflohn bietet Sicherheit und macht Unternehmen attraktiver für Fachkräfte (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.01.2020

Tariflohn bietet Sicherheit und macht Unternehmen attraktiver für
Fachkräfte



Die Zahl der Tarifbeschäftigten nimmt auch in Rheinland-Pfalz seit
Jahren deutlich ab. Aus diesem Grund hat die GRÜNE Landtagsfraktion
die Landesregierung im heutigen Ausschuss für Soziales und Arbeit um
Bericht zum Thema "Immer weniger Tarifbeschäftigte in Rheinland-Pfalz"
gebeten. Dazu erklärt der sozialpolitische Sprecher der Fraktion,
Daniel Köbler:

"Die Tarifbindung von Unternehmen sinkt deutschlandweit, aber auch
hier bei uns in Rheinland-Pfalz, seit Jahren kontinuierlich - eine
äußerst bedenkliche Entwicklung, die wir mit großer Sorge verfolgen.
Auch wenn Rheinland-Pfalz mit rund 61 Prozent tarifgebundenen
Betrieben im Bundesschnitt noch verhältnismäßig gut dasteht, ist die
Tendenz eindeutig: In den vergangenen zwei Dekaden ist die Zahl um elf
Prozent gesunken. Wir müssen uns deshalb mit aller Kraft dafür
einsetzen, dass die Zahl der Unternehmen mit Tarifbindung wieder
steigt. Denn Betriebe, die ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach
Tarif bezahlen, investieren damit sowohl in ihre Zukunftsfähigkeit als
auch in ihr Betriebsklima: Tarifverträge bieten Beschäftigten ein
überdurchschnittliches Maß an Sicherheit, binden sie an ihr
Unternehmen und machen dieses somit auch deutlich attraktiver für
qualifizierte Fachkräfte.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, Gewerkschaften und die
Landesregierung müssen hier an einem Strang ziehen. Wir müssen die
Unternehmen zur Einhaltung der Tarifbezahlung anhalten. Mit dem
Landestariftreuegesetz sollen öffentliche Aufträge an die Tarifbindung
der Unternehmen gekoppelt werden. Die Länder brauchen dabei aber von
Bundesseite vor allem die nötige Rechtssicherheit."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5330: Bei Pendler-Radrouten wird 2020 kräftig in die Pedale getreten (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 15.01.2020

Bei Pendler-Radrouten wird 2020 kräftig in die Pedale getreten



Ein erklärtes Ziel GRÜNER Politik ist der Bau von Pendler-Radrouten,
um insbesondere den Alltagsradverkehr zu stärken. Vor diesem
Hintergrund hat die GRÜNE Landtagsfraktion die Landesregierung im
heutigen Verkehrsausschuss um Bericht zum aktuellen Sach- und
Planungsstand der verschiedenen geplanten Strecken in Rheinland-Pfalz
gebeten. Dazu erklärt Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion:

"Die weitere Förderung des Radverkehrs ist ein wesentlicher Faktor für
das Gelingen der Verkehrswende. Nur mit einer flächendeckenden,
sicheren und gut ausgebauten Radinfrastruktur wird sich das Fahrrad im
Alltag als Alternative zum Auto etablieren können. Wir freuen uns
deshalb sehr, dass in diesem Jahr ein erster Teilabschnitt der
Pendler-Radroute Bingen - Ingelheim - Mainz realisiert wird. Außerdem
rechnen wir im Frühjahr mit der Fertigstellung von gleich drei
Machbarkeitsstudien: Am Oberrhein für den Abschnitt Worms, Frankenthal
und Ludwigshafen, außerdem für den Abschnitt Schifferstadt - Wörth und
für die Pendler-Radroute Konz - Trier - Schweich. Mit diesen Studien
können die Kommunen mit Unterstützung der Landesregierung endlich in
konkrete und bedarfsorientierte Planungen einsteigen.

Das Land gewährt den Landkreisen, Städten und Gemeinden aber bereits
jetzt Geld für Investitionen in Pendler-Radrouten. Aktuell liegen die
Fördersätze bei bis zu 90 Prozent. Die Kommunen müssen jedoch die
entsprechenden Förderanträge selbst stellen, was Zeit und Personal
erfordert. Hier wäre es aus unserer Sicht sinnvoll, eine zentrale und
kostenfreie Beratungsstelle auf Landesebene einzurichten, die den
Kommunen im Antrags- und Förderdschungel bei der Planung von
Pendler-Radrouten und generell bei Radverkehrskonzepten zur Seite
steht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020
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AGRAR/290: Lebensmittelsicherheit verbessern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Lebensmittelsicherheit verbessern



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Die Verbesserung der Lebensmittelsicherheit muss Schwerpunkt der
Ernährungspolitik in 2020 sein, erklärt die SPD-Bundestagsfraktion
anlässlich der internationalen Grünen Woche. Hygieneskandale wie
zuletzt die lebensgefährlichen Listerienverunreinigungen in Wurst
zeigen den dringenden Handlungsbedarf.

"Wir brauchen Verbesserungen bei den Lebensmittelkontrollen
hinsichtlich der gesamten Kontrollstruktur, der Anzahl der Kontrollen
und Kontrolleure und ihrer Ausbildung. Die Kontrollergebnisse müssen
transparent sein, Verbraucherinnen und Verbraucher sollten wissen
dürfen, wie sauber die Küche in ihrem Lieblingsrestaurant ist. Auch
Verbesserungen bei den Arbeitsbedingungen und den
Sachkundeanforderungen in Fleischzerlegebetrieben und in der
Gastronomie gehören zum dringend notwendigen Gesamtkonzept sicherer
Lebensmittel.

Die bereits im Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnahmen zur
Lebensmittelsicherheit müssen endlich umgesetzt werden. Wichtig ist
die Beseitigung der Schwachstellen bei der Lebensmittelüberwachung auf
Basis des Engels-Gutachtens. Das Gutachten von 2011 enthält bereits
Empfehlungen wie die Einrichtung eines ständigen nationalen
Krisenstabs beim Bund, die rechtliche Harmonisierung der
Zugangsvoraussetzungen für amtliche Lebensmittelkontrolleure und die
Erhöhung der Anforderungen an den Sachkundenachweis für die
Gastronomie.

Bisher wurde nichts davon angegangen. Auch eine zwischen den
Koalitionspartnern vereinbarte Regelung für ein Hygienebarometer zur
Information der Verbraucherinnen und Verbraucher über die
Kontrollergebnisse ist bislang nicht in Sicht. Das muss sich dringend
ändern. Die Verbesserung der Lebensmittelsicherheit muss der
Schwerpunkt der Ernährungspolitik 2020 sein."
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FINANZEN/1875: Koalitionsfraktionen wollen "Dürreversicherung" abschließen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2020

Arbeitsgruppen: Finanzen

Koalitionsfraktionen wollen "Dürreversicherung" abschließen



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Die Koalitionspartner haben sich darauf geeinigt, dass die
Versicherungssteuer für das Risiko "Dürre" von 19 Prozent auf
0,03 Prozent sinken soll.

"Die zunehmenden Extremwetterlagen auch in Deutschland haben die
Koalitionsfraktionen veranlasst, neben Gefahren wie Hagelschlag,
Sturm, Starkfrost, Starkregen oder Überschwemmungen auch explizit um
Dürreschäden den Katalog der wetterbedingten Extremwetterereignisse im
Versicherungssteuergesetz zu erweitern. Mit der Gesetzesänderung soll
die Möglichkeit geschaffen werden, Versicherungen gegen Dürreschäden
versicherungssteuerlich genauso zu behandeln wie Versicherungsverträge
zur Absicherung gegen die übrigen Wetterelementargefahren.

Damit geben wir ein deutliches Signal an die Landwirtschaft zur
verbesserten betrieblichen Eigenvorsorge. Die landwirtschaftlichen
Betriebe können sich dadurch bereits in diesem Jahr gegen
dürrebedingte Ertragsausfälle zu vergünstigten Konditionen absichern.
Wir lassen die Landwirte nicht auf dem Trockenen sitzen.

Das ungewöhnliche Vorgehen im Rahmen des Gesetzes zur Einführung von
Sondervorschriften für die Sanierung und Abwicklung von zentralen
Gegenparteien ist dem Umstand geschuldet, dass das
Versicherungssteuergesetz erst im Herbst in das parlamentarische
Verfahren eingebracht wird und die Landwirte im schlechtesten Fall
einen erneuten Dürresommer ohne Versicherung überstehen müssten."
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INNEN/3088: Schwimmbad-Sanierung - umfangreiche Investitionsoffensive ist nötig


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Sport

Schwimmbad-Sanierung: umfangreiche Investitionsoffensive ist nötig



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher;

Cansel Kiziltepe, zuständige Berichterstatterin:

In der heutigen Anhörung im Sportausschuss des Deutschen Bundestages
zur Situation der Schwimmbäderinfrastruktur haben die Sachverständigen
der Sportorganisationen, der Sportstättenbetreiber und der Deutschen
Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) eindrucksvoll beschrieben, welche
Gefahren von den anhaltenden Schließungen von Schwimmbädern ausgehen.
So gelten in Deutschland immer weniger Menschen als nicht sichere
Schwimmer. Davon sind insbesondere junge Menschen betroffen. Daher
fordern wir eine umfangreiche Investitionsoffensive für die
Sportstätteninfrastruktur in Deutschland.

"Schwimmen ist viel mehr als nur eine Sportart. Schwimmbäder haben
eine wichtige soziale Funktion. Für viele Menschen gehört der
Familienausflug in ein Freibad im Sommer oder ganzjährig in eine
Schwimmhalle zu einem gelungenen Ausflug. Darüber hinaus benötigen die
mehr als 580.000 Mitglieder im Deutschen Schwimmverband, die wiederum
in rund 2.500 Vereinen organisiert sind, und die Anbieter von
Gesundheits- und Bewegungskursen eine gute Bäderinfrastruktur.

Für die Menschen sollte der richtige Umgang im Wasser bereits im
Kindesalter beginnen. Leider wird der Schwimmunterricht jedoch in
vielen Fällen nur noch sporadisch durchgeführt, da die
Bäderinfrastruktur nicht ausreicht. Dies hat zur Folge, dass fast
60 Prozent der Zehnjährigen in Deutschland nicht mehr als sichere
Schwimmer gelten. Im Jahr 1990 waren es weniger als zehn Prozent. Die
Gründe hierfür sind vielschichtig: Schwimmhallen schließen, da sie
marode sind oder die Kosten durch die kommunalen Betreiber nicht
gedeckt werden können.

Um marode Schwimmhallen vor einer Schließung zu bewahren, sind
dringend Investitionen erforderlich. Daher hat sich die
SPD-Bundestagsfraktion für die Programme zur energetischen
Gebäude-Sanierung und zur Sanierung kommunaler Einrichtungen in den
Bereichen Sport, Jugend und Kultur in Höhe von 750 Millionen Euro
eingesetzt, deren Mittel unter anderem für die Instandhaltung von
Sportstätten verwendet werden können. Daher fordern wir eine
umfangreiche Investitionsoffensive für die Sportstätteninfrastruktur
in Deutschland, um den enormen Sanierungsbedarf von Sportanlagen und
Schwimmhallen abbauen zu können. Nicht zuletzt deshalb fordern wir
eine Entschuldung der meist verschuldeten Kommunen, um diese auch im
Bereich der Sportstätten wieder handlungsfähig zu machen. Häufig ist
für Kommunen nämlich nicht einmal mehr der Betrieb von Schwimmhallen
wirtschaftlich möglich. Denn nur mit einer intakten Infrastruktur
haben die Sportvereine die Möglichkeit, ihre Kurse anzubieten und die
Sportstätten mit Leben zu füllen."
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RECHT/732: Kinderpornografie effektiver bekämpfen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Kinderpornografie effektiver bekämpfen



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher:

Am Freitag wird der Bundestag zwei wichtige Maßnahmen zur Bekämpfung
von Kinderpornografie und Kindesmissbrauch beschließen: die Ausweitung
der Versuchsstrafbarkeit beim sogenannten Cybergrooming und die
Erlaubnis der Verwendung von künstlich hergestellten
kinderpornografischen Bildern durch die Polizei, um sich Zugang zu
Pädophilen-Foren zu verschaffen.

"Mit diesen beiden Maßnahmen können Polizei und Justiz
Kinderpornografie effektiver bekämpfen. Strafbar soll künftig auch der
Fall sein, wenn ein Täter mit sexuellen Absichten online ein Kind
anspricht, es sich bei der angesprochenen Person aber tatsächlich um
einen Erwachsenen handelt. Da der Täter aber mit sexuellen Absichten
ein Kind ansprechen will, zeigt sich darin seine Gefährlichkeit und
deshalb wollen wir die Strafbarkeit hier erweitern.

Ebenfalls wichtig ist eine neue Befugnis für die Polizei im Bereich
der Bekämpfung von Kinderpornografie. Deren Verbreitung hat in den
vergangenen Jahren in erschreckendem Ausmaß gerade im Internet
zugenommen. Um dem beizukommen, braucht die Polizei effektive
Ermittlungsmöglichkeiten. Allzu oft scheitert nach geltendem Recht die
Ermittlung von pädophilen Straftätern jedoch daran, dass Täter
kinderpornografisches Material in anonymen Foren austauschen. Der
Zugang zu diesen Foren wird regelmäßig nur Personen ermöglicht, die
selbst kinderpornografisches Material anbieten. Wir wollen deshalb
speziell geschulten Polizeibeamten nach Genehmigung durch einen
Richter den Einsatz von künstlich hergestellten kinderpornografischen
Bildern erlauben, damit sie sich so Zugang in die einschlägigen Foren
verschaffen können."
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SOZIALES/2812: Bundesweit einheitliche Wohnungslosenstatistik wird eingeführt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Bundesweit einheitliche Wohnungslosenstatistik wird eingeführt



Daniela Kolbe, zuständige Berichterstatterin;

Ulli Nissen, zuständige Berichterstatterin:

Der Deutsche Bundestag verabschiedet heute ein Gesetz, mit dem eine
bundesweit einheitliche statistische Erfassung von Wohnungslosigkeit
eingeführt wird. Das ist ein großer Schritt im Kampf gegen
Wohnungslosigkeit. Denn nur mit verlässlichen Daten können passgenaue
Programme für die Betroffenen entwickelt werden.

"Damit schaffen wir erstmals eine solide Datengrundlage zu
Wohnungslosigkeit in Deutschland. Die Statistik wird ab 2022 die Zahl
der untergebrachten wohnungslosen Menschen erfassen. Gleichzeitig wird
ein Forschungsbericht alle zwei Jahre ergänzende empirische
Informationen über Obdachlosigkeit und andere Formen von
Wohnungslosigkeit liefern. Auf dessen Grundlage sollen mittelfristig
alle Arten von Wohnungslosigkeit statistisch erhoben werden.

Wohnungslosigkeit gehört zu den fatalsten Formen von Armut. Sie führt
zu sozialer Ausgrenzung und bringt die betroffenen Menschen in eine
extrem kritische Lage. Um wirksam gegen Wohnungslosigkeit vorgehen zu
können, brauchen wir belastbare Daten darüber, wie viele Menschen von
Wohnungslosigkeit betroffen sind. Das regeln wir mit dem Gesetz. Damit
erfüllen wir eine langjährige Forderung der SPD und sozialpolitischer
Verbände. Die breite Zustimmung der anderen Parteien zeigt: Es
herrscht Einigkeit darüber, dass das Gesetz dazu beitragen wird, vor
Ort passende Maßnahmen und Präventionsprogramme auf den Weg zu
bringen, die Wohnungs- und Obdachlosigkeit effizient bekämpfen."
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BERUF/1967: Aus der Berufsschule hinaus in die Welt (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 16.01.2020

Aus der Berufsschule hinaus in die Welt

AusbildungWeltweit öffnet sich 2020 für Berufsschulen



Seit 2017 fördert AusbildungWeltweit Auslandsaufenthalte für Auszubildende
und Bildungspersonal rund um den Globus. Im neuen Jahr treten Neuerungen in
Kraft, durch die das Förderprogramm mehr Menschen erreichen wird: Künftig
können auch Berufsschulen Förderanträge stellen und Auszubildende in
vollzeitschulischen Berufsausbildungen werden förderfähig. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Mehr Menschen in der Berufsausbildung sollen künftig Auslandserfahrungen
sammeln. Ob Auszubildende oder Lehrpersonal: Der Perspektivwechsel im
Ausland ermöglicht jungen Menschen einen unschätzbare interkulturelle
Erfahrungen. Von diesem Erfahrungsschatz junger Menschen profitiert
natürlich auch der weltweit bestens vernetzte Wirtschaftsstandort
Deutschland. Mir ist es ein wichtiges Anliegen, dass für junge Menschen die
Möglichkeiten für Auslandsaufenthalte noch besser werden. Deshalb können
von nun an auch die beruflichen Schulen Zuschüsse für ihre Berufsschüler
beantragen. Auch Personen in vollzeitschulischen Ausbildungen bekommen
künftig Unterstützung. Junge Menschen, die beispielsweise eine Ausbildung
in den Pflegeberufen machen, können in Zukunft mithilfe von
AusbildungWeltweit Praxiserfahrungen im Ausland sammeln. Ich freue mich,
wenn möglichst viele Auszubildende diese Möglichkeit nutzen.

Mit AusbildungWeltweit wollen wir dazu beitragen, die Auslandsmobilität in
der Berufsausbildung in den nächsten Jahren weiter deutlich zu steigern.
Noch mehr angehende und erfahrene Fachkräfte sollen von Lernaufenthalten in
der ganzen Welt profitieren."


Hintergrund:

Das Förderprogramm AusbildungWeltweit wurde 2017 als Pilotprojekt ins Leben
gerufen und ist seit 2018 ein offizielles Programm des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung (BMBF). Es unterstützt Auslandsaufenthalte von
Auszubildenden, Ausbilderinnen und Ausbildern im Rahmen der Berufsbildung
und soll eine tragende Säule der Internationalisierung der Ausbildung
werden. Während das EU-Programm Erasmus+ Lernaufenthalte innerhalb Europas
fördert, schließt AusbildungWeltweit eine wichtige Förderlücke für
Auslandspraktika rund um den Globus. Seit 2017 hat das Programm rund 1.000
Auslandsaufenthalte von angehenden und erfahrenen Fachkräften in über 40
Ländern auf der ganzen Welt bewilligt.

Zum Jahresbeginn 2020 tritt die neue Förderrichtlinie für
AusbildungWeltweit in Kraft. Sie verbessert die Fördermöglichkeiten.
Bislang konnten nur Ausbildungsbetriebe, Kammern oder andere
nichtschulische Einrichtungen der Berufsbildung Anträge stellen. Ab sofort
können neben den Berufsschulen auch weitere Ausbildungsstätten wie
beispielsweise Zahnarztpraxen, Anwaltskanzleien und viele mehr Anträge
einreichen.

Eine weitere wichtige Änderung: Während bisher nur Auszubildende in einer
dualen Berufsausbildung gefördert werden konnten, schließt die neue
Förderrichtlinie nun auch junge Menschen in vollzeitschulischer
Berufsausbildung mit ein. Damit können beispielsweise Auszubildende aus dem
Sozial- und Gesundheitswesen Mittel für ihre weltweiten Lernaufenthalte
erhalten.

Die Änderungen greifen bereits in den nächsten drei Antragsrunden- im
Februar 2020, im Juni und im Oktober 2020. Weitere Informationen rund um
die Antragstellung und die neue Förderrichtlinie gibt es unter
ausbildung-weltweit.de.
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VERBAND/2383: Bauernverband zur Nationalen Bioökonomiestrategie (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

DBV zur Nationalen Bioökonomiestrategie

Für eine nachhaltige Kreislaufwirtschaft



Zitat des Generalsekretärs des Deutschen Bauernverbandes, Bernhard
Krüsken, zur Nationalen Bioökonomiestrategie der Bundesregierung: "Der
Deutsche Bauernverband unterstützt das Ziel der heute vom
Bundeskabinett verabschiedeten Bioökonomiestrategie, Ökonomie und
Ökologie für ein nachhaltiges Wirtschaften zu verbinden. Das Ziel der
Dekarbonisierung erzwingt den Einstieg in die Bioökonomie. Wir gehen
davon aus, dass die landwirtschaftlichen Stoffkreisläufe bei der
Umsetzung dieser Strategie eine zentrale Rolle spielen werden. Dazu
gehören aber auch die in der Strategie ausgeblendeten Fragen zur
landwirtschaftlichen Nutztierhaltung, die derzeit einen wichtigen Teil
dieser Kreisläufe darstellt. Der Deutsche Bauernverband setzt auch
darauf, dass die Nationale Bioökonomiestrategie über Forschung und
Innovation einen Beitrag für eine konstruktive gesellschaftliche
Diskussion über eine moderne und zukunftsfähige Landwirtschaft leisten
wird."
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1339: Nur geringe Mengen an Pflanzenschutzmittelrückständen in Lebensmitteln festgestellt (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
15.01.2020

Nur geringe Mengen an Pflanzenschutzmittelrückständen in Lebensmitteln
festgestellt

BVL stellt Ergebnisse für 2018 vor: Höhe der Rückstände ist abhängig von
der Herkunft



Lebensmittel weisen insgesamt nur sehr geringe Mengen an Rückständen von
Pflanzenschutzmitteln auf. Die Untersuchungsergebnisse der amtlichen
Lebensmittelüberwachung aus dem Jahr 2018 bestätigen die Entwicklung der
Vorjahre. Der Blick auf einzelne Kulturen fällt allerdings ebenso
unterschiedlich aus wie der auf die Herkunft der Produkte. Erzeugnisse aus
Deutschland und anderen EU-Staaten sind deutlich geringer belastet als
solche aus Nicht-EU-Staaten. Dies geht aus der heute vom Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) veröffentlichten
"Nationalen Berichterstattung Pflanzenschutzmittelrückstände in
Lebensmitteln 2018" hervor.

Die Betrachtung einzelner Kulturen deckt sich mit den Ergebnissen der
vorangegangenen Jahre: Bei häufig verzehrten Lebensmitteln wie Äpfeln,
Karotten, Kartoffeln und beliebten saisonalen Erzeugnissen wie Erdbeeren
oder Spargel sind kaum oder gar keine Überschreitungen der gesetzlichen
Rückstandshöchstgehalte festzustellen. Kulturen mit den meisten
Überschreitungen (mindestens 100 Proben) sind Bohnen mit Hülsen (18,8 %),
Reis (13,7 %), und Grünkohl (11,9 %).

Für Säuglings- und Kleinkindernahrung gelten besonders strenge
Vorschriften und sehr niedrige Höchstgehalte für
Pflanzenschutzmittelrückstände. Der Anteil der Proben in Säuglings- und
Kleinkindernahrung, in denen Rückstände nachgewiesen wurden, ist 2018 im
Vergleich zum Vorjahr leicht angestiegen (2018: 13,4 %; 2017: 9,7 %). Ein
großer Anteil dieser Proben entfällt auf das Element Kupfer. Dagegen ging
die Quote der Überschreitungen in den vergangenen Jahren kontinuierlich
zurück - auf 1,2 % im Jahr 2018 (2017: 1,5 %, 2016: 4,3 %, 2015: 10,3 %).
Der Nachweis zu hoher Rückstände muss nicht zwingend durch die Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln verursacht worden sein, da auch andere
Eintragswege, etwa bei Phosphonsäure, möglich sind.

Produkte aus Nicht-EU-Ländern stärker belastet

Erzeugnisse aus der EU enthalten weniger Pflanzenschutzmittelrückstände
als Importe von außerhalb der EU. Im Jahr 2018 wurden lediglich bei 1,3 %
der untersuchten Erzeugnisse aus Deutschland Überschreitungen der
Rückstandshöchstgehalte festgestellt. In den vergangenen fünf Jahren
bewegte sich diese Quote stets auf sehr niedrigem Niveau zwischen 1 und 2
% (2017: 1,1 %). Lebensmittel aus anderen EU-Staaten waren ähnlich gering
belastet. Hier lag die Quote der Überschreitungen bei 1,5 % (2017: 1,9 %).

Bei importierten Lebensmitteln aus Nicht-EU-Staaten ist die Zahl der
Überschreitungen im Jahr 2018 auf 8,8 % (Vorjahr 6,3 %) gestiegen. Sie
steigt seit 2015 tendenziell an. Bei differenzierter Betrachtung der Daten
zeigt sich jedoch, dass die meisten Lebensmittel aus Nicht-EU-Staaten wie
Äpfel, Kartoffeln, Tomaten, Orangensaft und alle untersuchten tierischen
Lebensmittel nur gering belastet sind und keine oder nur wenige
Überschreitungen des Rückstandshöchstgehalts aufweisen. Quoten von über 15
% und mehr werden zumeist nur bei wenigen Produkten wie Gemüsepaprika,
Bohnen mit Hülsen, frischen Kräutern und Auberginen festgestellt. Die
hierbei häufig nachgewiesenen Wirkstoffe sind Carbendazim in
Gemüsepaprika, Acephat und Methamidophos in Bohnen sowie Chlorpyrifos in
frischen Kräutern.

Lebensmittel aus ökologischem Anbau

Wie in den Jahren zuvor wurden in Lebensmitteln aus ökologischem Anbau
durchgehend wesentlich weniger Rückstände von Pflanzenschutzmitteln
nachgewiesen als in konventionell erzeugten. Bei Biolebensmitteln hat sich
der Anteil an Proben mit Rückständen über den Rückstandshöchstgehalten
weiter auf 0,8 % verringert (Vorjahre 1,0 % bzw.1,3 %). Im Vergleich dazu
lag diese Quote für Lebensmittel aus konventionellem Anbau bei 3,2 %.

Mehrfachrückstände

In 27,5 % aller untersuchten Proben wurde mehr als ein Wirkstoff
nachgewiesen. Wie im Vorjahr fielen unter anderem Mandarinen, Grapefruit,
Johannisbeeren, Orangen, frische Kräuter, Tafeltrauben, Himbeeren,
Zitronen, Paprika/Chilis, Aprikosen und Birnen auf. Darüber hinaus sind im
Jahr 2018 bei Salatrauke/Rucola und Bananen Mehrfachrückstände
festgestellt worden.

Risikoorientierte Probenahme

Insgesamt wurden im Jahr 2018 19.611 Lebensmittelproben in den Laboren der
Bundesländer auf Pflanzenschutzmittelrückstände untersucht. Zu dem
Untersuchungsspektrum gehörten 1.016 Wirkstoffe. Überschreitungen der
Rückstandshöchstgehalte wurden bei 166 Wirkstoffen (16,3 %) festgestellt.
Zu den Wirkstoffen mit den häufigsten Überschreitungen gehörten neben
Chlorat und Nikotin Fosetyl, Dithiocarbamate und Carbendazim.

Eine Überschreitung des Höchstgehalts ist dabei nicht gleichbedeutend mit
einer Gesundheitsgefahr für die Verbraucher. Der Rückstandshöchstgehalt
bezieht sich lediglich auf die Menge an Rückständen, die bei
ordnungsgemäßer Anwendung des Pflanzenschutzmittels nicht überschritten
werden dürfen. Eine Gesundheitsgefahr für den Verbraucher darf nicht
gegeben sein.

Die Auswahl der Proben erfolgte risikoorientiert, d. h. die
Überwachungsbehörden vor Ort haben häufiger Proben von Lebensmitteln
genommen, die bereits in der Vergangenheit auffällig waren. Aufgrund des
risikoorientierten Ansatzes ist der Anteil an Proben, bei denen
Überschreitungen der Rückstandshöchstgehalte festgestellt werden,
überproportional groß. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die
durchschnittliche Belastung von Lebensmitteln mit Rückständen von
Pflanzenschutzmitteln niedriger ist.


Weiterführende Informationen

Zusammenfassung des Berichts "Nationale Berichterstattung
Pflanzenschutzmittelrückstände in Lebensmitteln" 2018:
http://www.bvl.bund.de/psmr_2018_zus

Bericht zur "Nationalen Berichterstattung

Pflanzenschutzmittelrückstände in Lebensmitteln 2018":

http://www.bvl.bund.de/psmr_2018

Tabellen zur "Nationalen Berichterstattung

Pflanzenschutzmittelrückstände in Lebensmitteln 2018":

http://www.bvl.bund.de/psmr_tabellen2018

Archiv der Berichte zur "Nationalen Berichterstattung
Pflanzenschutzmittelrückstände" einschließlich der entsprechenden
Tabellen:

http://www.bvl.bund.de/nbpsm_archiv

Festlegung von Rückstandshöchstgehalten von Pflanzenschutzmitteln:

http://www.bvl.bund.de/psm_rueckstaende

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 15.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/919: Auf abschüssiger Bahn (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 16. Januar 2020

german-foreign-policy.com

Auf abschüssiger Bahn

Atomabkommen mit Iran vor dem endgültigen Scheitern. Berlin toleriert
weiterhin US-Drohnenmord an iranischem Spitzenfunktionär



BERLIN/TEHERAN - Mit der Einleitung des Streitschlichtungsmechanismus im
Atomkonflikt mit Iran hat die Bundesregierung das Ende des Atomabkommens
mit dem Land ein Stück näher gebracht. Teheran hatte zuvor angekündigt,
eventuell von seinem Recht Gebrauch zu machen, sich entsprechend Artikel 26
des Abkommens nach dem Vertragsbruch durch die USA nicht mehr an die
Beschränkung der Urananreicherung zu halten. Laut Auskunft der
Internationalen Atomenergiebehörde, die Irans Atomanlagen weiterhin
überwacht, sind der Ankündigung allerdings noch keine praktischen Schritte
gefolgt. Berlin, Paris und London behaupten, Teherans Vorgehen nicht
hinnehmen zu können, nehmen gleichzeitig aber das Vorgehen der
Trump-Administration hin, die nicht nur das Abkommen gebrochen hat, sondern
mit
dem Mord an Qassem Soleimani und einem weiteren Mordversuch sogar zu Morden
an höchstrangigen Amtsträgern feindlicher Staaten übergegangen ist.
Deutschland entwickelt sich damit, während es massiv für künftige Kriege
rüstet, einmal mehr zum stillschweigenden Komplizen schwerster Verbrechen
verbündeter Staaten.

Artikel 26

Anlass der Ankündigung Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens, im
Streit um das Atomabkommen mit Iran den Streitschlichtungsmechanismus
auszulösen, ist die Mitteilung der iranischen Regierung vom 5. Januar, ab
sofort keine Beschränkung für ihre Urananreicherung mehr zu akzeptieren.
Man werde jedoch auch in Zukunft mit der Internationalen Atomenergiebehörde
(IAEA) zusammenarbeiten, hieß es in Teheran. Auch sei man bereit, alle
Beschränkungen im Fall einer Aufhebung der US-Sanktionen wieder
einzuhalten.[1] Die IAEA bestätigt bis heute, dass Iran der Mitteilung vom
5. Januar noch keine Konsequenzen folgen lassen hat. Dabei entspricht die
Reaktion des Landes vollumfänglich dem Wortlaut des Atomabkommens. Darin
heißt es in Artikel 26: "Iran hat mitgeteilt, dass es eine Wiedereinführung
oder Wiederinkraftsetzung der Sanktionen, wie sie in Anhang II ausgeführt
sind, oder eine Inkraftsetzung neuer nuklearbezogener Sanktionen als Anlass
behandeln wird, die Einhaltung seiner Verpflichtungen aus diesem Abkommen
ganz oder teilweise zu beenden."[2] Dem entspricht die Erklärung vom 5.
Januar.

Staatsverbrechen (I)

Tatsächlich haben nicht nur die Vereinigten Staaten mit der
Wiedereinführung von Sanktionen einschließlich ihrer extraterritorialen
Durchsetzung das Atomabkommen gebrochen. Hinzu kommt, dass Deutschland,
Frankreich und Großbritannien zwar ihrerseits keine neuen Sanktionen
verhängt haben, dass sie aber die extraterritoriale Durchsetzung der
US-Sanktionen gegenüber deutschen, französischen und britischen Firmen
nicht
verhindern und damit gleichfalls zumindest dem Geist des Atomabkommens
zuwiderhandeln. Konkreter Anlass für die iranische Erklärung vom 5. Januar
ist zudem der Drohnenmord an Qassem Soleimani und weiteren hochrangigen
iranischen und irakischen Militärs gewesen - ein Verbrechen, das dem Mord
etwa an einem US-Generalstabschef mit einer iranischen Rakete
gleichzusetzen wäre und vom Völkerrecht in keiner Weise gedeckt ist
(german-foreign-policy.com berichtete [3]). Inzwischen ist bekannt, dass
Washington am 3. Januar außerdem versucht hat, einen Befehlshaber der von
Soleimani geführten Al-Quds-Brigaden zu ermorden.[4] Bei der Aktion, die
freilich misslang, handelt es sich um einen rechtlich ebensowenig
legitimierbaren Mordversuch. Laut Aussage von US-Außenminister Mike Pompeo
ging es der US-Regierung bei den Morden am 3. Januar darum zu zeigen, dass
sie auf "echte Abschreckung" setze: "Dein Gegner muss begreifen, dass du
nicht nur fähig bist, ihm Kosten aufzuerlegen, sondern dass du auch
tatsächlich bereit bist, dies zu tun."[5] Dies gelte auch für die
"Abschreckung" gegenüber Russland und China.

Artikel 36

Während Berlin, Paris und London den Übergang Washingtons zu offenem
Vertragsbruch und zum Mord an hohen Funktionsträgern verfeindeter Staaten
zwar verbal vor der Öffentlichkeit kritisieren, sie faktisch aber völlig
folgenlos lassen, erklären sie nun, ihnen bleibe "angesichts des iranischen
Vorgehens", das freilich dem Wortlaut von Artikel 26 des Atomabkommens
entspricht, "keine andere Wahl, als unsere Bedenken, dass Iran seine
Verpflichtungen aus der Nuklearvereinbarung nicht einhält, heute zu
Protokoll zu geben" - und den Streitschlichtungsmechanismus laut Artikel 36
des Abkommens auszulösen. Formal werden nun die stellvertretenden
Außenminister Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens, Russlands, Chinas
und Irans unter der Leitung der Generaldirektorin des Europäischen
Auswärtigen Diensts, der deutschen Diplomatin Helga Schmid, zu Gesprächen
zusammenkommen. Nach 15 Tagen kann eine Fristverlängerung erfolgen;
andernfalls können dann die Außenminister und der EU-Außenbeauftragte Josep
Borrell für weitere 15 Tage eingeschaltet werden. Bleibt eine Einigung
weiterhin aus, können die drei europäischen Mächte den Fall an den
UN-Sicherheitsrat weiterleiten. Gelangt dieser zu keiner Einigung - und das
kann aufgrund der bekannten US-Positionen als sicher gelten -, treten
sämtliche Sanktionen wieder in Kraft.

Auf dem Weg zur Rechtlosigkeit

Kommt es dazu, dann wäre einer der ersten bedeutenderen Versuche der
europäischen Mächte gescheitert, eigene Positionen in der Weltpolitik auch
gegen US-Interessen zu realisieren: Berlin, Paris und Brüssel hatten mit
dem Kampf um das Atomabkommen mit Teheran letztlich auch ihre Fähigkeit zu
demonstrieren versucht, sich punktuell gegen Washington durchzusetzen.[6]
Hinzu kommt, dass das Vorgehen der Bundesregierung seit dem US-Drohnenmord
vom 3. Januar zeigt, dass Berlin nicht nur offene Vertragsbrüche der USA
toleriert, sondern -ungeachtet verbaler Abgrenzung vor der Öffentlichkeit -
faktisch auch US-Morde an ranghöchsten Funktionsträgern fremder Staaten.
Damit bewegt sich das transatlantische Bündnis auf eine abschüssige Bahn
mit Kurs auf vollständige Rechtlosigkeit in der Weltpolitik. Dies ist umso
bedrohlicher, als die Bundesregierung eine massive Aufrüstungskampagne
betreibt und die Verteidigungsministerin offiziell die Ausweitung deutscher
Militärinterventionen fordert (german-foreign-policy.com berichtete [7]).

Staatsverbrechen (II)

Deutsche Komplizenschaft mit schwersten Staatsverbrechen wäre freilich
nicht neu. Bereits im "Anti-Terror-Krieg", der nach den Anschlägen vom 11.
September 2001 gestartet wurde, beteiligte sich die Bundesrepublik aktiv an
CIA-Maßnahmen, die die Verschleppung von Verdächtigen, ihre Folter in
berüchtigten auswärtigen Gefängnissen und in manchen Fällen auch Mord an
ihnen zum Gegenstand hatten. Zuweilen waren auch deutsche Staatsbürger
betroffen; deutsche Behörden leisteten Beihilfe zu ihrer Verschleppung,
leiteten während der Folterverhöre im Ausland Fragenkataloge an die
Verhörspezialisten weiter und verweigerten Betroffenen die Rückreise nach
Deutschland auch dann, wenn sie erwiesenermaßen unschuldig waren und die
Rückreise ihre Befreiung ermöglicht hätte (german-foreign-policy.com
berichtete [8]). Beteiligt waren neben der Bundesrepublik diverse weitere
europäische Staaten, darunter nicht zuletzt Polen und Rumänien, die
Geheimgefängnisse für CIA-Verschleppungen unterhielten. Die Bundesregierung
hat einer Aufklärung der Vorgänge immer wieder Steine in den Weg gelegt.[9]
Verantwortliche wurden nie belangt; der damalige Kanzleramtschef, der die
Kooperation der Bundesrepublik mit den CIA-Maßnahmen koordinierte, amtiert
heute als Bundespräsident.[10] Künftige deutsche Komplizen staatlicher
Verbrechen dürfen sich in Sicherheit wiegen: Berlin hat seine
Durchhaltefähigkeit gegenüber sämtlichen Aufklärungsversuchen hinlänglich
bewiesen.


Anmerkungen:

[1] Parisa Hafezi: Iran says no limits on enrichment, stepping further from
2015 deal: TV. reuters.com 05.01.2020.

[2] Joint Comprehensive Plan of Action. Vienna, 14 July 2015.

[3] S. dazu Ein Mord und die Folgen

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/8145/

[4] Ein umfassender Schlag gegen Irans militärische Fähigkeiten?
Frankfurter Allgemeine Zeitung 13.01.2020.

[5] Pompeo: Iran abschrecken. Frankfurter Allgemeine Zeitung 15.01.2020.

[6] S. dazu Ein "Muskelaufbauprogramm" für die EU

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/8156/

[7] S. dazu The Germans to the front

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/8099/

und Novembertrommeln

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/8101/

[8] S. dazu Steinmeier und seine Komplizen 

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/3402/

und Zwei weitere Männer

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/3648/

[9] S. dazu Abgleiten in die Barbarei (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/3719/

[10] S. dazu Präsidiable Politik

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/7213/
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FRAUEN/814: Mexiko - Große Fortschritte für Frauenrechte in Oaxaca (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Große Fortschritte für Frauenrechte in Oaxaca

Von Knut Hildebrandt und Miriam Flores



(Oaxaca, 14. Januar 2020, npla) - Was Gewalt gegen Frauen betrifft,
ist Mexiko das gefährlichste Land Lateinamerikas: Sieben Frauen werden
täglich Opfer der als Feminizide bezeichneten Frauenmorde. Gut 95
Prozent dieser Morde bleiben straffrei. Das südmexikanische Oaxaca
zählt zu den Bundesstaaten mit der höchsten Feminizid-Rate des Landes.


Direkter Zusammenhang zwischen Gewalt gegen Frauen und
Machismo

Für Daniela García besteht ein direkter Zusammenhang zwischen der
Gewalt gegen Frauen und Mexikos allgegenwärtigem Machismo. García ist
Psychologin und Feministin. Zu Beginn ihrer Seminare stellt sie den
Teilnehmerinnen immer die Frage, wann ihnen bewusst wurde, eine Frau
zu sein. Und meist handeln die Antworten von Gewalt und
Diskriminierung. Es gibt Formen von Gewalt und Diskriminierung, die
Schlüsselerlebnisse für die Frauen sind. Das sind zum Beispiel Verbote
und Einschränkungen: Sie dürfen nicht rennen, nicht auf Bäume
klettern. Oder eben nicht studieren.

Dem alltäglichen Machismo Mexikos stellen sich eine Vielzahl
feministischer Initiativen mit Anklagen und Forderungen entgegen.
Einen großen Sieg errangen sie am 10. Juli 2019. An diesem Tag wurde
in Oaxaca das so genannte Ley Olimpia verabschiedet. Laut dem neuen
Gesetz werden diejenigen mit vier bis acht Jahren Gefängnis bestraft,
die ohne Zustimmung intime, erotische oder sexuelle Inhalte über eine
Person verbreiten.


Kampf gegen sexuelle Gewalt in sozialen Medien

Im Jahr 2014 wurde Olimpia Coral Melo Opfer solcher digitalen Gewalt.
Als sie ein von ihr gemachtes Video erotischen Inhalts im Netz
entdeckte, wurde ihr klar, dass sie etwas tun müsse. Und dann begannen
sie ihren Kampf: "Wir sagten, dass unser Körper nicht für das
Vergnügen in den sozialen Netzen da ist." Heute trägt das neue Gesetz
Olimpia Corals Namen. Denn dank ihrer Initiative ist es bereits in der
Hälfte der mexikanischen Bundesstaaten in Kraft getreten.

Maritrini Aicra ist Menschenrechtsverteidigerin und kämpft für die
Stärkung der Rechte von Frauen. Als feministische Aktivistin setzte
sie sich für die Verabschiedung des Ley Olimpia in Oaxaca ein. Aicra
berichtet von den Schwierigkeiten, die zu überwinden waren, um ein
geschlechtsspezifisches Gesetz wie das Ley Olimpia durchzusetzen.

Sie brachte feministische Anwältinnen und Spezialistinnen zusammen.
Gemeinsam entschieden sie, dass die Rechte der Frauen im Mittelpunkt
stehen sollen. Denn die Darstellung intimer Details betrifft zwar
Frauen und Männer gleichermaßen, aber Frauen sind von dieser Form von
Gewalt stärker betroffen.


Abtreibungen in Oaxaca legalisiert

Nur wenige Monate nach diesem großen Sieg für die Frauenrechte folgte
ein weiterer: Das Parlament Oaxacas entschied, dass
Schwangerschaftsabbrüche bis zur zwölften Woche straffrei sind.
Darüber hinaus verpflichtete es den Staat sicherzustellen, dass
Kliniken Schwangerschaftsabbrüche anbieten. Damit ist Oaxaca der
zweite Bundesstaat Mexikos, in dem Abtreibungen legal möglich sind.
Vor über zwölf Jahren wurden sie bereits in Mexiko-Stadt legalisiert.

Als Vorsitzende der Gruppe für Frauenstudien "Rosario Castellanos"
begleitete Ángelica Ayala den Gesetzgebungsprozess. Für Ayala
gibt es noch viel zu tun, damit das Recht auf Schwangerschaftsabbruch
auch praktisch umgesetzt wird. Denn es wird noch dauern, bis die
nötige Infrastruktur geschaffen und das Personal geschult sein wird.
Die Zivilgesellschaft muss deshalb das Thema weiter im Auge behalten.


Konservative bekämpfen die neuen Gesetze

Trotz, oder vielleicht gerade wegen der Fortschritte bei der
Gesetzgebung zur Garantie der Rechte von Frauen versuchen konservative
Gruppen alles, um die Anwendung der Gesetze zu verhindern. Anfang
Dezember 2019 klagte eine Gruppe von Medizinern für ein Recht auf
Verweigerung von Abtreibungen.

Das scheint insofern wenig Sinn zu haben, da das mexikanische Gesetz
bereits eine Verweigerung aus Gewissensgründen garantiert. Angélica
Ayala sieht hinter der Klage weitergehende Ziele. Sie weiß, dass
konservative Kreise Druck machen, damit das Gesetz nicht angewendet
wird. Die Konservativen stellen die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes
in Frage. Ayala geht aber davon aus, dass der Oberste Gerichtshof
Mexikos diese bestätigen wird.


Ein Wandel, weil Frauen sich gegen Gewalt organisieren

Für Daniela García sind die Fortschritte des letzten Jahres ein
Zeichen dafür, dass sich die mexikanische Gesellschaft im Wandel
befindet. Sie spricht von einer Übergangsgeneration, die dabei ist zu
lernen, sich der strukturellen Gewalt gegen Frauen entgegen zu
stellen. Doch großen Teilen der Gesellschaft, allen voran den Männern,
gefällt es nicht, dass Frauen selbständig werden.

Und da kommen die Schuldgefühle ins Spiel. Die Schuld ein eigenes
Sexualleben zu haben, die Schuld Erfolg zu haben oder einfach etwas
nur für sich selbst zu machen. Diese Schuldgefühle sollen die Frauen
einschränken und an ihre traditionelle Rolle binden.

Um der strukturellen Gewalt etwas entgegenzusetzen und die Wahrung
ihrer Rechte einzufordern, organisieren sich immer mehr Frauen in
feministischen Gruppen. Eine dieser Gruppen trifft sich jeden
Donnerstag in Oaxaca. Unter Anleitung von Daniela García tauschen sich
die Frauen über ihre Gefühle und Probleme aus und unterstützen sich
gegenseitig.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/grosse-fortschritte-fuer-frauenrechte-in-oaxaca/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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WOHNEN/171: Wohnungslosigkeit zielgenau erfassen (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 16. Januar 2020

Wohnungslosigkeit zielgenau erfassen

Zur abschließenden Bundestagsberatung über die Einführung einer
Wohnungslosenberichterstattung erklärt SoVD-Präsident Adolf Bauer:



Eine umfassende Datenerhebung über das Ausmaß der Wohnungslosigkeit in
Deutschland ist ein richtiger Schritt. Denn das Wohnen ist eine zentrale
soziale Frage unserer Zeit. Es hat viele Gründe, dass immer mehr Menschen
wohnungslos sind. Deshalb ist eine präzise Analyse unverzichtbar, um
zielgenaue Hilfsmaßnahmen zu entwickeln. Daher wäre es besonders wichtig,
die Betroffenen in der neuen Statistik zu erfassen, die in ihrer
Notsituation keinerlei Unterstützung erfahren. Zudem müssen Frauen,
Familien mit Kindern sowie Menschen mit Behinderungen und pflegebedürftige
Wohnungslose stärker in den Mittelpunkt rücken. Häufig sind eben diese
Gruppen aufgrund verdeckter Wohnungslosigkeit nicht sichtbar.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 01/2020 vom 16. Januar 2020

Sozialverband Deutschland, Pressestelle
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AGRAR/1869: Stimmung in der Landwirtschaft noch schlechter geworden (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Stimmung in der Landwirtschaft noch schlechter geworden

DBV: Neues Konjunkturbarometer mit ernüchternden Werten



Im Rahmen der Eröffnungspressekonferenz zur Internationalen Grünen
Woche (IGW) präsentiert der Präsident des Deutschen Bauernverbandes,
Joachim Rukwied, die aktuellen Ergebnisse des Konjunkturbarometer
Agrar für den Monat Dezember. Demnach hat sich die Stimmungslage der
deutschen Landwirte noch weiter verschlechtert. Mit einem Indexwert
von nur 8,2 Punkten wird die Lage sehr ungünstig beurteilt. Bereits in
den vorangegangenen Erhebungen im März, Juni und September 2019 hatte
sich die Stimmungslage in der deutschen Landwirtschaft eingetrübt. Der
Indexwert fasst die Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen
Entwicklung und die Erwartungen an die zukünftige wirtschaftliche
Entwicklung zusammen. Während die aktuelle wirtschaftliche Situation
gegenüber September nahezu unverändert beurteilt wird, haben sich die
Erwartungen an die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung weiter
deutlich verschlechtert und mit einem Wert von 3,34 auf der Notenskala
von 1 bis 5 einen bislang noch nicht gekannten Tiefstwert erreicht.

"Neben einer schwierigen wirtschaftlichen Lage belegen diese
Ergebnisse vor allem eine hochgradige Verunsicherung in der
Landwirtschaft. Wir Bauern sind Unternehmer. Jeder, der etwas
unternehmen will, braucht verlässliche Rahmenbedingungen, um
Zukunftsinvestitionen tätigen zu können. Darauf muss die Politik
ausgerichtet werden", kommentiert Bauernpräsident Rukwied die Zahlen
des aktuellen Konjunkturbarometers.

Die Investitionsplanungen der Landwirte für die kommenden sechs Monate
liegen unter dem Vorjahreswert. Nur 33 Prozent der Landwirte wollen in
dieser Zeit investieren. Das für die nächsten sechs Monate geplante
Investitionsvolumen liegt mit 3,8 Milliarden Euro um 0,5 Milliarden
Euro unter dem entsprechenden Vorjahresstand. Rückläufig sind vor
allem Investitionen in Wertschöpfung schaffende und Tierwohl fördernde
Ställe. Einschließlich Hof- und Stalltechnik sind hierfür im nächsten
halben Jahr nur 2,0 Milliarden Euro an Investitionen vorgesehen. Das
sind im Jahresvergleich 0,3 Milliarden Euro weniger. Die
beabsichtigten Investitionsvolumina in Maschinen und Geräte sowie
Erneuerbare Energien dagegen liegen bei einem unveränderten Volumen
von zusammen 1,7 Milliarden Euro.

"Wenn nur noch jeder dritte Landwirt in die Zukunft investieren will,
spiegelt das die äußerst schwierige wirtschaftliche Situation wider,"
so Rukwied zu den Ergebnissen der repräsentativen Umfrage.

Die Liquidität der Betriebe hat sich seit September zwar kaum
verändert, fällt aber im Jahresvergleich deutlich schlechter aus. In
Futterbaubetrieben und in Betrieben im Osten Deutschlands ist die
Liquiditätslage besonders häufig angespannt.

Auf der Notenskala von 1 bis 5 wird die aktuelle wirtschaftliche
Situation im Durchschnitt der Betriebe mit 3,13 etwas weniger
ungünstig beurteilt als die künftige Entwicklung mit einem Wert von
3,34. Während die Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen
Situation in den Veredlungsbetrieben gegenüber September durch die
globalen Marktentwicklungen infolge der in Südostasien grassierenden
Afrikanischen Schweinepest besser ausfällt und in den
Ackerbaubetrieben nahezu unverändert bleibt, fällt die Lagebeurteilung
in den Futterbaubetrieben schlechter aus. Die Zukunftserwartungen
hingegen haben sich in allen Betriebsformen weiter verschlechtert. Der
Anteil der Pessimisten ist mit 38 Prozent spürbar höher als der Anteil
der Optimisten mit 9 Prozent.

Vor allem die Entwicklung der Schweinepreise hatte in den letzten
Monaten einen positiven Einfluss auf die aktuelle Stimmungslage in der
Landwirtschaft. Einen dämpfenden Einfluss auf die Beurteilung der
aktuellen wirtschaftlichen Situation hatten dagegen die gestiegenen
Futtermittel- und Energiepreise. Vor allem werden die politischen
Einflussfaktoren wie die nationale und die Agrarpolitik der EU sowie
die Wettbewerbsverhältnisse in der EU deutlich schlechter beurteilt.
Diese Einflussfaktoren werden absolut gesehen in etwa so negativ
beurteilt wie die Pachtpreise, von denen bislang der negativste
Einfluss ausging.

Im Vergleich zum Dezember des Vorjahres werden die Preisentwicklungen
bei Getreide, Milch, Rindern und Strom sowie der Einfluss der
Agrarpolitik deutlich schlechter beurteilt. Positiven Einfluss auf die
Stimmungslage haben im Jahresvergleich die Preisentwicklungen bei
Schweinen, Futter- und Düngemitteln.

Das Konjunktur- und Investitionsbarometer Agrar wird vierteljährlich
im Auftrag des DBV, des VDMA Fachverbandes Landtechnik und der
Landwirtschaftlichen Rentenbank in einer repräsentativen Umfrage
ermittelt. Zur aktuellen Runde im Dezember 2019 befragte dazu das
Marktforschungsinstitut Produkt + Markt 1.500 Landwirte in ganz
Deutschland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020
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ENERGIE/2391: Bund-/Länder-Einigung zum Kohleausstieg (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Bund-/Länder-Einigung zum Kohleausstieg

Besprechung der Bundeskanzlerin mit BM Scholz, BM Altmaier, BM?in Schulze,
BM Braun sowie MP Woidke (BB), MP Laschet (NW), MP Kretschmer (SN) und MP
Haseloff (ST) am 15.1.2020



Der Sprecher der Bundesregierung, Steffen Seibert, teilt mit:

1. Die Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (WSB) hat im
vergangenen Jahr einen gesamtgesellschaftlichen Konsens erarbeitet, wie
Deutschlandaus der Kohleverstromung aussteigen und der
Strukturwandel in den Kohleregionen erfolgreich gestaltet werden kann. Die
Bundesregierung hat daraufhin mit dem Sofort-Programm für die
Braunkohleregionen und dem Entwurf des "Strukturstärkungsgesetzes
Kohleregionen" wichtige Bausteine des Kohle-Konsenses umgesetzt und auf den
Weg gebracht. Jetzt wird der Kohleausstieg durch das Kohleausstiegsgesetz
umgesetzt.

2. Die Bundesregierung hat den Ministerpräsidenten der Länder Brandenburg,
Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt einen Stillegungspfad für
die Braunkohlekraftwerke in Deutschland vorgestellt, den sie
beabsichtigt mit den Betreibern der Braunkohle-Kraftwerke und -Tagebaue
vertraglich festzulegen. Die Ministerpräsidenten stimmen diesem
Stillegungspfad zu. Im Rahmen der von der WSB-Kommission empfohlenen
umfassenden Überprüfung im Jahr 2026 und 2029 soll bezüglich dieses
Stillegungspfades auch geprüft werden, ob der Stillegungszeitpunkt für die
Kraftwerke nach dem Jahr 2030 jeweils 3 Jahre vorgezogen und damit das
Abschlussdatum 2035 erreicht werden kann. Die Verpflichtung zur
Rekultivierung und Wiedernutzbarmachung verbleibt bei den Unternehmen.

3. Durch diesen Stilllegungspfad wird erreicht, dass der Hambacher Forst
gemäß Empfehlung der WSB-Kommission entgegen der bisherigen Genehmigung
nicht für den Tagebau in Anspruch genommen wird.

4. Zum Zwecke der Energieversorgungssicherheit wird die
energiewirtschaftliche Notwendigkeit des Tagebaus Garzweiler in den Grenzen
der Leitentscheidung aus dem Jahr 2016 inklusive des 3.
Umsiedlungsabschnitts im Kohleausstiegsgesetz festgestellt.

5. Die Bundesregierung wird den Gesetzentwurf zum Ausstieg aus der
Kohleverstromung im Januar 2020 auf den Weg bringen. Das
Gesetzgebungsverfahren soll im ersten Halbjahr 2020 abgeschlossen werden.
Um den Ausstieg aus der Kohleverstromung am Strommarkt auszugleichen, wird
der Ausbau der erneuerbaren Energien entsprechend des 65%-Ziels in 2030 im
Rahmen einer EEG-Novelle beschleunigt und die Förderung der
Kraft-Wärme-Kopplung weiterentwickelt. Es sollen zusätzliche
2 Gaskraftwerkskapazitäten den Wegfall großer Mengen regelbarer
Energie an bisherigen Kraftwerksstandorten ersetzen, zum Beispiel in
Jänschwalde.

6. Die Bundesregierung wird ein Anpassungsgeld (APG) für Beschäftigte in
Braunkohle-Kraftwerken und -Tagebauen sowie in SteinkohleKraftwerken
einführen. (Für den Steinkohle-Bergbau existiert bereits ein APG.)
Das APG wird bis 2043 gezahlt werden. Unternehmen wird die Möglichkeit
gegeben, das APG im Sinne einer Stellvertreterregelung auch
standortübergreifend einzusetzen. Ein Vermittlungsvorrang wird bei der
APG-Zahlung nicht verlangt.

7. Mit dem im parlamentarischen Verfahren befindlichen
"Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen" wird der Bund den Ländern
Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt längstens bis
2038 Finanzhilfen in Höhe von bis zu 14 Milliarden Euro gewähren. Diese
ermöglichen besonders bedeutsame bzw. gesamtstaatlich bedeutsame
Investitionen der Länder und ihrer Gemeinden (Gemeindeverbände). Darüber
hinaus verpflichtet sich der Bund, in seiner Zuständigkeit weitere
Maßnahmen zugunsten der Braunkohleregionen in einem Umfang von bis
zu 26 Milliarden Euro bis spätestens 2038 zu realisieren.

8. Um die Verkehrsinfrastrukturprojekte in den Braunkohlerevieren zügig zu
realisieren, werden zusätzliche Planungskapazitäten aufgebaut.

9. Die Gesetze sollen zügig in Kraft treten. Bund und Länder treffen
bereits jetzt geeignete Vorbereitungen, um die ersten Maßnahmen schnell auf
den Weg zu bringen. So hat die Bundesregierung im Haushalt Mittel
bereitgestellt. Zudem gibt es bereits zahlreiche konkrete Planungen der
Ressorts für Behördenan- und umsiedlungen in den betroffenen Kohleregionen
und für die Stationierung von Bundeswehreinheiten, zum Beispiel
in der sächsischen Lausitz.

10. Die Bundesregierung wird mit den Ländern Brandenburg,
NordrheinWestfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt bis Mai 2020 eine
BundLänder-Vereinbarung zur Durchführung des Strukturstärkungsgesetzes
schließen, welche die Umsetzung der Förderung regelt.

11. Im parlamentarischen Verfahren zum "Strukturstärkungsgesetzes
Kohleregionen" sollen folgende Maßnahmen zusätzlich (im §17)
aufgenommen werden:

a. Ein Innovationszentrum Universitätsmedizin Cottbus (IUC) soll als Kern
der Modellregion Gesundheit Lausitz aufgebaut werden. Forschung, Lehre und
Versorgung sollen in neuartiger Weise unter Nutzung der Digitalisierung
verknüpft und in einem "Reallabor" für digitale Gesundheitsversorgung
umgesetzt werden. Zugleich sollen die Medizinerausbildung neu strukturiert
und die Gesundheitsversorgung "aus einem Guss" neu gedacht werden.

b. Der Helmholtz-Gemeinschaft wird durch zusätzliche Finanzierung
ermöglicht, in der sächsischen Lausitz und im mitteldeutschen Revier je ein
neues Helmholtz-Zentrum zu gründen. Konzept und inhaltliche Ausrichtung
werden durch einen Wettbewerb festgelegt.

c. In Jülich soll ein "Helmholtz-Cluster für nachhaltige und
infrastrukturkompatible Wasserstoffwirtschaft" errichtet werden. Dort wird
eine Wasserstoffwirtschaft mit Hilfe von organischen Wasserstoffträgern,
sogenannten Liquid Organic Hydrogen Carrier (LOHC)-Systemen demonstriert
und damit ein Nukleus für umfangreiche industrielle Aktivitäten im Bereich
Wasserstoff und Energie aufgebaut.

12. Es besteht Einigkeit, dass die große Transformationsaufgabe auch der
Flankierung durch die EU bedarf. Neben dem Vorschlag für den "Just
Transition Mechanism" wird es auch darauf ankommen, im Rahmen der Reform
des Beihilferechts die notwendigen Voraussetzungen für eine Stärkung der
industriellen Basis der besonders betroffenen Regionen zu ermöglichen.

13. Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 hat die Bundesregierung durch die
Senkung der EEG-Umlage - finanziert aus den Einnahmen des
Brennstoffzertifikatehandels - bereits eine Senkung der Stromkosten
beschlossen. Darüber hinaus wird im Kohleausstieggesetz das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ermächtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit eine
Förderrichtlinie zu erlassen, wodurch stromkostenintensive Unternehmen, die
in einer internationalen Wettbewerbssituation stehen, ab dem Jahr 2023
einen jährlichen angemessenen Zuschuss für durch dieses Gesetz verursachte
zusätzliche Stromkosten erhalten können, um ihre internationale
Wettbewerbsfähigkeit zu schützen.

14. Wir werden die im WSB-Bericht vorgesehene Innovationsstrategie, um 2025
einen substanziellen Zwischenschritt bei der Emissionsminderung zu
erreichen, weiter verfolgen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020
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MELDUNG/902: Nationale Bioökonomiestrategie für eine nachhaltige, kreislauforientierte und starke Wirtschaft (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 6 vom 15.01.2020

Nationale Bioökonomiestrategie für eine nachhaltige,

kreislauforientierte und starke Wirtschaft

Bundesministerinnen Klöckner und Karliczek stellen Weichen für
Bioökonomiepolitik



Eine nachhaltige Lebens- und Wirtschaftsweise schützt Klima und Umwelt,
aber garantiert auch künftigen Wohlstand. Deshalb setzt Deutschland auf den
Ausbau der Bioökonomie. Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett dazu
die Nationale Bioökonomiestrategie beschlossen. Die Bundesregierung bündelt
darin ihre bisherigen Aktivitäten zur Bioökonomie und stellt die Weichen
für die weitere Gestaltung. Federführend dabei werden das Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) und das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) sein.

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: "In der Bioökonomie steckt
Zukunft - vor allem auch für die Land- und Forstwirtschaft. Als zentrale
Rohstoffproduzenten sind unsere Bauern tragenden Säulen der Strategie. Denn
während wir viele fossile Rohstoffe importieren müssen, wachsen die
erneuerbaren bei uns um die Ecke: Auf unseren Wiesen, Äckern und in den
Wäldern", betont Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner. "Reifen
aus Löwenzahn, Autotüren aus Hanffasern oder Gummistiefel aus Mais. Das
sind nur einige Beispiele, die das Potential und die Praxisnähe in der
Forschung verdeutlichen. Durch die Entwicklung der jetzigen Gesamtstrategie
können wir bei der Entwicklung und Umsetzung solcher Vorhaben nun noch
besser unterstützen, Prozesse und handelnde Akteure besser verzahnen. In
einem Bioökonomierat wollen wir unter Einbindung der Gesellschaft zudem die
Grenzen und Zielkonflikte der Bioökonomie diskutieren. So darf der
steigende Bedarf nach nachwachsenden Rohstoffen etwa nicht zu einer
Gefährdung der Ernährungssicherung führen."

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek: "Nicht zuletzt der Klimawandel
zwingt uns zum Umdenken. Wir müssen alles dafür tun, unsere
Lebensgrundlagen zu erhalten und dabei wirtschaftlich stark zu bleiben.Die
Bioökonomie ist für beides ein Schlüssel. Daher wollen wir mit der neuen
Bioökonomiestrategie noch stärker biologische Ressourcen, Prozesse und
Systeme in allen Wirtschaftsbereichen nutzen. Der klare Fokus der Strategie
liegt dabei auf der Nachhaltigkeit. Wir werden gezielt Innovationen
fördern, die Klima, Umwelt und die Belastungsgrenzen unserer Ökosysteme im
Blick haben. Eine nachhaltige Wirtschaft hilft uns nicht nur unsere
globalen Nachhaltigkeitsziele zu erreichen, sondern sichert uns langfristig
eine Spitzenposition auf den Märkten der Zukunft."

Kernziel der Nationalen Bioökonomiestrategie ist eine nachhaltige,
kreislauforientierte und innovationsstarke deutsche Wirtschaft. Die neue
Strategie setzt den Rahmen für den erfolgreichen Ausbau der Bioökonomie in
den nächsten Jahren. Im Fokus der künftigen Forschungsförderung stehen die
Erweiterung biologischen Wissens und die Nutzung biologischer Verfahren und
Systeme. In Verbindung mit der Digitalisierung und Spitzentechnologien über
alle Disziplinen hinweg sollen neue Potenziale für eine nachhaltige
Wirtschaft erschlossen werden. Gleichzeitig können mehr biogene Rohstoffe
für die Industrie zur Verfügung gestellt werden. Sie werden fossile
Rohstoffe ersetzen und neue nachhaltige Produkte schaffen.

Um biogene Rohstoffe effizient zu erhalten, sind neue Konzepte für eine
kreislauforientierte Nutzung wichtig. Aufgrund ihrer natürlichen
Eigenschaften sind nachwachsende Rohstoffe für Kreisläufe besonders
geeignet und sollen so den Verbrauch an Ressourcen verringern. Um die
Entwicklung einer nachhaltigen Bioökonomie auch international zu stärken,
sollen die enge Verzahnung mit der Wirtschaft und länderübergreifende
Kooperationen ausgebaut werden. Damit die Bioökonomie zum Tragen kommt,
muss sie aber vor allem gesellschaftlichen Anforderungen und Bedürfnissen
entsprechen. Daher ist es wichtig, eine offene Diskussion zu führen und
alle gesellschaftlichen Gruppen einzubinden. Deshalb ist Bioökonomie das
Thema des Wissenschaftsjahres 2020.

Die Bündelung der Bioökonomiepolitik der Bundesregierung in einer
Gesamtstrategie dient dazu, die bisherigen Ziele und Maßnahmen noch stärker
als bisher miteinander zu verbinden. Die Nationale Bioökonomiestrategie
wird einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag
vereinbarten Agenda "Von der Biologie zur Innovation", der sogenannten 
"Bio-Agenda", leisten.


Hintergrund - Was ist Bioökonomie?

Die Bioökonomie ist definiert als eine Wirtschaftsform, die biologische
Ressourcen, Prozesse und Systeme nutzt. Zu diesen Ressourcen gehören
Pflanzen, Mikroorganismen oder Pilze, aber vor allem auch das Wissen über
die biologischen Zusammenhänge insgesamt. Auf dieser Grundlage werden
Produkte, Verfahren und Dienstleistungen in verschiedenen
Wirtschaftsbereichen entwickelt und eingesetzt. So entstehen beispielsweise
neue Chemikalien, Werk- und Baustoffe oder Medikamente. Oft ersetzen
biogene Rohstoffe fossile Rohstoffe. Sie werden als nachhaltiger
betrachtet, weil sie erneuerbar und in besonderem Maße kreislauffähig sind.

In den letzten Jahren hat sich gezeigt, dass Digitalisierung und andere
neue Technologien weitere Möglichkeiten schaffen, um biologische Systeme
und Verfahren für den Menschen nutzbar zu machen. Damit werden biologische
Systeme zum Vorbild für nachhaltige Innovationen.

Die Bundesregierung unterstützt den Wandel von einer weitgehend auf
fossilen Rohstoffen basierenden Wirtschaft hin zu einer
kreislauforientierten und biobasierten Wirtschaft bisher in zwei eng
verzahnten Strategien: Mit der 2013 erschienenen "Nationalen
Politikstrategie Bioökonomie" unter Federführung des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) wurden strategische Ansätze und
Maßnahmen definiert, um den Strukturwandel zu einer Bioökonomie
beispielsweise durch die Anpassung von Rahmenbedingungen zu
beschleunigen.Die 2010 beschlossene "Nationale Forschungsstrategie
BioÖkonomie 2030" wurde federführend vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) umgesetzt und legte die Grundlagen für Innovationen in der
Bioökonomie durch Forschung und Entwicklung. Über 2000 Forschungsprojekte
wurden mit rund einer Milliarde Euro gefördert.

 * 
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URHEBERRECHT/147: Interessen der Kulturschaffenden zu urheberrechtlichen Fragen nur unzureichend berücksichtigt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. Januar 2020

Gesetzentwurf: ver.di fordert Nachbesserungen für Urheberinnen und
Urheber - Interessen der Kulturschaffenden zu urheberrechtlichen
Fragen nur unzureichend berücksichtigt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat dringend
eine Verbesserung der Einkommenssituation von Urheberinnen und Urhebern
sowie ausübenden Künstlerinnen und Künstlern angemahnt. Der jetzt vom
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV)
veröffentlichte Gesetzentwurf für die Absicherung einer Beteiligung
von Verlagen an den Einnahmen gemeinsamer Verwertungsgesellschaften,
zur Einführung eines Leistungsschutzrechts für Presseverlage sowie zu
Anpassungen im Bereich des Text- und Data Minings könne jedenfalls
"nur ein Zwischenschritt" sein, erklärte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christoph Schmitz. "Als
mitgliederstärkste Gewerkschaft von Urheberinnen, Urhebern und
ausübenden Künstlerinnen und Künstlern in Deutschland erwarten wir,
dass die Umsetzung der EU-Richtlinie zum Urheberrecht zu spür- und
messbaren Verbesserungen der Einkommenssituation unserer Mitglieder
führt. Wir kritisieren, dass die für die Urheberinnen und Urheber
wichtigen vertragsrechtlichen Themen offensichtlich nachrangig
geregelt werden sollen", sagte Schmitz.

"Es ist im wirtschaftlichen Interesse aller Beteiligten, die
gemeinsamen Verwertungsgesellschaften zu erhalten, damit sie ihre
erfolgreiche Arbeit gestärkt fortsetzen können", betonte Schmitz. Der
Entwurf des Justizministeriums geht jedoch über das Erforderliche
hinaus. Es soll ein gesetzlicher Anspruch der Verlage geschaffen
werden, den die Autorinnen und Autoren sowie Übersetzerinnen und
Übersetzer im Vertrag ausschließen können sollen. "Wir wissen, wie
das aufgrund der Machtverhältnisse faktisch häufig endet. Die
Vertragsinhalte werden meist von den Verlagen vorgegeben. Ohne
gleichzeitige Stärkung der vertraglichen Position der Urheberinnen
und Urheber ist die Möglichkeit des Ausschlusses deswegen nur eine
theoretische Option. Wir fordern weiterhin, dass eine solche
Beteiligung unter Partnern auf Augenhöhe vereinbart wird",
bekräftigte Schmitz. Deswegen müssten Verlegerbeteiligung,
Presseverlegerleistungsschutzrecht und Urhebervertragsrecht unbedingt
zusammen gedacht, zumindest aber aufeinander abgestimmt werden. "Die
Frage nach angemessener und verhältnismäßiger Vergütung ist eine
Verteilungsfrage. Wenn diese bei der Regelung der Verlegerbeteiligung
und dem Presseverlegerleistungsschutzrecht unerwähnt bleibt, so ist
sie bei der anstehenden Umsetzung der urhebervertragsrechtlichen
Bestimmungen der EU-Richtlinie zu berücksichtigen. Solidarität und
Fairness sind keine Einbahnstraßen", betonte Schmitz.

In diesem Zusammenhang kritisierte Schmitz die im Gesetzentwurf
angedachte Vergütungsfreiheit für die Nutzung von Data Mining zum
Zwecke der Wissenschaft. "Deep Learning wird bereits jetzt für die
Automatisierung von Schreiben und das Übersetzen benutzt. Dass den
Maschinen das Trainingsmaterial gratis zur Verfügung gestellt werden
soll, ist für uns nicht akzeptabel", so Schmitz.

ver.di vertritt in Deutschland rund 45.000 hauptberufliche
Urheberinnen und Urheber bzw. ausübende Künstlerinnen und Künstler
und ist damit die mitgliederstärkste Organisation von professionellen
Kreativschaffenden.

 * 
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SCHACH-SPHINX/07152: Mentaler Niederwurf (SB)


Nichts beschämt einen Schachspieler so sehr, wie wenn er Zeuge der
Hinrichtung seines eigenen Königs werden muß, wenn sich also jenseits
seines Zugriffs die Kräfte zum vernichtenden Niederwurf zusammenrotten
und er nichts anderes zu tun vermag, als wie eine zur Hilflosigkeit
verdammte Figur das Wirken der Geschehnisse an sich selbst zu
erfahren. All sein Denken entlarvt sich dann als der blasse
Widerschein von nicht zu erreichender Rettung. Er sieht die Dinge auf
sich zukommen, er weiß um das Unvermeidliche und auch, daß ein Fehler,
nun unwiderruflich geworden, sein Handeln in den letzten Zügen
diktiert hatte. Ins Erleben der eigenen Verletzlichkeit mischt sich
allenfalls ein Tropfen von der Bewunderung für seinen Kontrahenten.
Doch da er sich als etwas Unfertiges begreift, wandelt sich dieses
Glitzern, rasch alles Gefühl vergiftend, in Neid und so zaubert er
zuletzt nur ein flüchtiges Lächeln auf seine Lippen und legt seinen
König um. Nicht wahr, Wanderer, wie lächerlich ist doch jene
Auffassung, die im Schach nur ein Spiel der Gedanken vermutet. Im
heutigen Rätsel der Sphinx scheint das Gefüge der Kräfte intakt zu
sein, doch der nächste Augenblick zerstörte alle Hoffnungen, an die
der Nachziehende sein Streben, seinen Stolz und auch sein schamloses
Streiten geknüpft hatte.
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Lewitzkij - Richter

Fernpartie 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Haarig ging die Partie für den schwarzen König zu Ende: 1.Th1xh7+!
Kh8xh7 2.Te1-h1+ Sg6-h4 3.Th1xh4+ Kh7-g6 4.f4-f5+ Kg6-g5 5.Lb2-c1+ Lb8-
f4 6.Lc1xf4#
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/489: Frankfurt/Main - "Gesellschaft im Wandel - Schule im Wandel?!" 29.01.-11.03.20


DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation,
- 15.01.2020

Gesellschaft im Wandel - Schule im Wandel?!



Eine neue Vortragsreihe am DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung
und Bildungsinformation geht der Frage nach, wie sich gesellschaftliche
Veränderungen an Schulen zeigen und wie Lehrkräfte und Schulleitungen
damit umgehen können. Aktuell sind zum Beispiel ein Wandel des
Familienbildes und eine stärkere politische Polarisierung zu beobachten.
Die öffentlichen Vorträge von Fachleuten aus der Wissenschaft und der
Lehrkräftefortbildung richten sich an pädagogische Fachkräfte, Studierende
und die interessierte Öffentlichkeit. Die Teilnahme ist kostenfrei,
Veranstaltungsort ist Frankfurt am Main.

"Mit Fachwissen wollen wir dazu beitragen, dass Schulen als Ort
gesellschaftlichen Wandels wahrgenommen und in ihrer begleitenden Funktion
gestärkt werden", erläutert Prof. Dr. Florian Schmiedek die Zielsetzung.
Er ist wissenschaftlicher Leiter des Frankfurter Forschungszentrums
"Individual Development and Adaptive Education of Children at Risk"
(IDeA), das die Vorträge gemeinsam mit der Hessischen Lehrkräfteakademie
und der Goethe-Universität Frankfurt ausrichtet.

Die Vortragsreihe "Gesellschaft im Wandel - Schule im Wandel?!" im
Überblick:

• 29. Januar 2020: Pluralisierung von Familienformen, Diversität und
soziale Ungleichheit

Prof. Dr. Daniela Grunow, Professorin für Soziologie mit dem Schwerpunkt
Quantitative Analysen gesellschaftlichen Wandels, Goethe-Universität
Frankfurt

• 12. Februar 2020: Lehrkräfte als Wegbereiter von schulischen und
gesellschaftlichen Veränderungen

Prof. Dr. Mareike Kunter, Professorin für Pädagogische Psychologie,
Goethe-Universität Frankfurt

• 27. Februar 2020: Sprachen im Wandel

Prof. Dr. Rosemarie Tracy, Professorin für Anglistische Linguistik,
Universität Mannheim

• 11. März 2020: Der Umgang mit Kontroversität als Grundlage für
Demokratiebildung an Schulen

Dr. Bernt Gebauer, Leiter des Projekts "Gewaltprävention und
Demokratielernen", Hessisches Kultusministerium

Die Vortragsreihe schließt mit einer Panel-Diskussion am 1. April 2020,
die das Gesamtthema aus vielen Perspektiven beleuchtet. Teilnehmende sind
Prof. Dr. Andreas Gold (Goethe-Universität Frankfurt), Frank Holzamer
(Hessische Lehrkräfteakademie), Jürgen Kaube (Herausgeber der FAZ und
Autor des Buches "Ist die Schule zu blöd für unsere Kinder?"), Prof. Dr.
Dominique Rauch (Pädagogische Hochschule Ludwigsburg), Martin Spiewak
(Wissenschaftsjournalist; Schwerpunkte Bildungspolitik, Wissenschaft und
Forschung) und Andrea Zimmermann (Leiterin der Gesamtschule Geistal, Bad
Hersfeld). Moderiert wird die Veranstaltung von Prof. Dr. Marcus
Hasselhorn vom DIPF.

Die Vorträge finden jeweils von 16 bis 18 Uhr am DIPF statt: Campus
Westend, Rostocker Str. 6, 60323 Frankfurt am Main. Im Anschluss gibt es
die Möglichkeit, sich mit den Referentinnen und Referenten bei einem
kleinen Snack auszutauschen. Für Lehrkräfte ist die Veranstaltung als
Fortbildung akkreditiert.


Über IDeA:

Das Forschungszentrum "Individual Development and Adaptive Education of
Children at Risk" (IDeA) in Frankfurt am Main untersucht Entwicklungs- und
Lernprozesse in den ersten zwölf Lebensjahren. Ein besonderes Augenmerk
liegt auf der Förderung von Kindern, deren Bildungserfolg aufgrund von
bestimmten Risikofaktoren gefährdet ist. An dem Zentrum arbeiten
Forscherinnen und Forscher des DIPF | Leibniz-Institut für
Bildungsforschung und Bildungsinformation, der Goethe-Universität
Frankfurt und des Sigmund-Freud-Instituts eng zusammen. Sie verfügen über
Fachwissen aus zahlreichen Forschungsfeldern mit Bezug zur Bildung.


Weitere Informationen zu der Vortragsreihe:

www.idea-frankfurt.eu/de/aktuelles/veranstaltungen/gesellschaft-im-wandel-schule-im-wandel

- die Vortragsreihe im Überblick

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution270

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation,

- 15.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1211: Bielefeld - Kraft, Beweglichkeit, Spaß. Gymnastikkurs für ältere Frauen ab 22.01.2020


Stadt Bielefeld

Kraft, Beweglichkeit, Spaß: VHS-Gymnastikkurs für ältere Frauen



Bielefeld (bi). Einen Gymnastikkurs speziell für ältere Frauen bietet
die Volkshochschule (VHS) ab Mittwoch, 22. Januar, an. Unter Anleitung
der erfahrenen Kursleiterin Marit Frank trainieren die Teilnehmerinnen
Rücken, Beckenboden und Beweglichkeit.

Der Kurs läuft 18 Wochen lang immer mittwochs von 10:30 bis 11:30 Uhr
in der VHS Ravensberger Spinnerei.

Anmeldung unter Telefon 51-3008 oder www.vhs-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - BALLETT/229: Magdeburg - Spielplanänderung. »Der Nussknacker« statt »La Fille mal gardée« am 18.1.2020


Theater Magdeburg

Spielplanänderung:

»Der Nussknacker« statt »La Fille mal gardée« am Sa. 18.1.2020 im
Opernhaus Magdeburg



Aufgrund einer Erkrankung im Ballettensemble wird die geplante
Vorstellung von »La Fille mal gardée« am Sa. 18.1.2020, 19.30 Uhr, im
Opernhaus Magdeburg durch »Der Nussknacker« ersetzt. Zuschauer, die
Tickets für die genannte Vorstellung erworben oder reserviert haben,
werden gebeten, sich in jedem Fall telefonisch (0391 40 490 490), per
E-Mail (kasse@theater-magdeburg.de) oder persönlich bei der
Theaterkasse im Opernhaus (Eingang Breiter Weg) zu melden.


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

Schüler*innen und Studenten*innen (bis einschließlich 28 Jahren)
zahlen einmalig für die Card und können beliebig oft alle
Vorstellungen zu einem ermäßigtem Preis besuchen. Beide Cards gelten
für die gesamte Spielzeit 2019/2020 und können zu jedem Zeitpunkt
erworben werden. Gilt nicht für Premieren, Gastspiele und
Sonderveranstaltungen.


KARTENPREISE

Oper/Operette/Ballett 13-32 € (erm. 8-22 €) 

Musical 18-38 € (erm. 14-28 €) 

Sinfoniekonzerte/Konzerte Extra 17-32 € (erm. 11-20 €)

Schauspiel Bühne 20 (erm. 10 €) 

Schauspiel Studio17 (erm. 9 €) 

Schauspiel Foyer/Junges Theater/Kammerkonzert 15 € (erm. 8
€)

SWM-Card 10% Rabatt | Sparkassentag 20% Rabatt | WoBau-Card 25% Rabatt
| Netter Preis im Opernhaus jede Karte 19 €, im Schauspielhaus
jede Karte 14 € 

Vorstellungskasse jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn.

Abo- oder Vorverkauf im Opernhaus.

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Mo.-Sa. 10.00-19.30 Uhr An allen Vorstellungstagen bis 18.30 Uhr,
danach nur Vorstellungskasse, kein Abo- oder Vorverkauf.


 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / TIERE / FAKTEN





VETERINÄR/474: Leipziger Tierärztekongress - Der Veterinärmediziner als Anwalt der Tiere und Verbraucherschützer (idw)


Universität Leipzig - 15.01.2020

Leipziger Tierärztekongress: Der Veterinärmediziner als Anwalt der Tiere
und Verbraucherschützer



Das Berufsbild des Tierarztes hat sich in den vergangenen Jahren
grundlegend gewandelt. Während er früher ein klassischer Allrounder war,
der alle Facetten des tierärztlichen Berufes abgedeckt hat, sind heute
eher bestimmte Spezialisierungsrichtungen wie beispielsweise in der
Lebensmittelhygiene oder zur Betreuung größerer landwirtschaftlicher
Betriebe gefragt. "Heute muss ein Tierarzt unter anderem Fragen des
Herdenmanagements beantworten können. Er berät Landwirte auch zu Haltungs-
und Fütterungsbedingungen", sagt Dr. Stephan Koch, Leiter der Abteilung
Gesundheits- und Veterinärwesen sowie Verbraucherschutz im sächsischen
Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz.

In ländlichen Gebieten gehe die Zahl der Tierärzte immer weiter zurück,
während die Konkurrenz in Großstädten zunehme. Diesem Trend müssten sich
die Tierärzte anpassen. Während sie früher meist einzelne Tiere behandelt
haben, seien sie heute auch verstärkt Berater der Tierhalter und müssten
sich dieses Know-how bezahlen lassen. Das Berufsbild des Tierarztes ist
auch ein Schwerpunktthema beim 10. Leipziger Tierärztekongress. Die
Eröffnungsveranstaltung am 16. Januar 2020 steht unter der Überschrift
"Bitte geraderücken! Das Bild des Tierarztes in der Öffentlichkeit".

"In der öffentlichen Wahrnehmung des Berufsbildes des Tierarztes wird viel
mit Negativbeispielen gearbeitet", erklärt Koch. Veterinärmediziner seien
häufig in der Kritik, dass sie Missstände in der Nutztierhaltung
übersehen. Dabei werde meist nicht in Betracht gezogen, dass zunächst der
Tierhalter für die Einhaltung der vorgeschriebenen Regeln sorgen müsse.
Wenn es Schwierigkeiten gibt, könne der Tierarzt mit seiner Kompetenz
Tipps zur Einhaltung der Tiergesundheit geben. "Der amtliche Tierarzt
macht in seinem Tagesgeschäft viele Kontrollen. Er wirkt für die
Aufrechterhaltung von Tiergesundheit und Tierschutz", betont Koch, der
selbst auch Veterinärmediziner ist. Bei der vieldiskutierten Verschreibung
von Antibiotika in der Nutztierhaltung seien auch die Tierärzte gefordert,
damit diese z.T. umstrittenen aber für die Behandlung kranker Tiere
notwendigen Medikamente verantwortungsbewusst eingesetzt und z.B. nicht an
den legalen Vertriebswegen vorbei zu den Tierhaltern gelangen.

Eng mit dieser Problematik im Zusammenhang steht der gesundheitliche
Verbraucherschutz, der beim Tierarztberuf seit jeher eine wichtige Rolle
spiele, beispielsweise in der Fleischhygiene- und Lebensmittelüberwachung.
Ein weiteres Beispiel für das sich wandelnde Berufsbild sei die wachsende
Bedeutung veterinärmedizinischer Expertise bei der Überwachung und
Abfertigung von Tiertransporten. In der aktuellen Diskussion habe
tierärztlicher Sachverstand dazu geführt, dass der Transport von Tieren
über größere Distanzen zum Wohle der Tiere intensiv hinterfragt wird.
"Hier muss und wird sich in der Zukunft einiges bewegen müssen", sagte
Koch.

"Das ist ein sehr vielschichtiger, interessanter Beruf", so Koch. Neben
dem Verbraucherschutz seien Veterinärmediziner als "Anwalt der Tiere" u.a.
für die Einhaltung der Tierschutzrichtlinien, die Tierseuchenbekämpfung
sowie Lebens- und Futtermittelüberwachung verantwortlich.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 15.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / REDAKTION





KLIMA/738: Meereserwärmung - Nutzungsumkehr ... (SB)




Die Weltmeere heizen sich immer schneller auf und haben 2019 den
höchsten Wert seit Beginn der Meßaufzeichnungen vor 60 Jahren
erreicht. Dabei werden rund 90 Prozent der menschenverursachten
Erderwärmung vom Meer absorbiert. In den letzten 25 Jahren hat der
Mensch durch seine Treibhausgasemissionen dafür gesorgt, daß es eine
Energie entsprechend 3,6 Milliarden Explosionen der am 6. August 1945
über der japanischen Stadt Hiroshima gezündeten Kernwaffe
(Sprengkraft 12.500 Tonnen TNT) aufgenommen hat. Die Folge:
Stärkere Wirbelstürme, heftigere Niederschläge, Ausdehnung der
sauerstoffarmen Zonen, Algenblüten, Hitzewellen im Wasser, Korallen-
und Fischsterben, Versauerung der Meere, aber auch Dürren und
Hitzewellen an Land. Voraussichtlich wird der Klimawandel all diese
Effekte und noch einige mehr verstärken. Der Erwärmungstrend kann in
absehbarer Zeit nicht gestoppt, allenfalls etwas gemildert werden.
Das setzt allerdings eine Abkehr von der Wachstumsdoktrin des
vorherrschenden Wirtschaftssystems und andere Produktionsweisen
voraus.

Wer bei sich zu Hause die Heizung ausstellt und den Thermostat auf
Null dreht, wird die Erfahrung gemacht haben, daß der Heizkörper noch
eine Zeitlang Hitze abgibt. Mit den Weltmeeren verhält es sich
genauso, nur daß die in ihnen gespeicherte Wärmeenergie um ein
Vielfaches größer ist und ein Abkühlungseffekt sehr viel länger
dauert. Würde man beispielsweise von heute auf morgen die
anthropogenen Treibhausgasemissionen auf Null bringen, indem kein
Verbrennungsmotor, kein Kraftwerk und keine Heizung mit fossilen
Energieträgern befeuert wird und auch von der Landwirtschaft und
anderen Produktionsbereichen keine klimawirksamen Gase mehr
ausgestoßen werden, würde die bereits von den Weltmeeren aufgenommene
Wärme noch Jahrzehnte bis Jahrhunderte weiter an die Atmosphäre
abgegeben.

Bei einem Fieberthermometer lassen sich nur Zehntelgrade ablesen. Das
genügt in der Regel zur Einschätzung, ob eine Person erhöhte
Temperatur hat oder nicht. Das ist allerdings eine Alltagserfahrung,
die sich nicht auf die Verhältnisse in den Weltmeeren übertragen
läßt. Ein global gemittelter Temperaturanstieg der Ozeane um wenige
Hundertstel Grad stellt eine für das Erdklima durchaus relevante
Größenordnung dar. Eine internationale Forschungsgruppe um Cheng
Lijing vom Institut für atmosphärische Physik (IAP) der Chinesischen
Akademie der Wissenschaften hat nun die aktuellen globalen
Temperaturdaten aus bis zu zwei Kilometer Meerestiefe aus dem Jahr
2019 ausgewertet, berichtete dpa unter Berufung auf das Journal
"Advances in Atmospheric Sciences". Darin schreibt die Gruppe, daß
der globale Mittelwert im rund 0,075 Grad Celsius über dem
Durchschnitt des Zeitraums 1981 bis 2010 gelegen hat. Die letzten
fünf Jahre seien jeweils Rekordwerte verzeichnet worden, wobei sich
die Zunahme noch beschleunigt habe. [1]

Es sei wichtig zu begreifen, wie schnell sich die Dinge ändern, sagte
Co-Autor John Abraham, Klimaforscher an der University of St. Thomas
School of Engineering in Minnesota. Das Problem werde nicht von sich
aus aufhören, sondern schlimmer werden. "Wir erleben bereits die
Auswirkungen der Erderwärmung auf die Gesellschaft, angefangen von
steigenden Meeresspiegeln über wärmeres Wasser zu intensiveren
Stürmen und unbändigerem Wetter." [2]

In einer "weiseren" Nutzung von Energie sieht Abraham eine Chance,
die schwerwiegendsten Auswirkungen des Klimawandels wenigstens
abzumildern. Wir sollten nicht grundlos Energie verschwenden, fordert
er. Autos, Häuser und Arbeitsplätze sollten energieeffizienter
gestaltet werden. Am Ende reduziere man Treibhausgasemissionen und
spare dadurch Geld.

Nun war es nicht die Aufgabe dieser Auswertung aktueller
Ozeantemperaturen, technologische oder politische Lösungen des
Problems des Klimawandels aufzuzeigen, der bevorsteht, sollte trotz
des internationalen Klimaschutzabkommens von Paris alles beim alten
bleiben. Insofern sei hier nur am Rande auf Abrahams Vorstellung
eingegangen, daß mittels Energieeffizienz und einem Ende der
Energieverschwendung eine klimatisch bedingte Katastrophe globalen
Ausmaßes abgewendet werden kann.

Gegenwärtig nehmen die globalen Treibhausgasemissionen und damit auch
die Erderwärmung zu. Unter den gleichen technologischen
Voraussetzungen, die zur gegenwärtigen Klimakrise geführt haben, und
den Ersatz von Verbrennungsmotoren durch Windräder und andere
vermeintlich "saubere" Energietechnologien, scheint ein solcher
Standpunkt, wie ihn bekanntlich nicht nur Abraham vertritt, von bloßer
Hoffnung getragen und dürfte die Probe aufs Exempel nicht bestehen.
Eine fundamentale Nutzungsumkehr der Technologien, die erforderlich
ist, um die laufenden Klimaveränderungen wirksam aufzuhalten und den
Brand als grundlegende Voraussetzung der Energieproduktion zu
beenden, ist jedenfalls weder von einem Green Deal der EU-Kommission
noch einem Klimapaket der Bundesregierung zu erwarten.


Fußnoten:

[1] https://www.welt.de/wissenschaft/umwelt/article204987004/Ozeane-sind-so-warm-wie-nie.html

[2] https://insideclimatenews.org/news/14012020/ocean-heat-2019-warmest-year-argo-hurricanes-corals-marine-animals-heatwaves
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INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3430: KlimaLecture #2 "Ethik und Klimawandel" am 24.01.20 in Berlin (idw)


Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der
Wissenschaften und der Nationalen Akademie der Wissenschaften
Leopoldina - 10.01.2020

KlimaLecture #2 "Ethik und Klimawandel" am 24.01.20 in Berlin



Die Veranstaltungsreihe KlimaLectures der Jungen Akademie beleuchtet
das Problem der Erderwärmung und der menschlichen Einflussnahme auf
das Ökosystem Erde. Im Rahmen der zweiten Lecture "Ethik und
Klimawandel" wird der Klimaethiker Dr. Eugen Pissarskoi am Freitag,
24. Januar 2020, 18:00-20:00 Uhr zu klimapolitischen
Handlungsempfehlungen im Lichte bestehender Unsicherheiten vortragen
und anschließend mit Mitgliedern der Jungen Akademie darüber
diskutieren.

Die Menschheit emittiert gegenwärtig Treibhausgase in einem Ausmaß,
das globale Erderwärmung verursacht. Durch deren Folgen werden
moralische Rechte von sehr vielen Menschen verletzt. Das ist
unbestreitbar ungerecht. Doch wie schnell und wie stark sollte die
Erderwärmung begrenzt werden? Und wie viele Treibhausgase darf die
Menschheit zukünftig in die Atmosphäre abgeben? Antworten hierauf sind
umstritten, und ein Grund für diese Kontroverse liegt in
unterschiedlichen Auffassungen darüber, wie wir unter Unsicherheit
handeln sollen.

Eugen Pissarskoi studierte Philosophie und Volkswirtschaftslehre an
der Universität Mannheim und der Freien Universität Berlin, wo er sich
mit einer Arbeit zu Klimaethik promovierte. Er arbeitete viele Jahre
am Berliner "Institut für ökologische Wirtschaftsforschung". Seit 2017
forscht er am Internationalen Zentrum für Ethik in den Wissenschaften,
Universität Tübingen und koordiniert dort aktuell ein
Forschungsvorhaben, das sich mit gerechter Gestaltung einer globalen
Bioökonomie beschäftigt.

Die Veranstaltung, zu der die Junge Akademie Sie herzlich einlädt,
findet im Einstein-Saal, Berlin-Brandenburgische Akademie der
Wissenschaften, Jägerstraße 22/23, 10117 Berlin statt und richtet sich
an alle Interessierten. Die Teilnahme ist kostenlos.

Um Anmeldung über folgenden Link bis zum 22. Januar 2020 wird gebeten:
www

Vertreter*innen der Presse sind herzlich eingeladen, über die
Veranstaltung zu berichten. Eine Akkreditierung ist nicht notwendig.
Eine kurze Rückmeldung ist wünschenswert.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.klimalecture.diejungeakademie.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news729776

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution829

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der

Wissenschaften und der Nationalen Akademie der Wissenschaften

Leopoldina - 10.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3429: Wilde städtische Nachbarn in Ton und Bild - Hamburg-Borgfelde, 21.1. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 13. Januar 2020

Wilde städtische Nachbarn in Ton und Bild - Vortrag am Tag des
Eichhörnchens

NABU lädt am Dienstag, 21. Januar 2020 um 18 Uhr zum
StadtNatur-Vortrag in der NABU-Geschäftsstelle, Klaus-Groth-Str. 21,
Hamburg-Borgfelde ein. Der Eintritt ist frei.



Der 21.1. ist weltweit der "Tag des Eichhörnchens" - ein gutes Datum,
um in Hamburg auf unsere städtischen Mitbewohner aufmerksam zu machen.
Eichhörnchen sind ein Beispiel für Wildtiere, die sich urbane Nischen
suchen und ihr Leben der Stadt anpassen. Der Vortrag zeigt Vorteile
städtischer Wildtiere im Vergleich zu ihren ländlichen Vorfahren,
weist aber auch auf neue Gefahren hin, zeigt, wie Menschen in Gärten,
auf Balkonen, an Fenstern und anderweitig helfen können und was Planer
neuer Stadtteile auch noch besser machen könnten.

Referenten sind:

- Birte Alber und Carsten Cording, die zwei Bücher zum Thema
veröffentlicht haben. "Das Eichhörnchenbuch" (2011) und "Eichhörnchen
entdecken!" (2013) füllten damals eine Lücke in den Bücherregalen -
populärwissenschaftliche Bücher über Eichhörnchen gab es zu dem
Zeitpunkt nicht.

- Artur Fischer-Meny. Der Journalist entdeckte eher zufällig
Eichhörnchen im Portugiesenviertel und unterstützt sie seit 2014
zusammen mit Nachbarn im Projekt "Großstadt-Eichhörnchen". Dabei geht
es weniger ums Füttern, sondern ums Vernetzen von Behörden und
Initiativen, aber auch um Öffentlichkeitsarbeit für die wilden
Nachbarn.

Vortrag "Wilde städtische Nachbarn in Ton und Bild" am Dienstag, 21.
Januar 2020 um 18 Uhr in der NABU-Geschäftsstelle Klaus-Groth-Str. 21.
Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.01.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.
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